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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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ATOM/245: Halbwertzeit - Verschiebelogik ... (Bündnis CASTOR-stoppen)




Bündnis CASTOR-stoppen - Presseerklärung vom 29.01.2020

Anti-Atom-Gruppen protestieren gegen erneute CASTOR-Transporte

Erstmals nach vielen Jahren sollen wieder neue CASTOR-Transporte aus den
Plutoniumfabriken La Hague (F) und Sellafield (GB) rollen. Nun nicht mehr
nach Gorleben, sondern an die vier Zwischenlagerstandorte Biblis,
Philippsburg, Isar und Brokdorf. CASTOR-Zwischenlager werden zu
ungeeigneten Langzeitlagern. Atommüll soll wieder sinnlos von einem Ort zum
anderen verschoben werden. Das Bündnis ruft deshalb am Sonntag, dem
02.02.2020 zu einem Protest-Aktionstag auf.

Gegen die anstehenden CASTOR-Transporte hat sich ein bundesweites
Protestbündnis CASTOR-stoppen gegründet. Dieses gemeinsame Bündnis aus der
Anti-AKW-Bewegung und Klimagruppen steht unter dem Motto "Atomausstieg und
Energiewende: es ist noch lange nicht vorbei!".

Weitere Informationen unter:

www.castor-stoppen.de

Der erste Transport soll im ersten Halbjahr 2020 aus der Plutoniumfabrik
Sellafield in England nach Biblis stattfinden. Kurz vor Weihnachten hatte
das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) die
Einlagerungsgenehmigung für sechs CASTOR-Behälter im Zwischenlager am AKW
Biblis erteilt. Es fand auch bereits ein Castor-Probetransport nach Biblis
statt. Damit steht einem hochradioaktiven Atommülltransport aus dem
britischen Sellafield nach Hessen nur noch die Erteilung der
Transportgenehmigung im Weg.

Aus Protest gegen diesen Transport nach Biblis werden am Sonntag,
02.02.2020 unter dem Motto "Da bahnt sich was an" an einigen Atomstandorten
der Bundesrepublik Aktionen stattfinden. Die Anti-Atom-Gruppen machen mit
diesem Aktionstag auf die Problematik aufmerksam:


	es gibt kein vertretbares Konzept für den vorhandenen Atommüll

	die Energiewende wird sabotiert

	Atomenergie ist kein Beitrag gegen die Klimakatastrophe




Bisher geplante und veröffentlichte Aktionen am 02.02.2020 finden in:


Biblis, Salzgitter, Gorleben, Neckarwestheim, Gronau, Karlsruhe, Berlin,
Weimar, Grohnde, Hamburg

13.00 Uhr - Biblis

Wir treffen uns am Bahnhof, laufen von dort in Richtung Stichgleis zum AKW,
wandern auf diesem außerhalb des Schienenbereichs der DB in Richtung AKW.
Dann werden wir eine szenische Aktion durchführen, die auf den drohenden
CASTOR-Transport und den Kampagnen-Style aufsetzt und unseren Willen zum
Widerstand verdeutlichen wird. Nach der Rückkehr zum Auftaktort stehen
warme Getränke zur Verfügung.

Weitere Infos: atomkraftende.de und bei facebook

13.00 Uhr - Salzgitter

Eure Transportgenehmigung in die Tonne! Protestkundgebung mit Feuertonne
und Redebeiträgen vor der Genehmigungsbehörde BASE (Bundesamt für die
Entsorgung der nuklearen Abfälle, Willy-Brandt-Str. 5,
Salzgitter-Lebenstedt)

Weitere Infos: www.ag-schacht-konrad.de

13.00 & 14.00 Uhr - Gorleben

Aus Protest gegen die Endlagerpläne (in Gorleben & überall) & für den
sofortigen Atomausstieg: Sonntagsspaziergang um das Bergwerk in Gorleben um
13.00 Uhr

Im Anschluss ab 14.00 Uhr: Gorlebener Gebet, an den Kreuzen. Seit 1989 wird
an jedem Sonntag im Wald nahe dem sogenannten Erkundungsbergwerk aus
Protest gegen die Atommüllpläne eine Andacht gehalten. 

Weitere Infos: https://www.bi-luechow-dannenberg.de

14.00 Uhr - Neckarwestheim

Protestmarsch zum Umrichterwerk der Deutschen Bahn neben dem AKW.
Deutsche Bahn: Atomstrom aus Neckarwestheim & CASTOR-Transporte ab
2020 ...da bahnt sich was an! Atomausstieg & Energiewende - es ist noch
lange nicht vorbei! 

Treffpunkt um 14.00 Uhr auf dem Wanderparkplatz "Schöne Aussicht" zwischen
Gemmrigheim und Neckarwestheim

Infos: https://neckarwestheim.antiatom.net

14.00 Uhr - Gronau

Wie immer am ersten Sonntag im Monat traditioneller Sonntagsspaziergang an
der Gronauer Urananreicherungsanlage, Röntgenstraße 4. Die
Sonntagsspaziergänge richten sich seit Ende 1986 generell gegen
Uranfabriken und sonstige Atomanlagen, gegen Uranabbau und Atomwaffen,
gegen Urantransporte, Castortransporte und sonstige Atomtransporte.

15.00 Uhr - Karlsruhe

Anti-Atom-Initiative Karlsruhe lädt zur Mahnwache, Flugblätter verteilen
und Redebeiträge ein

Treffpunkt: Hauptbahnhof, vor dem Haupteingang

Weitere Infos: www.anti-atom-ka.de

14.00 - Berlin

"Ihr habt wohl einen an der Waffel!?"

Wir haben lecker Waffeln, warme Getränke und dazu die Infos zu dem nächsten
Castor-Transport, wollen Transpis malen und uns austauschen.

Wir treffen uns im Gecekondu, am Kotti (gegenüber des Südblocks).

16:00 - Weimar

Aktuelle Informationen und Straßenkonzert mit Tuba Libre

Treffpunkt: Vorm bzw. nahe des Rathauses

14:00 Uhr - Grohnde

Castor Alarm - auch vor dem AKW Grohnde: Mahnwache mit Redebeiträgen.

Treffpunkt: Emmerthal, vor dem AKW

15:00 / 20.00 Uhr - Hamburg

Es ist nicht zu fassen, aber sie tun es tatsächlich. In der WAA Sellafield
werden gerade sechs Castoren beladen, alle Genehmigungen bis auf eine
Letzte sind erteilt, in den nächsten Wochen soll er stattfinden - der
Castor Transport von Sellafield nach Biblis. 

Das lassen wir nicht durchgehen. Seid bereit! - Castor Alarm 2020!
Don't nuke the climate - für die soffortige Stillegung aller Atomanlagen
weltweit

15.00 Uhr - Plakatwand / Rote Flora SEKttrinken und Uhrenvergleich

20.00 Uhr - Rote Flora 1. Stock: inhaltliche Häppchen, Transportstrecken
und Stand der Dinge

Anti-Atom-Büro Hamburg - https://aabhh.noblogs.org/ -
https://castorstoppen.noblogs.org/


Hintergrundpapier zu den CASTOR-Transporten unter Materialien: 

http:// castor-stoppen.de

Infopapier zu den Standort-Zwischenlagern: 

http://www.atommuellkonferenz.de/wp-
content/uploads/Positionspapier_Zwischenlagerung_hoch_radioaktiver_Abfaelle.pdf

 * 

Quelle:

Bündnis CASTOR-stoppen

Internet: http:// castor-stoppen.de
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KOHLEALARM/699: Klimakampf und Kohlefront - unklarer Neustart ... (BEE)


Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. - 29.01.2020

Kohleausstiegsgesetz verpasst Chance, Innovationen im Energiesektor
anzustoßen



Berlin - Das Bundeskabinett hat heute den Gesetzentwurf zur Reduzierung und
zum Ausstieg aus der Verstromung von Braun- und Steinkohle beschlossen.
"Der Verzicht auf die Nutzung der Energieträger Braun- und Steinkohle ist
überfällig, um die Klimaziele zu erreichen und das Energiesystem auf Basis
Erneuerbarer Energien flexibler, intelligenter und kostengünstiger zu
gestalten. Problematisch ist, dass der Gesetzentwurf weit hinter dem
Ergebnis der Kommission Wachstum, Strukturwandel, Beschäftigung
zurückbleibt. Der beschriebene Reduktionspfad ist zögerlich und wird den
Erfordernissen des Klimaschutzabkommens von Paris nicht gerecht. Entgegen
den ausdrücklichen Empfehlungen der Kommission fehlen zudem verbindliche
Regelungen, die das Ziel von 65 Prozent Erneuerbaren im Stromsektor bis
2030 ermöglichen. Die Bundesregierung verpasst die Chance, den Ausstieg mit
einem klaren Aufbruch zu verbinden und die Weichen für Innovation und
Zukunftsinvestition zu stellen. Den Branchen der Erneuerbaren Energien
fehlt damit weiterhin der politische Rahmen, überkommene Deckel und Bremsen
bleiben bestehen", kritisiert Dr. Simone Peter, Präsidentin des
Bundesverbands Erneuerbare Energie e.V. (BEE) den Gesetzentwurf.

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren müsse bei den Erneuerbaren Energien und
der Kraft-Wärme-Kopplung erheblich nachgebessert werden. "Atom- und
Kohleausstieg erfordern eine umgehende starke Beschleunigung des Ausbaus
von Erneuerbaren Energien und deshalb die Anhebung von Zielkorridoren und
Auktionsvolumen im EEG bereits in diesem Frühjahr", fordert Dr. Peter. Das
vorliegende Gesetz solle genutzt werden, um die unverzügliche Streichung
des 52 GW-Deckels bei der Photovoltaik vorzunehmen. Auch die Ausbauziele
müssten auf mindestens 10 Gigawatt pro Jahr erhöht werden. Es müsse zudem
gewährleistet werden, dass der vorgesehene Ausbaupfad bei der Windkraft an
Land erreicht wird. Genehmigungshemmnisse seien abzubauen, pauschale
Abstände bei Windenergieanlagen zu vermeiden. Außerdem sei die Anhebung des
Ausbaupfads auf 20 Gigawatt bis 2030 bei Offshore-Wind sowie die
Ausschreibung der offenen Netzkapazität von 2 Gigawatt unverzichtbar. Für
die Biomasse brauche es neben einem Stabilisierungspfad vor allem ein
Ausschreibungsdesign, das den Weiterbetrieb von Bestandsanlagen nach
Auslaufen der EEG-Vergütung, aber auch den Bau von Neuanlagen erst
ermöglicht sowie eine Abschaffung des Flex-Deckels.

Bei der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) stehe der Kohleersatzbonus für Gas-KWK
und der Südbonus dem schnellen Ausstieg aus der fossilen Strom- und
Wärmeerzeugung entgegen. Der BEE begrüße aber die Weiterentwicklung der
klassischen KWK zu "flexiblen Strom-Wärme-Systemen" mit einer möglichst
hohen Einbindung von Erneuerbaren Energien. Mit dem Bonus für innovative
Erneuerbare Wärme (EE-Wärmebonus) werde erstmals im KWKG die gezielte
Einbindung von Erneuerbaren Energien in allen KWK-Größenklassen adressiert.
Entgegen der Ausgestaltung eines pauschalen Bonus für die unterschiedlichen
Erneuerbaren-Energien-Technologien halte der BEE allerdings
technologiespezifische Boni für zielführenderer. Dass die Biomasse (z.B.
Holz oder Biogas) aufgrund der geforderten Jahresarbeitszahl vom
EE-Wärmebonus ausgeschlossen sei, sei nicht hinnehmbar. Zudem fehlten
Akzente, um wirksame Marktimpulse für die solare Fernwärme zu setzen. Für
einen dynamisierten Ausbau geothermisch bespeister Wärmenetze seien
zusätzliche Maßnahmen überfällig. Peter: "Die Wärmewende bleibt mit diesem
Gesetz das Stiefkind der Energiewende. Hier muss mehr getan werden!"

Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland bündelt der
BEE die Interessen von 55 Verbänden, Organisationen und Unternehmen mit 30
000 Einzelmitgliedern, darunter mehr als 5 000 Unternehmen. Zu unseren
Mitgliedern zählen u. a. der Bundesverband WindEnergie, der Bundesverband
Solarwirtschaft, der Fachverband Biogas und der Bundesverband Deutscher
Wasserkraftwerke. Wir vertreten auf diese Weise 316 000 Arbeitsplätze und
mehr als 3 Millionen Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent
Erneuerbare Energie in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.

 * 

Quelle:

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V.

Invalidenstraße 91, 10115 Berlin

E-Mail: presse@bee-ev.de

Telefon: 030 2758170 - 16, Fax: 030 2758170 - 20

Internet: www.bee-ev.de
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KOHLEALARM/698: Klimakampf und Kohlefront - kein fairer Handel ... (PIK)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 29. Januar 2019

Statement zum Kohleausstiegsgesetz: 

"Das Abschalten der Kraftwerke hätte man billiger haben können"



Rund ein Jahr nach dem Bericht der Kohlekommission hat das Bundeskabinett
heute das Kohleausstiegsgesetz beschlossen. Bis 2038 soll Deutschland die
Stromgewinnung aus Braun- und Steinkohle beenden, die 2019 noch 28 Prozent
der Bruttostromerzeugung ausmachte. Die Braunkohle-Betreiber erhalten 4,35
Milliarden Euro Entschädigung, weitere Entschädigungen an die
Steinkohle-Betreiber werden über Ausschreibungen ermittelt und verteilt.
Zudem fließen 40 Milliarden Euro Strukturhilfen in die Kohleregionen. Dazu
erklärt Ottmar Edenhofer, Direktor des Potsdam-Instituts für
Klimafolgenforschung (PIK) und des Mercator Research Institute on Global
Commons and Climate Change (MCC):

"Es ist gut, dass die Regierung jetzt einen Fahrplan zum Kohleausstieg
beschlossen hat. Allerdings macht sie ihn unnötig teuer: Die hohen
Direktzahlungen an die Kraftwerksbetreiber, als Entschädigung für das
Abschalten von Anlagen, sind falsch. Sie hebeln das Verursacherprinzip aus,
demzufolge derjenige, der emittiert, entsprechend zahlen soll. Nun bekommt
derjenige Geld, der das Emittieren einstellt. Deswegen haben die Betreiber
einige Kraftwerke länger als wirtschaftlich darstellbar am Netz gelassen -
um nun Entschädigungszahlungen zu erhalten.

Es wäre besser gewesen, wenn die deutsche Politik das Milliardenprojekt
Kohleausstieg im Kern markwirtschaftlich geregelt hätte. Die Strukturhilfen
für die Kohleregionen sind wichtig, weil sie neue Arbeitsplätze finanzieren
helfen - aber beim Ausstieg selbst hätte die Politik auf den CO2-Preis
setzen sollen, dann wäre alles viel billiger gegangen. Man hat schon jetzt
gesehen, dass die steigenden Preise im Emissionshandel im vergangenen Jahr
zu einem Rückgang der Kohleverstromung geführt haben. Mit einem
Mindestpreis hätte man die Kohle verdrängt, ohne teure Entschädigungen
zahlen zu müssen.

Unbefriedigend bleibt auch, wie der deutsche Kohleausstieg im europäischen
Emissionshandel abgebildet wird. Zwar will die Regierung die frei werdenden
Zertifikate im Prinzip stilllegen und vom Markt nehmen - doch wieviel CO2
effektiv eingespart wird, lässt sich nur mit großer Unsicherheit bestimmen.
Es besteht also die Gefahr, dass ein Teil der Zertifikate anderswo genutzt
und der Klima-Effekt des Kohleausstiegs konterkariert wird. Um diesen
sogenannten Wasserbett-Effekt auszuschließen und zugleich bei den
Zertifikaten ein unkoordiniertes Vorgehen der nationalen Regierungen zu
verhindern, gibt es eine einfache Lösung: einen ausreichend hohen
europäischen Mindestpreis im Emissionshandel."


Weblink zum Gesetzesentwurf:

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/G/gesetzentwurf-kohleausstiegsgesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=6

 * 

Quelle:

PIK-Statement, 29.01.2020

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung e.V.

Pressestelle

Telegrafenberg A 31, 14473 Potsdam

Postadresse: P.O. Box 601203, 14412 Potsdam

E-Mail: presse@pik-potsdam.de

Internet: http://www.pik-potsdam.de
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KOHLEALARM/697: Klimakampf und Kohlefront - verzögerungstaktisch gesehen ... (ClientEarth)


ClientEarth - Pressemitteilung vom 29. Januar 2020

Milliardengeschenk an LEAG gefährdet Kohleausstieg: 

Jurist*innen fordern Stellungnahme von Bundesregierung



Die Jurist*innen von ClientEarth haben sich heute in einem Brief an
Umweltministerin Schulze, Wirtschaftsminister Altmaier und Finanzminister
Scholz gewandt. Sie warnen die Bundesregierung darin, dass die geplanten
Entschädigungszahlungen an die LEAG ein rechtliches Risiko für den
beschlossenen Kohleausstieg darstellen. ClientEarth fordert die
Bundesregierung dringend zu einer Stellungnahme auf, bevor das
Kohleausstiegsgesetz am heutigen Tag vom Kabinett verabschiedet wird.

"Die deutschen Steuerzahler*innen sollten darüber in Kenntnis gesetzt
werden, wofür sie eigentlich aufkommen: Der Energiekonzern LEAG soll mehr
als 1,7 Milliarden Euro dafür bekommen, dass er Kraftwerke schließt, die er
ohnehin zu ähnlichen Zeitpunkten geschlossen hätte. Das ist nicht nur
politisch ein Skandal, sondern auch juristisch gefährlich", sagt Prof. Dr.
Hermann Ott, Leiter des ClientEarth Deutschlandbüros.

Die Jurist*innen warnen, dass das großzügige Geschenk an die LEAG dem
ausgehandelten Kohleausstieg schaden könnte. Es könnte die Anwendung
wesentlicher Regelungen zum Braunkohleausstieg sogar komplett zum Kippen
bringen, meint Hermann Ott: "Im schlimmsten Fall werden die vorgesehenen
Zahlungen an die LEAG dazu führen, dass die Regelungen über Abschaltpfad
und Entschädigungen zum Braunkohleausstieg unanwendbar bleiben. Denn die
von der Bundesregierung geplanten Verträge mit den Betreibern stehen unter
dem Vorbehalt der Genehmigung durch die EU-Kommission. Sollte diese
Genehmigung wegen der jetzt bekannt gewordenen Umstände nicht kommen,
fangen wir bei der Braunkohle wieder von vorne an. Der Kohleausstieg würde
sich noch weiter nach hinten verschieben, die Klimaziele würden noch
deutlicher verfehlt. Die Bundesregierung muss sich hierzu äußern."

Schon vor Bekanntwerden der geplanten Zahlungen an die LEAG hatten die
Jurist*innen von ClientEarth in Zweifel gezogen, ob großzügige
Entschädigungen an eine wirtschaftlich strauchelnde Braunkohleindustrie im
Einklang mit dem Beihilferecht stehen. Diese Überlegungen erhalten nun neue
Brisanz. "Altmaiers Strategie ist es, sich einen Konsens zu erkaufen. Es
ist höchst fraglich, ob die geplanten Regelungen zum Kohleausstieg, die
geschenkte Milliarden zum Teil ohne erkennbare Gegenleistung enthalten,
einer Prüfung nach dem EU-Beihilferecht standhalten werden. Denn mit solch
einem Kohleausstiegsgesetz wird für die LEAG keinerlei Anreiz gesetzt,
Kraftwerke früher zu schließen als geplant. Vielmehr vergoldet der
ausgehandelte Ausstieg ihre ohnehin bestehenden Pläne. Gerade so etwas
versucht das Beihilferecht zu verhindern", so Ott weiter.

 * 

Quelle:

ClientEarth

Albrechtstr. 22, 10117 Berlin

E-Mail: presse@clientearth.org

Internet: www.clientearth.de
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KOHLEALARM/696: Klimakampf und Kohlefront - ein faules Angebot ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 29. Januar 2020

Kohleausstiegsgesetz droht Kohle-Konflikt neu zu entfachen



Zum Beschluss des Kohleausstiegsgesetzes im Bundeskabinett erklärt Stefanie
Langkamp, Leiterin Kohle- und Energiepolitik der Klima-Allianz Deutschland:

"Wir betrachten dieses Gesetz mit großer Sorge, denn es droht den Konflikt
um die Kohle neu zu entfachen. Die Bundesregierung hat nicht im Interesse
des Klimaschutzes verhandelt. Das ist ein schlechtes Signal und eine
riskante Strategie angesichts der weltweiten Auswirkungen des Klimawandels,
die sich heute schon zeigen.

Ausgerechnet besonders klima- und gesundheitsschädliche
Braunkohlekraftwerke sollen bis an ihr ohnehin geplantes Ende laufen und
dafür noch Entschädigungszahlungen aus Steuermitteln in Milliardenhöhe
erhalten. Die Bundesregierung führt die von ihr selbst eingesetzte
Kohlekommission ad absurdum, wenn sie den vorgeschlagenen stetigen
Ausstiegspfad leichtsinnig verwirft. Vollkommen unnötig gibt die
Bundesregierung dem Drängen von RWE nach, sechs weitere Dörfer zu
zerstören. Die Interessen der Menschen, die ihr Zuhause nicht verlassen
wollen, ignoriert sie. Der bereits stark strapazierte Hambacher Wald soll
nach Vorstellungen des Konzerns RWE an mehreren Seiten umbaggert werden -
abgeschnitten vom Grundwasser wird der Wald nicht dauerhaft überleben
können.

Dieses Gesetz ist ein Rückschlag zu einer Zeit, in der Deutschland in den
UN-Klimaverhandlungen und der EU eigentlich für mehr Klimaschutz streiten
müsste. Große Teile der Zivilgesellschaft sehen in ihm nicht die
notwendigen Entscheidungen der Bundesregierung für Klimaziele und
Kohleausstieg. Ohne Nachbesserungen an dem Gesetz werden die Konflikte um
die Dörfer, den Hambacher Wald und Datteln IV weitergehen."



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren 130 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen
Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.01.2020

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/695: Klimakampf und Kohlefront - Kohle-Kompromiß eingefordert ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 29. Januar 2020

Kohle-Gesetz: Herber Rückschlag im Kampf gegen Klimawandel



Anlässlich des heutigen Kabinettsbeschlusses zum Kohleausstiegsgesetz
erklärt Verena Graichen, stellvertretende Vorsitzende des Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Die Einigung auf den Kohle-Kompromiss ist nun über ein Jahr her. Passiert
ist seither so gut wie nichts. Schlimmer noch: Mit dem heute im Kabinett
beschlossenen unausgegorenen und unambitionierten Entwurf des
Kohleausstiegsgesetzes kündigt die Bundesregierung den Kompromiss einseitig
auf und vertut erneut eine Chance im Kampf gegen den Klimawandel. Wie oft
noch?

Doch es gibt noch Möglichkeiten einzulenken und nachzuschärfen: Die nach
jüngsten Berichten ohnehin unseriöse Bund-Länder-Einigung muss
nachverhandelt werden. Der Kohleausstieg in Ostdeutschland muss schneller
kommen. Vom Tagebau bedrohte Dörfer müssen gerettet werden und das
Kohlekraftwerk Datteln 4 darf auf keinen Fall ans Netz gehen.

Die Inbetriebnahme eines weiteren Steinkohlekraftwerkes als erste Maßnahme
des 'Kohleausstieges' steht symbolisch für die klimapolitische Schieflage.
Der Gesetzentwurf führt zu deutlich höheren CO2-Emmissionen als der von der
Kohle-Kommission vorgeschlagene Ausstiegs-Pfad und erschwert mit einem
neuen Kraftwerk eine dringend erforderliche Beschleunigung des
Kohleausstieges.

Wir appellieren an Bundestag und Bundesrat diesen Gesetzentwurf deutlich
nachzubessern und mindestens die versprochene Eins-zu-eins-Umsetzung des
Kohle-Kompromisses sicherzustellen.

Zudem muss das Strukturstärkungsgesetz verabschiedet werden, das den
schrittweisen Ausstieg aus der Kohleverstromung mit konkreten
wirtschaftlichen Perspektiven für die betroffenen Regionen verbindet. Die
Menschen vor Ort brauchen eine Perspektive.

Wir jedenfalls werden weiter dafür kämpfen: für den Kohle-Ausstieg im
Rahmen eines sozial-ökologischen Wandels. Wir tragen den Protest auf die
Straße, vor das Kanzleramt, das Kohlekraftwerk Datteln 4 und in die vom
Tagebau bedrohten Dörfer. Wir wollen, dass unsere Kinder und Enkelkinder in
einer lebenswerten Welt leben werden."


Hintergrund:

Bis 2025 setzt die Regierung laut Entwurf nur auf Freiwilligkeit der
Kraftwerksbetreiber. Melden sich nicht genug für Abschaltungen, gehen
weniger Gigawatt vom Netz als geplant. Ein ordnungsrechtlicher Pfad, der
dies regeln würde, ist erst ab 2025 vorgesehen. Der Steinkohleausstieg 2038
kann lediglich um zwei Jahre vorgezogen werden, Braunkohle gar nicht. Um
die Klimaziele zu erreichen, bleibt aber nur ein frühestmöglicher Ausstieg:
bis 2030.

Das Kohleausstiegsgesetz geht zurück auf den Abschlussbericht der
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" (Kohlekommission)
vom Januar 2019. Die Kommission bestand aus Vertreterinnen und Vertretern
aus Wirtschaft, Gewerkschaften und Umweltverbänden sowie aus Anwohnenden
der Kohlereviere.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) -

Friends of the Earth Germany

Kaiserin-Augusta-Allee 5, 10553 Berlin

Telefon: (030) 275 86-40, Fax (030) 275 86-440

E-Mail: bund(at)bund.net

Internet: https://www.bund.net
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KOHLEALARM/696: Klimakampf und Kohlefront - ein faules Angebot ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 29. Januar 2020

Kohleausstiegsgesetz droht Kohle-Konflikt neu zu entfachen



Zum Beschluss des Kohleausstiegsgesetzes im Bundeskabinett erklärt Stefanie
Langkamp, Leiterin Kohle- und Energiepolitik der Klima-Allianz Deutschland:

"Wir betrachten dieses Gesetz mit großer Sorge, denn es droht den Konflikt
um die Kohle neu zu entfachen. Die Bundesregierung hat nicht im Interesse
des Klimaschutzes verhandelt. Das ist ein schlechtes Signal und eine
riskante Strategie angesichts der weltweiten Auswirkungen des Klimawandels,
die sich heute schon zeigen.

Ausgerechnet besonders klima- und gesundheitsschädliche
Braunkohlekraftwerke sollen bis an ihr ohnehin geplantes Ende laufen und
dafür noch Entschädigungszahlungen aus Steuermitteln in Milliardenhöhe
erhalten. Die Bundesregierung führt die von ihr selbst eingesetzte
Kohlekommission ad absurdum, wenn sie den vorgeschlagenen stetigen
Ausstiegspfad leichtsinnig verwirft. Vollkommen unnötig gibt die
Bundesregierung dem Drängen von RWE nach, sechs weitere Dörfer zu
zerstören. Die Interessen der Menschen, die ihr Zuhause nicht verlassen
wollen, ignoriert sie. Der bereits stark strapazierte Hambacher Wald soll
nach Vorstellungen des Konzerns RWE an mehreren Seiten umbaggert werden -
abgeschnitten vom Grundwasser wird der Wald nicht dauerhaft überleben
können.

Dieses Gesetz ist ein Rückschlag zu einer Zeit, in der Deutschland in den
UN-Klimaverhandlungen und der EU eigentlich für mehr Klimaschutz streiten
müsste. Große Teile der Zivilgesellschaft sehen in ihm nicht die
notwendigen Entscheidungen der Bundesregierung für Klimaziele und
Kohleausstieg. Ohne Nachbesserungen an dem Gesetz werden die Konflikte um
die Dörfer, den Hambacher Wald und Datteln IV weitergehen."



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren 130 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen
Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.01.2020

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/695: Klimakampf und Kohlefront - Kohle-Kompromiß eingefordert ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 29. Januar 2020

Kohle-Gesetz: Herber Rückschlag im Kampf gegen Klimawandel



Anlässlich des heutigen Kabinettsbeschlusses zum Kohleausstiegsgesetz
erklärt Verena Graichen, stellvertretende Vorsitzende des Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Die Einigung auf den Kohle-Kompromiss ist nun über ein Jahr her. Passiert
ist seither so gut wie nichts. Schlimmer noch: Mit dem heute im Kabinett
beschlossenen unausgegorenen und unambitionierten Entwurf des
Kohleausstiegsgesetzes kündigt die Bundesregierung den Kompromiss einseitig
auf und vertut erneut eine Chance im Kampf gegen den Klimawandel. Wie oft
noch?

Doch es gibt noch Möglichkeiten einzulenken und nachzuschärfen: Die nach
jüngsten Berichten ohnehin unseriöse Bund-Länder-Einigung muss
nachverhandelt werden. Der Kohleausstieg in Ostdeutschland muss schneller
kommen. Vom Tagebau bedrohte Dörfer müssen gerettet werden und das
Kohlekraftwerk Datteln 4 darf auf keinen Fall ans Netz gehen.

Die Inbetriebnahme eines weiteren Steinkohlekraftwerkes als erste Maßnahme
des 'Kohleausstieges' steht symbolisch für die klimapolitische Schieflage.
Der Gesetzentwurf führt zu deutlich höheren CO2-Emmissionen als der von der
Kohle-Kommission vorgeschlagene Ausstiegs-Pfad und erschwert mit einem
neuen Kraftwerk eine dringend erforderliche Beschleunigung des
Kohleausstieges.

Wir appellieren an Bundestag und Bundesrat diesen Gesetzentwurf deutlich
nachzubessern und mindestens die versprochene Eins-zu-eins-Umsetzung des
Kohle-Kompromisses sicherzustellen.

Zudem muss das Strukturstärkungsgesetz verabschiedet werden, das den
schrittweisen Ausstieg aus der Kohleverstromung mit konkreten
wirtschaftlichen Perspektiven für die betroffenen Regionen verbindet. Die
Menschen vor Ort brauchen eine Perspektive.

Wir jedenfalls werden weiter dafür kämpfen: für den Kohle-Ausstieg im
Rahmen eines sozial-ökologischen Wandels. Wir tragen den Protest auf die
Straße, vor das Kanzleramt, das Kohlekraftwerk Datteln 4 und in die vom
Tagebau bedrohten Dörfer. Wir wollen, dass unsere Kinder und Enkelkinder in
einer lebenswerten Welt leben werden."


Hintergrund:

Bis 2025 setzt die Regierung laut Entwurf nur auf Freiwilligkeit der
Kraftwerksbetreiber. Melden sich nicht genug für Abschaltungen, gehen
weniger Gigawatt vom Netz als geplant. Ein ordnungsrechtlicher Pfad, der
dies regeln würde, ist erst ab 2025 vorgesehen. Der Steinkohleausstieg 2038
kann lediglich um zwei Jahre vorgezogen werden, Braunkohle gar nicht. Um
die Klimaziele zu erreichen, bleibt aber nur ein frühestmöglicher Ausstieg:
bis 2030.

Das Kohleausstiegsgesetz geht zurück auf den Abschlussbericht der
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" (Kohlekommission)
vom Januar 2019. Die Kommission bestand aus Vertreterinnen und Vertretern
aus Wirtschaft, Gewerkschaften und Umweltverbänden sowie aus Anwohnenden
der Kohlereviere.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) -

Friends of the Earth Germany

Kaiserin-Augusta-Allee 5, 10553 Berlin

Telefon: (030) 275 86-40, Fax (030) 275 86-440

E-Mail: bund(at)bund.net

Internet: https://www.bund.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 31. Januar 2020 
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KOHLEALARM/694: Klimakampf und Kohlefront - Nachbesserung für Kohleausstiegsgesetz erforderlich ... (ClientEarth)


ClientEarth - Pressemitteilung vom 24. Januar 2020

Klimapolitischer Fehlschlag mit vielen rechtlichen Fragezeichen: 

Stellungnahme von ClientEarth zum Kohleverstromungsbeendigungsgesetz



Die Jurist*innen von ClientEarth haben gestern eine Stellungnahme zum
Kohleverstromungsbeendigungsgesetz beim Bundeswirtschaftsministerium
eingereicht.

Prof. Dr. Hermann Ott, Leiter des ClientEarth Deutschlandbüros, ist über
den Entwurf entsetzt: "Seit einem Jahr warten wir auf dieses Gesetz, haben
im Mai gemeinsam mit Greenpeace sogar schon eine Blaupause mit einem
detaillierten Ausstiegspfad für Peter Altmaier erarbeitet. Und als Ergebnis
kommt nun dieses ambitionslose Stückwerk." Mit einem gesetzlich
festgelegten Ausstieg aus der Kohleverstromung im Jahr 2038 zementiere
Deutschland einen Kohleausstieg, der mit dem Abkommen von Paris nicht
vereinbar ist. Otts Fazit ist vernichtend: "Dieses Kohleausstiegsgesetz ist
an Peinlichkeit nicht zu überbieten. Deutschland wird mit Ansage seine
nationalen und internationalen Klimaziele verfehlen. Und das während
gleichzeitig Kanzlerin Merkel in Davos die Lösung des Klimaproblems "eine
Frage des Überlebens" nennt. Der vorgeschlagene Gesetzestext muss
mindestens so abgeändert werden, dass die Planung für den Kohleausstieg
auch durch künftige Regierungen noch zugunsten des Klimaschutzes angepasst
werden kann."

Größtenteils offen bleibt auch die Frage nach Entschädigungszahlungen an
Kraftwerksbetreiber. Trotz der Gewissheit, dass Entschädigungen in
Milliardenhöhe gezahlt werden sollen, weist das Gesetz bei der Frage nach
Kriterien zur Bestimmung der Höhe von Entschädigungen für einzelne
Kraftwerke aktuell noch erstaunlich viele Lücken auf. Jurist und
Umweltexperte Hermann Ott hält die Zahlung von Entschädigungen
grundsätzlich für rechtlich zweifelhaft: "Diese Entschädigungen sind aus
unserer Sicht noch nicht in Stein gemeißelt. Die EU hat letzten Freitag
noch einmal klar gemacht, dass Entschädigungen nur möglich sind, wenn sie
zukünftige Verluste ausgleichen. Kraftwerksbetreiber werden aber künftig
Miese machen." Die EU-Kommission wird Zahlungen nach dem EU-Beihilferecht
beurteilen. Ott ergänzt: "Besonders problematisch ist, dass der
vorgeschlagene Ausstiegspfad mit den hohen Entschädigungen nach Meinung von
Expert*innen riskiert, den ETS auszuhebeln. Es würde nicht überraschen,
wenn die EU-Kommission die Entschädigungsmechanismen eingehend und damit
lange prüfen wird. Beide Aspekte könnten zur Folge haben, dass
Abschaltungen hinausgezögert werden."

Ein weiteres Problem ist der Ausstiegspfad: Anstelle eines stetigen
Ausstiegspfads, der von der Kohlekommission empfohlen wurde, sieht das
Gesetz vor, zu bestimmten Zeitpunkten mehrere Kraftwerke gleichzeitig
abzuschalten. "Mit diesem 'Wasserfall-Ausstiegspfad' ist wirklich nur den
Betreibern geholfen", bekräftigt Hermann Ott. Denn er gefährde zugleich
Klima, Umwelt und Gesundheit: "Werden Kraftwerke nicht stetig vom Netz
genommen, stoßen diese bis zur Abschaltung fröhlich weiter nicht nur CO2,
sondern auch Luftschadstoffe wie Stickoxide und Quecksilber aus."

"Absolut unverständlich ist auch, dass Kraftwerke, die vom Tagebau
Garzweiler abhängen, erst spät abgeschaltet werden sollen, obwohl sie zu
den dreckigsten Kraftwerken Europas gehören. Die Abschaltreihenfolge
besiegelt damit die Zerstörung der Dörfer rund um den Tagebau und die
Zwangsumsiedlung der Anwohner*innen, obwohl dies gar nicht mehr
erforderlich wäre" so Ott weiter.

 * 

Quelle:

ClientEarth

Albrechtstr. 22, 10117 Berlin

E-Mail: presse@clientearth.org

Internet: www.clientearth.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. Januar 2020 
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LESUNG/4422: Berlin - Aris Fioretos, »Nelly B.s Herz«, 12.02.2020


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Februar 2020

12.02.20, Mittwoch, 19:30 Uhr

»Nelly B.s Herz«

Aris Fioretos in Lesung und Gespräch

Moderation: Wiebke Porombka



Das Berlin der Zehner und Zwanziger Jahre des letzten Jahrhunderts
bildet den Hintergrund des neuen Romans des schwedischen Autors Aris
Fioretos (Hanser Verlag, aus dem Schwedischen übersetzt von Paul
Berf). Im Zentrum steht Nelly B., eine historische Person, die als
erste Frau in Deutschland den Pilotenschein erwarb und mit ihrem Mann
eine Flugschule in Johannisthal betrieb. Nachdem ihr wegen einer
Herzinsuffizienz von ihrem Arzt das Fliegen verboten wurde, landete
sie bei BMW im Verkauf von Motorrädern. Und in einer neuen Liebe mit
der viel jüngeren Irma. Fioretos schließt mit diesem Buch an seine
ersten beiden, ebenfalls im Vorkriegsberlin verorteten Romane »Die
Seelensucherin« und »Die Wahrheit über Sascha Knirsch« an. Das gar
nicht so geheime Zentrum dieser Trilogie bilden die aufkommende
Moderne mit der Faszination ihrer technischen Möglichkeiten, das
Erkunden des Zusammenspiels von Psyche und Körper, das Interesse an
der Sexualität und - angesiedelt als Tanz auf dem Vulkan - dem Berlin
in der Zeit des heraufziehenden Faschismus. Die schwedische Kritik
feierte »Nelly B.s Herz« als bisher besten Roman des vielfach
ausgezeichneten Aris Fioretos. Durch den Abend führt Wiebke Porombka,
Deutschlandfunk Kultur.

5/8 Euro

Auch an der Abendkasse.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Februar 2020 
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TREFF/1518: Berlin - Gespräch mit Uljana Wolf über die Gestaltung von Lyrik und die politische Dimension des Übersetzens, 05.02.2020


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Februar 2020

05.02.20, Mittwoch, 19:30 Uhr

"Gedichte übersetzen, Sprachkörper vernetzen"
Öffentliche Abschlussveranstaltung im Rahmen der
August-Wilhelm-von-Schlegel-Gastprofessur

mit Uljana Wolf und Studierenden der Freien Universität Berlin



Ein poetischer Text, schreibt die Lyrikerin Anja Utler, verhandle
"nicht äußere Wirklichkeit in Gedichtform". Vielmehr materialisiere
sich in seiner konkreten Gestalt unsere Welterzeugung. Durch den
Körper, durch die Sprache - durch "Sprach-Körper". Beim Übersetzen
solcher Texte hilft uns die alte Dichotomie zwischen Inhalt und Form
also nicht weiter. Die spannende Frage ist: Wie vollzieht eine
Übersetzung diese sprach-körperliche Gestaltwerdung in der
Zielsprache nach? Die diesjährige August-Wilhelm-von-Schlegel-
Gastprofessorin Uljana Wolf hat sich mit Studierenden der Freien
Universität auf die Spur dieser Welterzeugungen bei der Übersetzung
von Gedichten begeben. Im Laufe des Semesters haben sich die
Studierenden in eigenen Übersetzungsproben geübt, die ausführlich im
Seminar diskutiert werden konnten. In einer öffentlichen
Abschlusssitzung werden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des
Seminars Varianten ihrer Arbeit präsentieren und diskutieren. Sie
sind herzlich eingeladen, mit den Studierenden über die Gestaltung
von Lyrik und die politische Dimension des Übersetzens ins Gespräch
zu kommen.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1517: Hamburg - Kulturcafé Komm du, Programm vom 3. - 8. Februar 2020




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 6. Kalenderwoche 2020

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de
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        Einladung und Pressemitteilung vom 28.01.2020

        

        Mit der Bitte um Veröffentlichung und Berichterstattung

        

        

        Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

        

        

                                                - + * + * + * + -

        

        

            *Mittwoch, 5. Februar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

              Marie’s Wedding Duo | Scottish and Irish Folk 

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Marie’s Wedding Duo
Foto: by heinersART




        Scottish and Irish Folk


        Marie’s Wedding spielen schottische und irische Folkmusik in der
        ganzen Bandbreite von melancholischen Balladen bis zu lebhaften
        Stücken mit Rhythmus und Seele. Getragen wird die Musik von der
        großen stimmlichen Spannweite von Joanna Scott Douglas, die mühelos
        von rauhen Tiefen in glasklare Höhen wechselt und damit alle Arten
        von Geschichten erzählen kann. Das Duo spielt seit 2012 auf Bühnen
        in ganz Deutschland, England und den Niederlanden, oft zusammen mit
        hochkarätigen Musikern wie Sandy Brechin, Gregor Borland und Julia
        Dignan.

        

        Der besondere Charme des Duos besteht darin, wie sich die klare
        Stimme von Joanna Scott und der samtweiche Ton von Jan Jedding
        ergänzen und abwechselnd die Führung übernehmen. Jans Fingerstyle
        Gitarrenspiel ist geprägt vom amerikanischen und englischen Folk der
        60er und 70er Jahre. Unterliegend geht der treibende Rhythmus von
        Johannas Bodhrán direkt in die Tanzbeine, wenn die Stücke lebhafter
        werden.

        

        Besetzung:

        Joanna Scott Douglas  - Gesang und Bodhrán

        Jan Jedding – Gitarre und Gesang

        

        Weitere Informationen:

        www.scott-douglas.de

        www.facebook.com/joanna.scott.douglas/

        

        

        

            *Donnerstag, 6. Februar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr:
            Theaterstück

              Theaterstück von Marc-Enrico Ibscher | Keine Angst vor
            Wagner!

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Theaterstück von Marc-Enrico Ibscher
Foto: by Marc-Enrico Ibscher




        Keine Angst vor Wagner!


        Wenige Tage vor seinem Tod zieht Richard Wagner die Bilanz seines
        Lebens. Untermalt von zahlreichen Musikstücken, führt seine zweite
        Ehefrau Cosima, geb. Liszt, mit ihm ein Interview über seinen
        turbulenten, ungewöhnlichen und verwegenen Lebensweg. Immer mit dem
        Ziel vor Augen, die Oper zu reformieren und einen Platz zu finden,
        an dem in seinem eigenen Festspielhaus ausschließlich seine Werke
        gegeben werden. 

        Marc-Enrico und Anja Ibscher setzen diese Situation in einem
        Schauspiel in 2 Akten in Szene. Dabei wird auch Wagners Begegnung
        mit Mathilde Wesendonck in Zürich dargestellt. Das Stück entstand
        anlässlich des 200. Geburtstages Richard Wagners im Winter
        2012/2013. Es wurde am 22. Mai 2013, an Wagners Geburtstag, mit
        Live-Musik in der Flensburger Musikschule uraufgeführt. Im
        Kulturcafé Komm du ist das Stück erstmals in einer erweiterten
        Fassung und mit Musik von der CD zu erleben, wobei Auszüge aus
        bekannten Stücken von Wagner zu hören sein werden.

        

        Besetzung:

        Marc-Enrico und Anja Ibscher

        

        

        

            *Freitag, 7. Februar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

              Doctor Cleanhead | Roots, Gospel und Blues Music 

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Doctor Cleanhead
Foto: by Meike Goebel & Jörg Klampäckel




        „The Blues cures the blues“ – Der Blues heilt den Blues.


        So sagte es mal John Lee Hooker. Es ist genau dieser Satz, den sich
        die vier Musiker von Doctor Cleanhead auf ihre Fahnen geschrieben
        haben. Denn ihre Musik ist Heilung für die strapazierte Seele:
        Einfach in Melodie und Text, dafür umso zwingender im Groove, und
        immer wieder auch mit Mut zu ehrlichen und mitreißenden Gefühlen,
        von der verträumten Ballade zum stampfenden Boogie, vom andächtigen
        Gospel zur traditionellen Memphis-Music.

        

        Die Bandmitglieder pflegen bewusst die „musikalische Schlichtheit“.
        Mehrstimmige Gesänge

        sowie urwüchsige, nicht-elektrische Instrumente wie Harmonika,
        Mandoline, Cajon und Resonator-Gitarre. Das Programm reicht von
        Leadbelly und Muddy Waters bis zu Fats Domino und Janis Joplin,
        wobei die Stücke auf das Wesentliche reduziert und auf den Punkt
        gebracht werden. „Cleanhead“-Musik eben, frei von intellektuellen
        Störfeldern. Was die Bandmitglieder aber nicht daran hindert,
        zwischen den Musikstücken interessante Details zur Blues-Geschichte
        und ihren schillernden, aber oft vergessenen Repräsentanten zu
        erzählen. Denn Blues heißt ja nicht zuletzt, dass dort Musik von
        Menschen für Menschen gemacht wird.

        

        Besetzung:

        Jörg Zittlau – Gitarre, Resonator und Gesang

        Rainer Hoveling - Gitarren und Gesang

        Michael Höptner – Harmonika, Gesang und WB

        Timo Jahnke - Cajon und Percussion

        

        Weitere Informationen:

        www.facebook.com/DoctorCleanhead

        https://soundcloud.com/user-312696151

        https://www.backstagepro.de/doctor-cleanhead

        https://www.youtube.com/channel/UCRGNAA05UYrw20_OQ-Qbkww

http://www.laufpass.com/kultur/artikel-einzel-ansicht/artikel/blues-blaest-den-kopf-frei.html

        

        

        

            *Samstag, 8. Februar 2020, 15.00 bis 17.00 Uhr:
            Vernissage

              Kirsten Barthel | Ausstellung „Nativismus in starken
            Farben“

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Ausstellung
Foto: by Kirsten Barthel




        „Nativismus in starken Farben“


        Ein Gedanke, ein Traum oder ein Gedicht, das aus dem Kopf auf die
        Leinwand fließt und sich in eine Struktur ergießt, aus der fliegende
        Fische oder weit entfernte Horizonte hinter bunten Bäumen hervor
        gehen. 

        Die Bilder von Kirsten Barthel sind raumfüllend, weil dahinter so
        viele Geschichten wie Farben stehen und mit diesen wird das Auge
        geflutet. Strahlendes Gelb trifft leuchtendes Blau und immer wieder
        tiefes Purpur und vor allem kräftige Töne, die von Lebensfreude bis
        Melancholie alle Stimmungen durchschreiten. Der „Nativismus“ rührt
        aus dieser Quelle der klaren, einfachen und direkten Farben
        einerseits und andererseits aus der Inspiration für die Bilder,
        welche in Gesprächen und Gedichten liegt, sich aber auch aus
        Berührungen mit unterschiedlichen Kulturen von der japanischen bis
        zur nordischen Mythologie und Formen des Schamanismus speist.

        

        Kirsten Barthel wurde 1953 in Hamburg geboren und hat sich als
        visueller Mensch schon immer zur Malerei sowie zur Fotografie
        hingezogen gefühlt. Im Kunststudium an der Armgartstraße befasste
        sie sich mit dem, was man heute wohl als „visuelle Kommunikation“
        beschreiben würde, experimentierte mit Schwarz-Weiß Fotografie und
        ließ sich immer wieder von Reisen, Musikeinflüssen und, schlicht,
        ihrer Wahrnehmung der unmittelbaren Umwelt beeinflussen. In diesem
        Sinne ist auch die aktuelle Ausstellung der Werke im Komm du, vom 8.
        Februar bis zum 17. April als eine Einladung zum Träumen, zum Dialog
        und zum Wandeln in Gedankenwelten und weiten Horizonten zu
        verstehen.

        

        Die Bilder von Kirsten Barthel werden vom 08. Februar bis zum 17.
        April 2020 in den Räumlichkeiten des Komm dus ausgestellt.

        

        Besetzung:

        Kirsten Barthel

        

        Weitere Informationen:

        https://www.facebook.com/events/626690518075198/

        

        

        

            *Samstag, 8. Februar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

              Table 65 | Americana at its best

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Table 65
Foto: by Lucas Wahl




        Americana at its best


        table 65 ist keine Blues-Band. Wenn man sich einmal auf ein
        gemeinsames Restaurant geeinigt hat, ist das Menü vielfältig und
        geschmackvoll. Blues als Vorspeise? Na klar! Country als zweiten
        Gang? Natürlich! Wenn fünf alte Männer ihren weitreichenden
        Erfahrungsschatz in die Welt tragen, kommt manchmal auch etwas Gutes
        dabei heraus. Vor allem, wenn sie von einer viel jüngeren Sängerin
        unterstützt werden und die optischen Aspekte sollen hier völlig
        unerwähnt bleiben. Völlig. Ganz und gar. Schönheit kommt von innen.
        Besonders, wenn die Musik im Vordergrund steht. 

        table 65 spielen das American Songbook der anderen Art und scheuen
        sich nicht, auch einmal in die Ritzen und Ecken zu schauen, in denen
        verborgene Schätze nur darauf warten, dem aufgeschlossenen Publikum
        dargeboten zu werden. Americana at its best - der Tisch ist schon
        bestellt.

        

        Besetzung:

        Matthias Matze Pfeiffer - Schlagzeug, Percussion                 

        Stephan Braun - Akustik- und Stromgitarre

        Paula Kern - Akustikgitarre und Gesang

        Andreas Andi Hahne - Akustik- und Stromgitarre

        Henning Tamm - Gesang und Percussion

        Michael Steen - U-Bass, E-Bass und Banjo

        

        Weitere Informationen:

        https://www.facebook.com/table65.hamburg/ 

        https://table65.bandcamp.com/releases 

        

        

        

        !!ACHTUNG: Table 65 wird am Samstag, den 8. Februar 2020 anstelle
            von TANGO FATAL im Komm du auftreten!!
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        *Aktuelle Ausstellung im 'Komm du' (9.11.2019 bis 7.2.2020)

            Ulrike Burbach - Verlorene Zeit | Kunstausstellung

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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        Verlorene Zeit


        Unter dem Titel “Verlorene Zeit” stellt die Malerin Ulrike Burbach
        vom 9.11.2020 bis 7.2.2020 im Kulturcafé Komm du ihre Bilder aus,
        deren Thema die Unergründlichkeit der Natur ist: Abweichungen und
        Wiederholungen in Formen und Strukturen, ein Zusammenspiel aus Chaos
        und Ordnung. Tier – und Pflanzenformen lösen sich zeitweilig ins
        Absurde und Bizarre auf.

        

        Die Werke der Künstlerin entstehen in Mischtechnik aus einer Mixtur
        von Ölkreiden, verschiedenen Stiften und Tempera. Dabei werden keine
        aufwendigen Materialien eingesetzt, denn die Bilder sind sowohl von
        der Primitiven Malerei ursprünglich lebender Völker als auch von der
        Wertschätzung der manuellen Fähigkeiten der Künstlerin beeinflusst.

        

        Von Anfang an interessierte sich die Autodidaktin für malerische
        Abstraktionen. In unserer

        gewohnten Sichtweise habe die Natur stark an Bedeutung verloren, so
        die Malerin. Sie versuche, ihr durch Bilder, die über das Hier und
        Jetzt in eine vielleicht verlorene Zeit hinausgingen, neue Bedeutung
        zu verleihen. Denn wir Menschen schützen nur, was uns bedeutsam
        erscheint.

        

        Die Ausstellung findet vom 9. November 2019 bis zum 7. Februar 2020
        statt.

                    

        Weitere Informationen:

        www.jerzykowski.wix.com/ulrikeb
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuelle Wochenprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Einladung und Pressemitteilung vom 28.1.2020

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





LATEINAMERIKA/117: Massaker in Nicaragua


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 31. Januar 2020

Massaker in Nicaragua

Verbrechen an Indigenen dürfen nicht straflos bleiben

Mehr Schutz indigener Völker gefordert



Göttingen, den 31. Januar 2020 - Nach dem Massaker an Indigenen in
einem Biosphärenreservat in Nicaragua hat die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) ein Ende der Straflosigkeit für Verbrechen an
Indigenen und einen besseren Schutz indigener Völker in Nicaragua
gefordert. "Die Verantwortlichen für die Gewalt müssen zur
Rechenschaft gezogen werden, denn die Gewalt gegen Indigene in
Nicaragua nimmt dramatisch zu. Jede Untätigkeit der Behörden schürt
neue Gewalt" erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Freitag in
Göttingen. Noch nicht einmal in international anerkannten
Naturschutzgebieten seien Indigene heute in Nicaragua vor tödlichen
Übergriffen sicher, beklagte die Menschenrechtsorganisation.
Eindringende Bewaffnete zögerten nicht davor zurück, Indigene zu
ermorden, um sich Land illegal anzueignen und die Wälder zu roden.

Mindestens sechs Angehörige der indigenen Gemeinschaft der Mayangna
wurden getötet, als am Mittwoch 80 bewaffnete Angreifer ihre Siedlung
in dem Bosawás Biosphärenreservat überfielen. Die Eindringlinge
brannten mehrere Häuser nieder und erschossen willkürlich Indigene.
Weitere zehn Angehörige der indigenen Gemeinschaft gelten seit dem
Überfall als vermisst. In Nicaragua leben rund 30.000 Mayangna.

Das an der Grenze zu Honduras gelegene 2,2 Millionen Hektar große
Naturschutzgebiet war 1997 von der UNESCO als Biosphärenreservat
anerkannt worden. Es gilt als eines der größten zusammenhängenden
Regenwaldgebiete nördlich Amazoniens. Seit Jahren beklagen Indigene,
dass der illegale Holzeinschlag durch Eindringlinge dramatisch
zunimmt. So belegen Satellitenbilder, dass heute bereits 31 Prozent
der Fläche des Reservats landwirtschaftlich genutzt werden. Im Jahr
2000 waren nur 15 Prozent des Reservats gerodet gewesen. Nicaragua
hat in den letzten 20 Jahren rund 19 Prozent seines Waldbestandes
verloren. "Die illegalen Rodungen in dem Reservat zerstören die
Lebensgrundlage der vom Wald lebenden Indigenen und sind eine Gefahr
für das Ökosystem. Nicaraguas Regierung muss diesen unerklärten Krieg
gegen Mensch und Natur endlich stoppen", forderte die
Menschenrechtsorganisation.

Morde an Indigenen sind in Nicaragua weit verbreitet. Meist bleiben
die Verantwortlichen straflos. Selbst wenn mutmaßliche Tatbeteiligte
verhaftet würden, würden sie vor Gericht meist wegen angeblich
mangelnder Beweise freigesprochen, kritisierte die GfbV. Nicaraguas
Behörden fehle es am politischen Willen, die Straflosigkeit für Morde
an Indigenen zu beenden. Das jüngste Massaker müsse Regierung und
Justiz endlich zum Umdenken bewegen. Erst diese Woche waren in Costa
Rica drei nicaraguanische Staatsangehörige festgenommen worden, denen
die Ermordung einer indigenen Familie in dem Maio-Reservat in
Nicaragua im Oktober 2019 vorgeworfen wird. "Wir werden aufmerksam
verfolgen, ob die Verantwortlichen für dieses Verbrechen tatsächlich
zur Rechenschaft gezogen werden", erklärte die GfbV.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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OFFENER BRIEF/097: Unbegleitete minderjährige Flüchlinge nach Hamburg holen (Bündnis Solidarische Stadt Hamburg)


Bündnis Solidarische Stadt Hamburg - Januar 2020

Offener Brief vom Bündnis Solidarische Stadt Hamburg
an Herrn Dr. Peter Tschentscher, Erster Bürgermeister der
Freien und Hansestadt Hamburg



An den Ersten Bürgermeister der Freien und Hansestadt Hamburg

Dr. Peter Tschentscher

Senatskanzlei

Rathausmarkt 1

20095 Hamburg

Unmenschlicher Umgang mit Flüchtlingskindern als Sinnbild für Europas,
Deutschlands und Hamburgs Schande - mindestens 100 unbegleitete
Minderjährige nach Hamburg holen - jetzt!

Januar 2020

Sehr geehrter Herr Dr. Tschentscher,

ganz vorn, in seinem ersten Artikel, hat unser Grundgesetz die
Menschenwürde als unantastbare Grundlage herausgestellt. Damit wird sie zu
einer Eigenschaft erklärt, die jeder Mensch unverlierbar besitzt.

Für die darauf vereidigte Bundesregierung ist es eine humanitäre,
politische und moralische Bankrotterklärung, aufnahmewilligen Ländern,
Kommunen und Städten zu verweigern, noch nicht einmal 4000 unbegleitete
Kinder und Jugendliche nach Deutschland zu holen, die in hoffnungslos
überfüllten griechischen Flüchtlingslagern, in unglaublichem Elend, voller
Grauen und Verzweiflung dahinvegetieren.

Angesichts dessen, dass sich ein Teil der Kinder noch nicht einmal mehr in
Lagern befindet, sondern in Zelten vor Stacheldrahtzäunen haust, unter
Planen im Schlamm und Morast versinkt, zeugen die Abwehrreflexe aus
Regierungskreisen von einer Kälte und Brutalität, die im krassen Gegensatz
zum Selbstverständnis Deutschlands als einer den Menschenrechten
verpflichteten Wertegemeinschaft stehen.

Verlautbarungen der Bundesregierung, natürlich sei es ihr ein Anliegen,
"die Lebenssituation der Menschen vor Ort, auch der Kinder, zu verbessern"
und das Wehklagen aus dem Innenministerium, die Zustände auf den
griechischen Inseln seien "so nicht tragbar und nicht akzeptabel",
entlarven sich somit als bloße Betroffenheitsrhetorik.

Deutschland und die weiteren europäischen Regierungen vergehen sich
gegenüber Kindern, die ja nicht selbstbestimmt handeln können, in
unvorstellbarem Ausmaß an Werten der Humanität und Menschlichkeit. "Die
europäischen Regierungen", so Heribert Prantl auf NDR Info, "sind nicht
viel besser als König Herodes in biblischen Zeiten, der die Kinder hat
umbringen lassen." Wohl wahr.

Und Hamburg? Nach Selbstbeschreibung seiner politischen
Entscheidungsträger eine Stadt der Weltoffenheit, kultureller Grundwerte
und Humanität! Tatsächlich ist es ein einziger Verrat an diesen
Grundwerten, wie sich Senat und die ihn tragenden Bürgerschaftsfraktionen
von SPD und Grünen zu der Forderung verhalten, wenigstens die Kinder von
den griechischen Inseln zu holen.

Nicht nur, dass Hamburg keinerlei Bereitschaft zeigt, zusammen mit anderen
Bundesländern, Kommunen und Städten, wenigstens bei der Aufnahme
Minderjähriger - einmal! - mit voranzugehen. Mit ihrer Mehrheit sorgten die
Fraktionen von SPD und Grünen dafür, dass ein Antrag der Linksfraktion in
der Bürgerschaft abgelehnt wurde, 70 minderjährige unbegleitete Geflüchtete
aus Griechenland aufzunehmen.

Stattdessen beschlossen sie einen eigenen, ausgesprochen heuchlerischen
Antrag. Letztlich enthielt er nichts anderes als die Aufforderung an den
Senat, er möge auf die Bundesregierung einwirken, auf den Inseln des Elends
den UNHCR dabei zu unterstützen, das Versagen der europäischen
Flüchtlingspolitik zu kaschieren. Es ist eine perfide Logik, dass sich
Hamburg selbst mit diesem Beschluss zu gar nichts verpflichtet hat und
dabei sogar noch nationalistische Abschottungsbestrebungen bedient.

Besonders auffallend in der Debatte über die Flüchtlingskinder ist die
Zurückhaltung der Hamburger Grünen im Bürgerschaftswahlkampf. Ihr Auftreten
passt so gar nicht zu Robert Habecks Zwischenruf. Zu Recht haben die
Hamburger Grünen bislang immer betont, dass Menschen kein menschenwürdiges
Leben führen können, solange sie nicht vor verschiedenen Formen von
Unterdrückung und Entbehrung geschützt werden. Sie verlieren jede
Glaubwürdigkeit, wenn sie jetzt an der Seite der SPD sogar einen 
Abwehr-Krieg gegen minderjährige unbegleitete Flüchtlinge führen.

Die Haltung von SPD und Grünen ist umso unverständlicher, als nicht
ansatzweise die Rede davon sein kann, dass Flüchtlinge Hamburg überrennen.
In den Jahren 2015 und 2016 blieben von den Geflüchteten, die in Hamburg
ankamen, jeweils zwischen 22.000 und 23.000 in der Stadt. Im Jahr 2018
waren es noch nicht einmal mehr 5.000, die in Hamburg blieben. (Für 2019
liegen uns noch keine Zahlen vor). Ein Hamburg, das angesichts dieser
Entwicklung selbst Kindern den Schutz vor unmenschlichen Lebensbedingungen
verweigert, ist ein Hamburg der brutalen Unbarmherzigkeit. Die Parteien,
die das zu verantworten haben, haben ihr menschenrechtliches Fundament an
den Nagel gehängt.

Dort hängt es fest auch nach dem Schwenk, den SPD und Grüne nun jäh
vollzogen haben. Der öffentliche Wind blies ihnen so scharf ins Gesicht,
dass sie nach dem Motto, "sag mir das Wort, das so gern ich gehört",
plötzlich ihre Bereitschaft erklärten, minderjährige Flüchtlinge
aufzunehmen. Wiederum ist es ein Beschluss, mit dem sie sich zu nichts
verpflichten. Zur Zahl und zum Zeitpunkt kein konkretes Wort. Dafür aber
wortreiche Erklärungen, dass das Thema im Bund zu bewegen sei, Seehofer
seine Haltung überdenken müsse und Hamburg sich weiter darum bemühen werde,
zu einer ganzheitlichen europäischen Lösung zu kommen.

Ein Hamburg, das so agiert, ist nicht dabei, Kinder in höchster Not zu
retten. Es zerstört Hoffnungen, dass Flüchtlingskinder wieder spielen, sich
vergnügen können, statt entsetzliches Leid ertragen zu müssen.

Bündnis Solidarische Stadt Hamburg, 22.1.2020

 * 

Quelle:

Bündnis Solidarische Stadt Hamburg


Internet: https://kampagnesolidarischestadthamburg.noblogs.org/news/

https://www.facebook.com/groups/859299027773893/
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STANDPUNKT/421: Flüchtlingsrat solidarisiert sich mit der VVN-BdA (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. - Pressemitteilung vom 31. Januar 2020

Flüchtlingsrat solidarisiert sich mit der VVN-BdA

Das Gemeinnützigkeitsrecht muss geändert werden!



Vor 75 Jahren befreiten sowjetische Soldaten das NS-Vernichtungslager
Auschwitz. Aus diesem Anlass erneuert der Flüchtlingsrat Niedersachsen
seine Kritik an der Berliner Finanzverwaltung, der Vereinigung der
Verfolgten des Naziregimes - Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten
(VVN-BdA) e.V., die 1947 von Überlebenden aus KZs und Zuchthäusern
gegründet wurde, die Gemeinnützigkeit zu entziehen.

Die Gewährleistung des Schutzes für politisch Verfolgte ist eine Lehre aus
dem Faschismus: Millionen Menschen wurden zwischen 1933 und 1945 von den
Nazis ermordet, Hunderttausende hätten überleben können, wenn es ein
Internationales Flüchtlingsrecht und eine organisierte Rettungspolitik in
Europa gegeben hätte.

Die VVN-BdA e.V. steht als Organisation dafür ein, dass die Lehren aus dem
Faschismus nicht in Vergessenheit geraten. Die Landesorganisation der
Vereinigung ist nicht nur Mitglied im Flüchtlingsrat Niedersachsen und
spendet für einzelne unserer Projekte, sie ist vor allem auch eine
verlässliche Partnerin im Kampf für die Durchsetzung, den Erhalt und den
Ausbau elementarer Menschenrechte. Gemeinsam haben wir schon vor einigen
Jahren eine Erklärung zum Schutz von Roma und Sinti "aus historischer
Verantwortung" realisiert, verbunden mit einer Unterschriftenaktion. Bei
zahlreichen Demonstrationen gegen Abschiebungen in Kriegsgebiete oder für
die Verwirklichung des Grundgesetzes auch für Geflüchtete stehen wir Seite
an Seite.

In einer Zeit, in der Rassismus, Militarisierung und auch
Geschichtsvergessenheit sowie bewusste Geschichtsrevision zunehmen, ist der
Entzug der Gemeinnützigkeit für die VVN-BdA e.V. ein fatales Zeichen.

Darum fordern wir die Bundesregierung auf, im Zuge der anstehenden Änderung
des Gemeinnützigkeitsrechts durch das Bundesfinanzministerium das
politische Engagement der kritischen und demokratischen Zivilgesellschaft
zu stärken und zweifelsfrei abzusichern.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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LESUNG/6601: Braunschweig - Apolline Ledoux, "Hauptsache ich lebe noch...", 05.02.20


Stadt Braunschweig

Apolline Ledoux: "Hauptsache ich lebe noch - Schicksalsdrama des
jungen Tänzers Sven"



Braunschweig. Apolline Ledoux stellt ihr Buch "Hauptsache ich lebe
noch - Schicksalsdrama des jungen Tänzers Sven" am Mittwoch, 5.
Februar, um 19.30 Uhr im Roten Saal im Schloss, Schlossplatz 1, vor.
Dieses Buch ist das Vermächtnis von Apolline Ledoux an ihren am 16.
Juni 2018 in Braunschweig verstorbenen Sohn.

Die Moderation übernimmt Andreas Berger.

Der Eintritt beträgt sechs Euro, ermäßigt vier Euro. Karten sind an
allen bekannten Vorverkaufsstellen und an der Abendkasse erhältlich.
Weitere Informationen unter der Telefonnummer 0531/70189317. Für
gehörlose Zuschauerinnen und Zuschauer wird die Veranstaltung von
Gebärdensprachdolmetscherinnen begleitet.

Es geht um den jungen Tänzer Sven. Er verunglückt mit verbleibend
hoher Querschnittslähmung durch einen unverschuldeten Verkehrsunfall.
Trotz Querschnittslähmung und weiterer gesundheitlicher
Schicksalsschläge gibt er nicht auf und bietet mit seiner positiven
Einstellung zum Leben seinem grausamen Schicksal die Stirn. Mit Liebe
und Anteilnahme beschreibt Apolline Ledoux das Leben ihres Sohnes.

Veranstalter ist das Raabe-Haus:Literaturzentrum Braunschweig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.01.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/1292: Unna - Erster Literaturschnack des Jahres, 05.02.20


Kreisstadt Unna

Erster Literaturschnack des Jahres



Kreisstadt Unna. Der erste Literaturschnack des neuen Jahres wirft
seine Schatten voraus. Die Buchgeschenke zu Weihnachten sind alle
gelesen, nun gilt es, diese Eindrücke und Erfahrungen mit
Gleichgesinnten zu teilen.

Möglich macht dies der Literaturschnack, eine Veranstaltung der
Bibliothek im zib in Kooperation mit der vhs.

In ungezwungener Atmosphäre können die Teilnehmenden mit anderen
Buchliebhabern ins Gespräch kommen, ihre Favoriten oder auch Flops
vorstellen, diskutieren, nachfragen oder einfach nur zuhören. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich, Interessierte können spontan
vorbeikommen.

Die Teilnahme ist kostenlos.

Termin: Mittwoch, 5. Februar 2020, 10.30 Uhr in der Bibliothek im zib

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.01.20

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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VORTRAG/831: Braunschweig - Manfred Zieger über den Schriftsteller Peter Rühmkorf, 04.02.20


Stadt Braunschweig

Manfred Zieger hält Vortrag über Schriftsteller Peter Rühmkorf



Braunschweig. Manfred Zieger stellt am Dienstag, 4. Februar, um 19 Uhr
den Schriftsteller Peter Rühmkopf (1929-2008) im Raabe-
Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, vor. Peter Rühmkorf schrieb
Dramen, Erzählungen, und Gedichte und übertrug die Gedichte von
Walther von der Vogelweide ins heutige Deutsch. Außerdem war Rühmkorf
Kritiker, Rezensent und Tagebuchschreiber. Kurzzeitig lektorierte er
für den Rowohlt-Verlag und gab Literaturzeitschriften heraus.

Der Eintritt ist frei. Reservierungen sind unter der Telefonnummer
0531/70189317 möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.01.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8880: Und morgen, den 01. Februar 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 01.02.2020 bis zum 02.02.2020 +++






[image: Jean-Luc 8880 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Und des Februars erste Beute

ist kein Wetterwechselfall,

nein, es bleibt so grau wie heute,

Jean-Luc wirft und fängt den Ball.
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ENERGIE/195: EU-Emissionshandel auf alle THG-Emissionen, Verursacher und Energieformen ausweiten (idw)


Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. - 30.01.2020

EU-Emissionshandel auf alle THG-Emissionen, Verursacher und Energieformen
ausweiten

• Forscher machen Vorschläge zur Umsetzung

• Prof. Klepper: System wäre der kostengünstigste Weg zu mehr Klimaschutz

• Biogas-Gülle-Anlagen ab 50 EUR/t



Der Europäische Emissionshandel (EU-ETS) kontrolliert nur knapp die
Hälfte der in der Europäischen Union verursachten CO2-Emissionen. Wie man
das System auf alle Emissionsquellen inklusive der Landwirtschaft und auf
alle Treibhausgase ausweiten könnte, hat ein Forscherteam um Professor
Gernot Klepper vom Kieler Institut für Weltwirtschaft untersucht. Die
Wissenschaftler wollen auch alle erneuerbaren Energien mit einbeziehen.
Sie plädieren dafür, die Zertifikatpflicht bei den Bereitstellern der
Brennstoffe einzuführen und nicht bei den Betreibern diverser kleiner
Emissionsquellen wie Heizungen oder Pkws. Sie haben berechnet, dass Biogas
aus Gülle ab einem Preis von 50 Euro pro Tonne CO2-Äquivalent die
zweitgünstigste Energiequelle im Stromsektor nach Windenergie wäre.
Professor Klepper: "Wenn alle Energieformen und Verursacher auf gleiche
Weise einen Preis für ihre THG-Emissionen zahlen, ist das gerecht und
effizienter als die momentane Vielzahl von Regelungen. Mit diesem System
würde sich der kostengünstigste Weg zum Klimaschutz automatisch
durchsetzen."

Aktuell beachtet das 2003 von der EU eingeführte ETS nur die
CO2-Emissionen großer Verbrennungsanlagen ab 20 MW und die des
innereuropäischen Luftverkehrs. Hinzu kommt, dass die Preise für
Emissionsrechte im ETS bislang nicht hoch genug für eine signifikante
Änderung der Energieversorgungsstruktur sind. In einem erweiterten
Emissionshandelssystem, von den Forschern ETSPLUS genannt, wären auch die
Emissionen des Straßenverkehrs, der privaten Haushalte und hier
insbesondere der Wärmeerzeugung, der Landwirtschaft und des
Dienstleistungssektors zertifikatpflichtig. Damit wären etwa doppelt so
viele Emissionen wie bisher erfasst. Außerdem würden neben CO2 auch
weitere Treibhausgase sowie Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie
berücksichtigt.

Übergeordnetes Ziel des ETSPLUS ist es, die derzeitige, durch eine
Vielzahl unterschiedlicher Maßnahmen geprägte Klimaschutzpolitik durch ein
einheitliches und allgemeingültiges System abzulösen. Dies soll
Ineffizienz, der Überförderung einzelner Bereiche und zu hohen Kosten
vorbeugen. Für die erneuerbaren Energien bedeutet dies, dass sie im
direkten Vergleich mit den konventionellen Energieträgern stehen und hier
Vorteile aufgrund ihrer geringeren THG-Emissionen haben. Andererseits
stehen sie aber auch untereinander im Wettbewerb. Mittelfristig würden
sich die kostengünstigsten Technologien zur THG-Vermeidung durchsetzen.

Ein ETSPLUS müsste auf EU-Ebene im Zuge eines ordentlichen
Gesetzgebungsverfahrens eingeführt und durch die Mitgliedsstaaten in
nationales Recht übertragen werden. In Deutschland wäre im Wesentlichen
das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz (TEHG) betroffen.

Die Studie "Konsistente Förderung erneuerbarer Energien durch eine
Ausweitung des europäischen Emissionshandels (ETSPLUS)" wurde von
Wissenschaftlern des Instituts für Weltwirtschaft (IfW) an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel in Zusammenarbeit mit der
Universität Göttingen und den Firmen meo-consulting und energynautics
erstellt. Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL)
hat das Vorhaben über den Projektträger Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe
e. V. (FNR) gefördert. Der Abschlussbericht steht auf fnr.de unter dem
Förderkennzeichen 22400716 zur Verfügung.


Weitere Informationen unter:

https://www.fnr.de/projektfoerderung/projektdatenbank-der-fnr/

https://www.fnr.de/index.php?id=11150&fkz=22400716

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution506

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V., 30.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/823: Borken - Tobias Hochscherf, Alltag in der Weimarer Republik, 06.02.20


Kreis Borken

Von "Menschen am Sonntag" zu "Babylon Berlin": Alltag in der
Weimarer Republik



Vortrag von Prof. Dr. Tobias Hochscherf am Donnerstag, 6. Februar, um
19 Uhr im kult in Vreden

Kreis Borken / Vreden. Die aktuelle Sonderausstellung "Im Westen was
Neues. Fußball - Charleston - Bubikopf" beschäftigt sich mit dem
Westmünsterland vor 100 Jahren. Das Leben in der Weimarer Republik
gilt als modern, frei und selbstbestimmt. Doch woher stammt eigentlich
unsere Vorstellung über das Leben damals? Vieles davon entspringt Film
und Fernsehen. Über das dort vermittelte Bild dieser Zeit spricht
Prof. Dr. Tobias Hochscherf in einem Vortrag im kult Westmünsterland,
Kirchplatz 14, in Vreden am Donnerstag, 6. Februar 2020. Beginn ist um
19 Uhr. Er zeigt nicht nur auf, welche Bilder uns vermittelt werden,
sondern auch, auf welche Quellen sie sich beziehen.

Ein aktuelles Beispiel für die Macht der Bilder ist die
deutschsprachige Krimiserie "Babylon Berlin". Weltweit verfolgten
Zuschauerinnen und Zuschauer die beruflichen und privaten Abenteuer
der Polizisten Gereon Rath und Charlotte Ritter. Der Fernsehproduktion
ging dabei eine aufwändige Recherche voraus: Anhand von Fotografien,
Büchern und Filmen wurde das soziale Umfeld für die Dreharbeiten
untersucht. Wichtige Quellen für die 1920er-Jahre ist dabei nicht nur
Albert Südekums Schrift "Großstädtisches Wohnungselend", sondern auch
der halbdokumentarische Film "Menschen am Sonntag" (1929/1930) von
Robert Siodmak, Edgar G. Ulmer und Billy Wilder. Der Film gibt
ungewohnte Einblicke in das Leben einfacher Angestellter in und um
Berlin. Die Art der Inszenierung war stilbildend für viele Kinofilme
im 20. Jahrhundert und gilt als ein Meisterwerk des europäischen
Kinos.

Der Referent, Prof. Dr. Tobias Hochscherf, lehrt und forscht an der
Fachhochschule Kiel und der Europa-Universität Flensburg. Er ist Autor
zahlreicher Veröffentlichungen zur deutschen und europäischen
Filmgeschichte und beschäftigt sich mit aktuellen seriellen
Fernsehformaten.

Der Eintritt ist frei. Vor dem Vortrag gibt es die Gelegenheit zum
Besuch der Sonderausstellung "Im Westen was Neues".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.01.20

Kreis Borken - Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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VORTRAG/822: Braunschweig - Hubert Auhagen, "Der Diamantenherzog Karl II. - Karl im Exil", 05.+09.02.20


Stadt Braunschweig

"Der Diamantenherzog Karl II. - Karl im Exil"

Vortrag der Reihe "Exponat des Monats"



Braunschweig. Zu einem Vortrag von Dr. Hubert Auhagen in der Reihe
"Exponat des Monats" mit dem Titel "Der Diamantenherzog Karl II. Karl
im Exil" lädt das Städtische Museum Braunschweig im Altstadtrathaus,
Altstadtmarkt 7, am Mittwoch, 5. Februar und am Sonntag, 9. Februar,
jeweils um 15 Uhr in die Kleine Dornse des Altstadtrathauses ein.
Exponat des Monats ist eine im Untergeschoss des Altstadtrathauses
ausgestellte Lithografie, die den Brand des Braunschweiger
Residenzschlosses im September 1830 zeigt.

Der Eintritt ist frei.

Der Braunschweigische Herzog Karl II. (1804-1873) machte sich durch
Willkürherrschaft, Prunksucht und konfrontativen Umgang mit
verschiedenen Ständen innerhalb weniger Regierungsjahre bei allen
Bevölkerungsschichten so unbeliebt, dass es 1830 zu einem Aufruhr kam.
Das Residenzschloss am Bohlweg wurde angezündet und brannte ab. Karl
II. konnte noch rechtzeitig fliehen, Diamanten und andere Wertsachen
hatte er im Gepäck. Seine Bemühungen, mit Unterstützung anderer
europäischer Fürsten erneut an die Regierung zu gelangen, scheiterten
jedoch. Herzog Karl II. ging ins Exil. In Paris, London und
schließlich Genf lebte er auf großem Fuße bis zu seinem Tod. Durch
sein exzentrisches Verhalten sorgte er bei den Zeitgenossen für
manchen Gesprächsstoff. Ein pompöses Denkmal in Genf erinnert an ihn.
In diesem Vortrag geht es speziell um die Zeit Karls II. im Exil.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.01.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFFEN/217: Hamburg - Gedankenflieger, "Was ist gerecht?", philosophieren mit Ina Schmidt, 26.02.2020


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2020

Mittwoch, 26.2.2020, 09.00/11.00 Uhr

Gedankenflieger - Was ist gerecht?

Ina Schmidt philosophiert mit Kindern über Gerechtigkeit



»Das ist ungerecht!« Jeder kennt diesen Moment, in dem es nicht fair
zuzugehen scheint, ein Freund nicht gerecht behandelt wird oder wir
uns einfach selbst nicht richtig gesehen fühlen. Aber was ist das
eigentlich, was sich da meldet? Wann erleben wir Dinge oder Handlungen
als gerecht und wann nicht? Was bedeutet Gerechtigkeit? Was wir für
gut und richtig und damit für gerecht halten, kann ganz schön
unterschiedlich ausfallen. So geht es auch dem Bären und dem Wiesel im
Bilderbuch von Jörg Mühle »Zwei für mich, einer für dich« (Moritz).
Drei leckere Pilze sammelt der Bär im Wald, und sein Freund, das
Wiesel, schmort sie voller Vorfreude auf den gemeinsamen Schmaus in
der Pfanne. Doch dann gibt es ein Problem: drei Pilze für zwei? Wie
soll das gehen?

Zusammen mit zwei Grundschulklassen geht die Autorin und Philosophin
Ina Schmidt dem Problem auf den Grund. Welche Argumente zählen, wenn
es um Gerechtigkeit geht? Bedeutet Gerechtigkeit, dass alle immer
gleichbehandelt werden? Oder geht es eher darum, dass wir verstehen
lernen, was für jeden Einzelnen gut und dann vielleicht auch gerecht
ist?

Verstehen lernen - genau dies wollen wir versuchen, wenn wir unsere
Gedanken zum Thema Gerechtigkeit fliegen lassen. Dann erleben wir
Gerechtigkeit vielleicht als etwas, das wir immer wieder neu finden
müssen - gemeinsam!

Mit an Bord: das druckfrische Gedankenflieger-Magazin.

In Kooperation mit der Bundeszentrale für politische Bildung

ab 6

Eintritt: EUR 90,- pro Klasse

Anmeldung erforderlich: per E-Mail an gedankenflieger@literaturhaus-
hamburg.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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DA/667: How To Organize For Power? - Resumé eines internationalen Webinars


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

How To Organize For Power?

Ein Resumé des internationalen Webinars zur Frage, wie wir Kämpfe gewinnen.

Mit Jane McAlevey.

von Jay Parker, 22. Januar 2020



Im Oktober 2019 startete das internationale Pilotprojekt eines Webinars zum
Thema: Organize for Power. Auch einige Syndikate der FAU beteiligten
sich daran. Die amerikanische Organizerin Jane McAlevey stellte in
Zusammenarbeit mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung Konzepte möglicher
Organizing-Strategien vor. Dabei wurde die Frage gestellt, wie Machtaufbau
durch Organizing innerhalb der eigenen Community, oder des eigenen
Betriebes, möglich ist und sich den Strategien gewidmet, die dafür
notwendig sind. Diese Fragen und Strategien hat Jane McAlevey 2016 im Buch
No Shortcuts beschrieben, welches 2019 auch auf deutsch [1]
erschienen ist.

Der Machtaufbau dient als Möglichkeit, die Mittel des Streiks für
Arbeiter*innen wieder als legitimes Mittel zur Durchsetzung ihrer
Interessen zu begreifen. Wie Machtaufbau durch die Angestellten, bzw. von
unten, möglich ist, zeigten auch die Beispiele der Berliner Charité und die
Bemühungen der Universitätsmedizin Mainz, welche während einer Lectures
life zugeschaltet wurden, um über ihre Erfahrungen zu berichten. Auch in
Deutschland werden seit Anfang 2019 vermehrt Strukturtests durchgeführt,
bei denen geschaut wird, wie die Angestellten zu gemeinsamen Forderungen
stehen und sich für diese einsetzen können. Dies geschah beispielsweise an
den Unikliniken in Jena und Halle, oder in der Universitätsmedizin Rostock
Logistik GmbH, bei Ryanair, oder in den Asklepios Kliniken Seesen.[2] Dass
die Mittel zum Gewinnen der Kämpfe dabei nicht immer dem Prinzip der Basis
entsprechen, zeigt das Beispiel der Chicago Teachers, die auch in einer
Sitzung des Webinars ihre Erfahrungen durch eine Vertreterin der
Gewerkschaft schilderten. Dabei wird die "Konkurrenz zwischen den
sozialpartnerschaftlichen und klassenkämpferischen Tendenzen in den
Gewerkschaften"[3] deutlich, wie die Zeitschrift Luxemburg schildert.

Am Anfang des Konzepts steht die Machtstrukturanalyse des Betriebs. Die
weiteren Schwerpunkte der Methode lagen in sogenannten Strukturtests, dem
Deep Organizing und in der Bedeutung von Ansprachen gegenüber Kolleg*innen.
Was hinter Begriffen wie Deep Organizing steckt, sorgt für Diskussionen,
was davon eigentlich zu halten sei, wie auch die Zeitschrift Luxemburg es
thematisiert. Dort heißt es, die Methode sei nicht neu, stamme sie doch aus
dem "Erbe des kämpferischen US-amerikanischen Dachverbands Congress for
Industrial Organisations (CIO)"[4] durch welchen auch Jane McAlevey
ausgebildet wurde. Jedoch wollten dieser Dachverband in der Hochphase der
30er und 40er Jahre "»echte« Streiks unter Beteiligung möglichst aller
Arbeiter*innen führen"[5]. Um diese Ziele durchzusetzen, wurden einige
Strategien etabliert, die durch Jane McAlevey weitergeführt wurden und in
der Online Lecture Wie wir lernen Kämpfe zu gewinnen vorgestellt
wurden.

Um eine Erneuerung der deutschen Gewerkschaftsbewegung zu gestalten, dienen
auch amerikanische Organizing-Konzepte als Instrumente im Aufbau von
Gegenmacht, vor allem für basisdemokratische Gewerkschaften wie die Freie
Arbeiter*innen Union. Zu diesen Konzepten zählen laut McAlevey[6] folgende
Eckpunkte:


	Verständnis der Arbeitgeber*innen als Gegner*innen statt als Partner*innen strategische Kampagnenführung, die versucht, die Arbeitgeber*innen auf allen Ebenen anzugreifen (im Betrieb, in Medien, Politik und Öffentlichkeit)

	intensive Recherchearbeit, um Schwachstellen zu identifizieren und zu Angriffspunkten einer Kampagne zu machen Bündnisarbeit mit sozialen Bewegungen oder politischen Parteien, religiösen Gemeinden (Nutzen der vorgefundenen Sozialstruktur)

	gezieltes und systematisches Organisieren bisher gewerkschaftsfreien Branchen

	andere Form der Ansprache der Beschäftigten

	Mapping der Beschäftigten und ihrer Netzwerke

	Fokus auf die Aktivierung der Beschäftigten, ihre Zusammenfassung von Aktivengruppen und deren Einbeziehung in die Planung und Ausgestaltung der Kampagne



Organisieren vs. Mobilisieren

Jane McAlevey tritt für eine strikte Unterscheidung verschiedener
Handlungsformen ein, die sie in ihrem Buch genauer ausgeführt hat. Diese
sollen im Folgenden zusammengefasst werden[7]. Das erste Konzept machte
eine klare Unterscheidung zwischen drei zentralen Strategien, dem
Organisieren, dem Mobilisieren und der Advocacy. Während eine Mobilisierung
vorrangig durch Eliten geschieht, die Ziele mit niedrigen Konzessionskosten
oder ehrgeizige Ziele festlegen, zielt das Konzept des Organizings auf die
Masse selbst ab, ist also vielmehr kollektiv und inklusiv. Dies hat für die
Methode des Organizings zur Folge, dass sich die Machtstrukturen zugunsten
der Basis verändern, indem sie die Macht der Gegner verringern. Bei dem
Konzept der Mobilisierung und der Advocacy ist dies jedoch nicht der Fall.

Die Advocacy-Gruppen neigen nach McAlevey dazu, punktuelle Siege oder
begrenzte Politikveränderungen anzustreben, häufig über Gerichte oder
Hinterzimmerverhandlungen, die aber die Machtverhältnisse nicht antasten
und daher eher stellvertreterisch wirken. Die Strategie solcher Gruppen
beschränkt sich vor allem auf Gerichtsprozesse und hohe Ausgaben für
Umfragen, oder Werbung. Beim Konzept der Mobilisierung ist die Strategie
eher auf Kampagnen gerichtet, die keine messbare Unterstützung der Basis
aufweisen. Diese Strategie ist eher auf die Vermittlung starker Bilder und
Botschaften gerichtet, anstatt dem Aufbau der Basismacht Bedeutung zu
geben, was ebenfalls eher stellvertretungsorientiert ist.

Das Organizingkonzept setzt zwar auch auf konkrete Einzelverhandlungen,
diese sind aber nur ein Teil einer umfassenderen Strategie des
Machtaufbaus. Der Vorrang liegt auf der Machtanalyse und der Beteiligung
normaler Menschen, also eher strukturbasiert. Die Struktur ergibt sich
dabei aus den eigenen Zusammenhängen, nach dem Motto: Dort kämpfen, wo man
selbst sich gerade befindet. Die Struktur kann ein Betrieb sein oder auch
eine Community. Einigungen werden auf Basis partizipativer
Tarifverhandlungen erzielt, an welchen möglichst viele Beschäftigte
teilnehmen. Die Strategie besteht darin, eine möglichst große Zahl von
Beschäftigten miteinzubeziehen und sich der Macht ihrer Fähigkeiten bewusst
zu werden, ihre Arbeitskraft denen, die von ihr profitieren, zu entziehen.
Dabei geht es vorrangig darum, die Zahl der Beschäftigten zu erhöhen, die
hinter den Forderungen derselben stehen. Dabei ist die Mobilisierung ein
taktisches Mittel, aber nicht die eigentliche Strategie. Diese besteht vor
allem in der Mehrheitsgewinnung. Um von der Mobilisierung weg, hin zu einer
Organisation zu kommen, bieten sich, nach Jane Mc Alevey vier Schritte an:


	Die Identifikation der Person im Betrieb, die am ehesten die Dispositionen hat, Menschen mitzunehmen (Die Schlüsselaktiven)

	Erfolgreiches Organisieren 1x1

	Strukturtests und das Bilden von Mehrheiten

	Einbeziehung der ganzen Gemeinschaft



Um den Organisationsgrad zu erhöhen, braucht es eine hohe Beteiligung der
Angestellten, eine hohe Einigkeit, um sich gegen Spaltungen von außen
abzusichern, eine starke Struktur und eine vorzeigbare und nachhaltige
Mehrheit. Diese Grundkonzepte sind für Jane Mc Alevey gerade deshalb so
wichtig, weil die arbeitende Klasse durch den Neoliberalismus zermürbt
wird. Der Strategie, über den aufkommenden Individualismus, Arbeitende,
Nachbarschaften oder Staaten gegeneinander auszuspielen, ist deshalb,
gerade auch mit der Hilfe der Gewerkschaften, entgegen zukommen.

Strukturtests

Der erste Schritt, nach McAlevey, ist der, zu identifizieren, wer im
Betrieb die Rolle des "organic leaders" einnehmen kann. Auch wenn das
Konzept etwas hierarchisierend anmutet, ist die Suche nach einer Person mit
den Dispositionen dazu, sich gegen die Abwehr der Ziele von oben
durchzusetzen, nachvollziehbar. Wurde die erste Karte (Mapping mit Hilfe
einer wallchart) aller Beschäftigten angefertigt, soll versucht werden,
herauszufinden, wer diese Person ist, die von allen Angestellten sowohl
respektiert wird, als auch gemocht und die die Fähigkeiten hat, sich auch
gegen Widerstände der Geschäftsführung durchzusetzen. Wurde diese Person
einmal identifiziert, soll sie die Letzte sein, auf die die/der
Organizer*in zugeht.

Weiterhin ist es wichtig, zu wissen, wer sich schon einmal an Petitionen
oder offenen Briefen beteiligt hat, oder wer schon einmal Forderungen
gestellt hat, welche Netzwerke die Angestellten untereinander haben und
welche sie in ihrer Freizeit aufrecht erhalten.

Das Charting bzw. die Anfertigung einer Liste aller Mitarbeiter*innen auf
einem großen Papier soll dabei helfen, über diese Informationen Klarheit zu
schaffen. Danach ist es wichtig, mit den Menschen in ein Gespräch zu
kommen. Wo liegen die Probleme, welche sind ihnen am wichtigsten, welche
teilen alle miteinander? Dabei ist es wichtig, die Techniken der Ansprache
zu beachten und sich über die eigene Semantik bewusst zu sein.

Strukturierte Organizing-Gespräche

Ein strukturiertes Organizing-Gespräch hat ein Ziel, versucht die
gegenüberstehende Person zu bewegen und eine einheitliche Botschaft an alle
Beschäftigten zu vermitteln. Diese Gespräche sollten immer einer gleichen
Ordnung folgen. Dafür schlägt McAlevey folgende Schritte vor:


	Vorstellung/Einleitung

	Anliegen (und Agitation)

	Aufklärung/Vision (Gewerkschaft als Lösung)

	Beschäftigte vor die Wahl stellen ("Die Frage stellen")

	Vorbereitung gegen toxische Strategien der Arbeitgebenden

	Nächste Schritte/Arbeitsauftrag



Jedoch nicht nur bei der Anwendung dieser Strategien, sondern
wahrscheinlich immer innerhalb eines Aushandlungsprozesses, in welchem es
um die Aushandlung der eigenen Lage geht, treten Bedenken und Einwände auf.
"Es ändert sich doch sowieso nichts", oder "Die machen doch eh, was sie
wollen" sind dabei nur zwei Beispiele. Auch dafür braucht es eine
Strategie. Dafür schlägt Jane McAlevey die AAR-Methode vor, welche mit der
Anerkennung dieses Gefühl beginnt, darauf eine Antwort parat hat, die auf
das Problem eingeht und welche dann zurück zum Anliegen kommt, am besten
mit einer Frage. Es ist dabei wichtig, auf die Probleme einzugehen, sich
aber nicht in ihnen zu verlieren und das Ziel dabei nicht aus den Augen zu
verlieren.

Insgesamt war die Lecture inspirierend und hat Ansätze vorgeschlagen, die
für einige der teilnehmenden Personen eine Motivation waren. Die
Vorstellung einer eigenen gewerkschaftlichen Strategie ist damit nochmal
konkreter geworden. Auch der Wunsch mit verschiedenen Methoden zu
experimentieren, die über die bisherigen Erfahrungen eines feuerwehr-
politischen Engagements hinaus gehen, hat sich konkretisiert. Wie das in
den unterschiedlichen Branchen aussehen kann, wird aus den Syndikaten zu
berichten sein.


Beitragsbild: https://libcom.org/files/Organise.pdf

Anmerkungen:

[1] https://www.rosalux.de/publikation/id/39839/keine-halben-sachen/

[2] Zeitschrift Luxemburg

https://www.zeitschrift-luxemburg.de/was-ist-dran-an-mcalevey-zur-debatte-um-deep-organizing-in-deutschland/

[3, 4] Ebd.

[5] Ebd. und McAlevey, Jane. Keine halben Sachen.

[6] McAlevey, Jane. Keine halben Sachen. VSA Verlag Hamburg. 2019. S.19 ff.

[7] Ebd. S.36 ff.
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DAS BLÄTTCHEN/1964: Kosovo - abgeschrieben?


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 1 | 6. Januar 2020

Kosovo - abgeschrieben?

von Detlef D. Pries



"Nein, kein Krieg lässt sich wie schmutzige Stiefel

vor der Wohnungstür abstellen,

sein Dreck, seine Härte dringen in die Menschen,

in die Beziehungen, in die Gesellschaften ..."

Marlen Schachinger

Außenminister Behqiet Pacolli hat Kosovo jüngst wieder einmal ins Gespräch
gebracht, als er sich der Hatz gegen den frisch gekürten österreichischen
Nobelpreisträger Peter Handke anschloss und den vermeintlichen
"Völkermord-Leugner" zur persona non grata in Pristina und Umgebung
erklärte. Warum? Handke hatte sich stets vehement gegen die vorherrschende
Einseitigkeit bei der Einordnung von Tätern und Opfern nach den blutigen
Kriegen um die Auflösung Jugoslawiens gewandt. Seine jüngere Landsfrau
Marlen Schachinger gesteht nach dem Besuch einer Fotoausstellung über den
"von Serben betriebenen Genozid" in Pristina zwar auch, dass ihr die
"Darstellungen tendenziös oder zumindest stereotyp und unbelegt" erschienen
und dass "jedweder Hinweis auf eine zusätzliche Täterschaft der
UÇK-Kämpfer" fehle. Allerdings verschwieg Schachinger diesen Eindruck ihren
Gastgebern. Denn im Unterschied zu ihrem Landsmann Peter Handke war sie
2018 für einen Monat gleichsam persona grata in Kosovo - als "Writer
in Residence" in Pristina.

Schlagzeilen macht das Land kaum noch, das 2008 als Republik Kosovo seine
Unabhängigkeit ausgerufen hat und von der guten Hälfte der
UNO-Mitgliedstaaten auch als unabhängig anerkannt wird - ungeachtet
fortdauernder Gültigkeit der 1999 vom Sicherheitsrat verabschiedeten
Resolution 1244, die Serbiens (Rechtsnachfolger der Bundesrepublik
Jugoslawien) territoriale Unversehrtheit garantierte. Laut Wikipedia
gilt Kosovo inzwischen als "stabilisiertes De-facto-Regime". Im
öffentlichen Gedächtnis dagegen haben sich Zuschreibungen wie "instabil,
korrupt, ineffizient", zumindest aber "umstritten" festgehakt, ohne dass
davon noch viel Aufhebens gemacht würde. Kosovo scheint derzeit von den
Medien fast vergessen - "abgeschrieben" eben.

Marlen Schachinger aber hat ihrem Buch den Titel "Kosovarische Korrekturen"
gegeben, woraus zu schließen wäre, dass sie das verbreitete Image des
südosteuropäischen Landstrichs und seiner knapp 2 Millionen Bewohner
korrigieren wolle.

Das ist ein schwieriges Unterfangen von vornherein. Wer wollte behaupten,
ein fremdes Land innerhalb eines Monats so gut kennengelernt zu haben, dass
er es wahrhaftig beschreiben könnte? Zumal, wenn er oder sie der
Landessprache nicht mächtig ist. Schachinger, die in ihrer Heimat bisher
Kurzgeschichten, Romane, Hörstücke, Lyrik, aber auch Sachbücher
veröffentlicht hat und Literarisches Schreiben unterrichtet, versucht diese
Klippen zu umschiffen, indem sie sich Rat und Zitat von ausländischen
Kosovo-Kennern holt und deren Erkenntnisse mit eigenen Beobachtungen
verwebt. Dazu - und das ist der bedeutendere Part - gibt sie ihre Gespräche
mit Einheimischen wieder, wobei es sich notgedrungen vor allem um
deutsch- oder englischsprachige Intellektuelle handelt. Was sie von denen
erfährt, bleibt meist deprimierend: Menschen, die einst für ein freies
Kosovo gestritten und gelitten haben, wünschen sich heute nichts
sehnlicher, als diesen Staat möglichst schnell zu verlassen. Zwar findet
die Autorin in Pristina kaum noch augenscheinliche Spuren des Krieges, doch
 "alles in diesem Land ist Tünche", zitiert sie eine ihrer
Gesprächspartnerinnen, und "seit die sogenannten Befreier an der
Regierungsmacht beteiligt seien, sei Korruption mehr denn je ein Thema".
Wer die ehemaligen UÇK-Kämpfer deswegen an den Pranger stellen wolle,
riskiere (zu) viel. Bezeichnend daher, dass kaum eine derer, die sich der
Autorin anvertrauen, mit ihrem Namen genannt werden will, denn - so
entdeckt Schachinger - wer in Kosovo eine Familie zu ernähren hat, schweigt
besser zu den politischen Verhältnissen.

Klagen über eine verheerende Arbeitslosigkeit, eine ins Nichts führende
Bildungspolitik, ein miserables Gesundheitswesen, über UNO- und
EU-Missionen, die manches Übel eher verschärften als es zu beseitigen, die
Prostitution beispielsweise, und über geistige Enge - wen wundert's
angesichts dessen, dass Menschen in ihrer Ausweglosigkeit die Hoffnung auf
Besserung verlieren. Da kann es kein Trost und keine Ermutigung sein, wenn
die Autorin ihren Blick über die Grenzen Kosovos hinaus weitet und
feststellt: "Das Bemühen der Mächtigen, die Ohnmächtigen umfassend mit
ihrer Ohnmacht zu beschäftigen, hat allerorts System."

Überhaupt "Grenzen": Als der kosovarische Präsident Hashim Thaçi und
Serbiens Staatsoberhaupt Aleksandar Vucičć vor einiger Zeit
anregten, ihren Konflikt durch eine Grenz-"Korrektur" zu entspannen, rief
das nicht nur in Kosovo, sondern auch bei dessen europäischen Paten heftige
Reaktionen hervor. Die Idee wurde denn auch schnell begraben, der Hass lebt
fort, nichts da mit "Korrekturen".

Marlen Schachinger hat ihr Buch übrigens "durchgegendert" bis zu den
"Schrotthändler*innen" (einzig "Verleger" scheint es nur in männlicher
Gestalt zu geben) und sich aus ungenannten Gründen für "der Kosovo"
entschieden. Dass sie auf die Übersetzung selbst halbseitiger
englischsprachiger Zitate verzichtet, will nicht so recht zu einer
literarischen Reportage mit essayistischen Zügen passen. Aber es geht hier
ja nicht vorrangig um die Sprache. Trotz aller Be- und Einschränkungen:
Lesenswert ist dieser "Versuch über die Wahrheit des Landes" allemal - als
eine erhellende, wenngleich gewiss nicht vollständige Bestandsaufnahme rund
zehn Jahre nach der Ausrufung der Republik.

Marlen Schachinger: Kosovarische Korrekturen. Promedia, Wien 2019. 160
Seiten, 17,90 Euro.
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Frankreich: Proteste gegen Rentenkürzungen gehen weiter - trotz
Gesprächen der Gewerkschaften mit Macron

Von Alex Lantier

31. Januar 2020



Am Mittwoch beteiligten sich erneut in ganz Frankreich hunderttausende
Arbeiter und Jugendliche an einem "Nationalen Aktionstag" gegen die
Rentenkürzungen von Präsident Emmanuel Macron. Die große Mehrheit der
Bevölkerung lehnt die Pläne ab. Vergangene Woche waren Bahnarbeiter und
Beschäftigte der Pariser Verkehrsbetriebe aufgrund des niedrigen
Streikgelds gezwungen, ihren sechswöchigen Streik zu beenden und die Arbeit
wieder aufzunehmen.

Obwohl die Teilnehmerzahlen immer noch hoch sind, sind sie laut Angaben der
Polizei und der Gewerkschaften im Vergleich zum 24. Januar leicht
zurückgegangen. Laut den Gewerkschaften demonstrierten in Toulouse 35.000,
in Bordeaux und in Le Havre waren es 10.000 bzw. 7.000 Teilnehmer. In Lyon
demonstrierten nach Angaben der Polizei 3.500 und in Marseille 4.500.

Gepanzerte Bereitschaftspolizisten kesseln einen Teil der Demonstranten ein
In Paris gingen nach Gewerkschaftsschätzungen 180.000 auf die Straße.
Dreizehn Demonstranten wurden von der Polizei verhaftet, und es kam zu
Zusammenstößen.

Derzeit lebt der Klassenkampf weltweit wieder auf. Parallel zu Frankreich
finden große Proteste im Irak, in Algerien und in ganz Lateinamerika statt,
auch streikten die Lehrer und Kupferbergarbeiter in den USA, und auch in
Indien kam es zu massiven Demonstrationen von mehreren Millionen Arbeitern.
In Frankreich gibt es immer neue Proteste, zuletzt bei den Beschäftigten
der Pariser Müllverbrennungsanlagen, der Fährdienste zwischen Marseille und
Korsika sowie der Kanalreinigungsbetriebe im ganzen Land. Wie die
Demonstrationen am Mittwoch richten sie sich ebenfalls gegen Macrons
geplante Rentenkürzungen.

Das wichtigste Merkmal dieser Proteste ist die Kluft, die die Arbeiter von
den Gewerkschaftsbürokratien und ihren pseudolinken Verbündeten trennt. Zu
den kleinbürgerlichen Parteien gehört auch Jean-Luc Mélenchons Unbeugsames
Frankreich (LFI). Die Arbeiter sind sich zunehmend einig darüber, dass
Verhandlungen mit Macron zu nichts führen werden, und dass nur ein Sturz
der Regierung einen Fortschritt bringen wird.

Derzeit verhandeln die Gewerkschaftsführer mit Macron über die geplanten
Kürzungen. Ihrer perfiden Logik entsprechend diskutieren sie mit Macron die
Zerstörung des französischen Rentensystems, während sie den Arbeitern kaum
Streikgeld zahlen und damit die Beendigung der Streiks erzwingen.

Der Vorsitzende der stalinistischen CGT, Philippe Martinez erklärte am
Mittwoch, er werde sich an den geplanten viermonatigen Verhandlungen über
die Kürzungen beteiligen. Die Gespräche werden von der CFDT organisiert,
die offen zu Macron und den Rentenkürzungen steht.

Zur Konferenz zwischen der CFDT und Premierminister Edouard Philippe beim
Wirtschafts-, Sozial- und Umweltrat (CESE), der gemeinsam mit den
Gewerkschaften, dem Staat und den Unternehmensverbänden die Sozialpolitik
bestimmt, erklärte Martinez zynisch: "Es ist sehr schwer vorherzusagen, was
passieren wird. Wir haben gerade zugestimmt, uns beim CESE zu treffen. Was
wird passieren? Wer wird da sein? Wir haben keine Ahnung."

Martinez behauptete, die CGT würde an den Gesprächen teilnehmen, um "zu
erklären, wie man das derzeitige System verbessern kann". Er versprach
außerdem, die CGT werde "Lohnerhöhungen" und "höhere Ausgaben für die
Renten" fordern.

Die Aussagen dienen dazu, den Verrat der CGT-Bürokratie und ihre
Kollaboration mit Macron zu verheimlichen. Es ist nicht schwer
vorauszusagen, was im Rahmen der Konferenz beim CESE passieren wird.

Premierminister Philippe hatte die Konferenz letzten Monat einberufen, um
den Streiks ihre Schlagkraft zu nehmen. Macrons Partei LRM und die CFDT
lehnen jegliche Besteuerung des obszönen Reichtums der französischen
Milliardäre ab. Zudem werden sie ein staatliches Haushaltsdefizit
vorschützen. Auf diesem Weg können sie die Lüge verbreitet, es wäre kein
Geld vorhanden und die Rentenkürzungen seien eine wirtschaftliche
Notwendigkeit.

Martinez' Forderungen nach höheren Löhnen und Renten sind absurd. Er könnte
genauso gut fordern, dass Macron kostenlosen Champagner und Kaviar an alle
Streikenden verteilt. Macron und Philippe werden Martinez' Vorschläge
rundheraus ablehnen, und er ist zweifellos klug genug, sie hinter den
verschlossenen Türen des CESE nicht allzu ernsthaft vorzubringen.

Bei den Protesten am Mittwoch brach die Frustration der Arbeiter über das
reaktionäre Treiben der Gewerkschaften und der Pseudolinken offen aus, und
Arbeiter stellten sich Mélenchon entgegen. Ein Streikender fragte ihn,
warum er die Proteste nicht stärker unterstütze. Darauf behauptete der 
LFI-Politiker Eric Coquerel, Mélenchon sei "überall". Als der Demonstrant
erklärte, er sehe Mélenchon lediglich "in Fernsehsendungen", ob er die
Streiks überhaupt unterstütze, höhnte dieser: "Geh doch zu deiner Mama".
Anschließend verließ Mélenchon die Szene.

Die Ereignisse verdeutlichen, wie bedeutsam die Forderung der Parti de
l'égalité socialiste und der WSWS nach dem Aufbau von Aktionskomitees ist.
Arbeiter müssen unabhängig von den Gewerkschaften für den Sturz von Macron
kämpfen und sich bewusst darüber sein, dass die Gewerkschaften die
Streikbewegung gegen Macron verraten werden. Die Arbeiter müssen der
Gewerkschaftsbürokratie und ihren politischen Verbündeten die Kontrolle
über den Kampf entreißen und Arbeiter in Frankreich und der Welt zum Kampf
aufrufen.

Der pensionierte Busfahrer Alain, der an den "Gelbwesten"-Protesten
beteiligt ist, erklärte am Mittwoch gegenüber der WSWS in Paris, Macrons
Reform "stiehlt den Leuten" hunderte Euro pro Monat oder mehr. Er fügte
hinzu: "Jetzt verstehen die gewerkschaftlich organisierten Arbeiter
langsam, wie die Gewerkschaften tatsächlich funktionieren. Und das ist
überhaupt nicht schön. Sie arbeiten mit der Regierung zusammen und fressen
aus demselben Trog. Es ist eine Katastrophe. Die CFDT ist am schlimmsten,
aber die CGT ist auch nicht viel besser."

Alain fügte hinzu, obwohl die Leute überall auf der Welt "gegen diese neue
Weltordnung" demonstrieren, "müssten in Frankreich noch viel mehr auf die
Straße gehen ... Dann wäre diese Regierung nicht mehr lange an der Macht."

Salim, ein Arbeiter bei den Pariser Verkehrsbetrieben RATP, erklärte
gegenüber der WSWS, er sei nur aus wirtschaftlicher Notwendigkeit wieder an
die Arbeit zurückgekehrt, weil sein Lohn und seine Ersparnisse verbraucht
seien. Er fügte hinzu, er verfolge die Massenproteste der Arbeiter im Nahen
Osten und auf der ganzen Welt: "Überall wird der Reichtum, den die Arbeiter
produzieren, von den Bossen und dem Großkapital abgeschöpft."

Als die Proteste am Mittwochmorgen begannen, berichteten die Medien über
gewaltsame Zusammenstöße zwischen der französischen Bereitschaftspolizei
und Feuerwehrleuten, die gegen Macrons Kürzungen protestierten. Ein
Bereitschaftspolizist hatte im letzten Herbst einem Feuerwehrmann das Auge
mit einem Gummigeschoss weggeschossen, weshalb tausende Feuerwehrmänner in
feuerfester Einsatzausrüstung nach Paris kamen. Sie widersetzen sich damit
der Anweisung, bei Protesten keine Schutzkleidung zu tragen.

Die schwere Schutzkleidung und die Gasmasken der Feuerwehrmänner boten
guten Schutz gegen das eingesetzte Tränengas. Als einige Feuerwehrmänner
versuchten, den Autobahnring um die Stadt zu blockieren, kam es zu
Straßenschlachten zwischen ihnen und Einheiten der Bereitschaftspolizei.

Auf Videos [1] ist zu sehen, wie die Feuerwehrmänner einen ersten Ansturm
der Bereitschaftspolizei abwehren, deren Linien durchbrechen und ihnen ihre
Plexiglasschilder wegnehmen. Sie bedrängen die zurückfallenden
Einsatzkräfte, um sie daran zu hindern, Gummigeschosse und Blendgranaten
einzusetzen. Währenddessen singen sie die Marseillaise, die französische
Nationalhymne.

Die Bereitschaftspolizei setzte Metallbarrieren auf Lastwagen ein, um die
Feuerwehrmänner aufzuhalten. Sie schützte sich selbst mit Blendgranaten und
Wasserwerfer, und verschoss schließlich illegal potenziell tödliche
Gummigeschosse. Ein Feuerwehrmann, der mit einer Fackel auf den
Wasserwerfer kletterte, wurde am Kopf getroffen.

Die Feuerwehrleute durchbrachen daraufhin mehrere Teile der Barrieren und
beschimpften die Bereitschaftspolizisten als "Verräter an der französischen
Nation" und "Nazi-Kollaborateure", weil sie sich Macrons Befehlen,
Demonstranten anzugreifen, nicht widersetzten.

Die französische Bereitschaftspolizei Compagnies Républicaines de Sécurité
(CRS) wurde von General Charles de Gaulles Regierung im Dezember 1944 nach
dem Fall des Vichy-Regimes, das mit den Nationalsozialisten kollaborierte,
geschaffen. Grundlage hierfür war die Umbenennung der paramilitärischen
Groupes mobiles de réserve, um deren faschistische Vergangenheit und
gemeinsamen Kampf mit SS-Truppen gegen die Résistance zu übertünchen. Dies
prägte die erstmals bei den blutigen Bergarbeiterstreiks von 1947
verkündete Losung "CRS-SS", die später beim Generalstreik im Mai-Juni 1968
erneut zu hören war.

In einer Stellungnahme verurteilte die Pariser Polizeipräfektur die
"Übergriffe" der Feuerwehrleute. Vertreter der Polizei behaupteten, bei den
Zusammenstößen am Dienstag seien 160 Beamte der Bereitschaftspolizei
verwundet worden, beispielsweise an den Beinen durch den Einsatz von
Sprengstoff - vermutlich handelte es sich dabei jedoch um ihre eigenen
Blendgranaten, die von den Feuerwehrleuten zurückgetreten wurden.

Die Gewerkschaften haben erneut verdeutlicht, dass sie alles daran setzen,
die Mobilisierung der Arbeiterklasse abzuwürgen. Nachdem die Regierung
Zugeständnisse an die Feuerwehrleute ankündigte und ihnen garantierte, sie
würden im Gegensatz zum Rest der Arbeiterklasse nicht von den
Rentenkürzungen betroffen sein, kündigten die Feuerwehrgewerkschaften an,
die Streiks zu beenden.


Anmerkung:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=d1DHDhEOAq4
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Klimawandel und militärische Planungen

Ignoranz, Hilflosigkeit und fehlende Strategien zur Anpassung

von Karl-Heinz Peil



In einer kürzlich veröffentlichten Studie des Mitte 2018 gegründeten
"German Institute for Defence and Strategic Studies" (GIDS) bei der
Führungsakademie der Bundeswehr in Hamburg werden von den Autoren Dr.
Stefan Bayer und Simon Struck die Konsequenzen des Klimawandels für
militärische Planungen thematisiert. Unter dem Titel "Strategische
Ausrichtung von Streitkräften im Klimawandel"[1] findet man darin eine
bemerkenswert kritische Haltung gegenüber dem bisherigen Umgang des
Verteidigungsministeriums (BMVg) und der Bundeswehr mit dem
Klimawandel. Verwiesen wird richtigerweise darauf, dass andere Länder
bereits seit längerem zum Klimawandel eine strategische Ausrichtung
ihrer militärischen Fähigkeitsprofile und Anforderungen an das Militär
haben. Dieses gilt insbesondere für das Pentagon, das trotz des
erklärten Klimaleugners Donald Trump unbeirrt strategische Planungen
zu dem als nicht mehr vermeidbar angesehenen Klimawandel vornimmt.
Damit ist natürlich noch keine Aussage über die - aus
friedenspolitischer Sicht vielfach problematischen -
Schlussfolgerungen getroffen, sondern lediglich, ob das Thema an sich
eine relevante Rolle in den Überlegungen der Streitkräfte spielt.

Bereits 2007 hatte der Zukunftsforscher Harald Welzer mit seinem
Bestseller "Klimakriege - Wofür im 21. Jahrhundert getötet wird" auf
die sozialen und kulturellen Folgen des Klimawandels hingewiesen, die
zwangsläufig kriegerische Gewalt zur Folge haben: Konflikte um
Ressourcen, Kriege gegen eigene Bevölkerungen, Wellen von
Klimaflüchtlingen und Terrorismus. Die Sicherung der Außengrenzen
Europas und der USA wurden bereits damals von ihm als neue Frage zu
Sicherheit, Verantwortung und Gerechtigkeit aufgeworfen, auch weil
dieses als Vorschub für private Söldnerarmeen und einer Privatisierung
von Gewalt zu Lasten des staatlichen Gewaltmonopols anzusehen sei.[2]

In vorliegender Analyse soll ein kurzer Überblick gegeben werden,
welche für Militärs relevanten Konsequenzen sich aus dem Klimawandel
ergeben. Der US-Wissenschaftler und Publizist Michael Klare hat dieses
mit seinem jüngsten Buch "All Hell Breaking Loose - The Pentagon's
Perspective on Climate Change"[3] umfassend dargestellt. Er
beschreibt, dass das Pentagon trotz zahlreicher strategischer
Planungen angesichts der Fülle von Einzelproblemen strategisch eher
hilflos verbleibt. Der von ihm gewählte Buchtitel "All Hell Breaking
Loose" bezieht sich darauf, dass der Klimawandel zu Katastrophenfällen
führt, bei denen für das US-Militär multiple Einsatzorte und -
szenarien auftreten, d.h. dass "plötzlich die Hölle losbricht" mit
Situationen, die logistisch und ressourcenmäßig schnell außer
Kontrolle geraten.

Gegenstand dieser Analyse ist hier weniger die Bewertung militärischer
"Lösungen" zum Klimawandel, sondern inwieweit diese überhaupt eine
Rolle spielen. Und hier lässt sich feststellen, dass man den Umgang
von Bundesregierung und BMVg mit dem Klimawandel im direkten Vergleich
zu den USA nur als ignorant bezeichnen kann.


Klimawandel als strategisches Sicherheitsproblem

Michael Klare bringt eine einfache und schlüssige Erklärung dafür,
warum sich gerade das Pentagon über den Klimawandel bereits seit
langen Jahren Gedanken macht. Wer in den Dienst des US-Militärs
eintritt, wird ideologisch darauf eingestimmt, dass sein Heimatland
gegen Bedrohungen jeglicher Art zu verteidigen ist. Und der
Klimawandel ist keineswegs ein Zukunftsszenario, sondern durch
zunehmende tropische Wirbelstürme an der Ostküste der USA bereits eine
Realität.

Nach dem Amtsantritt von Donald Trump als US-Präsident wurde von ihm
verordnet, dass der Klimawandel als Debattenthema zu streichen ist.
Daran haben sich in Washington auch alle Ministerien und
Regierungsinstitutionen gehalten, mit Ausnahme des Pentagons.
Offiziell spielt der Klimawandel auch dort keine Rolle, wenn man die
Anfang 2018 von US-Präsident Trump vorgelegte Nationale
Verteidigungsstrategie zugrunde legt. Dort werden vielmehr Russland
und China als die größten potenziellen Bedrohungen der
US-amerikanischen Sicherheit der nächsten Jahre dargestellt. Dennoch
kann Michael Klare auf eine Vielzahl von Dokumenten aus den letzten
zehn Jahren sowie auf einige persönliche Gespräche mit
Pentagon-Mitarbeitern verweisen, aus denen sich ein umfassendes Bild
der innerhalb dieser Institution betriebenen strategischen Planungen
ergibt, die derzeit aber nach außen hin unauffällig betrieben werden.
Michael Klare kommt sogar zu der Einschätzung, dass durch die
institutionelle Größe und bisherigen Aktivitäten des Pentagons
ausgerechnet hier das Potenzial für wesentliche Beiträge im Kampf
gegen den Klimawandel vorhanden wären, natürlich nur einsetzbar mit
einem anderen US-Präsidenten als Donald Trump.


Bedrohung der militärischen Infrastruktur und Logistik

Die imperiale Politik der USA ist nur möglich durch die weltweite
Präsenz mit ca. 800 Militärbasen außerhalb ihres eigenen Territoriums.
Diese sind ebenso wie die Militärbasen in den USA selbst
überproportional in Küstennähe angeordnet. Steigende Meeresspiegel,
tropische Wirbelstürme und Fluten bedrohen deshalb vor allem die
Militärbasen von US Navy und Air Force. Dieses gilt übrigens auch für
zivile Flughäfen. So wird in einer kürzlich veröffentlichten Studie
des McKinsey Global Institutes aufgeführt, dass ein Viertel der
Top-100-Fluhgäfen weltweit weniger als zehn Meter über dem
Meeresspiegel liegen und damit "ernsthaften Gefahren" ausgesetzt
seien.[4]

Bedroht sind für das US-Militär auch diejenigen Militärbasen, die sich
weitab von Meeresküsten befinden. Im Mittleren Osten und Nordafrika
werden extreme sommerliche Temperaturen und Sandstürme immer mehr zum
Hauptproblem. Das betrifft nicht nur den eigentlichen Aufenthalt von
Kampftruppen im Inland, sondern auch den dadurch bedingten
zusätzlichen Aufwand für deren Versorgung mit Treibstoffen und
Lebensmitteln. Waffen, Fahrzeuge und Versorgungssysteme müssen immer
mehr an extreme Temperaturen und die Infiltration von Sand angepasst
werden. Uniformen und am Körper angebrachte Bewaffnung müssen
leichtgewichtiger werden. Die Trinkwasserversorgung kann immer weniger
aus lokalen Quellen erfolgen, sondern muss gleichfalls zum Bestandteil
der Logistikkette werden. Bei Kriegseinsätzen muss zudem eine
Kraftstoffversorgung über Tankfahrzeuge erfolgen, die auf ihren
Transportrouten feindlichen Angriffen ausgesetzt sein können.[5]


Wirbelstürme als multiples Katastrophenszenario

Wirbelstürme sind auch ein Albtraum für das US-Militär, das für
Auslandseinsätze und weniger für den Einsatz innerhalb der USA selbst
bzw. an dessen Grenzen ausgerichtet ist. Seit dem Ende des Zweiten
Weltkrieges ist die Stationierung, Ausbildung und Ausrüstung von
Armee, Marine und Air Force auf weltweiten Militärbasen maßgebend.
Diese globale Einsatzfähigkeit wird jedoch gefährdet, wenn nicht nur
einzelne, sondern zugleich mehrere Hurrikans gleichzeitig die
US-Ostküste bedrohen, wie es im Spätsommer 2017 bereits der Fall war,
als dicht gefolgt die Wirbelstürme Harvey, Irma und Maria in Texas,
Florida und Puerto Rico wüteten. Noch misslicher ist es natürlich für
das US-Militär, wenn mehrere Wirbelstürme in unterschiedlichen
Weltregionen mit US-Militärpräsenz gleichzeitig auftreten, verbunden
mit Folgewirkungen auf die Verfügbarkeit von lokaler Infrastruktur und
staatlichen Institutionen.

Bereits im Oktober 2012 zeigte der Wirbelsturm Sandy die
Verwundbarkeit der US-Infrastruktur. Sandy führte im Großraum New York
zu überfluteten U-Bahn-Stationen und großflächigen Stromausfällen.
Ohne Stromnetz konnte deshalb auch von Tankstellen kein Treibstoff
mehr abgegeben werden. Sandy löste eine zivil-militärische
Zusammenarbeit aus, bei der gemäß einem späteren Bericht an den
US-Kongress 14.000 zivile und militärische Pentagon-Mitarbeiter im
direkten Einsatz waren sowie 10.000 weitere für die unmittelbar darauf
folgende Schadensbeseitigung. Das kann aus Sicht von US-Militärs dazu
führen, dass künftig Konflikte zwischen gleichzeitigen Kriegseinsätzen
im Ausland und Katastropheneinsätzen entstehen.[6]


Krisen als globale Schockwellen

Die mit dem Klimawandel zusammenhängenden Konflikte sind sehr
vielfältig. So führte ein ungewöhnlich trockener Sommer im Jahr 2010
in vielen Ländern zu drastischen Steigerungen bei Lebensmittelpreisen,
was sich als Zündfunke für den arabischen Frühling des Jahres 2011 mit
Revolten in mehreren Ländern der MENA-Zone erwies. Der Klimawandel
spielt auch eine zunehmende Rolle bei der Massenmigration aus dem
globalen Süden und der mit militärischen Mitteln erfolgenden
menschenverachtenden "Flüchtlingsabwehr", sowohl durch die USA wie
auch die EU.

Am Beispiel Mali lässt sich die Rolle des Klimawandels besonders gut
fixieren. Kein Analyst würde behaupten, dass der dortige Konflikt
durch den Klimawandel ausgelöst worden ist. Allerdings hat der
Klimawandel bereits vorhandene soziale, politische und wirtschaftliche
Probleme verstärkt, die dort zur Revolte der in der Sahel-Zone
lebenden Tuareg geführt haben. Dazu kommen extreme Armut, Korruption
und behördliche Inkompetenz. Viele Parallelen zum Konflikt in Darfur
sind dabei augenfällig: Ressourcenkonflikte werden ethno-politisch
instrumentalisiert und so zur Rechtfertigung von Militäreinsätzen
herangezogen.

Die globale Erwärmung erhöht auch drastisch das Risiko von Pandemien.
Bisher als Tropenkrankheiten deklarierte Krankheitserreger wie
Malaria, Zika- oder Dengue-Virus breiten sich zunehmend in weiteren
Regionen aus. Sofern diese Krankheiten in unterentwickelten Ländern
ausbrechen, führen diese schnell zum Zusammenbruch des öffentlichen
Gesundheitswesens. Beispielhaft dafür, was an künftigen
Herausforderungen zu stemmen ist, steht die Ebola-Epidemie 2014 bis
2016 in Westafrika. In diesem Fall wurde das Pentagon von Präsident
Obama aufgefordert, über das AFRICOM ein militärisches Kommandozentrum
in Liberia einzurichten. Dieser ungewöhnliche Schritt erfolgte in
Ermangelung anderer US-Institutionen, denen Obama eine solche
Herkulesaufgabe zugetraut hätte. Mit letztlich ca. 3.000
Militärkräften wurde die logistische Unterstützung für die zivile,
medizinische Unterstützung sichergestellt.[7] Im Übrigen sind zivile
Katastrophenschutzbehörden auch in den USA völlig unzureichend
ausgestattet, was sich bereits 2005 bei dem Hurrikan Katrina gezeigt
hat, der zur weitgehenden Zerstörung von New Orleans führte.

"Globale Energiesicherheit" wird in der Regel assoziiert mit dem
militärischen Schutz von fossilen Rohstoffquellen und Transportwegen
wie Pipelines und Seewegen wie die Straße von Hormus im Persischen
Golf. Wenig beachtet wird aber, dass auch die Wasserversorgung eine
wichtige Rolle bei der Energieversorgung spielt. Weltweit existieren
tausende Staudämme, die zur Stromerzeugung genutzt werden - soweit der
Wasserpegel dieses zulässt. Aber auch als Kühlwasser von Kohle- und
Atomkraftwerken entlang von Flüssen hat dieses eine wichtige Funktion -
 soweit die Wassertemperaturen in einem heißen Sommer nicht zu hoch
sind.


Geopolitische Konflikte durch abschmelzendes Eis

Michael Klare beschreibt auch die geopolitischen Konsequenzen, die
sich aus abschmelzendem Eis durch die globale Erwärmung ergeben. Mit
dem Schmelzen des arktischen Eises könnte das Nordpolarmeer die erste
Region weltweit werden, in der durch den Klimawandel eine direkte
Konfrontation von USA, Kanada, Island und Dänemark (als militärisch
verantwortlich für Grönland) mit Russland ausgelöst werden könnte.
Alle diese Länder haben bereits ihr Interesse an einer Ausbeutung von
künftig zugänglichen fossilen Brennstoffen bekundet, was bereits zu
Planungen für entsprechende militärische Fähigkeiten geführt hat.
Hinzu kommt noch China, das zwar kein arktischer Anliegerstaat ist,
aber z.B. mit dem Bau von Eisbrechern bereits sein Interesse an einer
Rohstoffausbeutung bekundet hat. In diesem globalen Kontext müssen
auch die seit längerem in der Nordsee an der norwegischen Küste
erfolgenden NATO-Manöver wie "Cold Response" gesehen werden. Obwohl
sich die NATO - wie auch bei anderen Großmanövern - zu den
Übungsszenarien sehr bedeckt hält, ist die provokative Stoßrichtung
gegen Russland klar erkennbar.

Geht es bei der Arktis im Wesentlichen um eine künftige
Rohstoffausbeutung, so gibt es in anderen Regionen eine weit weniger
beachtete, aber viel explosivere ökologische Zeitbombe. Insbesondere
in Zentralasien sind es die Gebirgsgletscher des Himalaya, die für die
Bevölkerung Zentralasiens durch die natürliche Speicherung von Wasser
und dessen kontinuierlichem Abfluss existenziell sind. Bereits vor 10
Jahren wurde dazu in einem Report des US National Intelligence Council
auf die Verwundbarkeit von Indien durch den Klimawandel und bereits
vorhandene Wasserknappheit hingewiesen. In naher Zukunft droht durch
das weitere Abschmelzen der Himalaya-Gletscher ein ökologischer
Kipppunkt, der beidseitig des Himalayas zumindest für hunderte
Millionen Menschen gravierende Folgen haben wird. Dieses muss vor dem
Hintergrund der ohnehin bereits seit langem bestehenden Spannungen
zwischen Pakistan, Indien und China gesehen werden. Zusammen mit der
ohnehin bereits extrem angespannten Trinkwasserversorgung, vor allem
in Pakistan und Indien, kann der Klimawandel hier eine nicht
kalkulierbare Beschleunigung von innen- und zwischenstaatlichen
Konflikten herbeiführen.[8]


Keine Option: "Grüne" Technologien

"Grüne" Technologien, wie z.B. "Bio-"Diesel werden immer wieder
thematisiert als Option gegen den Klimawandel, auch für das Militär.
Entsprechendes findet sich z.B. in Nachhaltigkeitsstrategien, die von
den Verteidigungsministerien in Kanada, Großbritannien und Dänemark
bereits vor einigen Jahren erstellt wurden und auch Grundlage für
regelmäßige Nachhaltigkeitsberichte sind.[9] Auch in den USA gibt es
hierfür erste Ansätze bei der Navy mit einer "Great Green Fleet", die
2016 in Betrieb genommen wurde und diesen Namen aufgrund von
Treibstoff-Beimischungen mit "Bio-"Diesel erhielt.[10] Der Einsatz von
"Bio-"-Kraftstoffen in größerem Maße ist aber sowohl rein zivil wie
auch militärisch völlig utopisch. Der Effekt besteht deshalb nur
darin, propagandistisch auf eine punktuell verbesserte CO2-Bilanz
verweisen zu können. Ansonsten sind nur bei der nicht-militärischen
Fahrzeugflotte und dem stationären Betrieb von Gebäuden (Heizung und
Stromverbrauch) relevante Einsparungen und damit Beiträge zum
Klimaschutz machbar. Die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen im
weltweiten Einsatz kann aber durch das Militär kaum reduziert werden.
Praktische Bedeutung erlangen erneuerbare Energien bei militärischen
Einsätzen lediglich an vorgeschobenen Einsatzorten, wo durch mobile
Photovoltaik-Anlagen die Abhängigkeit von Dieselgeneratoren zur
Stromerzeugung reduziert werden kann. Zu bedenken ist dabei aber, dass
bei hohen Außentemperaturen von 40 bis 50°C (im nicht vorhandenen
Schatten) auch ein immenser Strombedarf für Klimaanlagen besteht.


Deutsche Diskurse und Defizite

Die von Michael Klare beschriebenen strategischen Überlegungen des
Pentagon finden sich zumindest ansatzweise auch in anderen Ländern.
Darauf wird in der eingangs genannten GIDS-Studie hingewiesen, die
letztlich entsprechende Defizite in der deutschen Politik markiert.
Bemerkenswert daran ist, dass die Bundesregierung selbst bereits
frühzeitig wissenschaftliche Expertise zu dieser Thematik angefordert
hat. 2007 formulierte der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung
für Globale Umweltveränderungen (WBGU) in dem umfassenden
Hauptgutachten "Sicherheitsrisiko Klimawandel" folgendes zur
notwendigen internationalen Kooperation gegen den Klimawandel:[11]

"Im Umgang mit den USA muss darauf Rücksicht genommen werden, dass
Supermächte generell Schwierigkeiten haben, die Notwendigkeit zu
erkennen, von einer Strategie 'globaler Dominanz' auf eine Strategie
'geteilter globaler Führerschaft' umzusteuern.[...] Gerade die Klima-
und Energiepolitik bietet ein ideales Betätigungsfeld für eine
europäische Vorreiterrolle."

Im Fazit des WBGU-Gutachtens wird argumentiert, dass der Klimawandel
auch militärische Zwangsmaßnahmen zur Folge haben kann. Dabei wird auf
das Konzept von "humanitären Interventionen" bzw. "Responsibility to
Protect" Bezug genommen, das sich zwischenzeitlich als trojanisches
Pferd für militärische Aggressionen bei angeblichen
Menschenrechtszielen erwiesen hat, wie in Libyen 2011. In dem
WBGU-Gutachten wird allerdings die Frage aufgeworfen, ob man dieses
Prinzip auch für "klimainduzierte" Militäreinsätze mit Mandat der UNO
einsetzen könne. Das umfangreiche Gutachten ist auch heute noch
interessant als Beleg dafür, wie seinerzeit Prognosen für eine
"Plausible Entwicklung bis etwa 2020" erstellt wurden und dass diese
sich als weitestgehend zutreffend erwiesen haben. Ein Auszug daraus:

"Die bereits spürbaren Auswirkungen des globalen Klimawandels (Hitze,
Verringerung der Niederschläge) verschärfen die Ressourcenprobleme
weiter. Desertifikation und Wassermangel nehmen in Nordafrika und in
allen Sahelstaaten zu. [...] In der Sahelzone gehen bis zum Jahr 2025
in erheblichem Ausmaß landwirtschaftlich nutzbare Böden verloren. In
den ländlichen Regionen des Sahel, aber auch in den nordafrikanischen
Mittelmeeranrainern schwindet der traditionelle Lebensraum als Folge
der Desertifikation rapide. Der großen Masse der Landbevölkerung
gelingt es nicht, die negativen Folgen des Klimawandels durch
entsprechende Maßnahmen auszugleichen."[12]

Im weiteren Text heißt es unter der Überschrift: "Fiktives
Konfrontationsszenario: Destabilisierung Nordafrikas wirkt bis
Europa":

"Der Mangel an Zukunftsperspektiven in allen Ländern der Region führt
dazu, dass vor allem junge Menschen ihre einzige Chance in der
Migration nach Europa sehen. Für Migranten aus der Sahelzone bilden
dabei die Maghrebstaaten meist die erste Zwischenstation, um über das
Mittelmeer nach Südeuropa zu gelangen. Die Migration vor allem junger
Männer aus den Sahelstaaten in Richtung Norden nimmt gegen Mitte des
21. Jahrhunderts Ausmaße an, die einer Völkerwanderung gleichkommen.
Jährlich gelangen Hunderttausende von Menschen aus dem Sahel und dem
tropischen West- und Zentralafrika in die nordafrikanischen
Küstenregionen. [...] Ab dem Jahr 2020 setzt in allen betroffenen
Ländern eine soziale und politische Destabilisierung ein."

Im wissenschaftlichen Umfeld der Bundeswehr hat man sich bis vor
kurzem aber nur wenig mit den 2007 dargestellten Zukunftsszenarien
befasst. 2012 erschien durch das Planungsamt der Bundeswehr die
Studie: "Klimafolgen im Kontext - Implikationen für Sicherheit und
Stabilität im Nahen Osten und Nordafrika"[13]. Diese Studie ist zwar
in vielen Punkten recht detailliert, aber auch mit einer sehr
selektiven Sicht auf die MENA-Region und seinerzeit vor allem durch
die Wirkung des Arabischen Frühlings 2011 geprägt. Für den heutigen
Diskurs um einen erweiterten Bundeswehreinsatz in Westafrika und der
Sahel-Zone - der mit der WBGU-Studie 2007 bereits indirekt als
mögliches Szenario vorweggenommen wurde - hat diese Studie keinerlei
Bedeutung.

Stattdessen gab es eine konträre politische Entwicklung, die vor allem
durch das im September 2013 veröffentlichten Papier "Neue Macht - Neue
Verantwortung" von regierungsnahen Think-Tanks angestoßen wurde (SWP
und German Marshall Fund). Die dort beschworene neue globale
Verantwortung im militärischen Sinne wurde bereits bei der Münchner
Sicherheitskonferenz 2014 von dem damaligen Bundespräsidenten Gauck
zur offiziellen Politik erklärt.[14] Dieses hat auch Eingang gefunden
in das Weißbuch 2016 der Bundeswehr und zuletzt in die "Grundsatzrede"
von Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer im November
2019, in denen es von Passagen nur so wimmelt, in denen diese "neue
Verantwortung" beschworen wird.

In der GIDS-Studie heißt es:

"Wir wollen vorweg jedoch auch auf die Gefahr einer
'Versicherheitlichung' (Securitization) der Debattenlage hinweisen,
die nicht beabsichtigt wird: Der Klimawandel könnte bewusst als
existenzielle Bedrohung der humanitären Sicherheit konstruiert werden,
um Streitkräften strategisch ein höheres politisches Gewicht
einzuräumen."

Ob dieses als Kritik an der offiziellen Politik und laufenden
Diskursen über mehr weltweite Bundeswehreinsätze zu sehen ist, sei
dahingestellt.[15] Im Kontext der GIDS-Studie kann dieser Passus auch
einfach nur als notwendige Eingrenzung des Inhaltes gesehen werden,
der thematisieren soll, "wie sich Streitkräfte und
Sicherheitsinstitutionen auf den Klimawandel vorbereiten bzw. bereits
vorbereitet haben."

Das Fazit der 34-Seiten-Studie beginnt mit dem vielsagenden Satz: "Der
Leser fragt sich an dieser Stelle zurecht, warum in dieser Arbeit
bisher kaum Bezug auf die Bundeswehr genommen wurde."

Es wird dann auf die Leerstellen des BMVg verwiesen, wo der
Klimawandel platziert sein müsste. Auch wird in diesem Fazit auf die
mehr als dürftigen Nachhaltigkeitsberichte der Bundeswehr verwiesen,
in denen das "Kerngeschäft" der Bundeswehr völlig ausgeblendet wird
und der Klimawandel keinerlei Erwähnung findet. Damit werden in
zurückhaltender Form auch die Kritikpunkte bestätigt, die in der
kürzlich erschienenen IMI-Studie zu den Nachhaltigkeitsberichten des
BMVg aufgeführt wurden.[16]


Fazit

Der politische Diskurs zur sicherheitspolitischen Relevanz des
Klimawandels über die letzten 15 Jahre in Deutschland gibt wenig
Anlass zur Hoffnung, dass dieser auf absehbare Zeit zu den notwendigen
Konsequenzen führen wird. Dieses lässt sich auf zwei Ebenen
festmachen:

Erstens: Der politischen Klasse in Deutschland muss immer noch eine
erschreckende Ignoranz gegenüber dem Klimawandel, dessen absehbaren
Folgen und dem daraus resultierenden Handlungsbedarf bescheinigt
werden, was sich zuletzt bei dem Ende 2019 im Bundestag beschlossenen
"Klimapaket" gezeigt hat.

Zweitens: Bei dem aktuellen Fähigkeitsprofil für die Bundeswehr gemäß
dem Weißbuch 2016 und der darauf aufbauenden "Konzeption der
Bundeswehr" (2018) bleibt der Klimawandel außen vor.

Damit vergrößert sich auch der Abstand zur politischen Wahrnehmung und
vorhandenen Strategien in anderen Ländern, wo die Folgen des
Klimawandels für das Militär bereits eingehend untersucht worden sind.
Spitzenreiter ist hier ausgerechnet das US-Militär trotz der
offiziellen Blockade durch die Trump-Administration. Selbstredend
geschieht das nicht aus Engagement für den Umweltschutz, sondern
aufgrund umfangreicher Erfahrungen mit der Realität des Klimawandels,
der sich auch negativ auf die Einsatzfähigkeit auswirkt, während
gleichzeitig ein erhöhter Bedarf nach "militärischem Krisenmanagement"
diagnostiziert wird.

Der Kontrast zu Deutschland ist augenfällig: Hierzulande scheinen
selbst die spezifischen Auswirkungen des Klimawandels für das Militär
kaum Beachtung zu finden. Hemmschuh für einen notwendigen generellen
politischen Kurswechsel in Deutschland sind dabei die
Großmachtambitionen mit verstärkten Forderungen nach mehr
Bundeswehreinsätzen weltweit, um damit deutsche Wirtschaftsinteressen
abzusichern, mit denen vor allem Unterbrechungen von Lieferketten
verhindert werden sollen. Zugrunde liegende Konfliktursache ist aber
in zunehmenden Maße der Klimawandel, wie derzeit in der Sahel-Zone
Westafrikas. Damit hat die verstärkte Aufrüstung Deutschlands eine
fatale Wirkung: Der Rüstungshaushalt entzieht notwendige Ressourcen
für den Kampf gegen den Klimawandel und geht einher mit ideologisch
bedingter Ignoranz gegenüber dem Klimawandel als dem - zusammen mit
der Atomkriegsgefahr - aktuell dringendsten Menschheitsproblem. Um
gegen den Klimawandel anzugehen, bedarf es internationaler
Kooperation, wie bereits 2007 vom WBGU angemahnt wurde. Schon damals
wurden - auch wenn militärische "Lösungen" nicht kategorisch
ausgeschlossen wurden - Fragen der Verteilungsgerechtigkeit und
Armutsbekämpfung als zentrale Strategien zur Bekämpfung der
sicherheitspolitischen Folgen des Klimawandels propagiert: "Unstrittig
ist ferner ein allgemeiner Zusammenhang zwischen der wirtschaftlichen
Entwicklung eines Staats und seiner Konfliktanfälligkeit. [...]
Verstärkte Bemühungen um eine entschlossene, faire und zielgerichtete
internationale Zusammenarbeit in den Bereichen Klimaschutz und
Armutsbekämpfung würden zudem eine Festigung multilateraler
Institutionen insgesamt fördern und somit auch einen Beitrag zur
friedlichen Entwicklung der Welt leisten."[17]

Stattdessen wird aber mit steigenden Rüstungsausgaben und
entsprechendem propagandistischem Begleitfeuer global eine
wirtschaftliche, politische und militärische Konfrontation
vorangetrieben. Es bedarf deshalb erhöhter Anstrengungen, um mit der
Darstellung dieses Zusammenhangs den politischen Widerstand zu
verbreitern.
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DOKUMENTATION/1717: ZDF - Terra X "Faszination Erde", am 02.02.2020 (ZDF)


Terra X: Faszination Erde

100. Folge "Terra X" mit Dirk Steffens / Vier neue Folgen

Ab Sonntag, 2. Februar 2020, 19.30 Uhr

Inhalt:

– Der prägendste Kopf der "Terra X"-Marke

– USA – Wer beherrscht Amerika? (2. Februar 2019, 19.30 Uhr)

– Sibirien – Zurück in die Eiszeit (9. Februar 2019, 19.30 Uhr)

– Argentinien – Geboren aus Extremen (16. Februar 2019, 19.30 Uhr)

– Antarktis – Expedition in die Zukunft (23. Februar 2019, 19.30 Uhr)

– Kurzinterview mit Dirk Steffens



Der prägendste Kopf der "Terra X"-Marke

Mit den vier neuen Folgen "Faszination Erde" ab Sonntag, 2. Februar 2020, 19.30 Uhr, feiern wir auf unserem renommierten "Terra X"-Sendeplatz auch ein kleines Jubiläum: Die Folge "Antarktis – Expedition in die Zukunft" markiert die 100. Ausgabe von "Terra X" mit Dirk Steffens. Der Naturfilmer moderiert die Sendung seit mehr als zehn Jahren und präsentierte in diesem Zeitraum weitere Sonderausgaben der Terra X-Reihe wie "Rätselhafte Phänomene" oder die mit dem deutschen Fernsehpreis ausgezeichnete "Reise der Menschheit". Auf diesem Sendeplatz, der sich inhaltlich und ästhetisch eine gewisse Vielfalt gönnt und daher keinen festen, Woche für Woche wiederkehrenden Moderator kennt, nimmt Dirk Steffens die Spitzenposition ein. Er ist mit der nun anvisierten 100 der prägendste Kopf unserer Marke, knapp vor Prof. Harald Lesch, wobei der Reporter und der Wissenschaftler gelegentlich und das sehr gerne gemeinsam auftreten. "Faszination Erde" ist sein bevorzugtes Terrain, hier kann Dirk Steffens seine überragende Kompetenz in der filmischen Exploration natürlicher Welten und deren Kommunikation an das Publikum verwirklichen. Und unbeirrt seiner Mission folgen, nämlich der Schönheit der Natur nachzuspüren und für ihren Erhalt zu kämpfen.

Prof. Peter Arens, Hauptredaktionsleiter Geschichte und Wissenschaft

 * 

USA – Wer beherrscht Amerika? (2. Februar 2019, 19.30 Uhr)

Buch und Realisation: Elisabeth zu Eulenburg, Tobias Schultes
Redaktion: Christiane Götz-Sobel
Länge: 45 Minuten


Inhalt

Nordamerika: Ein Kontinent, erobert und gezähmt durch den Menschen. Doch stimmt das wirklich? Dirk Steffens begibt sich auf die Spur der Kräfte, die das Land schon lange vor seiner "Entdeckung" prägten. An kaum einem anderen Ort der Welt sind die vereinten Kräfte der Natur so gnadenlos spürbar wie hier.

An der sonnigen Ostküste prallen die gefährlichsten Stürme der Welt auf den Kontinent. An der Westküste, wohin das Gold die Menschen lockte, geht ein gewaltiger Riss durch den Boden. Ausgerechnet die Kräfte, die das Gold an die Oberfläche bringen, führen regelmäßig zu gefährlichen Erdbeben. Heute ist die größte Bedrohung die Veränderung des Klimas, denn in den USA spürt der Mensch den Wandel hautnah: Dürre, Waldbrände und Stürme. Sie alle werden dem Kontinent in Zukunft noch stärker zusetzen als bisher. Die alarmierenden Zeichen dieser Entwicklung sind nicht mehr zu übersehen.

Fluch und Segen liegen nah beieinander, denn das Land hat unermessliche Reichtümer zu bieten: von Bodenschätzen über weite freie Siedlungsgebiete, atemberaubende Landschaften und eine vielfältige Tier- und Pflanzenwelt. Dirk Steffens bereist den zuletzt besiedelten Kontinent der Erde auf der Suche nach den Lebensformen und Naturgewalten, die das Land geformt haben und immer noch prägen: Viele zehntausend Jahre lebt hier Pando, das gewaltigste Lebewesen der Welt. Ein Wald, der in Wirklichkeit ein einziger Baum ist, gespeist durch ein gigantisches Wurzelwerk.

Auch die Bisons hatten besondere Überlebensstrategien, sie nutzten den gesamten Kontinent und wurden Dank ihrer Anpassungsfähigkeit zum zahlreichsten Landsäugetier der Erde. Der Bison versorgte die Menschen vor der Ankunft der Europäer mit allem, was sie zum Leben brauchten. Heute können wir von den alten Kulturen lernen – sie zeigen, wie man in Amerika leben und überleben kann.

Auf seiner Reise quer durch die USA besucht Dirk Steffens eine der letzten wilden Bisonherden auf einer Insel mitten im Großen Salzsee, bekämpft Feuer mit Feuer und taucht ein in die Unterwelt Kaliforniens – auf den Spuren der Goldsucher.

 * 

Sibirien – Zurück in die Eiszeit (9. Februar 2019, 19.30 Uhr)

Buch und Realisation: Nora Bergenthal, Frank Siegwart
Redaktion: Christiane Götz-Sobel
Länge: 45 Minuten


Inhalt

Eine Welt erschaffen wie vor 15.000 Jahren: An dieser Vision arbeiten Forscher im Nordosten Sibiriens. Dirk Steffens macht sich auf zu einer Reise in die Vergangenheit. Die Wissenschaftler möchten das Ökosystem der Eiszeit wieder aufleben lassen – selbst das Mammut könnte zurückkommen. Das Ziel des "Eiszeit-Parks" ist vor allem Forschung im Kampf gegen den Klimawandel.

Sibirien ist für das globale Klima eine der einflussreichsten Regionen der Erde. Weite Teile des Landes bestehen aus Permafrost: Der Boden bleibt das ganze Jahr hindurch gefroren und taut im Sommer nur in der obersten Schicht auf. Permafrost besteht zu 70 Prozent aus Eis. Doch mit dem Klimawandel schmilzt das Eis – und das hat Folgen. Viele Städte und Siedlungen in Sibirien drohen langsam zu versinken. Der schmelzende Permafrost setzt außerdem einen Prozess in Gang, der das Klima der gesamten Erde beeinflussen könnte: Wissenschaftler schätzen, dass die Permafrost-Regionen weltweit doppelt so viel Kohlenstoff enthalten wie die Atmosphäre, insgesamt fast 1500 Gigatonnen. All das könnte als Treibhausgase wie Kohlendioxid oder Methan wieder freigesetzt werden. Dirk Steffens erkundet, welche Rolle der Permafrost im globalen Klimawandel spielt und wie die Eiszeit-Tiere dagegen helfen sollen.

Bei seiner Reise durch Sibirien trifft er auf ein Land voller Gegensätze. Im Winter steht Sibirien immer noch unter dem Bann der Kälte. Die legendäre sibirische Kälte erfasst die Region im Winter über mehrere Monate. In Jakutsk, der kältesten Großstadt der Welt, sind Temperaturen von minus 45 Grad Celsius keine Besonderheit. Hier einen Flughafen zu betreiben, ist eine Herausforderung. Auch die Natur hat sich an die sibirische Kälte angepasst. Der Sibirische Tiger ist mit seinem dichten Fell gut geschützt. Er ist eines der wenigen großen Tiere, die sich auch heute noch in Sibirien finden. Aber sein Bestand sinkt. Doch der Tiger könnte eine neue Heimat finden: Hoch oben im Nordosten Sibiriens möchten die Forscher vom Pleistozän-Park ein Refugium für Eiszeit-Tiere erschaffen. Dort könnten in ferner Zukunft neben Bisons und Rentieren auch Tiger leben. Ziel der Wissenschaftler ist es, das eiszeitliche Ökosystem unter heutigen Bedingungen möglichst genau nachzubauen. Anhand von Knochenfunden haben sie dazu die ideale Tier-Zusammensetzung ermittelt. Die Forscher sind überzeugt davon, dass auch heute noch in der Arktis große Tierherden leben können. Ihr Ziel ist es, auf ihrem Parkgelände einmal Zehntausende Tiere anzusiedeln.

Das ist allerdings keine einfache Aufgabe. Viele der ehemaligen Eiszeit-Tiere sind heute ausgestorben. Eiszeit-Wildpferde etwa gibt es nicht mehr. Deshalb versuchen die Forscher, sie durch einheimische Jakuten-Ponys zu ersetzen. Auch die Bisons, die einst Sibirien in großer Zahl bevölkerten, sind hier längst ausgestorben. Ein Tier darf in einem echten Eiszeit-Park nicht fehlen: das Mammut. Was nach einem Science-Fiction-Film klingt, könnte tatsächlich einmal Realität werden. Genforscher arbeiten daran, die Mammuts mithilfe von Elefanten zurückzuholen. Sie möchten Elefanten genetisch so verändern, dass sie den Mammuts von damals ähneln. Damit würde die Vision von einer Eiszeitwelt im fernen Sibirien wahr werden.

Dirk Steffens begibt sich auf eine der abenteuerlichsten Reisen seines Lebens – nicht nur in entlegene Gebiete der Erde, sondern buchstäblich in längst vergangene Zeiten: zurück in die Eiszeit.

 * 

Argentinien – Geboren aus Extremen (16. Februar 2019, 19.30 Uhr)

Buch und Realisation: Sabine Armsen, Hanna Kotarba
Redaktion: Christiane Götz-Sobel
Länge: 45 Minuten


Inhalt

Gewaltige geologische Prozesse haben Argentinien geprägt. Sie haben die Iguazu-Wasserfälle und das längste Gebirge der Welt entstehen lassen, mit einer kaum bekannten Artenvielfalt. Dirk Steffens entdeckt die Fülle an Naturwundern, die über Jahrmillionen aus den Extremen erschaffen wurden.

Eine uralte Legende erzählt von der Entstehung der Iguazu-Wasserfälle: Ein eifersüchtiger Schlangengott wollte einst zwei Liebende durch einen unüberwindbaren Abgrund trennen. Mit einem gewaltigen Schlag habe er die Erde geteilt. In der Legende steckt Wahrheit, denn die Entstehung der Wasserfälle begann mit der Spaltung eines Kontinents. Scheinbar todesmutig stürzen sich jeden Abend kleine Vögel in die Fluten der mächtigen Wasserfälle. Die Rußsegler haben hier unter extremen Bedingungen ihre Nische gefunden. Es sieht zwar so aus, als würden sie sich aus unerfindlichen Gründen in Lebensgefahr bringen, doch hat das Manöver einen guten Grund.

Der atlantische Regenwald ist einer der artenreichsten Wälder der Welt, fast 40 Prozent der hier lebenden Säugetiere gibt es nirgendwo sonst. Auch den Wald gibt es nur dank der gewaltigen Kräfte, die einst den Urkontinent Gondwana auseinander trieben. Denn dem Ozean, der sich seitdem zwischen Südamerika und Afrika erstreckt, verdankt der Wald nicht nur seinen Namen. Heute kollidieren vor der atlantischen Küste Argentiniens Strömungen, die die halbe Welt umspannen. Sie erschaffen Jagdgründe, die Meeresräuber der Superlative anlocken: Bei der Halbinsel Valdés finden tonnenschwere Seeelefanten, tausende Seelöwen und eine besondere Orca-Familie üppige Nahrung – aber auch gnadenlose Konkurrenz.

Das Schicksal ganz Südamerikas wurde durch ein Ereignis bestimmt: durch die Auffaltung der längsten Gebirgskette der Welt, der Anden. In der heute windgepeitschten patagonischen Steppe finden sich die zu Stein erstarrten Zeugen einer üppigen Welt, die schon längst wieder vergangen ist.

In den Anden liegen die höchsten Vulkane unseres Planeten. Viele sind bereits erloschen. Ein bis heute aktiver Vulkan ist der Llullaillaco. Hier, in fast 7000 Metern Höhe, wurden vor zwanzig Jahren drei Kindermumien gefunden. Ihr Schicksal verrät viel über die extremen Bedingungen für die Menschen, die dieses Land seit Jahrtausenden bewohnen.

Auf den Hochplateaus der Anden entdeckt Dirk Steffens rätselhafte Landschaften und Regionen, die einen modernen Goldrausch erleben: Der Rohstoff Lithium, ohne den die Elektromobilität keine Zukunft hätte, ruht seit Jahrmillionen unter riesigen Salzpfannen im Hochgebirge. Hier wird greifbar, welch gewaltige Kräfte aus dem Erdinneren dieses Land prägten. Argentinien wurde aus Extremen geboren.

 * 

Antarktis – Expedition in die Zukunft (23. Februar 2019, 19.30 Uhr)
100. Folge "Terra X" mit Dirk Steffens

Buch und Realisation: Dr. Iris Zink, Frank Siegwart
Redaktion: Christiane Götz-Sobel
Länge: 45 Minuten


Inhalt

Eine abgelegene Welt gibt Auskunft über die Zukunft der Menschheit: Dirk Steffens erkundet auf einer abenteuerlichen Expedition den lebensfeindlichsten Kontinent, die Antarktis. Menschen haben sich dort nie dauerhaft niedergelassen. Nur Forscher zieht es in diese unwirtliche Welt. Über Jahrtausende hat sich das Land kaum verändert, doch jetzt passiert ein Wandel mit tiefgreifendem Einfluss auf das globale Klima und unser aller Zukunft.

Eiskalt, windgepeitscht und fernab jeglicher Zivilisation liegt eine der ungewöhnlichsten Forschungsstationen der Welt: Die deutsche Polarstation Neumayer III. Dirk Steffens begibt sich tief in die Eiswüste und erlebt mit den anwesenden Forschern die Wunder der Antarktis. Sogar das Leben unter dem Eis können sie beobachten. Seit Urzeiten streifen Wale hier durch die antarktischen Gewässer. Am Bestand der Säugetiere kann man den Zustand der Antarktis ablesen. Denn noch wirkt das Südpolarmeer wie ein Magnet: Der Kontinent ist von einer kalten Zirkumpolarströmung umgeben, die jede Zufuhr von wärmerem Wasser abblockt. Dies macht den südlichen Ozean zum kältesten des Planeten und hält die Antarktis stets eisig – ideale Bedingungen für das Leben unter Wasser. Noch hält die kalte Barriere, doch durch die globale Erwärmung könnte es zu einer dramatischen Veränderung im Ökosystem kommen.

98 Prozent des antarktischen Festlandes sind von einem mächtigen Eispanzer bedeckt. Die Polarregion ist ein Lebensraum für Hartgesottene. Pinguine verharren monatelang im Dunkeln. Sinkt die Temperatur unter -30 Grad Celsius, rotten sie sich zusammen. Nur durch ihr Gruppenkuscheln können die Pinguine die erbarmungslosen Wintermonate überstehen. Zudem sind sie in der Lage, die Blutzufuhr an einzelnen Körperstellen effektiv zu steuern, indem sie den Durchmesser ihrer Arterien vergrößern oder verkleinern. Wie werden sich die Veränderungen der Zukunft auf das Leben dort auswirken?

Sollte die Erde eines Tages nicht mehr bewohnbar sein, bleibt nur noch die Besiedelung eines fremden Planeten – so die düsteren Prognosen einiger Visionäre. Der Mars ist bereits in Reichweite. Bei einer Marsmission könnte die Antarktis helfen: Sie ist ein perfektes Testgebiet, ohne dafür ins All fliegen zu müssen. Denn der Südpol bietet auf Erden Bedingungen, die in mancher Hinsicht denen im Weltraum am nächsten sind. Deutsche Wissenschaftler haben ein mobiles Hightech-Gewächshaus konstruiert. Aus Samenkörnern sollen ganz ohne Erde und natürliches Sonnenlicht vitaminreiche Pflanzen wachsen wie etwa Tomaten, Gurken oder Erdbeeren. Auch die psychischen und physischen Bedingungen der Isolation im All lassen sich auf der Antarktisstation gut simulieren: Ein Team überwintert 14 Monate dort, sie leben auf begrenztem Raum. Reize wie Gerüche oder Geräusche sind stark reduziert, monatelang gibt es kein Sonnenlicht. Vieles erinnert an einen Aufenthalt in einer engen Raumstation. Die Antarktisforschung zeigt: Das bleibt nicht ohne Folgen für die Bewohner.

Die höchste Vulkandichte des Planeten findet sich in der Antarktis, der Mount Erebus ist einer der wenigen noch aktiven Vulkane dort und zugleich der südlichste Vulkan der Erde. Auf dem Eis sind die Kräfte der Unterwelt kaum zu spüren, aber der Mount Erebus schleudert bis zu zehnmal am Tag glühende Lava-Bomben in hohem Bogen hinaus auf die Gletscher. Im Kraterbecken brodelt ein Lava-See. Seit Jahren beobachtet ein internationales Vulkanologen-Team das Feuer im Eis. Mikrofone lauschen dem vulkanischen Grollen, Seismographen registrieren das Zittern des Bodens. Immer wieder steigen die Wissenschaftler zum Krater hinauf.

Die Antarktis steht im Fokus von Wissenschaftlern, denn hier kann sich die Zukunft unseres Planeten entscheiden. Dirk Steffens erlebt einen Kontinent voller Überraschungen und begibt sich an Orte im ewigen Eis, die nur wenige Menschen je betreten.

 * 

"Die Fixierung auf den Klimawandel reicht nicht aus"
Kurzinterview mit Dirk Steffens

Gleich vier Mal steht im ZDF der Februar im Zeichen von "Faszination Erde" – USA, Sibirien, Argentinien, Antarktis. Worauf dürfen sich die Zuschauer in den jeweiligen Sendungen besonders freuen?

In den USA hat mich am meisten beeindruckt der Besuch bei Pando, dem größten und möglicherweise auch einem der ältesten Lebewesen auf diesem Planeten – der nun allerdings vom Tod bedroht ist. Pando ist ein Baum, der aussieht, wie ein großer Wald. Es ist absolut faszinierend und ergreifend, da durch zu laufen.

In Nord-Ost-Sibirien hat mich am meisten das Ausmaß des Schmelzens des Permafrostbodens erschüttert. Wir wissen schon lang, dass er schmilzt, aber in welchem Ausmaß das sichtbar ist – dass ganze Städte verlassen werden, weil sich durch den schmelzenden Permafrostboden riesige Trichter und Löcher im Boden auftun, in denen ganze Fabriken verschwinden – das habe ich vorher so noch nie gesehen. Das ist einer der wenigen Orte der Welt, an dem man den Klimawandel so deutlich sehen kann.

Bei Argentinien denken wir immer an Gauchos und Rinder-Steaks. Das ist natürlich nur ein winzig kleiner Ausschnitt von diesem riesigen Land und seinen vielen Naturlandschaften. Die Vielfalt – von hohen 4.000 Meter hohen Bergen hinab in Regionen, die aussehen wie der Amazonas-Dschungel – es ist erstaunlich zu sehen, wie andersartig Argentinien sein kann.

Die Antarktis ist der einzige Kontinent, der nie von Menschen besiedelt worden ist. Klar, es gibt dort permanent besetzte Forschungsstationen, in der sich Menschen für einen Zeitraum aufhalten, aber besiedelt worden ist er nie – und genau so fühlt es sich auch an, wenn man dort ist: Man hat das Gefühl, man sei weit weg von der Zivilisation, und das ist ein Erlebnis, das man kaum mit Worten beschreiben kann. Man spürt, wie groß die Natur und wie klein der Mensch ist. Neben der wissenschaftlichen Betrachtung ist es auch wichtig, das emotional einmal zu begreifen.

Jede Region hätte genug Themen für vier eigene Sendungen – wie werden die Schwerpunkte ausgesucht?

Das macht die ZDF-Redaktion Naturwissenschaft & Technik nach überwiegend wissenschaftlichen Kriterien: Wo gibt es neue Forschungen, welche Projekte laufen in den Regionen? Und daraus machen wir Filme. Die Redaktion prüft dann, wie man die Bilder dafür drehen kann – wir fahren zum Beispiel zu bestimmten Jahreszeiten und können immer nur Ausschnitte abbilden – und wie man die Geschichten erzählen kann.

Sie reisen einmal mehr um die halbe Welt, die Drehreisen liegen dicht beieinander. Wie stellen Sie sich persönlich auf die so unterschiedlichen Bedingungen in so kurzer Zeit ein?

Ich packe meinen Koffer um – warme Jacken oder dünne Jacken (lacht). Ich lebe so, seit ich 16 Jahre alt war. Damals bin ich das erste Mal um die Welt gereist, noch per Anhalter. Für mich ist das normal.

Was ist Ihnen in Zeiten der vieldiskutierten Themen Klimawandel, Artensterben, Plastikwahnsinn besonders wichtig, mit der Sendung zu transportieren?

Wir müssen jetzt umdenken. Was sich immer mehr abzeichnet, ist der schnell wachsende Forschungszweig der planetaren Grenzen. Wir müssen aufhören, in Kisten zu denken – hier der Klimawandel, da das Artensterben, dort der Plastikmüll. Wir müssen das alles als eine einzige große Öko-Krise begreifen, die verschiedene Aspekte hat. Aber man kann nicht einen Aspekt davon lösen und die anderen nicht anfassen. Ein Beispiel: Wenn man die Eisbären retten will – was Artenschutz wäre – kann man sie nicht retten, ohne den Klimawandel im Auge zu haben. Denn das ist die Ursache für das mögliche Aussterben der Eisbären. Wir müssen endlich lernen, ganzheitlich zu denken, weil wir das Problem sonst nie in den Griff bekommen. Die totale Fixierung im Moment auf den Klimawandel ist zwar verständlich, es gibt sehr viele gute Gründe dafür, aber das reicht leider nicht aus.

Und unsere Sendungen erzählen Geschichten aus dem kompletten Spektrum der Wissenschaft, das macht sie aus. Wir versuchen, einen holistischen Blick auf die Naturlandschaften zu haben und zu sehen, welch verschiedene Dinge dort aufeinander einwirken, sich überlagern und gegenseitig beeinflussen – genau das ist "Faszination Erde".
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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DOKUMENTATION/1716: ZDF - ZDFzeit "Ärger im Buckingham Palace", am 04.02. und 05.02.2020 (ZDF)


ZDFzeit: Ärger im Buckingham Palace

Die Queen und die liebe Familie

Dienstag, 4. Februar 2020, 20.15 Uhr / Mittwoch, 5. Februar 2020, 1.30 Uhr

Inhalt:

– Sendetermin und Stab

– Ärger im Buckingham Palace – Die Queen und die liebe Familie

– Infos zur "ZDFzeit"



Dienstag, 4. Februar 2020, 20.15 Uhr, ZDF
Mittwoch, 5. Februar 2020, 1.30 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Ärger im Buckingham Palace – Die Queen und die liebe Familie
Film von Ulrike Grunewald

Kamera: Stephan Radke
Schnitt: Ute Rübesamen
Produktion: ZDF
Redaktion: Carmen Peter
Leitung der Redaktion:

 * 

Ärger im Buckingham Palace – Die Queen und die liebe Familie

2019 war ein Schreckensjahr für die Queen. Enge Familienmitglieder der Windsors haben für teils handfeste Skandale gesorgt. Das Image ist angekratzt, der Palast aber schweigt.

Ausgerechnet in den angespannten Zeiten des Brexit ist das Königshaus als Hort der Stabilität ins Wanken geraten. Vorläufiger Höhepunkt ist der Rückzug von Prinz Andrew von allen Aufgaben. Ein Paukenschlag für die Monarchie.

Der zweite Sohn der Queen hatte sich in dem inzwischen berüchtigten "Car-Crash-Interview" im November bis auf die Knochen blamiert. Er äußerte sich in der 45-minütigen Befragung zu seiner Freundschaft mit dem Sexualstraftäter Jeffrey Epstein und verstörte die Zuschauer nicht nur durch fadenscheinige und unbeholfene Rechtfertigungen. Der britische Prinz zeigte darüber hinaus auch keinerlei Anteilnahme am Leid der Opfer. Als Reaktion zogen sich etliche Unternehmen und Institutionen aus karitativen Projekten zurück, die unter Andrews Schirmherrschaft stehen. Fatal für eine Monarchie, deren wohltätiges Engagement wesentlich dazu beiträgt, dass sie als Institution akzeptiert wird.

Dem desaströsen Interview des Prinzen folgte dann auch sein Rückzug aus den royalen Diensten, Andrew legte alle offiziellen Aufgaben nieder. Ein einmaliger Schritt in der wechselvollen Geschichte des Hauses Windsor, der für Beobachter deutlich die Handschrift der Queen trägt. Aber wird das ausreichen, um den entstandenen Schaden zu begrenzen?

Schon im Januar sorgte ein weiteres Familienmitglied für Aufregung: Der 97-jährige Prinz Philip sorgte mit einem spektakulären Autounfall in der Nähe von Schloss Sandringham für Schlagzeilen. Bei dem Zusammenstoß mit einem anderen Wagen wurden dessen Insassen verletzt – und es dauerte eine gefühlte Ewigkeit, bis sich das eigensinnige Familienoberhaupt für seinen Fahrfehler entschuldigte. Es folgte eine quälende Debatte darüber, wer in der Lage sei, ihn vom Steuer seines SUV fern zu halten.

Kaum war dieses Beinahe-Desaster überstanden, bestimmten die beiden royalen Hoffnungsträger Harry und Meghan die Schlagzeilen. Zunächst verlegten sie ihren Wohnsitz vom Kensington Palast in ein entlegeneres Domizil in Windsor Great Park, was den britischen Steuerzahler 2,4 Millionen Pfund kostete. Danach schirmten der Herzog und die Herzogin von Sussex ihren erstgeborenen Sohn Archie von der Öffentlichkeit ab. Dann begannen sie einen juristischen Streit mit den Medien, denen sie Rassismus vorwarfen. Gerüchte über einen Bruch zwischen den Brüdern William und Harry und deren Ehefrauen hielten sich hartnäckig, bis sie in einem aufsehenerregenden Interview von Prinz Harry selbst bestätigt wurden. Im gleichen Gespräch mit einem britischen Journalisten beklagte sich Meghan über die unfaire Behandlung ihrer Person in den Medien und über die Kälte der sprichwörtlichen "Stiff-upper-lip"-Gesellschaft Großbritanniens.

Historiker und royale Beobachter stellen inzwischen die Frage, wie ist es um die Zukunft der Monarchie in Großbritannien bestellt ist. Eine Schlüsselrolle könnte nun Thronfolger Charles zukommen. Der 71-Jährige hat offenbar schon länger Pläne, das Königshaus zu verschlanken: Nur noch die Queen, er selbst und seine beiden Söhne William und Harry sollen als zentrale Repräsentanten auftreten, um so die Monarchie vor Misskrediten zu schützen, ausgelöst durch Peinlichkeiten und Blamagen aus dem erweiterten Familienkreis.

 * 

Infos zur "ZDFzeit"

Auf dem Sendeplatz "ZDFzeit" sind dienstags um 20.15 Uhr große Primetime-Dokumentationen zu sehen. Neben investigativen, politischen und zeitgeschichtlichen Filmen werden dort auch verbrauchernahe Themen präsentiert. Und auch royale Dokumentationen sind dort zu finden – zum Beispiel im Juli 2019 "Camilla, Kate und Meghan – drei Herzoginnen für die Krone" sowie "Mythos Monaco – Das Erbe der Grace Kelly". Am 17. Dezember 2019 hatte "ZDFzeit" über "Prinz Andrew – Der Skandal: Sex, Lügen und Interviews" berichtet.

"ZDFzeit" bietet seit Januar 2012 jährlich rund 35 Produktionen auf dem Sendeplatz am Dienstagabend.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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FILM/1698: Das Erste - Tatort. Monster, 2.2.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 19. Dezember
2019

Tatort: Monster

Mord in Einfamilienhaus: Täterin droht mit Selbstmord bei Festnahme

Entflohener Serienmörder: Markus Graf auf Polizeivideo identifiziert

Kommissar Pawlak: Tochter entführt


02.02.2020, 20.15 Uhr | Das Erste



Als die Polizei den Tatort erreicht, kauert eine junge Frau direkt
neben dem Opfer - offenbar handelt es sich um die Mörderin. Das
Tatmesser hält sie noch in der Hand und will sich nur unter einer
Bedingung ergeben: Sie verlangt, mit Kommissar Faber sprechen zu
können. Welche Verbindung sie zum Leiter der Dortmunder Mordkommission
hat, ist völlig unklar. Da bekommt Kommissar Pawlak einen verstörenden
Anruf seiner fünfjährigen Tochter. In höchster Alarmbereitschaft macht
er sich auf den Weg zu seiner Familie. Wenig später taucht ein erster
Hinweis auf, dass der Serientäter Markus Graf nach Dortmund
zurückgekehrt ist...

Der Tatort "Monster" ist eine Produktion der Bavaria Fiction GmbH
(Niederlassung Köln) im Auftrag des Westdeutschen Rundfunks für Das
Erste.

Besetzung

Peter Faber | Jörg Hartmann

Martina Bönisch | Anna Schudt

Nora Dalay | Aylin Tezel

Jan Pawlak | Rick Okon

Evelyn Kohnai | Luisa-Céline Gaffron

Markus Graf | Florian Bartholomäi

Alexander Weidel | Hansa Czypionka

Thomas Becker | Klaus Schindler

Ella Pawlak | Anke Retzlaff

Stefan Fellner | Marc Fischer

KTU Mitarbeiter | Jesse Albert

Klaus Kaczmarek | Mike Reichenbach

Polizeimeister Stenger | Yusuf Erdugan

Kollegin Margret | Corinna Nilson

Streifenpolizist | Daniel White

Streifenpolizistin | Anna Karolin Berger

Wachmann | Jens Kipper

u.v.a.

 * 
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MAGAZIN/895: WDR - WDR-Magazin Westpol mit neuer Moderatorin. Premiere für Siham El-Maimouni, 2.2.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 30. Januar
2020

WDR-Magazin Westpol mit neuer Moderatorin 

Premiere für Siham El-Maimouni am Sonntag

Sonntag, 2.2.2020, 19.30 Uhr, WDR Fernsehen



Siham El-Maimouni steht am kommenden Sonntag (02.02.2020) zum ersten
Mal für das landespolitische WDR-Magazin "Westpol" vor der Kamera. Die
34-jährige Journalistin wird künftig neben Gabi Ludwig und Henrik
Hübschen eines der drei Gesichter der Sendung aus dem Funkhaus
Düsseldorf sein.

Siham El-Maimouni arbeitet bereits erfolgreich für "Westart" und "Die
Sendung mit der Maus", auch im Radio ist ihre Stimme zu hören, wenn
sie den "Soundcheck" bei COSMO präsentiert. Jetzt freut sich die
gebürtige Duisburgerin darauf, mit "Westpol" eine politische
Magazinsendung zu moderieren. "Ursprünglich komme ich ja aus der
politischen Berichterstattung", sagt El-Maimouni, "bei der
Tageszeitung und im Lokalradio habe ich das lange gemacht." Für die
Moderatorin steht bei der Präsentation der Sendung die Leistung der
Redaktion im Mittelpunkt. "Die Themen verkaufen sich quasi von
allein," sagt sie. Ob es um die landespolitischen Themen der Woche
geht oder um investigative Recherchen und hintergründige Analysen -
El-Maimouni will Politik erklären, verständlich machen, anschaulich
und spannend erzählen.

Siham El-Maimouni ist die Richtige für diese Aufgabe, ist Gabi Ludwig,
Chefredakteurin der Landesprogramme, überzeugt: "Ich freue mich sehr,
dass wir eine so kompetente und sympathische Kollegin für unser
Moderationsteam gewonnen haben. Siham El-Maimouni beschäftigt sich
schon lange mit Politik. Mit ihrer klaren, schnörkellosen und zugleich
freundlichen Art ist sie eine echte Bereicherung für Westpol."

Jochen Trum, Leiter der Programmgruppe Politik und Doku NRW, ergänzt:
"Wir sind sehr froh, mit Siham eine ausgezeichnete Moderatorin
gefunden zu haben." Die Redaktion arbeite stets mit großer
Leidenschaft und viel Engagement für die Themen der Sendung. "Wir sind
überzeugt, dass eine aktuelle, kritische und unabhängige
landespolitische Berichterstattung unerlässlich und eine der
Visitenkarten des WDR ist", sagt Trum. Siham El-Maimouni kenne das
Land, verstehe die Menschen im Westen und teile die Begeisterung für
politischen Journalismus. "Damit passt sie hervorragend zur Sendung
und zum Team."

Siham El-Maimouni wurde in Duisburg als Kind marokkanischer Eltern
geboren. Sie hat Politik- und Verwaltungswissenschaft sowie Soziologie
studiert. Ihr Volontariat absolvierte sie bei Antenne Düsseldorf. Nach
freiberuflichen Tätigkeiten für Zeitungen, private und öffentlich-
rechtliche Radiosender arbeitet sie seit 2010 für verschiedene
Redaktionen des WDR. Ihre Arbeit wurde mehrfach ausgezeichnet, u.a.
mit dem Deutschen Radiopreis 2015 für die beste Moderation. Siham El-
Maimouni lebt in Düsseldorf.

 * 
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FEATURE/1390: Deutschlandfunk Kultur - Ronaldo-Verehrung auf Madeira, 2.2.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

An der Wiege eines Galaktischen

Ronaldo-Verehrung auf Madeira

Von Regina Kusch

Nachspiel. Feature

Sonntag, 2. Februar 2020, 18.05 - 18.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Geboren am 5. Februar 1985 auf der fußballverrückten Atlantikinsel
Madeira, schoss Cristiano Ronaldo dos Santos Aveiro bereits als
Dreijähriger seine ersten Tore. Mit Zwölf kam er in die Jugendakademie
von Sporting Lissabon. Sein ungewöhnliches Talent führte ihn schon mit
18 Jahren zu Manchester United. Eine Karriere der Superlative nahm
weiter Fahrt auf: Rekordtorschütze bei den "Galaktischen" von Real
Madrid, ungezählte Meisterschaften, nicht zuletzt der
Europameistertitel mit Portugal, mehrfacher Weltfußballer und mit 100
Millionen Euro teuerster Spieler von Juventus Turin. Spielen will
"CR7" noch, bis er 40 ist. Seine Initialen und die Spielernummer
stehen für Luxus made in Portugal. Auf seiner Geburtsinsel gilt er als
Held und Wohltäter, daran ändert auch die schlechte Presse wegen
Steuerbetrugs nichts.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 21. Januar 2020
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MELDUNG/2019: Deutschlandfunk - Restitution ist nicht genug, 2.2.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Restitution ist nicht genug

Entsammeln für mehr Gerechtigkeit in der Gegenwartskunst

Von Julia Pelta Feldman

Essay und Diskurs

Sonntag, 2. Februar 2020, 9.30 - 10.00 Uhr, Deutschlandfunk



Gerade was die Kunst der Moderne und der Gegenwart angeht, wurden
Werke von marginalisierten Gruppen trotz ihrer wichtigen Rolle in der
Kunstgeschichte oft gar nicht erst gesammelt. Daher ist es notwendig,
noch eine andere Form von Restitution zu diskutieren - die Restitution
von Bedeutsamkeit. Wann sollten Museen Kunstwerke restituieren - und
wann verkaufen? Die Restitution von kolonialem Raubgut zur Korrektur
historischer Ungerechtigkeiten wird derzeit rege diskutiert. Doch der
Aspekt, vergessenen oder ignorierten Kunstwerken ihren Platz in der
Kunstgeschichte zuzugestehen, kommt in der Debatte immer noch zu kurz.
- Aber kann man es rechtfertigen, Werke lebender oder erst kürzlich
verstorbener Künstler zu verkaufen, um solche Werke in die Sammlung zu
bringen?

 * 

Quelle:
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MUSIK/3117: Bayern 2 - Entdeckungen aus der bayerischen Musikszene, 2.2.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. Januar 2020

Steckbrief des Jahres 2019

"Musik für Bayern" präsentiert die Gewinner

Moderation: Tobias Föhrenbach und Franziskus Büscher

Sonntag, 2. Februar 2020, 19.30 Uhr, Bayern 2



Die Sendereihe "Musik für Bayern" auf Bayern 2 stellt in einem
"Steckbrief des Monats" regelmäßig Entdeckungen aus der bayerischen
Musikszene vor. Die besten drei Bands des Jahres 2019 wurden nun von
Hörerinnen und Hörern in einem Online-Voting gekürt, der Sieger - die
Band "Oporto" aus Franken - gewinnt eine professionelle
Musikproduktion im Bayerischen Rundfunk. Die drei Bestplatzierten
Ensembles stehen am Samstag, den 1. Februar 2020, um 19.00 Uhr im
"Zentrum" in Bayreuth auf der Bühne, Bayern 2 sendet am Sonntag, 2.
Februar, um 19.30 Uhr einen Mitschnitt.

Aus ganz Bayern waren Musikerinnen und Musiker das Jahr 2019 über
aufgerufen, sich mit ihren Aufnahmen zu bewerben. Insgesamt zehn
Ensembles konnten dann per Online-Voting Stimmen sammeln. Die Sieger
kommen aus Franken: Die Band "Oporto" gewinnt eine Musikproduktion im
Bayerischen Rundfunk. Das Duo Klangzeit aus dem Fünfseenland landet
auf Platz zwei, der Singer-Songwriter "Raffi Platz" aus Augsburg
belegt den dritten Platz.

In Bayreuth sind die drei Bestplatzierten nun am Samstag, 1. Februar
2020, um 19.00 Uhr im "Zentrum" in Bayreuth auf der Bühne zu erleben.
Die "Musik für Bayern" zeichnet den "Steckbrief des Jahres 2019" auf
und sendet ihn einen Tag später, am 2. Februar, um 19.30 Uhr in Bayern
2.


Mitwirkende

Oporto - fünf Franken, die eigentlich Metal-Musik im Heizungskeller
gemacht haben, sich dann aber doch für dreckige Straßenmusik mit einem
Batzen Fernweh und lässigen Gypsy Blues entschieden haben

KlangZeit - das Duo aus dem Fünfseenland präsentiert weltmusikalische
Frischluft, Tango tanzende Pyjamas und glückliche Kamele mit
Akkordeon, Geige und Gesang

Raffi Platz - der Singer-Songwriter aus Augsburg verbindet warmen
Gitarrensound mit Geschichten aus seinem Leben

Weitere Informationen zum Steckbrief des Monats und zum Konzert
"Steckbrief des Jahres" unter www.bayern2.de/musik-fuer-bayern

Das "Musik für Bayern - Magazin" berichtet immer am ersten Sonntag im
Monat um 19.30 Uhr aus der bayerischen Musikszene, über Chöre,
Orchester und Bands, stellt die "Stars von nebenan" zwischen Bühne und
Probenraum vor, berichtet über Musikfestivals und informiert über
spannende Projekte und Förderprogramme.

 * 
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TALK/1707: BR-KLASSIK - Sternekoch Alexander Herrmann über die Kraft der Klassik, 1.2.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

Sternekoch Alexander Herrmann über die Kraft der Klassik

Meine Musik

Samstag, 1. Februar 2020, 11.05 Uhr, BR-KLASSIK



BR-KLASSIK sendet am Samstag, 1. Februar 2020 um 11.05 Uhr in der
Reihe "Meine Musik" eine neue Ausgabe mit Sternekoch Alexander
Herrmann. Außer übers Kochen plaudern Moderator Ben Alber und Herrmann
auch über die Lieblingsmusik des Starkochs und über die erstaunliche
Tatsache, dass Geschmack und Gehör so eng miteinander verknüpft sind.

Schon als Kind hatte Herrmann eine enge Beziehung zu den Bayreuther
Festspielen. Als Sohn einer Hoteliersfamilie im oberfränkischen
Wirsberg erlebte der heutige Hotel-Chef die Festspielsaison schon
immer von einer besonderen Seite. Und heute? Er weiß, was das
Festspielpublikum nach einem umjubelten Opernabend auf dem Tisch
erwartet und kennt die persönlichen Vorlieben der Bayreuther Stars.
Herrmann gewährt spannende Einblicke in die Welt der
Spitzengastronomie, erzählt, wie er zum Klassik-Fan geworden ist, und
dass Kritik in der Küche genauso ins Mark treffen kann wie in der
Kunst. Beim Hören seiner persönlichen Lieblingsmusik von Wagner, U2,
John Williams, Schiller und Beethoven stellt Herrmann im
BR-KLASSIK-Studio fest: "Die Klassik hat die Kraft, Dich als Mensch -
oder besser gesagt: in Deiner Seele - zu umarmen."

Alexander Herrmann fand erst vor wenigen Jahren zur klassischen Musik.
Mittlerweile ist er ein begeisterter Fan geworden und wünscht sich,
dass sich mehr Menschen der Faszination der Klassik öffnen. Als
prominenter Projektbotschafter mit Entdeckermentalität begleitet er
deshalb auch Beethoven bewegt BR-KLASSIK. Mit diesem Großprojekt
würdigt der Klassiksender Ludwig van Beethovens 250. Geburtstag über
ein ganzes Jahr hinweg und lädt Experten und Einsteiger auf neue, auch
überraschende Weise ein, den Komponisten und seine wunderbaren Werke
zu entdecken. Unter dem Motto "Alexander entdeckt Beethoven" findet
Herrmanns Leidenschaft für klassische Musik im Programm von BR-KLASSIK
ihren Platz. Gemeinsam mit Klassikexperten wird er in Radio- und
Onlineformaten das Wichtigste über Beethoven lernen und dabei auch das
Crowd-Wissen der vielen bayerischen Klassikfans anzapfen.

 * 
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AUGEN/505: Schutzpatron des Auges - Schutzprotein in der Augenlinse beeinflusst auch Oxidation von Proteinen (idw)


Technische Universität München - 29.01.2020

Schutzprotein in der Augenlinse beeinflusst auch Oxidation von Proteinen: Schutzpatron des Auges



Die Augenlinse des Menschen besteht aus einer hochkonzentrierten
Proteinlösung. Diese verleiht ihr die hohe Brechungskraft. Schutzproteine
sorgen dafür, dass die Eiweiße ein Leben lang nicht verklumpen. Ein
Wissenschaftsteam der Technischen Universität München (TUM) hat nun
erstmals die genaue Struktur des Proteins alpha-A-Kristallin ermittelt und
dabei eine weitere wichtige Funktion entdeckt.




[image: Bild: © C. Kaiser / TUM]

Menschliches alpha-A-Kristallin liegt in Strukturen aus je 12, 16 und 20 Untereinheiten vor (vlnr). Jeweils zwei Untereinheiten (Bildmitte, dunkel- und hellgrau) bilden ein
Dimer. 

Bild: © C. Kaiser / TUM



Die Brechkraft der menschlichen Augenlinse beruht auf einer
hochkonzentrierten Eiweißlösung. Diese Proteine werden in der
Embryonalentwicklung angelegt und müssen dann ein Leben lang
funktionieren, weil die Linse keine Maschinerie zum Auf- und Abbau von
Proteinen besitzt.

Werden die Linsenproteine geschädigt, kommt es zu Grauem Star - einer
Eintrübung der Augenlinse - und Alterssichtigkeit. Schutzproteine sorgen
deshalb dafür, dass die Proteine des Auges auch bei ungünstigen
Umwelteinflüssen ihre Form bewahren.

"Die beiden Schutzproteine alpha-A- und alpha-B-Kristallin machen rund 30
Prozent der Proteine im menschlichen Auge aus" und sind für die Funktion
der Linse enorm wichtig, sagt Christoph Kaiser, Erstautor der Publikation
im Fachjournal Nature Structural and Molecular Biology.

Struktur eines wandlungsfähigen Proteins

Seit mehr als 40 Jahren wurde vergeblich versucht, die Struktur des
alpha-A-Kristallins zu ermitteln. Der Durchbruch gelang nun einem
Forschungsteam um die beiden TUM-Professoren Sevil Weinkauf, Professorin
für Elektronenmikroskopie und Johannes Buchner, Professor für
Biotechnologie, durch Kombination von Kryo-Elektronenmikroskopie,
Massenspektrometrie, NMR-Spektroskopie und molekularer Modellierung.

"Das alpha-A-Kristallin ist extrem vielgestaltig", sagt Sevil Weinkauf.
"Das macht es sehr schwierig, die Struktur zu ermitteln. Erst durch die
Entwicklung einer neuen Strategie zur Datenanalyse konnten wir zeigen,
dass es in Lösung in verschiedenen Strukturen mit 12, 16 oder 20
Untereinheiten vorliegt."

Schutz vor Oxidation

Die typische Funktion von Schutzproteinen ist es, anderen Proteinen bei
Stress, beispielsweise durch hohe Temperaturen, dabei zu helfen, ihre Form
zu bewahren. Man nennt sie daher auch Chaperone, zu Deutsch Anstandsdamen.

Auch alpha-A- und alpha-B-Kristallin haben diese Funktion. Darüber hinaus
besitzt menschliches alpha-A-Kristallin zwei Cysteinreste, deren
Schwefelatome Disulfidbrücken bilden können. Eingehendere biochemische
Untersuchungen zeigten, dass sich diese Verbrückung erheblich auf
verschiedene Eigenschaften des Proteinmoleküls auswirkt.

"Eine gängige Theorie ist, dass die Disulfidbrücken Ergebnis einer
Schädigung des Proteins beispielsweise durch Sauerstoff sind", sagt
Johannes Buchner. "Unsere Ergebnisse legen nahe, dass das
alpha-A-Kristallin eine aktive Rolle zum Schutz anderer Proteine vor
Oxidation spielen könnte."

Anstoß für weitere Forschung

Die Untersuchungen des Forschungsteams zeigten, dass oxidiertes
alpha-A-Kristallin die vorhandene Disulfidbrücke sogar auf andere Proteine
übertragen kann. "Diese Fähigkeit entspricht der einer
Proteindisulfid-Oxidase", sagt Christoph Kaiser. "Alpha-A-Kristallin kann also den
Redoxzustand anderer Linsenproteine beeinflussen. Diese Funktion erklärt
auch, dass schon im Embryo etwa die Hälfte der alpha-A-Kristalline solche
Disulfidbrücken besitzt."

"Rund 35 Prozent aller Erblindungen sind auf den "Grauen Star"
zurückzuführen", sagt Sevil Weinkauf. "Das molekulare Verständnis der
Funktionen der Augenlinsenproteine ist eine wichtige Grundlage, um
Präventions- und Therapiestrategien zu entwickeln. Die Erkenntnis, dass
alpha-A-Kristallin auch beim Oxidationsschutz eine wichtige Rolle spielt,
wird nun weitere Forschung nach sich ziehen."


Mehr Informationen:

Diese Arbeiten wurden unterstützt mit Mitteln der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (SFB 1035 und Exzellenzcluster Center for
Integrated Protein Science Munich) und des Wellcome Trust. Beteiligt waren
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der TU München, des Institute of
Structural Biology des Helmholtz Zentrum München, des Instituts für
Biotechnologie der Technischen Universität Berlin und des Wellcome Centre
for Cell Biology der University of Edinburgh (UK).


Originalpublikation:

Christoph J. O. Kaiser, Carsten Peters, Philipp W. N. Schmid, Maria
Stavropoulou, Juan Zou, Vinay Dahiya, Evgeny V. Mymrikov, Beate Rockel,
Sam Asami, Martin Haslbeck, Juri Rappsilber, Bernd Reif, Martin Zacharias,
Johannes Buchner & Sevil Weinkauf

The structure and oxidation of the eye lens chaperone Alpha-A-Kristallin
Nature Structural & Molecular Biology volume 26, 1141-1150 (2019) 

DOI: 10.1038/s41594-019-0332-9

Link: https://www.nature.com/articles/s41594-019-0332-9

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/details/35879

(Link zur Pressemitteilung)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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DROGEN/386: Komasaufen - Gesundheitsminister Garg startet DAK-Kampagne "bunt statt blau" 2020 in SH (DAK)


GEMEINSAME PRESSEINFORMATION

DAK-Gesundheit 

Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren - 30. Januar 2020

Komasaufen: Gesundheitsminister Garg startet DAK-Kampagne "bunt statt blau" 2020 in SH

Krankenkasse sucht zum elften Mal die besten Schüler-Plakate gegen Alkoholmissbrauch



Kiel, 30. Januar 2020. Gesundheitsminister Heiner Garg und die
DAK-Gesundheit starten die Kampagne "bunt statt blau - Kunst gegen
Komasaufen" 2020 zur Alkoholprävention in Schleswig-Holstein. Im
elften Jahr sucht die Krankenkasse die besten Plakate gegen das
Rauschtrinken. Hintergrund: In den vergangenen fünf Jahren kamen im
nördlichsten Bundesland jeweils mehr als 700* Kinder und Jugendliche
mit einer Alkoholvergiftung ins Krankenhaus - im Vergleich zum ersten
Jahr der Erhebung (2000) weit mehr als doppelt so viele. Nachdem die
Zahl der stationär behandelten Komasäufer bis zum Jahr 2011
kontinuierlich zunahm (in der Spitze 863 Betroffene in 2012), ist sie
seitdem rückläufig. Experten fordern jedoch weiterhin eine verstärkte
Aufklärung über die Risiken des Rauschtrinkens.

Seit 2010 haben bei der Aufklärungskampagne "bunt statt blau"
bundesweit mehr als 100.000 junge Künstlerinnen und Künstler bunte
Plakate gegen das Komasaufen gestaltet, darunter auch viele aus
Schleswig-Holstein. Die mehrfach ausgezeichnete Kampagne wird von
Politikern, Suchtexperten und Künstlern unterstützt. "Durch 'bunt
statt blau' kommen Schüler und Lehrer bei dem schwierigen Thema
Alkoholmissbrauch neu ins Gespräch", erklärt Cord-Eric Lubinski,
Leiter der Landesvertretung der DAK-Gesundheit in Schleswig-Holstein.
"Wir sind dem Gesundheitsminister Heiner Garg für seine langjährige
Unterstützung dankbar, denn zusammen bringen wir das wichtige Thema
Alkoholprävention noch besser in den Schulalltag."

Gesundheitsminister Heiner Garg betont: "Ein verantwortungsvoller
Umgang mit Alkohol ist eines unserer Ziele im Schleswig-Holsteinischen
Präventionsplan. Wichtig ist dabei der Hinweis auf die Gefahren des
Rauschtrinkens, vor allem für Kinder und Jugendliche. Sehr gerne
unterstütze ich deshalb die DAK-Präventionskampagne 'bunt statt blau',
die auf eine nunmehr über zehnjährige Erfolgsgeschichte zurückblickt.
Mit dem Wettbewerb gelingt es auf eindrucksvolle Weise, Jugendliche
für einen verantwortungsvollen Umgang mit Alkohol zu sensibilisieren.
Zum Start der Kampagne möchte ich mich bei allen bedanken, die an dem
Projekt mitarbeiten und es weiterentwickeln. Ich freue mich schon auf
die vielen bunten Plakate der jungen Künstlerinnen und Künstler."
Darüber hinaus unterstützt die Schleswig-Holsteinische Regierung auch
eine Reihe weiterer Präventionsprojekte zur Alkoholsuchtprävention bei
Jugendlichen, wie den "Klar Sicht Parcours", eine Präventionsmaßnahme
die hauptsächlich an Schulen eingesetzt wird, und das Projekt "Hart am
Limit" für konsumierende Jugendliche.

Einsendeschluss für den Wettbewerb 2020 ist der 31. März. Anschließend
werden in allen 16 Bundesländern die besten Siegerplakate
ausgezeichnet. Im Juni wählt eine Bundesjury mit der neuen
Drogenbeauftragten der Bundesregierung, Daniela Ludwig, und
DAK-Vorstand Andreas Storm sowie dem Hamburger Soul-Sänger Emree Kavás
aus den 16 Landessiegern die Bundessieger. Weitere Informationen und
die Teilnahmebedingungen gibt es unter: www.dak.de/buntstattblau


* aus Schleswig-Holsteinischen Krankenhäusern entlassene
vollstationäre 10- bis unter 20-jährige Patienten mit Wohnort SH 
 
Quelle: Statistisches Landesamt Nord

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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FORSCHUNG/4133: Gefährliche Keime aus Schlammvulkanen auf der karibischen Insel Trinidad (idw)


Technische Universität Berlin - 28.01.2020

Gefährliche Keime aus dem Schlamm

Auf der Suche nach Leben in lebensfeindlichen Umgebungen finden
Mikrobiolog*innen krankheitserregende Bakterien in Vulkanschlamm auf
Trinidad



Als eine Forschungsgruppe rund um den TU-Astrobiologen und Geologen Prof.
Dr. Dirk Schulze-Makuch auf der Suche nach lebenden Organismen in
besonders lebensfeindlichen Umgebungen einige Schlammvulkane auf der
karibischen Insel Trinidad chemisch-mikrobiell untersuchte, erlebte sie
eine Überraschung. Die Forscher*innen fanden verschiedene gefährliche
krankheitserregende Bakterienstämme, unter anderem solche, die als
multiresistente Krankenhauskeime bekannt sind und die sehr wahrscheinlich
nicht aus den Tiefen des Schlammvulkans stammen, sondern durch
Oberflächen- und Regenwasser dort eingeschleppt werden. Die Forscher*innen
fokussierten ihr Untersuchungsziel daraufhin neu und veröffentlichten das
Ergebnis in der Elsevier-Fachzeitschrift "Science of the Total
Environment".

Schlammvulkane sind einzigartige geologische Strukturen, die durch
tektonischen Druck entstehen. Sie werden aus tief unter der Erdoberfläche
vorhandenen Flüssigkeiten gespeist und sind hauptsächlich in Zonen zu
finden, in denen die Erdkruste tektonisch sehr aktiv ist. Eine solche Zone
befindet sich zum Beispiel rund um die Los Bajos-Verwerfung auf der Insel
Trinidad, der größten Insel der Kleinen Antillen in der Karibik. Dort nahm
die Forschungsgruppe feste und flüssige Analyseproben von dreien dieser
Schlammvulkane, um eine chemische und mikrobiologische Charakterisierung
vorzunehmen und herauszufinden, ob die Zusammensetzung des Schlamms
nördlich und südlich der Verwerfungslinie variiert. "Unsere Studie
bestätigte zunächst Annahmen, wonach zumindest einige der
Schlammvulkanflüssigkeiten eine Mischung aus tieferem salzreichem Wasser
und Oberflächen- beziehungsweise Niederschlagswasser sind", erklärt Prof.
Dirk Schulze-Makuch vom TU-Zentrum für Astronomie und Astrophysik, der
außerdem Adjunct Professor an der Arizona State sowie der Washington State
University sowie Präsident der Deutschen Astrobiologischen Gesellschaft e.
V. ist, und sich mit seiner Arbeitsgruppe bereits seit mehreren Jahren mit
der Bewohnbarkeit potenzieller Lebensräume in lebensfeindlichen Umgebungen
beschäftigt, zum Beispiel auf dem Mars.

Bakterien als Überlebenskünstler - und ein risikoreicher Fund

"In unseren mikrobiologischen Analysen konnten wir verschiedene aerobe und
anaerobe Besiedelungen analysieren, also Bakterien, die mit und ohne
umgebenden Sauerstoff leben können. Einige davon können Sulfat
reduzieren, andere Methan produzieren, betreiben also einen derartigen
Stoffwechsel, wieder andere binden Kohlendioxid oder Nitrate, aus denen
sie Energie gewinnen. Mehrere identifizierte Arten waren halophil, also
salzliebend, und stammten wahrscheinlich aus dem tieferen salzreichen
Untergrundwasser." Doch was die Forscher*innen dann überraschte, war der
Fund von verschiedenen hochpathogenen, krankheitserregenden
Bakterienarten. "Diese gefundenen Bakterienarten besiedeln typischerweise
den Verdauungstrakt von Menschen und Säugetieren, und manche sind sogar
die Ursache von Harnwegsinfekten", so Schulze-Makuch.

Unter den pathogenen Bakterien wurden auch solche aus der Familie der
Enterobacteriaceaea gefunden, die insbesondere als pflanzenschädigend
bekannt sind. Außerdem wurden Enterobacter cloacae identifiziert, die in
den letzten Jahren vor allem in Krankenhäusern, unter anderem in
Säuglingsstationen gefunden wurden. Diese wurden besonders als
multiresistente Keime bekannt und sind für mehrere Infektions-Epidemien
verantwortlich. Ein weiterer gefundener Krankheitserreger ist die
Klebsiella variicola. Diese Bakterie wird mit Pflanzenkrankheiten in
Zusammenhang gebracht, die auf Bananen- und Zuckerrohr-Plantagen
aufgetreten sind. Außerdem wurde sie in Kühen isoliert, die unter
Euter-Entzündungen oder Blutvergiftungen litten.

Das kontaminierte Wasser könnte Menschen, Tiere und Pflanzen schädigen

Insgesamt sei es unwahrscheinlich, dass das infizierte Wasser aus den
Tiefen stammt, die die Schlammvulkane speisen, so die Forscher. Es sei
höchstwahrscheinlich von der Oberfläche eingeschwemmt worden. Da in
Trinidad das Wasser in den Schlammvulkanen vor allem aus tief unter der
Erdoberfläche liegenden Seewasser-Reservoiren stammt, gemischt mit Wasser
aus oberflächennahen Aquiferen, wird vermutet, dass das Oberflächenwasser
in mindestens einem Fall aus einem nahen Fluss stammt, der gelegentlich
die Region überflutet. Gegenproben von anderen Regionen, wo Schlammvulkane
vorkommen, seien negativ gewesen.

"Unsere biochemischen und mikrobiellen Ergebnisse lassen nicht zwingend
den Schluss zu, dass es sich um eine anthropogene, also menschengemachte
Kontamination handelt. Dies ist aber zumindest für einige Standorte sehr
wahrscheinlich", so Dirk Schulze-Makuch, und die Forschungsgruppe
empfiehlt: "Auf jeden Fall stellt die beobachtete pathogene Belastung der
Vulkanschlammproben ein gewichtiges Gesundheitsrisiko für Mensch und Tier
dar, insbesondere, wenn das kontaminierte Wasser aus den Überflutungen
stammt. Dies sollte weiter untersucht werden."


Die Originalpublikation ist zu finden unter:

Dirk Schulze-Makuch, Shirin Haque, Denise Beckles, Philippe
Schmitt-Kopplin, Mourad Harir, Beate Schneider, Christine Stumpp, and Dirk Wagner

A Chemical and Microbial Characterization of Selected Mud Volcanoes in
Trinidad Reveals Pathogens Introduced by Surface Water and Rain Water

https://doi.org/10.1016/j.scitotenv.2019.136087

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin - 28.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GESCHICHTE/635: Hart erkämpft und verteidigungswert - Seit 50 Jahren gibt es die Lohnfortzahlung auch für Arbeiter (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 4 vom 24. Januar 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Hart erkämpft ...

... und unbedingt verteidigungswert: Seit 50 Jahren gibt es die Lohnfortzahlung auch für Arbeiter

von Christa Hourani



Es war ein langer Kampf, bis endlich alle abhängig Beschäftigten
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall bekamen. Und die Kapitalisten
versuchten immer wieder, diese Errungenschaft zu kassieren. Sie werden
dies auch weiter tun. Bleiben wir wachsam.

Bereits seit 1861 musste kranken Angestellten sechs Wochen lang das
Gehalt weiterbezahlt werden. Rund 100 Jahre wurde Arbeiterinnen und
Arbeitern diese Errungenschaft vorenthalten. Nur durch einen
hartnäckigen Kampf der Metallerinnen und Metaller konnte diese
Diskriminierung beendet werden. 1956/57 hatten mehr als 34.000
Metallarbeiter in Schleswig-Holstein in einem monatelangen
Arbeitskampf einen Tarifvertrag über die Lohnfortzahlung erstritten.
114 Tage hatten sie dafür gestreikt. Es war der längste Streik seit
1905 und der drittlängste der Bundesrepublik. Die Solidarität mit
diesem Kampf war in der ganzen Bundesrepublik groß. Es war den
Gewerkschaftskolleginnen und -kollegen bewusst, dass dies ein
wichtiger Kampf für die gesamte Arbeiterklasse war, der insbesondere
von den Arbeitern in der Werftindustrie ausgefochten wurde, die hoch
organisiert und kampfstark waren. So wurden vom DGB tausende Pakete
mit dem Lebensnotwendigen nach Schleswig-Holstein geschickt.

Dieser Arbeitskampf setzte den Bundestag unter Druck, das Thema
endlich anzugehen. Und so entstand 1957 das
"Arbeiterkrankheitsgesetz". Es gestand Arbeitern zum ersten Mal in der
Geschichte bei Krankheit einen Anspruch auf Unterstützung durch den
Arbeitgeber zu, zunächst allerdings nur auf einen Zuschuss. Arbeiter,
die wegen Krankheit nicht arbeiten konnten, bekamen früher Krankengeld
von den Krankenkassen. Es war erheblich niedriger als der vorherige
Lohn. Das "Arbeiterkrankheitsgesetz" verpflichtete die Arbeitgeber von
jetzt an, die Beträge aufzustocken: zunächst auf 90 Prozent des Lohns
ab dem dritten Fehltag. Nach einer Gesetzesänderung 1961 dann auf 100
Prozent ab dem zweiten Fehltag - und zwar bis zu sechs Wochen lang.
Erst ab Januar 1970 - mit dem "Gesetz über die Fortzahlung des
Arbeitsentgeltes im Krankheitsfall" - wurde die faktische
Gleichstellung erreicht und es gab auch für ArbeiterInnen einen
unabdingbaren Anspruch auf 100 Prozent Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall für 6 Wochen durch den Arbeitgeber.

Bis heute gibt es immer wieder Angriffe auf diese Errungenschaft, sei
es durch über Medien verbreitete Diskussionen wie "ein Anreiz für
Drückeberger", begünstigt das "Blaumachen" und "Krankfeiern" und
anderes mehr. In den 90ern gab es die Forderung nach mindestens einem
Karenztag, an dem es keine Lohnfortzahlung gibt - angestoßen von
Wolfgang Schäuble. Norbert Blüm, damals Bundesminister für Arbeit und
Sozialordnung im Kabinett Kohl, legte dann nach mit Lohnverzicht für
die ersten beiden Krankentage. Danach hat die schwarz-gelbe Koalition
ein Sparpaket aufgelegt, das unter anderem eine Kürzung der
Lohnfortzahlung von 100 auf 80 Prozent beinhaltete. Dies ist zum 1.
Oktober 1996 in Kraft getreten. Ende September forderte Gesamtmetall
die Metallunternehmen auf, die Entgeltfortzahlung ab Oktober auf 80
Prozent zu senken und setzte sich damit über den Tatbestand hinweg,
dass zumindest in einer großen Zahl der Metalltarife eigenständige
Regelungen zur hundertprozentigen Entgeltfortzahlung enthalten waren.
Der Vorstand der Daimler-Benz AG übernahm die Vorreiterrolle und
beschloss, die neue gesetzliche Regelung anzuwenden. Dies sorgte für
eine riesige Empörung bei den Daimler-Kollegen. Über 30.000 legten
Ende September die Arbeit nieder, 23.000 kamen nicht zu vereinbarten
Sonderschichten. Selbst tausende von Daimler-Angestellten beteiligten
sich am Streik.

Dies war das erste Mal, dass ich erlebte, dass aus den Bürogebäuden
die Kollegen zu den Protesten am Werkstor strömten. In wenigen Tagen
summierten sich die Produktionsausfälle infolge der Protestaktionen
nach Presseberichten auf rund 200 Millionen DM. Im gesamten
Bundesgebiet kam es in der Metallindustrie, aber auch in zahlreichen
anderen Branchen zu Arbeitsniederlegungen, an denen sich mehrere
Hunderttausende beteiligten. Daraufhin zog Gesamtmetall nach einem
Spitzengespräch mit der IG Metall am 7. Oktober 1996 seine
Aufforderung zurück.

So konnte dieser Angriff des Kapitals abgewehrt werden. Allerdings gab
es dann zwei Jahre lang gesetzlich nur noch 80 Prozent
Lohnfortzahlung. 1998 wurde sie unter Kanzler Gerhard Schröder wieder
auf 100 Prozent erhöht. Als Folge dieses gesetzlichen Eingriffs in
eine so wichtige Errungenschaft wurde dann in den folgenden Jahren die
volle Lohnfortzahlung in Dutzenden Tarifverträgen fest verankert.

Die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte zeigten: Immer wenn es
wirtschaftlich "kriselt", verschärfen sich die Angriffe auf wichtige
Errungenschaften. Jüngst war in den Medien wieder großes Jammern
angesagt, dass sich zwischen 2010 und 2018 die Ausgaben der
Unternehmen für die Lohnfortzahlung von 37 Milliarden auf knapp 62
Milliarden Euro erhöht hätten. Seien wir wachsam, dies könnten schon
wieder Vorboten für einen neuen Angriff sein. Wir sagen klar und
deutlich: Finger weg von unserer hart erkämpften Lohnfortzahlung!

 * 
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AUSLAND/2560: Investitionen in neue Instrumente gegen Armutskrankheiten - Deutschlands Beitrag nur bei 2,8 Prozent (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) - 29. Januar 2020

Investitionen in neue Instrumente gegen Armutskrankheiten 2018 auf Rekordhoch

Weniger als 3 Prozent der öffentlichen Gelder kommen aus Deutschland



Hannover - 2018 wurden rund vier Milliarden US-Dollar in die Forschung
und Entwicklung zu armutssoziierten und vernachlässigten Krankheiten
wie Aids und Malaria investiert. Damit liegt die Gesamtsumme der
Investitionen aus dem öffentlichen Sektor, der Industrie und von
gemeinnützigen Organisationen um zehn Prozent (374 Millionen
US-Dollar) über dem Vorjahreswert - eine neue Rekordhöhe. Deutschlands
Beitrag machte unter den öffentlichen Geldern nur 2,8 Prozent aus.
Diese Zahlen gehen aus der neuen "G-Finder"- Studie hervor, die das
unabhängige Institut Policy Cures Research am 30. Januar
veröffentlicht.

Deutschland hatte seine Beiträge im Vergleich zum Vorjahr um drei
Millionen US-Dollar erhöht und war damit 2018 in absoluten Zahlen der
viertgrößte öffentliche Geldgeber in diesem Bereich. Im Verhältnis zum
Bruttoinlandsprodukt (BIP) liegt Deutschland jedoch weiterhin nur auf
Platz acht und befindet sich damit unter anderem hinter
Großbritannien, Südafrika, den Vereinigten Staaten und den
Niederlanden. Lediglich 0,002 Prozent des BIP investierte Deutschland
in die Erforschung und Entwicklung von Prävention, Diagnose und
Behandlung armutsassoziierter und vernachlässigter Krankheiten.

"Es ist erfreulich, dass Deutschland die staatlichen Mittel im Jahr
2018 erhöht hat.", sagt Renate Bähr, Geschäftsführerin der Deutschen
Stiftung Weltbevölkerung (DSW). "Denn noch immer leiden über eine
Milliarde Menschen in Entwicklungsländern an Krankheiten, für die es
keine modernen Schutzimpfungen, Diagnoseverfahren oder Therapien gibt.
Deutschland ist als Industrienation und Wissenschaftsstandort jedoch
in der Pflicht, mehr zu der Forschung und Entwicklung zu
armutsassoziierten Krankheiten beizutragen. Das beinhaltet ein starkes
politisches Engagement auf nationaler und europäischer Ebene wie auch
eine verlässliche und weiter steigende Finanzierung."

 * 

Über die Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ihr
Ziel ist es, zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung
beizutragen. Daher unterstützt sie junge Menschen dabei,
selbstbestimmte Entscheidungen über ihre Sexualität und Verhütung zu
treffen. Gleichzeitig bringt sie sich auf nationaler und
internationaler Ebene in politische Entscheidungsprozesse in den
Bereichen Gesundheit, Familienplanung und Gleichstellung der
Geschlechter ein. Mehr Informationen auf 

www.dsw.org

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Pressemitteilung vom 29. Januar 2020

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-0, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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KASSEN/1909: Anfrage-Generator - Was die Krankenkasse über gesetzlich Versicherte speichert (Patienterechte und Datenschutz)


Patientenrechte und Datenschutz e.V. - 28. Januar 2020

Über 600 Daten-Abfragen bei Krankenkassen in wenigen Tagen

Reges Interesse an Krankenkassen-Auskunft mit wenigen Klicks 



Ein Team datenschutzbewusster Softwarespezialisten hat einen
Anfrage-Generator entwickelt, mit dem gesetzlich Versicherte einfach
erfahren können, was ihre Krankenkasse über sie gespeichert hat. Der
Generator gestattet es, mit wenigen Klicks eine rechtskonforme Anfrage
an die eigene Krankenkasse zu stellen. Er ist auf der Internetseite
des Vereins Patientenrechte und Datenschutz e.V. unter 

http://kassenauskunft.de erreichbar.

"Seit es die ersten Berichte über den Anfrage-Generator in
Online-Medien und Zeitungen gab, wurden über 600 Anfragen bei den
Krankenkassen damit erstellt. Benutzer haben Mängel in unseren
Fehlermeldungen gefunden, die wir sofort beseitigt haben", bemerkt Dr.
Bernhard Scheffold, Vorsitzender des Vereins Patientenrechte und
Datenschutz e.V.. "Unser Ziel ist, damit die Selbstbestimmung von
Versicherten über ihre Patientendaten zu fördern."

Der Anfrage-Generator ist Open Source, d.h. der Quelltext kann im
Internet überprüft werden 

(https://github.com/PhilLehmann/gesundheitsdatenbefreier). Es handelt
sich um ein Wordpress-Plugin ("Gesundheitsdatenbefreier"), das auch
andere Wordpress-Blogger in ihre Blogs einbinden können. "Wir sind
sehr erfreut, dass sich der von uns eingeschlagene Weg als richtig
herausstellt", meint Philipp Lehmann, der an der Umsetzung des
Projekts maßgeblich beteiligt war. "Gerade bei Anwendungen, die mit
sensiblen Daten umgehen, bietet Open Source die Chance einer
öffentlichen Überprüfung des Programms. Dadurch entsteht Vertrauen zu
einer Anwendung. Schon deswegen sollte es für öffentliche Stellen
verpflichtend sein, den Quellcode von Software offenzulegen, die für
sie erstellt wird."

Mittlerweile sind bei den ersten Benutzenden die Antworten der
Krankenkassen eingegangen. "Die Antworten sind oft unvollständig und
enthalten manchmal Fehldiagnosen, von denen die Versicherten nichts
ahnten", berichtet der Jurist Jan Kuhlmann, der die Texte der
Anwendung verfasst hat. "Die Krankenkassen sind noch nicht darauf
eingestellt, Anfragen nach Art. 15 der Datenschutz-Grundverordnung zu
beantworten. Wir haben den ersten Standard-Text für Versicherte
veröffentlicht, die nach einer fehlerhaften Antwort am Ball bleiben
wollen.

 * 

Der Verein Patientenrechte und Datenschutz e.V. ist ein
Zusammenschluss von Versicherten der gesetzlichen Krankenkassen, der
sich für die Wahrung der Patientenrechte im Zeitalter der
Digitalisierung einsetzt.

Dazu analysieren wir die Risiken, die sich aus der elektronischen
Gesundheitskarte in Verbindung mit der geplanten digitalen Vernetzung
im Gesundheitswesen (sog. "Telematikinfrastruktur") sowie anderen
Formen der Speicherung, Übermittlung, Verarbeitung und Verwendung
sensibler Patientendaten ergeben. Hieraus entwickeln wir Ansätze zur
Minimierung dieser Risiken.

 * 

Quelle:

Patienterechte und Datenschutz e.V.

Pressemitteilung vom 28. Januar 2020

Breisacherstraße 37, 79106 Freiburg

E-Mail: kontakt@patientenrechte-datenschutz.de

Internet: www.patientenrechte-datenschutz.de
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STUDIE/084: OP-Barometer 2019 - Stress im OP-Bereich lässt Patientengefährdung steigen (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 27.01.2020

OP-Barometer 2019: Stress im OP-Bereich lässt Patientengefährdung steigen

Personalknappheit laut Befragung der Frankfurt University of Applied
Sciences von OP- und Anästhesie-Pflegekräften hauptverantwortlich



Ebenso wie in stationären Bereichen der Krankenhäuser ist das Thema
Personalknappheit auch ein zunehmendes Problem in OP-Bereichen deutscher
Krankenhäuser. Dies ist eine zentrale Aussage des OP-Barometers 2019,
dessen Ergebnisse jetzt vorliegen. Das OP-Barometer ist eine Befragung von
Pflegekräften aus der OP- und Anästhesiepflege, die 2019 bereits zum
siebten Mal durchgeführt wurde und die - mit diesmal 1.633 Befragten - als
größte dieser Art in Deutschland gilt. Durchgeführt wird sie vom Zentrum
für Gesundheitswirtschaft und -recht (ZGWR) an der Frankfurt University of
Applied Sciences (Frankfurt UAS).

"Auffallend ist, dass es nicht nur quantitative Faktoren sind, die das
Thema Personal betreffen, sondern eben auch vermehrt qualitative Aspekte
der Zusammenarbeit und der Wertschätzung des Arbeitsplatzes", sagt Prof.
Dr. Thomas Busse, Direktor des ZGWR. So geben nur ca. 39 Prozent der
Befragten an, ausreichend Personal zu haben, um die anfallenden
Tätigkeiten bewältigen zu können - 2017 waren es mit 28 Prozent allerdings
noch weniger. 46 Prozent empfinden Konflikte am Arbeitsplatz als
erschwerend, und mehr als 52 Prozent meinen, dass das Thema Mobbing an
ihrem Arbeitsplatz eine Rolle spielt (gegenüber 38 Prozent in 2017). Diese
Zahlen führen laut Busse zu einer verstärkten Abkehr vom Arbeitsplatz im
OP-Bereich und zu einer weiteren Entfremdung vom jeweiligen Arbeitgeber.
"Wenn über 63 Prozent angeben, unter einem hohen Krankenstand zu leiden,
mehr als 64 Prozent den Arbeitgeber bei einem gutem Angebot wechseln oder
weit über 54 Prozent den Beruf nicht mehr im gleichen Krankenhaus ausüben
würden, so spricht dies eine deutliche Sprache", ergänzt Busse. Fachlich
gesehen seien im Übrigen nur ca. 63 Prozent der Befragten bereit, sich im
eigenen Krankenhaus operieren lassen.

Diese schwierige Personalsituation führt für das Pflegepersonal in den
OP-Bereichen zu vermehrtem Stress. Nicht nur, dass die personelle
Beanspruchung noch verfügbarer OP-Pflegekräfte stetig steigt, auch
qualitative Leistungsaspekte spielen inzwischen eine wesentliche Rolle.
Der medizinische Fortschritt, immer komplexere Operationsmethoden und ein
älter werdendes Patientenklientel erfordern hochspezialisierte
Pflegekräfte, die dem Markt aber kaum noch zur Verfügung stehen. Somit
verwundere die Aussage nicht, dass fast die Hälfte der Befragten eine
zunehmende Patientengefährdung aufgrund der aktuellen Personalsituation
sehen. Wichtig ist für Busse aber festzuhalten, dass es nach Datenlage aus
dem OP-Barometer 2019 große Unterschiede im Hinblick auf Personal und
Patientengefährdung in den unterschiedlichen Krankenhäusern zu geben
scheint. "Manche Krankenhäuser haben eben in den letzten Jahren ihre
Hausaufgaben gemacht, andere wohl eher weniger" resümiert Busse und rät
"genau hinzuschauen, in welchem Krankenhaus man sich operieren lässt".

Das OP-Barometer ist eine alle zwei Jahre von der Frankfurt UAS
durchgeführte Befragung zur Arbeitssituation von Pflegekräften im
Operations- und Anästhesie-Bereich an deutschen Krankenhäusern. Die
aufbereiteten Ergebnisse des OP-Barometers 2019 können ab der 6. KW unter

https://frankfurt-university.de/op-barometer abgerufen werden.

Weitere Informationen zum Zentrum für Gesundheitswirtschaft und -recht
(ZGWR) der Frankfurt UAS unter: 

www.frankfurt-university.de/zgwr

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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DIABETES/2097: Typ-1 - Neue Erkenntnisse beleben Debatte um Aufnahme von Früherkennungstests in die Regelvorsorge (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 28.01.2020

Typ-1-Diabetes: Neue Erkenntnisse beleben die Debatte um die Aufnahme von Früherkennungstests in die Regelvorsorge



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Helmholtz Zentrums München
haben in einer großen, bayernweit angelegten Bevölkerungsstudie den
weltweit ersten Früherkennungstest für Typ-1-Diabetes eingesetzt und die
Auswirkungen untersucht.

Mit dem Screening auf Insel-Autoantikörper ist es erstmalig möglich,
bereits präsymptomatische Stadien von Typ-1-Diabetes zu diagnostizieren.
An der Studie nahmen insgesamt 90.632 Kinder teil. Die Ergebnisse deuten
darauf hin, dass ein Screening das Fortschreiten von präsymptomatischem
Typ-1-Diabetes zur gefährlichen diabetischen Ketoazidose verhindern kann.
Die Studie liefert somit die Grundlage, neue Richtlinien für künftige
Diagnoseverfahren zu formulieren und eine Empfehlung hinsichtlich einer
Aufnahme der Screenings in den Leistungskatalog der Regelvorsorge zu
diskutieren.

Typ-1-Diabetes ist die häufigste Stoffwechselerkrankung bei Kindern und
Jugendlichen mit teilweise lebensbedrohlichen Folgen. "Wir arbeiten an
einer Welt ohne Typ-1-Diabetes", sagt Prof. Anette-Gabriele Ziegler,
Direktorin des Instituts für Diabetesforschung am Helmholtz Zentrum
München. Die Wissenschaftlerin und Ärztin will der Krankheit bereits im
präsymptomatischen Stadium mit immunmodulierenden Wirkstoffen
entgegenwirken. "Damit wir Typ-1-Diabetes früh behandeln können, müssen
wir die Krankheit so früh wie möglich erkennen. Dazu brauchen wir eine
entsprechende Diagnostik in Kindesalter", erklärt Ziegler.

Zusammenarbeit mit kinderärztlichen Praxen

Gemeinsam mit ihrer Forschungsgruppe rief Ziegler "Fr1da" ins Leben: In
der Studie testete das Team von 2015 bis 2019 bayernweit 90.632 Kinder im
Alter von zwei bis fünf Jahren auf das Vorhandensein von
Insel-Autoantikörpern. An der Umsetzung der Screening-Studie beteiligten sich
682 Kinderärztinnen und Kinderärzte in Bayern, indem sie den
Fr1da-Bluttest als für die Familien freiwillige Zusatzleistung in ihre
routinemäßigen Früherkennungsuntersuchungen aufnahmen.

Diagnose über Insel-Autoantikörper

Ein präsymptomatischer Typ-1-Diabetes lässt sich mit dem Nachweis von
mindestens zwei Insel-Autoantikörpern im Blut diagnostizieren. Das
Vorhandensein dieser Antikörper weist darauf hin, dass das körpereigene
Immunsystem die insulinproduzierenden Beta-Zellen der Bauchspeicheldrüse
angreift - die Ursache für Typ-1-Diabetes. Diese Antikörper können bereits
Jahre bevor erste Erkrankungssymptome auftreten im Blut erkannt werden.
Die Kinder, die Antikörper im Blut aufwiesen, stufte die Forschungsgruppe
in einem neuartigen Ansatz in drei Stadien ein: Stadium 1 (Normoglykämie),
Stadium 2 (Dysglykämie) oder Stadium 3 (klinischer Typ-1-Diabetes). Diese
Einstufung ermöglicht eine individuelle Verlaufskontrolle und Behandlung
der Kinder.

Diabetische Ketoazidose verhindern

Die Untersuchung von 90.632 Kindern ergab bei 280 Kindern (0,31 Prozent)
einen präsymptomatischen Typ-1-Diabetes. Von diesen 280 Kindern
entwickelten 24,9 Prozent einen klinischen Typ-1-Diabetes (Stadium 3). Nur
bei zwei von ihnen kam es zu einer diabetischen Ketoazidose. Ziegler
kommentiert die Ergebnisse: "Ein potenzieller klinischer Nutzen der
Früherkennung von präsymptomatischem Typ-1-Diabetes besteht in einer
Reduktion der gefährlichen diabetischen Ketoazidose." In dieser Studie lag
die Prävalenz bei weniger als 5 Prozent. In Deutschland erleiden aktuell
noch mehr als 20 Prozent der nicht-getesteten Kinder eine diabetische
Ketoazidose, in den USA sind es 40 Prozent. Dies lässt vermuten, dass
durch Screenings die Schwere des Krankheitsverlaufs nicht nur in
Deutschland, sondern weltweit gemindert werden kann.

Bayerns Gesundheitsministerin Melanie Huml betont: "Die vom bayerischen
Gesundheitsministerium geförderte Studie Fr1da ist ein wichtiger Beitrag
zur Früherkennung von Diabetes mellitus Typ 1. Die hohe Zahl der
getesteten Kinder und der teilnehmenden Kinderärztinnen und Kinderärzte in
Bayern ist ein großer Erfolg. Mein Wunsch ist, dass die Ergebnisse dazu
beitragen, betroffene Kinder und ihre Eltern bestmöglich zu begleiten und
zu unterstützen. Denn eine rechtzeitige Behandlung ermöglicht es, der
späteren Entwicklung schwerwiegender Folgeerkrankungen von Diabetes
mellitus wie etwa Herz-Kreislauf-Erkrankungen oder der Schädigung der
Niere vorzubeugen. Mein Ziel ist es zudem, Eltern stärker für die
Zuckerkrankheit bei Kindern zu sensibilisieren. Bayernweit sind rund 4.500
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene unter 20 Jahren von
Typ-1-Diabetes betroffen, der bislang nicht heilbar ist. Diese Krankheit
muss weiter intensiv erforscht werden. Deshalb habe ich gerne die
Schirmherrschaft für die Fr1da-Studie übernommen."

Neue Richtlinien für eine Regelvorsorge

"In unserer heutigen, sich schnell verändernden Welt, steht das Helmholtz
Zentrum München für Spitzenforschung, die innovative Lösungen für eine
gesündere Gesellschaft bereitstellt. Diese Studie ist ein perfektes
Beispiel dafür, wie mit dieser Strategie viele Jahre harter Arbeit unserer
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler den Patientinnen und Patienten
weltweit direkt zugutekommen können", erklärt Prof. Matthias Tschöp, CEO
des Helmholtz Zentrums München.

In einem nächsten Schritt werden die Forscherinnen und Forscher eine
Kosten-Nutzen-Analyse des Screenings durchführen. Sie könnte die Aufnahme
des Screenings für präsymptomatischen Typ-1-Diabetes in die Regelvorsorge
und den Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenkassen weiter
unterstützen. "Die frühzeitige Diagnose würde uns den Weg hin zu einer
Welt ohne Typ-1-Diabetes deutlich erleichtern", so Ziegler. Zusammen mit
einem internationalen Team arbeitet sie intensiv an der Entwicklung einer
effektiven Präventionstherapie, mit der der Ausbruch von Typ-1-Diabetes
verhindert werden soll. Die frühzeitige Diagnostik ist eine wichtige
Voraussetzung für dieses große Ziel.

Starke Förderung für das Pionierprojekt

Die Fr1da-Studie wird vom Helmholtz Zentrum München, dem Bayerischen
Kinderärztlichen Berufsverband (BVKJ e. V.) sowie PaedNetz Bayern e. V.
durchgeführt. Sie steht unter der Schirmherrschaft der Bayerischen
Gesundheitsministerin Melanie Huml und findet international große
Beachtung. Sie wurde von der JDRF, der LifeScience-Stiftung, dem Leona M.
and Harry B. Helmsley Charitable Trust, dem Bayerischen Staatsministerium
für Gesundheit und Pflege, der Deutschen Diabetes Stiftung, dem BKK
Landesverband Bayern, der B. Braun-Stiftung, der Deutschen Diabetes-Hilfe
und dem Deutschen Zentrum für Diabetesforschung (DZD) gefördert.
Inzwischen wurden die Screenings auf das Land Niedersachsen ausgeweitet
(Fr1dolin-Studie) und sind zum Vorbild für zahlreiche weitere Initiativen
weltweit geworden.


Die Fr1da-Studienergebnisse kurz im Video erklärt:

https://youtu.be/PY87sNAdjgo


Originalpublikation:
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Yield of a public health screening of children for islet autoantibodies in Bavaria, Germany. JAMA

DOI: 10.1001/jama.2019.21565

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 28.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





PARKINSON/182: Kausaler Zusammenhang zwischen Therapie mit Betablockern und Parkinson-Krankheit unwahrscheinlich (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 28.01.2020

Kausaler Zusammenhang zwischen Therapie mit Betablockern und Parkinson-Krankheit ist sehr
unwahrscheinlich



Seit einiger Zeit stehen Beta-Rezeptor-Antagonisten (kurz: Betablocker) in
Verdacht, das Risiko für eine Parkinson-Erkrankung zu erhöhen. Die
Studienlage ist jedoch nicht einheitlich, mögliche kausale Zusammenhänge
werden zurzeit noch erforscht. Eine aktuelle Übersichtsarbeit in der
renommierten Zeitschrift "Lancet" fasst den momentanen Erkenntnisstand
zusammen [1] und warnt Patienten davor, aus Sorge vor einer
Parkinson-Erkrankung die Medikation abzusetzen. Der Nutzen der Betablocker,
beispielsweise nach Herzinfarkt, ist ungleich höher als das mögliche
Parkinson-Risiko, so die Experten.

Eine Grundlagenuntersuchung hatte einen noch nicht bestätigten Mechanismus
in Zellexperimenten gefunden, demzufolge der Betablocker Propranolol die
Produktion von α-Synuclein, dem Hauptbestandteil der Lewy-Körper,
hochreguliert. Man weiß aus genetischen Studien an Patienten mit
Triplikationen des α-Synuclein-Gens, dass vermehrter Anfall von
α-Synuclein zu häufigerem Auftreten von Parkinson führt. Darüber hinaus
haben epidemiologische Beobachtungsstudien gezeigt, dass eine mögliche
Assoziation zwischen Langzeittherapie mit Betablockern und Parkinson
vorliegt, wohingegen die chronische Einnahme von
Beta-Rezeptor-aktivierenden Medikamenten (sogenannte Beta-Agonisten) mit einem
verminderten Parkinson-Risiko einherging. "Es ist für die klinische Praxis
sehr wichtig, ob man dem Ergebnis glauben darf: Anlass für diesen Review
war, dass wir von Ärzten gefragt wurden, ob Propranolol bei ihren
Patienten nun abzusetzen ist" sagt Prof. Dr. med. Dr. h. c. Günther
Deuschl, Kiel, Korrespondenzautor der Arbeit [1], die heute in Lancet
Neurology erschienen ist.

Kliniker neigen dazu, epidemiologischen Untersuchungen hohes Vertrauen zu
schenken. "Die Assoziationen zwischen Betablockern und erhöhtem
Parkinson-Risiko könnten aber auch Resultat statistischer Verzerrungen und
Störfaktoren sein", erläutert Frau PD Dr. F. Hopfner, Erstautorin der
Studie. Sie verweist darauf, dass Beobachtungsstudien keine
Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge nachweisen können - und somit oft zu einem
"Henne-Ei-Problem" führen. "Unsere Untersuchung konnte zeigen, dass das erhöhte
Risiko für Parkinson unter Betablockern nicht mehr nachweisbar war, wenn
Patienten mit Tremor ausgeschlossen werden." Da ein unspezifischer Tremor
zu den sehr frühen, wenn auch uncharakteristischen Parkinson-Vorzeichen
(sogenannte Prodromi) gehört, wurde Propranolol vermutlich zur Behandlung
des prodromalen Parkinson-Symptoms Tremor eingesetzt und ist damit aber
nicht Verursacher der Erkrankung. Das würde auch erklären, warum Primidon,
das ebenfalls zur Tremorbehandlung eingesetzt wird, auch mit einem
erhöhten Parkinson-Risiko assoziiert zu sein schien - ein Effekt, der
ebenfalls verschwindet, wenn man diese Patienten aus der Statistik
ausschließt.

Auch die Assoziation zwischen Beta-Rezeptor-Agonisten (Salbutamol) und
einem vor Parkinson schützendem Effekt ist bislang nicht bestätigt. Auch
hier ist kein kausaler Zusammenhang bewiesen und es könnten andere
Faktoren reinspielen, z.B. der Faktor "Nikotinkonsum": Verschiedene
Beobachtungsstudien haben gezeigt, dass Raucher seltener an Parkinson
erkranken als Nichtraucher. Insbesondere starke Raucher gehören jedoch
prinzipiell zu der Gruppe chronisch lungenkranker Patienten, die
regelmäßig Beta-Rezeptor-Agonisten verordnet bekommen, so dass ein
vermeintlich schützender Effekt der Beta-Agonisten bei diesen Patienten
auch über den Nikotinkonsum zu erklären sein könnte.

"Natürlich ist Nikotin nicht als Parkinson-Prophylaxe zu empfehlen. Das
Risiko, an den bekannten Folgen des Rauchens zu erkranken und zu
versterben, ist deutlich höher als überhaupt eine Parkinson-Erkrankung zu
bekommen", so Hopfner. "Umgekehrt ergibt es natürlich auch keinen Sinn,
zur Senkung des Parkinson-Risikos auf Betablocker zu verzichten und dafür
beispielsweise einen Herzinfarkt zu riskieren oder einen Bluthochdruck
nicht zu behandeln."

Medikamente, die an Beta-Rezeptoren angreifen, wurden von der WHO auf die
Liste der essenziellen Medikamente aufgenommen ("The WHO Model List of
Essential Medicines"), denn sie retten buchstäblich Millionen von
Patientenleben. Bronchialasthma und die chronisch obstruktive
Lungenerkrankung (COPD) werden durch eine Aktivierung von Beta-Rezeptoren
(durch Beta-Agonisten, z. B. Salbutamol) behandelt. Dagegen ist eine
Blockade von Beta-Rezeptoren (durch Betablocker, z. B. Propranolol,
Metoprolol) bei Bluthochdruck und bestimmten Herzerkrankungen
erwiesenermaßen lebensverlängernd (z. B. Herzschutz nach einem Infarkt).
Auch bei neurologischen Erkrankungen wie Migräne und dem essenziellen
Tremor sind Betablocker aus der Therapie nicht mehr wegzudenken und können
die Lebensqualität der Betroffenen deutlich steigern.

"Selbst, wenn ein kausaler Zusammenhang zwischen Betablockern und der
Parkinson-Krankheit bestehen würde, was derzeit nicht bewiesen ist, so ist
er nach jetzigem Kenntnisstand als gering einzustufen", ergänzt Hopfner.
Laut dem Lancet Neurology-Bericht würde rechnerisch nur eine einzige
Parkinsonerkrankung bei 10.000 Patienten nach fünf Jahren
Propranolol-Behandlung verursacht. "Das entspricht in der Pharmakologie dem Status
einer äußerst seltenen Nebenwirkung. Ärzte und Patienten sollten daher
keinesfalls in Panik geraten und aus Sorge, als Spätfolge der Therapie
eine Parkinson-Krankheit zu induzieren bzw. zu erleiden, Betablocker
absetzen. Damit würde der Gesundheit mehr geschadet als genutzt", so
Deuschl.


Literatur
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FORSCHUNG/1382: Auf dem Weg zu besseren Wirkstoffen gegen Krebs (idw)


Universität Bayreuth - 28.01.2020

Auf dem Weg zu besseren Wirkstoffen gegen Krebs: Neue Erkenntnisse zum
wichtigen menschlichen Onkogen CDK8



Der Bayreuther Biochemiker Dr. Claus-D. Kuhn hat mit seinem Forschungsteam
entschlüsselt, wie das wichtige menschliche Onkogen CDK8 in Zellen
gesunder Menschen aktiviert wird. Die Forschungsergebnisse, die jetzt in
der Zeitschrift 'Proceedings of the National Academy of Sciences U.S.A.'
veröffentlicht worden sind, erklären, warum als vielversprechend
angesehene Wirkstoffe zwar unter Laborbedingungen, jedoch nicht im
Menschen wirksam sind. Zudem zeigen die Ergebnisse einen neuen Weg auf,
wie zukünftig CDK8-spezifische Wirkstoffe entwickelt werden können.

Die meisten Krebserkrankungen werden durch eine Vielzahl von individuellen
und von einem Menschen zum anderen unterschiedlichen Faktoren ausgelöst.
Um diese Komplexität zu entwirren, müssen Gene identifiziert werden, die
zur Entstehung der jeweiligen Krebserkrankung beitragen. Solche Gene
bezeichnet man als Onkogene. Ein beispielhaftes Onkogen ist CDK8 (engl.:
Cyclin-dependent kinase 8). Fehlreguliertes CDK8 ist ein wichtiger Faktor
bei der Entstehung von Darm-, Brust- und Hautkrebs. Daher wurde in den
letzten Jahren viel in die Entwicklung von Wirkstoffen investiert, die
ausschließlich auf CDK8 abzielen und nicht andere Moleküle beeinflussen,
die zwar eng mit CDK8 verwandt, jedoch für menschliche Zellen
überlebenswichtig sind. Ein Forschungsteam an der Universität Bayreuth um
den Biochemiker Dr. Claus-D. Kuhn hat nun herausgefunden, wie CDK8 in
Zellen gesunder Menschen aktiviert wird. Die Forschungsergebnisse wurden
jetzt in der Zeitschrift 'Proceedings of the National Academy of Sciences
U.S.A.' vorgestellt. Zudem zeigen die Bayreuther Wissenschaftler und
Wissenschaftlerinnen einen neuen Weg auf, wie CDK8-spezifische Wirkstoffe
künftig entwickelt werden können.

MED12 bindet und aktiviert CDK8

Das Forschungsteam war vor allem daran interessiert, wie das Onkogen CDK8
in gesunden Zellen aktiviert wird. "Dazu muss man wissen, dass CDK8 in
unseren Zellen nicht als einzelnes Molekül vorkommt, sondern stets im
Komplex mit drei Partnern. Als Teil dieses Komplexes besitzt CDK8 komplett
andere Eigenschaften, weshalb es unerlässlich ist, CDK8 als Teil dieses
Komplexes zu untersuchen", erläutert der Erstautor der Studie, der
Bayreuther Doktorand Felix Klatt. Durch strukturelle Biochemie - gekoppelt
mit Systembiologie - entschlüsselte das Forschungsteam, wie CDK8 durch
zwei der drei Partner, Cyclin C und MED12, aktiviert wird. Demnach ist vor
allem ein winziger Teil von MED12 dafür verantwortlich, dass CDK8
aktiviert wird. Aufgrund seiner Struktur benannten die Bayreuther
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler diesen Teil 'MED12 activation
helix'.

Die 'MED12 activation helix' liegt in Tumoren oft mutiert vor

"Nachdem wir die 'MED12 activation helix' entdeckt hatten, waren wir sehr
überrascht, genau in diesem Bereich einen Großteil der Mutationen zu
finden, die in Myomen der Gebärmutter, bei Brustkrebs und bei chronischer
lymphatischer Leukämie gefunden wurden", berichtet Dr. Claus-D. Kuhn, der
Leiter des Bayreuther Forschungsteams 'Gene Regulation by Non-coding RNA'
im Elitenetzwerk Bayern. "Die Übereinstimmung unserer biochemischen
Grundlagenforschung und der Sequenzanalyse menschlicher Tumoren war von
uns in dieser Klarheit nicht erwartet worden." Durch nachfolgende
biochemische Experimente konnte sein Team zeigen, dass die Mutationen
nicht - wie früher vermutet - zu einer Destabilisierung des CDK8
enthaltenden Komplexes führen. Es kommt vielmehr zu einer räumlichen
Umlagerung der 'MED12 activation helix' innerhalb des Komplexes, die zu
einer abnormal verringerten Aktivität von CDK8 führt - einem Zustand, der
höchstwahrscheinlich zur Tumorentstehung beiträgt.

Hoffnung auf neue CDK8-spezifische Wirkstoffe

Die Bindung von MED12 an CDK8 verändert jedoch nicht nur dessen Aktivität,
sie ändert auch das aktive Zentrum des Enzyms CDK8. (Zur Erklärung: CDK8
ist eine sogenannte Kinase, d.h. sie modifiziert verschiedenste
Zielmoleküle mit Phosphatgruppen, die wichtig für die Genablesemaschinerie
der Zelle sind). Wie die Forschungsgruppe um Dr. Claus-D. Kuhn zuletzt
zeigen konnte, führt diese Strukturänderung dazu, dass sogenannte Typ-II
Kinase-Inhibitoren nicht mehr effektiv an CDK8 binden und dieses hemmen.
"Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass alle zukünftigen Versuche, CDK8 zu
inhibieren, zumindest auf Dreierkomplexe von CDK8, Cyclin C und MED12
fokussiert sein müssen. Werden, wie in der Vergangenheit geschehen,
Inhibitoren nur gegen CDK8 in Komplex mit Cyclin C entwickelt, so sind die
daraus resultierenden Wirkstoffe sehr wahrscheinlich kaum wirksam gegen
CDK8", zieht Dr. Claus-D. Kuhn das Fazit.
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LABEL/5183: Glitterhouse Mail-Order-Mail 31.01.20 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (31.01.2020)



Alternative Angebote zum Jahresbeginn:

Besser als Frieren!

Mit der geballten Kraft der gemeinsamen Häuser Indigo und Cargo im
Rücken macht sich der 375 Media-Vertrieb jetzt auf, anhand einer alle
Rahmen sprengenden Jahresbeginnaktion mal ganz nebenbei zu
unterstreichen, welch nahezu grenzfreier Musik-Katalog hier gehegt
und gepflegt wird. Da bleibt uns kaum etwas anderes, als den
spürbaren Preisrutsch quer durch die musikalische Vielfalt einfach
mitzumachen und weiterzugeben, und Euch die folgenden Perlen der
unabhängigen Tonkunst zu erfreulichen Konditionen anzudienen. Obacht:
Selbst jüngere und jüngste Neuheiten sind in der folgenden Liste
vertreten, da gilt es, das Aktionsende stets im Blick zu halten
(Schlußmitlustig-Stichtag: 31. März).


Bündel-Alarm:

Im 3er-Bund kostet Euch der Spaß nur noch 27,50 Euro, im
5er-CD-Sammel-Pack hingegen gerade mal 45 Euro (= 9 Euro pro CD).
In der Folge nur eine kleine feine Auswahl - die Komplett-Pracht im
Netz.

Je 1-CD:

Band Of Horses - Everything All The Time - 9,95

Better Oblivion Community Center - Better Oblivion Community Center - 9,95

Black Mountain - Destroyer - 9,95 

Bon Iver - I, I - 9,95

Breeders - All Nerve - 9,95

Calexico - Spoke - 9,95 

Neko Case - Hell-On - 9,95 

Decemberists - I'll Be Your Girl - 9,95 

Desert Sessions - Vol. 11 & 12 - 9,95 

Destroyer - Poison Season - 9,95 

Peter Doherty & The Puta Madres - Peter Doherty & The Puta Madres - 9,95

Dream Syndicate - These Times - 9,95 

Sharon Van Etten - Remind Me Tomorrow - 9,95 

Bill Fay - Who Is The Sender? - 9,95 

Robert Forster - Inferno - 9,95 

Fortuna Ehrenfeld - Debout Pour Ma Prière - 9,95

Foxygen - Seeing Other People - 9,95 

Glen Hansard - This Wild Willing - 9,95 

Aldous Harding - Designer - 9,95 

Ben Harper & Charlie Musselwhite - No Mercy In This Land - 9,95 

Jade Jackson - Wilderness - 9,95 

Christian Kjellvander - Wild Hxmans - 9,95 

Mark Kozelek - Mark Kozelek 2-CD - 9,95 

Matthews Southern Comfort - Like A Radio (Bonus Edition) - 9,95 

Odd Couple - Yada Yada - 9,95 

Angel Olsen - All Mirrors - 9,95 

Proper Ornaments - 6 Lenins - 9,95 

Marc Ribot - Songs Of Resistance 1942-2018 - 9,95 

Slowdive - Slowdive - 9,95 

Kurt Vile - Bottle It In - 9,95 

Weyes Blood - Titanic Rising - 9,95 

Wucan - Sow The Wind - 9,95 

Kamasi Washington - Heaven & Earth 3-CD - 9,95 

Yo La Tengo - There's A Riot Going On - 9,95

Thom Yorke - Anima - 9,95

Sophie Zelmani - Sunrise - 9,95


Der Mailorder-Katalog im Netz

Nur noch kurze Zeit ist die Januar-Ausgabe des weltweit geschätzten
Mailorder-Kataloges im Netz aufruf- und besuchbar, schon zu Beginn
der kommenden Woche wird sie den Platz für das Februar-Heft räumen
müssen. Wer - wenn auch nur aus nostalgischen Gründen - No. 1/2020
noch einmal besuchen möchte, sollte sich sputen.
Das beeindruckende Cover-Foto stammt diesmal von unserem Hof-,
Leib- & Magen-Photographen Thomas Türülümow.

Danke, Tüte!!


Auserwählte Pretiosen zum Wochenausklang:

Algiers - There Is No Year

LP/Ltd. col. LP/CD - EUR 21,95/21,95/12,95

20er der so außergewöhnlichen Truppe aus Atlanta, Randall Dunn
produzierte diesmal (wie schon u.a. Sunn O))), Marissa Nadler). Beide
Vorgänger gehörten zu meinen absoluten Favoriten 2015 und 2017, ganz
so grandios finde ich LP 3 nicht, aber auf jeden Fall ganz exquisit.
Vor allem dieser stimmgewaltige ausdrucksvolle emotionale Gesang, er
ist es, der beständig für eine soulige, aber auch wie gehabt z.T.
wütende Note sorgt (analog der Texte). Inmitten eines zuweilen
rabiaten musikalischen Umfelds, von Synth, Programming, teils (E-)
Piano, nicht so oft (aber manchmal doch dominanten) Gitarren geprägt,
noisige Sounds resp. Störfeuer inklusive (wenn auch inzwischen
signifikant verringert). Das Ergebnis kreuzt (Modern- bzw. Electro-)
R'n'B, mehr oder weniger moderate Industrial-Punktierungen,
80s-(Industrial-) Wave (Pop) bzw. "Düster-Wave", Synth Pop, mal etwas
Post Punk, frühere Gospel-Einflüsse wurden stark reduziert,
zwischendurch wird's richtig punky (mit Seele) oder ein Sax agiert
nach Art des New Yorker No Wave um 1980 rum (also
grell/frei/splittrig), die Hälfte der Stücke jedoch sind Balladen -
dunkel, weich und atmosphärisch, düster pochend, dräuend, hallend,
eindringlich und hypnotisch reduziert, aktuell-soulig, großformatig
und intensiv... Die Songstrukturen erscheinen mir insgesamt ein wenig
konventioneller, Grooves mal relativ zeitgemäß, mal geradlinig/hart
und manisch gehackt, einiges kommt bestechend eingängig/catchy, viel
Backing/Harmony Vocals bzw. kleine Chöre (etwas Call/Response inkl.).
Nicht ganz so erregend/aufregend/radikal wie zuvor, aber eine dicke
Empfehlung! (dvd)


Terry Allen - Just Like Moby Dick

2-LP/CD - EUR 26,95/13,95

20er. 6 Jahre nach seiner letzten (großartigen!) LP endlich wieder
Neues von einem meiner alten Lieblinge. Seine Panhandle Mystery Band
umfaßt nach wie vor alte Bekannte wie Lloyd Maines (Slide, Pedal
Steel, viel Dobro), Richard Bowden, Bukka und Jo Harvey Allen, zudem
Koryphäe Charlie Sexton (auch Co-Producer), als
Harmony/Backing/Duett/Lead-Sängerin Shannon McNally (u.a. Dr. John,
Jim Lauderdale, Rodney Crowell, Son Volt) u.a. Reichlich Top-Personal
also, entsprechend tolles edles Spiel (auch, wenn es eher
unspektakulär klingt), klasse (kurze/konzentrierte) Soli (neben den
akustischen Saiten, wozu auch Gitarre, sporadisch Mandoline gehören,
agieren fast permanent Akkordeon, Geige/z.T. Cello, manchmal Piano).
Und seine souveräne wunderbare Stimme liebe ich einfach. Das Album
ist eine Art loses Konzept-Werk mit "Moby Dick"-Anleihen, 1x einer
Brecht/Weill-Referenz, und gewohntem 1st class-Songwriting! Oft
gehalten in gewohnten Songwriter-Country-Gefilden mit einem gewissen
Outlaw-Flair wie in den 70ern, voller Tiefe, Wärme und jeder Menge
Gefühl, ob völlig relaxt/gelassen und in sich ruhend, mal herrlich
feinziseliert oder etwas melancholisch in 2 der Balladen, resp. leise
dramatisch, selten ein bischen forscher/schneller/handfester
(ansatzweise dezent rockig). Phasenweise verstärkt traditionsbewußtes
Feeling (sehr willkommen), zwischendurch auch mal Shanty-Elemente.
Eine exquisite kleine 3-teilige Suite fällt in sich völlig
unterschiedlich aus, und auch gegenüber dem Rest des Albums: Roots
Rock-Tendenz in harmonisch eigen, originell und spannend; ziemlich
düster mit Drones-artigen Klängen; stärkere rhythmische Betonung mit
Southern Gothic-Touch und ein bischen Gypsy-Feeling (bis auf den
Gypsy-Aspekt gilt das auch für einen weiteren, dunkel gefärbten
Track). Ebenfalls leicht "anders" klingt eine abgespeckte
old-fashioned Pop-Feeling atmende Ballade. Eine große Empfehlung!
(dvd)


Black Lips - Sing In A World That's Falling Apart

LP (+DLC)/Ltd. LP (+DLC)/CD - EUR 17,95/24,95/13,95

Nach 20 Jahren Bandhistory sind die vielseitigen Black Lips aus den
Südstaaten jetzt weitestgehend bei Country Music gelandet. Der von
Sean Lennon (!) produzierte 17er Vorgänger "Satan' Graffiti Or God's
Art" geriet ja noch tendenziell in Richtung Garage-Soul und
Sixties-Punk, Psych-Rock und Rockabilly. Diesmal fühle ich mich doch
deutlich an die Country-Phase der Supersuckers erinnert. Gleich
mehrere Gitarren plinkern angenehm trashig und mit viel Slide, die
Song sind überwiegend mitgröhlbare Hillbilly-Hymnen, die Wein, Weib &
Gesang thematisieren. Dieser dreckige Country-Sound gefällt mir
hervorragend, auch mal mit Pedal Steel, Honkytonk-Piano und Harmonica
-die Instrumentierung ist eindeutig Country, die Haltung aber eher
trashiger Punkrock. Teils auch bläserverstärkt, was dann eben
saftigen Country Soul ergibt. Die durchgängig trunkenen
Gitarren-Sounds sind ein beschwingtes Vergnügen, das ganze Album ein
Tritt in den Hintern des chromglänzenden Nashville-Mainstreams. (Joe
Whirlypop)


Blackbird & Crow - Ailm

CD - EUR 15,95

Irischer Rootsrock, getragen von einer großartigen Frauenstimme, die
mich allein schon mit ihrem charmanten irischen Akzent für sich
gewinnt. Das Duo aus dem County Donegal im Nordwesten Irlands beginnt
sein zweites Album mit kargen Bluesstrukturen, Maighreads wirklich
mächtige Stimme meist nur von einer schroffen E-Gitarre begleitet,
was dann fast schon an White Stripes erinnert. Das Irish Folk-Element
bleibt meistens präsent, oft aber im Hintergrund. Immerhin wurde die
Band von Clannad-Urgestein Moya Brennan entdeckt. Blues und Folk sind
die stilistischen Säulen, auf die "Ailm" aufgebaut ist - Maighread
und Stephen lassen aber auch dunklen Americana-Rock durchscheinen. So
entstehen überwiegend spartanisch inszenierte (oft ohne Drums), dafür
aber umso atmosphärischere Songs mit irischer Grundstimmung, die aber
nicht traditionalistisch (von Chieftains bis Pogues) inszeniert
werden, sondern sich auch an US-Produktionen von Alt. Country bis
Neo-Folk orientieren. Auch Fairport Convention mit Sandy Denny und
sogar Clannad hört man heraus, ansonsten ist der Sound von Blackbird
& Crow aber ein ganz eigener. Das Promoinfo verweist - durchaus
berechtigt - auch auf so charismatische Künstler wie Nick Cave und
Sinead O'Connor. Mit der angestrengten Emotionalität der Letzteren
hat Maighread allerdings nichts am Hut, ihre Ausdrucksfähigkeit ist
ganz und gar authentisch - diese neue Stimme ist tatsächlich
großartig. Auch hat sie alle Songs geschrieben, die aber oft wie
steinalte Traditionals klingen und auch ganz schön düstere
Geschichten erzählen. (Joe Whirlypop)


Bonny Light Horseman - Bonny Light Horseman

LP/Ltd. col. LP/CD - EUR 15,95/16,95/11,95

In delikater Dreieinigkeit macht sich diese geniale Gemeinschaft von
drei hochgeschätzten Song-SchmiedInnen auf, um ein ebenso
traditionsverbundenes wie aus allen Zeiten fallendes Wunderwerk voll
wehmütiger Weisen zu erschaffen, wie selbst ich es in der heutigen,
hässlich hektischen Zeit kaum mehr erwartet oder gar erhofft hätte.
Allein schon die Namensnennung der beteiligten Trio-Täter lässt bei
uns Eingeweihten die Wohlfühl-Glocken läuten: Anais Mitchell (Gesang,
Gitarre), Eric Johnson (Fruit Bats/Gesang, Gitarren, Banjo,
Mundharmonika, Piano) und Josh Kaufman (War On Drugs, The
National/Gesang, Gitarren, Orgel, Piano) haben sich zu ebenso
federleicht-weicher wie emotionstiefer Einheit zusammengefunden, um
tradiertes britisches Liedgut in eine ganz eigene, gleichzeitig
schlicht-schöne wie ungemein kunst- wie gefühlvolle Song-Sprache zu
übersetzen. Aber auch die Liste der Gäste und Mittäter ist für
manches erfreute Lächeln gut, zählen doch u.a. Aaron Dessner (The
National), Lisa Hannigan und Justin Vernon (Bon Iver) zu den
geladenen Geistesgeschwistern, die mit Saitenspiel und
verschiedensten Stimmfarben vor allem für vokale Wohlfühl-Wolken
sorgen. Als herzerfrischend folk-fingerfertige A- & E-Gitarrenspieler
füllen die drei perfekt harmonierenden Protagonisten die durch
dezenten Hall erweiterten Klangräume mit gelassen-reifem Saitenspiel,
wohlgesetzte weiche Klavierakkorde schenken Tiefe, Banjo,
Mundharmonika und ein Saxophon setzen sanft schimmernde Glanzlichter,
sogar ein Schlagwerk schleicht sich fast unbemerkt ins so
zart-filigran scheinende Klanggeschehen. Und auf diesem irdenen Grund
aus herrlich ehrlichem Handwerk lassen Anais, Eric und Josh ihre
drei so einzigartigen und sich doch so perfekt ergänzenden Stimmen im
berührenden Alleingang, in trauter Zweisamkeit oder in gemeinsamer,
gospelseliger Vielschichtigkeit erklingen, dass es eine einzige,
sinnenerfüllende Freude ist. Trotz der britischen Herkunft von Weisen
wie Deep In Love, Jane Jane, Blackwaterside, Magpie's Nest, Lowlands
oder Bright Morning Stars klingen die zeitlosen Zaubereien mehr nach
Matthew's Southern Comfort als nach Fairport Convention, vermeint man
den jungen Dylan zu hören, spürt man den reifen Joe Henry durch die
Reihen streifen, sogar der sonnige Geist Scott McKenzie's scheint
durch die Zeilen. Gepaart mit dem irisierenden inneren Frieden des
Nick Drake-Folk und manch strahlendem Schimmer klassischen
Country-Folks entspinnt sich hier ein beeindruckendes, bleibendes
Zehn-Song-Werk, dessen zeitlose Schönheit ewig währt. (cpa)


Citizen Bravo, Raymond MacDonald & Friends - Return To
Y'Hup: The World Of Ivor Cutler

LP/CD - EUR 23,95/15,95

2020er Chemikal Underground-Veröffentlichung dieser recht illuster
besetzten Verneigung vor dem eigensinnig-exzentrischen Werk des
schottischen Künstlers, dessen Schaffen nicht nur von John Lennon,
Paul McCartney und John Peel geachtet wurde (und dessen Gesicht man
kennt, wenn man sich den Busschaffner Buster Bloodvessel in Magical
Mystery Tour näher angeschaut hat). Matt Brennan (= Citizen Bravo)
und Raymond MacDonald vom Glasgow Improvisers Orchestra wählten 26
Songs aus Cutler's Frühwerk rund um die imaginäre Insel Y'Hup aus, um
sie für dies Tribute mit der kreativen Hilfe von gewählten Gästen wie
Alex Kapranos (Franz Ferdinand), Stuart Murdoch (Belle & Sebastian),
Stuart Braithwaite (Mogwai), Tracyanne Campbell (Camera Obscura),
Kris Drever (Lau), Emma Pollock (Delgados), Rick Redbeard (Phantom
Band, James Yorkston und Robert Wyatt mit neuem Leben zu füllen.


Josienne Clarke - In All Weather

LP/CD - EUR 16,95/12,95

Wunderzarte, luftig-leicht schwebende, aber durchaus auch erfreulich
geerdete Singer-Songwriter-Pop-Perlen, getragen, geprägt und gekrönt
von einer unvergleichlich sanft schmeichelnden Stimme, die sowohl in
den dunkleren als auch den hell-höheren Lagen zu betören weiß. Die
große Kunst der bezaubernden Britin liegt dabei auch in der Art, wie
sie ihre beeindruckend beweglichen Melodien in fein-filigrane, stets
durchsichtig schimmernde Arrangements zu gießen versteht, wobei diese
dezent delikaten Songkleider bei aller Kargheit durch ihre
Vielfarbigkeit glänzen. Kunst- und gefühlvoll paart Josienne E-Piano
und A-Gitarre, elektrisches Saitenspiel und unaufdringliches
Saxophon, sanft fließende Gitarrenakkorde und fließende
Harfenklänge, akustisches Folk-Feinwerk und zarte elektronische
Klangspielereien, dabei traditionsgewachsenen Singer-Songwriter-Folk
mit verführerisch ohrenfreundlichem Independent-Pop vereinend,
akustische Alternative Country-Elemente mit packenden
E-Gitarren-Riffs, Cardigans-Süße mit Cranberries-Energie, frühen
Suzanne Vega-Folk und bodenfrei losgelösten Maria Solheim-Charme in
ihren auch wortwärts weisen Weisen verbindend; dabei in ihrem
gleichzeitig verletzlichen und freien Umgang mit den gewachsenen
Pop-Elementen nicht nur den Freunden Anna Ternheims uneingeschränkte
Freude bereiten wird. Unwiderstehliche Ohrwürmer zwischen packenden
E-Gitarren-Akkorden und unendlich zartem Zauber. (cpa)


Dave Clark Five - All The Hits

2-LP/CD - EUR 24,95/13,95

Das Quintett um den kreativen Kopf Clark zählte seit den frühen 60ern
zur Speerspitze der British Invasion und konnte in seiner Glanzzeit
chartswärts sogar dem Quartett aus Liverpool gefährlich werden. Seit
Jahren aber ist es nahezu unmöglich, an offizielles Songmaterial der
DC5 zu gelangen, hielt der Chef doch seinen rigiden Rechte-Daumen
drauf. Mit dieser 2020er Versammlung von 28 ausgesuchten
Erfolgstiteln ist der Bann gebrochen, erhält man hier doch vom
Meister selbst in den Abbey Road Studios remasterte Fassungen von
u.a. Do You Love Me, Glad All Over, Bits And Pieces, Everybody Knows,
Reelin' And Rockin', Catch Us If You Can, Over And Over, Put A Little
Love In Your Heart, Everybody Get Together und Universal Love.


Tara Nome Doyle - Alchemy

CD - EUR 15,95

20er, Debut-LP, Singer-Songwriterin mit irisch-deutsch-norwegischen
Wurzeln, stilistisch schwer zu fassen. Irgendwo zwischen sowas wie
Electro-Art-Pop, anspruchsvollem Edel-Pop bzw. künstlerisch
wertvollem Indie Pop; zwischendurch klingt's mal etwas folky, ohne es
wirklich zu sein. Sehr schön ihre Vorliebe für ausschweifende
Melodiebögen, die bestens korrelieren mit ihrer außergewöhnlichen wie
attraktiven Stimme, die ab und zu/punktuell in mächtig hohe Bereiche
aufsteigt. Melodisch gehaltvoll, kontrastreich resp. variabel in
Dichte, Struktur, Tempo und Stimmung, ausdrucksvolle Tiefe, hoher
Balladenanteil, teils dezent melancholisch, kurzzeitig ganz zart
und/oder reduziert, "einsam" klingend, oder gewissermaßen
verwunschen, aber auch mal ein etwas vollmundigeres Pathos/Drama,
oder dunkel, dräuend, pochend, schon mal ein langsamer Groove, die
Songs steigern gern im Verlauf ihre Intensität. Teilaspekte der Musik
erinnern mich (mehrfach) an Kate Bush mit höherem Melancholiefaktor
(ob etwas modernisiert oder nicht, bzw. die Indie-Ausgabe); oder auch
Soap & Skin, Florence & The Machine. Oft begleitet ein Piano (v.a.
von ihr selbst gespielt), seltener Cello, Gitarre, ab und zu Synthie,
Elektronik/Programming, viel Hall. Sie arbeitete u.a. mit Kat Frankie
und Max Rieger von Die Nerven (der auch hier aushalf). Ein eher
kurzes aber reizvolles Werk! (dvd)


Drive-By Truckers - The Unraveling

LP/CD - EUR 21,95/14,95

20er nach erstaunlich langer Pause. Gast u.a. Cody Dickinson (North
Miss. Allstars). Auffällig sozial/politisch konnotierte textliche
Orientierung (diverse Machenschaften der Regierung, Zustand der USA
etc.), auch aus persönlicher Betroffenheit heraus, sehr überzeugend!
Musikalisch ein so variabler wie schlüssiger Mix: Mächtig, packend
und emotional rockend, u.a. mit Parallelen zu Springsteen oder ein
bischen Replacements. Folk Rock, teilakustisch in dringlicher
intensiver Form oder in eher ruhiger Gangart mit Country-Spuren.
Zeitloser melodischer wie druckvoller (Southern) Guitar Rock. Eine
unvermutet Pop-nahe und gefühlsstarke Ballade, melodisch klasse,
stimmungsmäßig ziemlich zwingend. Heartland/Roots Rock (dezente
Verwandtschaft zu härteren REM?), im Verlauf aufregend gesteigert
(auch durch eine furiose messerscharfe Slide). Rhythmisch
ungewöhnlich reizvoller/zeitgenössischer hochklassiger Guitar Rock
unter Spannung. Und das (fast 9-minütige) Highlight: Schleppend,
dunkel und voller Atmosphäre, relativ reduziert/luftig, suggestiv,
superbe Gitarren(sounds) inklusive Slide (Einwürfe plus ein etwas
ausgiebigeres Feature), mit viel Hall; großartig! (dvd)


Barbara Eden - Miss Barbara Eden

LP/CD - EUR 24,95/14,95

Die hierzulande in unserer Geronten-Generation eher als Bezaubernde
Jeannie bekannte Barbara nutzte 1967 die gute Gelegenheit des schnell
verfliegenden Ruhms, um sich zehn Songs lang durch eine von Bill
Justis ansprechend arrangierte Song-Wunderwelt dirigieren zu lassen.
Zu hören gibt's vollinstrumentierte Flaschengeist-Fassungen von u.a.
I'm A Fool To Care, I Get The Fever, Rebel, Dream, Heartaches, Pledge
Of Love, Nobody But A Fool (Would Love You) und Bend It.


Bill Fay - Countless Branches

LP/Ltd. DeLuxe-2-LP/DeLuxe-CD - EUR 16,95/21,95/13,95

20er. Der britische Singer-Songwriter, der in den frühen 70ern 2 LPs
aufnahm (die später Kult-Status errangen), dann von der Bildfläche
verschwand, 2012 mit einer neuen LP wieder auftauchte, 2015 mit einer
2., nun die dritte. Diesmal so sparsam instrumentiert wie nie, den
meisten Stücken genügt sein Piano (fast immer zentral, ganz ruhig
gespielt) und eine Ak.Gitarre resp. sachte Keyboards und/oder ein
Cello, ein Harmonium, manchmal kommt eine Trompete hinzu; nur einmal
eine Band mit Drums und E-Gitarre. Ich finde, die Essenz seiner Musik
kommt in dieser reduzierten Form noch besser zur Geltung! Großteils
Balladen im "offenen" teilweise an die 70er angelehnten
Songwriter-(Folk-)Pop-Stil, zuweilen etwas Westcoast-Feeling, ein
bischen Nick Drake-Verwandtschaft ... vieles wirkt irgendwie
melancholisch (oder strahlt eine gewisse Einsamkeit aus), ohne daß
das in vielen Texten zum Ausdruck kommt, manches regelrecht nackt,
und immer zutiefst human. Der Natur zugetan, die Intimität gegenüber
früher noch gesteigert, z.T. spirituell, poetisch, gelegentlich ein
wenig zerbrechlich (wie die Stimme, die anderswo auch sehr sanft,
zärtlich agiert) und tief bewegend, songwriterisch von
außerordentlicher Qualität! Zwischendurch ganz
entspannter/zurückgelehnter (nicht-balladesker) Folk oder ebensolcher
sehr einfach gestrickter mit "altmodischem" Flair. Das eigentliche
Album ist sehr kurz (10 Songs ohne ein Gramm Fett), was bei der
Substanz der Stücke nicht im Geringsten stört, hinzukommen in der
Deluxe-Version (Doppel-LP wie CD) weitere 7 Tracks: 4
Alternativ-Versionen (3 davon mit elektr. Band, jeweils leicht bis
stark beschleunigt, süffig, recht handfest, 1x verschwindet gar der
Balladen-Charakter, 1x mutiert's zu edlem Westcoast-70s-Rock.
Ebenfalls gut! Der einzige Track mit Band dagegen kommt hier auf's
Piano reduziert, verlangsamt). Plus 3 non-LP-Tracks (u.a. einer von
der 2. LP, Remake), alles Balladen, elektrisch mit Band doch
zurückhaltend, 2 davon lohnend, sehr schön! Evt. besitzt die
Deluxe-LP-Version 2 Exklusivtracks. (dvd)


John Fogerty - 50 Year Trip: Live At Red Rocks

2-LP/CD - EUR 29,95/14,95

Auf seiner Amerika-weiten Tournee zur Feier des Goldenen Jubiläums
des legendären CCR-Auftritts beim Woodstock-Festival gastierte der
Swamp Rock-Regent am 20. Juni 2019 auch im kaum weniger legendären
Red Rocks Amphitheatre in Morrison, Colorado, um dort seine eigenen
Band- wie Solo-Klassiker dem erfreuten Publikum darzureichen.
Freilich liegt der Schwerpunkt der derart kredenzten
Klassikersammlung deutlich auf dem Band-Schaffen, dennoch findet sich
in der 19-Ohrwürmer-Essenz auch der ein oder andere Solo-Song. Incl.
u.a. Born On The Bayou, Green River, Suzie Q, Who'll Stop The Rain,
Up Around The Bend, Rock And Roll Girls, I Heard It Through The
Grapevine, Keep On Chooglin', Centerfield, The Old Man Down The Road,
Fortunate Son, Proud Mary.


Ax Genrich Band - The Melting Butter Sessions

CD - EUR 12,95

Unbeirrt von etwelchen Zeit- und Mode-Strömungen reist dieser
grenzenfrei agierende Gitarrist durch seinen eigenen Rock-Kosmos, zu
Recht auf die bewährte, mal dezente, mal drängelnde, mal bedächtige,
mal brodelnde Basisarbeit seiner Bass- & -Schlagwerk-Bodenmannschaft
bauend. Edgar Türk und Axel Spreitzer (beim live mitgeschnittenen
18-Minuten-Stück The Nomad agiert André Peiter an den Drums) bereiten
den gelassen groovenden Grund, dabei selbst auch gern mal
instrumental/solistisch über die Stränge schlagwerkend oder basswärts
die Bremse lösend, um Funk-Finger-flott das Griffbrett zum Glühen zu
bringen. Auf dem derart meisterlich gewobenen Teppich gießt Genrich
seine elektrisch-elektrisierenden, psychedelisch schillernden Farben
aus, bei aller meisterlichen Fingerfertigkeit auf Firlefanz
verzichtend, zählt hier doch bei aller Experimentierfreude, bei allem
faszinierend-flirrenden Effekt-Einsatz allein die phantasiereiche
Entwicklung des Tons, des Riffs, des Gitarrenklangs, dem man
beeindruckt durch die hypnotisierenden Höhen und Tiefen der durchweg
eher episch angelegten Spiel-Wiesen folgt. Satt durch den Einsatz von
Echo, Hall, Verzerrer und Rückkopplungen um bemerkenswerte
Klangvielfalt bereichert, zieht die Gitarre ihre ebenso zeitlosen wie
Rock-geschichtsträchtigen Bahnen, dabei stets nur der
bewußtseinserweiternden Spiellust und -laune gewidmet und umso
beeindruckender, wenn sie im Paarflug mit sich selbst zur Raumreise
ansetzt (aber auch im progressiv-psychedelischen Alleingang spannen
die sechs Saiten fesselnde Spannungsbögen). Zunächst fast unbemerkt
nimmt das Album im Verlauf der fünf herzhaft ausgespielten
Improvisations-Reisen an Fahrt auf, an Schwung und Druck zu, um
schließlich im ausufernden Kraut-Rock-Olymp zu gipfeln. Während die
mitunter ins Weltall gestreuten Worte wie im
Songstruktur-verwandtesten Stück Follow Mr. Go nur der kurzen
Standortbestimmung dienen, gehört die kreativ tragende Kraft dieser
Space-Rock-Rausch-Stunde allein der instrumental-magischen Macht des
Rock-Trios. Augen zu, Ohren auf, und 10, 9, 8, 7, 6 ... (cpa)

Weiterhin lieferbar, je 1-CD:

Ax Genrich - Out Of The Desert - 9,95

Ax Genrich - In A World Of Dinosaurs - 8,95


Heldon - Interface (Heldon VI)

LP/CD - EUR 17,95/14,95

Knapp zwei Jahre nach der dankenswerterweise vom Bureau B-Label
initiierten Wiederveröffentlichung der ersten vier Heldon-Alben kommt
jetzt der nächste Schwung mit lohnenden Reissues. "Un Rêve Sans
Conséquence Spéciale (V)", "Interface (VI)" und "Stand By (VII)"
stammen aus den Jahren 1976 bis 79, ich greife hier willkürlich das
mittlere 77er-Opus "Interface" heraus. Damals klang das Projekt des
Franzosen Richard Pinhas weit weniger elektronisch, als man nach der
bisherigen Bandhistory vermuten durfte. Das sechste Heldon-Album
orientiert sich zwar nach wie vor ein wenig an den Berliner Kollegen
Tangerine Dream, verzichtet aber auf allen pittoresken
Synthie-Kitsch, sondern kommt überraschend hart und schlecht gelaunt
rüber. Das liegt vor allem an der teils richtig harschen und
expressiv-feedbacklastigen Stromgitarre. Die hatte Edgar Froese zwar
auch gelegentlich ausgepackt, bei Heldon wird die Grenze zum Noise
aber entschlossener anvisiert. Elektronische Sequencer-Beats und
klassische Moog-Sounds sind oft nur Ornament und werden von
Rock-Drums und Noise-Gitarre an den Rand gedrängt bzw. schlicht
übertönt. Dabei entsteht bei den längeren Tracks eine Art Science
Fiction-Psychrock, der fast schon wieder an Ami-Bands wie Chrome
anknüpft. Das kurze "Le Re?tour des Soucoupes Volantes" ist
flirrend-hypnotischer Space-Prog mit satter Rock-Erdung, Highlight
ist der 19-minütige Titelsong - ein wilder Ritt: noisig, spacig,
krautig (Cans "You Doo Right" als Referenz). Dagegen waren Tangerine
Dream zeitgleich brave Schöntöner. Vielleicht lag es an der bereits
aufgezogenen Punk- und New Wave-Epoche? Oder an Pinhas? legendärer
King Crimson-Verehrung? So oder so, hier gibt es historisch
Aufregendes zu entdecken. (Joe Whirlypop)

Der Heldon-Katalog:

Heldon - Electronique Guerilla (Heldon I) LP/CD - 16,95/14,95

Heldon - Allez-Teia (Heldon II) LP/CD - 16,95/14,95

Heldon - It's Always Rock'n'Roll (Heldon III) - 2-LP/2-CD 23,95/16,95

Heldon - Agneta Nilsson (Heldon IV) LP/CD - 16,95/14,95

Heldon - Un Reve Sans Conséquence Spéciale (Heldon V) LP/CD - 17,95/14,95

Heldon - Stand By (Heldon VII) LP/CD - 17,95/14,95


Hello Emerson - How to Cook Everything

LP/CD - EUR 21,95/15,95

Zweiter Longplayer von Sam Bodary aka Hello Emerson, der zwar noch
recht jung an Jahren ist, hier aber erneut beweist, dass er die
Essenz von, nun ja, Americana-Indie Folk in ganz eigene Songs
überträgt und diese auch noch ausgesprochen opulent in Szene setzt.
Stimmlich ein bisschen kauzig, eigenwillig, aber sehr einnehmend,
entwirft er fast orchestralen Americana-Wohlklang. Schon im
gravitätisch-opulenten Opener trifft eine schwebende Pedal Steel auf
sanfte Bläser, im Weiteren kann man sich durchgehend an
instrumentaler Vielfalt laben. Eine kecke Mandoline wird von
cineastischen Woodwinds umspielt, Glockenspiel, Banjo, Western
Harmonica, E-Piano, Standbass, Streicher und immer wieder
unaufdringliches Gebläse sorgen für wechselnde Klangfarben. Die
Instrumentale Vielfalt tritt nie in geballter Form auf, viel mehr
geben sich die über 50 (!) beteiligten Musiker die Studioklinke in
die Hand. Die Kernband beschränkt sich meistens auf das Wesentliche,
was den überwiegend zurückgelehnten Melancholia-Preziosen trotz allem
eine angenehme Leichtigkeit verleiht. Richtig druckvolle, eindeutig
soulgeprägte Passagen bleiben die Ausnahme ("We Lost"), dem Ganzen
wird durch den charismatischen Gesang (oft gedoppelt bzw.
zweistimmig) Kohärenz verliehen. Das klingt allerdings nie
aufgeblasen oder pompös, sondern wahrt konsequent das Unaufgeregte,
Persönliche, Detailverliebte - wie auch das Vertrauen ins eigene
Songwriting, das sich hinter Genre-Größen wie Lambchop, Conor Oberst
oder Sufjan Stevens nicht verstecken muss. Chapeau für diese
ausgereiften und in jeder Hinsicht beeindruckenden , weil dosiert
inszenierten Mini-Epen zwischen Indie-Folk, Roots und Kammermusik.
(Joe Whirlypop)


Bai Kamara Jr. & The Voodoo Sniffers - Salone

CD - EUR 14,95

Newcomer im erweiterten Blues-Sektor mit einem lässig groovenden
Album irgendwo zwischen Keb Mo, G. Love, Taj Mahal und sogar John Lee
Hooker ("Cry Baby"). Bai Kamara Jr. ist der Sohn des ehemaligen
Botschafters von Sierra Leone in Brüssel, klingt hier aber weitgehend
amerikanisch mit ein wenig afrikanischer Würze. Seine Stimme ist
großartig, ein sonores Blues-Organ von expressiver Kraft - seine
Voodoo Sniffers scheinen nur auf der Bühne zu existieren, denn auf
dem Album macht der Chef alles selbst: Akustische Gitarre (die kurzen
Soli auch mal elektrisch), statt Drums meist nur luftige Percussion.
Dafür haben die Songs einen natürlichen Groove, bluesbasiert,
laidback funky, auch folky - oft schimmert auch westafrikanischer
Desert Blues durch. Die musikalischen Wurzeln Sierra Leones sind dem
in England und Belgien aufgewachsenen Musiker wichtig, die Verweise
fließen in einen eleganten und leichtfüßigen Mix ein, der aber auch
Einflüsse wie den knarzigen Okie-Groove von JJ Cale verinnerlicht.
Dieses modifizierte Blues-Konzept lässt "Salone" frisch und luftig
klingen, multikulturell-geschichtsbewusst und vor allem absolut
upliftend. (Joe Whirlypop)


Marcus King - El Dorado

LP/CD - EUR 23,95/16,95

Anstelle sich auf dem durch Interpretenangabe deutlich als Solo-Album
gekennzeichneten 2020er Werk in irgendeiner Form, sei es in den
Arrangements oder in der dargebotenen Stil-Palette, einzuschränken,
schenkt uns der mit allen Roots-Rock-Wassern gewaschene Sänger,
Songwriter und Saitenspieler mit tatkräftiger Unterstützung von Dan
Auerbach hier die ganze Breite der althergebrachten und aktuellen
Americana-Möglichkeiten, und bleibt selbst bei diesen nicht stehen.
Was hier zunächst recht verhalten akustisch in Neil Young's Country
Folk-Gefilden beginnt, entwickelt sich schon im Lauf des ersten Songs
zu einer hehren Hommage an die mitreißende Macht des gleißenden
Southern Rock, um im zum Teil nahezu stilschwenk-waghalsigen Verlauf
des saft- und kraftstrotzenden Vollwerks nichts mehr von seinem
einmal aufgenommenem Schwung zu verlieren. Mit der
vielinstrumentalen, co-produzierenden und co-kompositorischen Hilfe
Auerbachs, dem meisterhaft begleitenden Beiwerk von u.a. Gene
Chrisman (Drums), Dave Roe (Bass), Bobby Wood (Wurlitzer, E-Piano),
Mike Rojas (B3, Piano, Clavinet, Vibraphone), Paul Franklin (Steel
Guitar), gezielt gesetztem Streichwerk und einem dreistimmigem
Gospelchor streift der nur äußerlich noch so jung wirkende
Roots-Regent erfahrungssatt und mit gnadenlos genialer Gitarre
bewaffnet durch sämtliche Bereiche der wurzelgewachsenen Musik,
erfüllt Southern und Country Rock, Swamp-Blues und Mitternachts-Soul,
glänzenden Blues-Rock und schneidenden Funk, sogar T. Rex-Boogie und
gesegneten Gospel mit Liebe und Leidenschaft, Können und
begeisternder Saitenspielkunst und auch als mitreißend phrasierender,
schneidend intensiver Sänger hat er inzwischen seine eigene
Meisterschaft errungen. Aufgenommen in Auerbachs Easy Eye Studios,
Nashville, lebt die Songkollektion aber auch und vor allem vom
beeindruckenden Wert des deftigen Dutzends Songs, die der
Solo-Künstler in Cooperation mit gestandenen Autoren wie Auerbach,
Pat McLaughlin, Ronnie Bowman, Paul Overstreet und Bobby Wood zu
finaler Form schrieb, dabei die jeweiligen Eigenheiten für die so
umso reichere Stil-Vielfalt des Albums nutzend. Dass der Mann als
Gitarrist begnadet und als Sänger großartig ist, wussten wir bereits,
jetzt setzt sich der König auch noch die Songwriter-Krone auf. (cpa)


Gill Landry - Skeleton At The Banquet

LP (+MP3)/CD - EUR 21,95/14,95

20er des ex-Old Crow Medicine Show-Mitglieds, Grammy-Gewinners und
erstklassigen Singer-Songwriters mit reifer wunderbarer Baritonstimme
(die ab und zu in höhere Regionen steigt). Komplett und vollkommen
zeitlos, ganz bei sich. Irgendwo zwischen vielfältiger Roots-Musik,
Songwriter-Country und Americana, wobei kurz gewisse (nicht allzu
deutliche) Ähnlichkeiten zu Dylan, rootsigem Neil Young auftauchen
oder geringe punktuelle Spuren von einer Art "Southern Gypsy" bzw.
eher unterschwellige alles andere als offensichtliche Parallelen zu
Leonard Cohen, Johnny Cash, ein Song erinnert mich seltsamerweise
etwas an Black Magic Woman (trotz eines gänzlich anderen
musikalischen Umfelds). Anderswo dachte ich an "Gothic Folk". Hinzu
kommt eine nachdenkliche pure Gitarren-Meditation. Er agiert mehrfach
in aller Ruhe und Gelassenheit, erschafft luftige Sounds von großer
betörender Schönheit, wundervolle Atmosphären, wird zuweilen ein
bischen, 1x extrem melancholisch, arbeitet weitaus mehr mit
elektrischer als akustischer Gitarre, läßt ab und zu eine Pedal Steel
oder (punktuell nur) Trompete einfließen, zur Hälfte eine Geige,
sporadisch Piano, Harmonica. Ergibt ein sehr feines organisches
Klangbild. Vor allem aber begeistert mich das immens gehaltvolle
Songwriting, die Tiefe, einfach klasse! Eine dicke Empfehlung! (dvd)


Jerry Leger - Time Out For Tomorrow

LP/CD - EUR 24,95/14,95

19er des kanadischen Singer-Songwriters. U.a. Ron Sexsmith ist Fan,
nicht ohne Grund: Songwriterische Klasse und jede Menge (melodische)
Substanz am Fließband! Zwischen Americana und (tendenziell eher
ruhigem) Roots Rock (auch in traurig-balladesker Form), Southern
Rock/Country-Rock und Pop-Appeal in einem Stück vereint, ähnlich
leicht folkigem Neil Young (ohne Crazy Horse), eine elegische
Americana-Ballade von betörender Schönheit, spätere (rootsige) Green
On Red treffen die Replacements, ein bischen wie (rootsiger) Tom
Petty, 70s-Songwriter-Country mit dezentem Outlaw-Flair, Früh-70er
Songwriter-Pop mit süffig-dramatischer Note, einer Prise blue-eyed
Soul und 60s-Rückgriffen... Mittendrin mal gewisse Parallelen zu The
Band oder gar eine kleine Prise Roy Orbison. Die prägende Gitarre ist
vor allem elektrisch (mehrfach auch Slide), akustische weitgehend nur
grundierend (wenn überhaupt präsent), zur Hälfte unterstützen Piano
und/oder Orgel, ab und zu Geige. Edle uramerikanische Musik von
durchweg hoher Güte, Tip! (dvd)


Gary Moore - Live From London

Ltd. 2-LP (+MP3)/CD/Ltd. CD-Box-Set - EUR 23,95/15,95/17,95

Vom Gary Moore Estate posthum veröffentlichter Konzertmitschnitt
eines späten Auftritts des großen Gitarristen im Rahmen der Xmas
Party des Planet Rock-Radiosenders am 2. Dezember 2009 in der
Islington Academy, London. Bei kaum zu bremsender Spiellaune (und
unter Ignorierung der Sperrstunde des Veranstaltungsortes) spielte
sich der irische Blues-Prediger inspiriert durch seine eigene
Rock-Historie, wovon die 13 Song dieser Provogue-Veröffentlichung
nachhaltig künden (u.a. dabei: Oh Pretty Woman, Bad For You Baby,
Down The Line, Since I Met You Baby, All Your Love, Still Got The
Blues, Walking By Myself, The Blues Is Alright und Parisienne
Walkways). Die limitierte CD-Box-Ausgabe bietet neben dem Album noch
2 Untersetzer, 1 Aufkleber, 1 Postkarte und 4 Plektren.


Pale Saints - The Comforts Of Madness (30th Anniversary
Edition) 

LP/Ltd. 2-LP/2-CD - EUR 16,95/24,95/13,95

2020er 4 AD-Geburtstagsedition des 1990er Debüt-Albums dieses
Paradebeispiels britischen Independent-Pops, schon damals
passenderweise auf 4 AD erschienen. Die Einfach-Vinyl-Version bietet
das klanglich überarbeitete Originalwerk, neben diesem beinhaltet die
Doppel-CD-Ausgabe noch eine Bonus-CD mit allerhand rarem Beiwerk,
vorwiegend Studio-Demoversionen (10 Stücke) und die 4 Tracks der
einzigen Peel Session der Band (von 1989: She Rides The Waves, You
Tear The World In Two, Way The World Is und Time Thief). Die
mörderisch limitierte Doppel-LP-Fassung bietet den erweiterten Inhalt
der 2-CD, auf klarem Vinyl dargereicht.


Phil Shoenfelt - Cassandra Lied

CD - EUR 15,95

Der meritenreiche, seit vier Jahrzehnten in der unabhängigen
Musikszene aktive britische Singer-Song-Rocker mag nicht immer in der
ersten Reihe des Publikumsinteresses gestanden haben, dass er aber
immer noch zur ersten Garde seiner Zunft zählt, belegt das 2020 beim
gestandenen Rock-Label Sireena erscheinende Vollwerk ebenso fast
nebenbei wie bemerkenswert nachhaltig. Weit davon entfernt, mit
ausladend dramatischen Gesten zu arbeiten, pflegt der Khmer
Rouge-Gründer und Weggefährte solcher musikalischer Größen wie Mark
E. Smith und Nick Cave hier die gelassen Hochkunst des dezent roh
rockigen Geschichtenerzählers, dabei auf eine feste Basis aus klaren
(E-) Gitarren-Akkorden und gekonnt treibendem Schlagwerk bauend, die
seine natürlich eingängigen Gesangsmelodien ins perfekt passende
(Garagen-) Rock-Licht rücken. Deutlich in der Tradition der
rauh-reifen Barden von Lou Reed über Jonathan Richman bis Steve Wynn
agierend, den ebenso roh-romantischen wie harmonie-treuen Rock-Ton
seiner Vorfahren und Geistesbrüder von Ray Davies über Robert Forster
und Nick Cave bis hin zu David Bowie achtend, dabei eine musikalische
Vielfalt von reif-griffigem Go-Betweens Gitarrenglanz über
zurückgelehntem CCR-Swamp, Byrds-Gitarren-Gleißen, knackigen
Kinks-Akkorden und Tom Petty-Country bis hin zu gelassenem Graham
Parker-Pub-Punk und vor allem vokalen Ramones-Nähen zelebrierend, die
gerade den erfahrenen Vielhörer Staunen macht. Das stets klar
gehaltene Rock-Klang-Bild gezielt durch instrumentales Beiwerk auf
Keyboard, Saxophon und Mundharmonika bereichernd, weiblichen Bei- und
Duett-Gesang zur weich-vokalen Fülle nutzend, ist es aber vor allem
die vielschichtige Mitarbeit des Hugo Race-Begleiters Chris Hughes,
die dem neuen Shoenfelt-Werk seine ganz eigene Note verleiht, ist es
doch nicht nur dessen bekannt begabtes Schlagwerk, das die Songs in
allen erdenklichen Geschwindigkeiten untermauert und voranträgt, mit
variantenreich vielfarbigen Gitarren-Klängen und -Gangarten verleiht
er den Songs ein farbenspiel bis hin zum psychedelisch bunten
Schillern, trägt sie mit nahezu frippesken (oder heißt es frippösen?)
Saiten-Schlieren bis hinauf in gloriose Heroes-Höhen. Die Nähen zum
Helden Bowie sucht und findet er dabei nicht nur in den klanglichen
Parallelen von I Hate Myself Today, St. David findet sich auch im
Text erwähnt und wird im Albumausklang-Bonusbereich mit einer
gelungenen Verbeugung vor The Man Who Sold The World geehrt. Ein
ebenso reifes wie unaufdringlichtes, dafür umso wirkungsvolleres
Singer-Songwriter-Roots-Pub-Rauh-Rock eines gelassenen Könners. (cpa)


Warren Haynes - Presents The Benefit Concert Vol. 16

CD+DVD - EUR 21,95

Die Informationsfülle rund um diese 2019er Benefit Concert-Ausgabe
ist wie gehabt eher spärlich, im Moment wissen wir von zwei
enthaltenen Ton- (bzw. Bild-Ton-) Trägern, wovon die CD eine
10-Track-Essenz aus den 16 Tracks der Konzert-DVD bietet. Beide
Silberlinge enthalten Darbietungen der beteiligten Bands Hard Working
Americans, Jason Isbell & The 400 Unit, Paul Riddle & Friends, Billy
& The Kids und Gov't Mule feat. Jackie Greene, zu hören gibt's u.a.
Is This Thing Working, Stomp And Holler, Stockholm, Super 8, Southern
Woman, Cinnamon, Tonight's The Night, Stay With Me, Shakedown Street,
Turn On Your Lovelight und The Night They Drove Old Dixie Down.


Yorkston/Thorne/Khan - Navarasa: Nine Emotions

2-LP (+MP3)/CD - EUR 24,95/14,95

20er, 3. Gemeinschafts-LP von James Yorkston mit dem Ex-Lamb Jon
Thorne (der u.a. für Robert Fripp, Iron & Wine, Vashti Bunyan
arbeitete) und dem Inder Suhail Yusuf Khan (der sich den Gesang mit
Yorkston teilt). Ihre Kombination von (nord-)indischer Musik (wozu
Raga- wie Sufi- und auch mal Qawwali-Einflüsse gehören) und
schottischer bzw. englischer funktioniert wie schon beim Vorgänger
glänzend, ob fusioniert oder im Kontrast, meist hat ein Stil die
deutliche Oberhand (oder wird phasenweise fast, nie ganz pur
zelebriert) - was sich im Laufe der teilweise sehr langen Stücke
durchaus umkehren kann. Thornes akust. Bass (1st class!) streut ab
und zu eine ganz leicht jazzige Note ein, traditionelle Folk-Elemente
werden schon mal durch aktuelleren Songwriter-style ergänzt, selbst
eine Art britisch-indischer Folk Rock kommt zu Ehren (was kurz gar an
akust. Led Zeppelin erinnert - die Gitarre v.a.). Es gibt ganz
langsame friedvolle wunderschöne Meditationen, ruhig fließende
poetische kunstvoll-filigrane Stücke, dunkel-dräuende ("schwebend in
Schwere", irgendwie), rhythmisch stringente packende expressive
Phasen, starke Kontraste, ein wenig Melancholie und Sehnsucht, ein
starkes Aufbrausen, unaufdringliche Virtuosität. All das getragen von
Ak.Gitarre, Sarangi (ein förmlich singendes Streichinstrument von
ganz eigenem Charakter), Bass, seltenem punktuellem Piano, mal einer
skandinavischen Nyckelharpa. Teilweise improvisationsfreudig,
melodisch immer wieder von erheblichem Reiz! Empfehlung! (dvd)


DEMNÄCHST in diesem Theater:

07.02.

Nada Surf - Never Not Together

Supersuckers - Play That Rock'n'Roll

Frazey Ford - U Kin B The Sun

Cadillac Three - Country Fuzz

John Blek - The Embers

Bryan Ferry - Live At The Royal Albert Hall 1974

Jon Hassell/Farafina - Flash The Spirit

Isobel Campbell - There Is No Other ...

The Lone Bellow - Half Moon Light

14.02.

Haden Triplets - Family Songbook

US Rails - Mile By Mile

Nathaniel Rateliff - And It's Still Alright

Puss'n Boots - Sister

Tame Impala - The Slow Rush

Ballroom Thieves - Unlovely

Albert Cummings - Believe

Carly Pearce - Carly Pearce

21.02.

Greg Dulli - Random Desire

Sonny Landreth - Blacktop Run

Courtney Barnett - MTV Unplugged

Layla Zoe - Retrospective Tour 2019

Young Gun Silver Fox - Canyons

David Gray - White Ladder (20th Anniversary)

Russ Ballard - It's Good To Be Here

28.02.

Wishbone Ash - Coat Of Arms

Outlaws - Dixie Highway

Kjellvandertonbruket - Doom Country

Hank Williams - Picture's From Life... Other Side 6-CD

06.03.

Cream - Goodbye Tour: Live 1968 4-CD

Stephen Malkmus - Traditional Techniques

Jonathan Wilson - Dixie Blur

Luke Haines & Peter Buck - Beat Poetry For Survivalists

13.03.

Boomtown Rats - Citizens Of Boomtown

20.03.

Morrissey - I Am No A Dog On A Chain

27.03

Tamikrest - Tamotait

Waxahatchee - Saint Cloud

03.04.

Ariel Sharratt & Mathias Kom - Never Work

Wilma Archer - A Western Circular


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

SCOTT MATTHEW

scottmatthewthemusic

23.09.2020 DE - Berlin - Lido Berlin

24.09.2020 DE - Leipzig - UT Connewitz

25.09.2020 DE - Köln - Stadtgarten

26.09.2020 DE - Frankfurt - Nachtleben Frankfurt

27.09.2020 DE - Ulm - Roxy

28.09.2020 DE - München - Ampere

29.09.2020 AT - Salzburg - ARGEkultur Salzburg

01.10.2020 AT - Wien - Porgy & Bess

02.10.2020 AT - Linz - Posthof - Zeitkultur am Hafen

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

15.-19.04.2020 Dresden, Polimagie Festival

05.-09.08.2020 Open Flair Festival 2020 (Eschwege, Germany)


TRIXSI

trixsi

28.02.2020 DE - Münster - Gleis 22

29.02.2020 DE - Bremen - Kulturzentrum Lagerhaus


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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Hamburg, 30. Januar 2020



LIZZO

Am vergangenen Sonntagabend fand in L.A. die 62.
Grammy-Preisverleihung statt und unsere Lizzo führte die Liste der
Nominierten mit acht Nominierungen an. Doch damit nicht genug: Lizzo
eröffnete die Grammys mit einem mitreißenden Medley ihrer Hits "Cuz I
Love You" und "Truth Hurts", zur großen Freude des hochkarätigen
Publikums. "Es geschieht nicht oft, dass eine Preisverleihung mit
einer solch bahnbrechenden Performance beginnt, doch kaum hatte Lizzo
die Grammy-Bühne betreten, kam das Publikum nicht mehr aus dem
Staunen heraus", schrieb der amerikanische Rolling Stone über den
spektakulären Auftritt [1]. Geehrt wurde Lizzo letztendlich mit drei
Grammys in den Kategorien "Beste Pop-Solo-Darbietung" für "Truth
Hurts", bestes "Urban Contemporary Album" für "Cuz I Love You"
(Deluxe) sowie für die beste "Traditional R&B Performance" mit
"Jerome". So startet die 30-jährige Lizzo nach einem gewaltigen 2019
voller Elan ins neue Jahrzehnt.

Zu den weiteren Gewinnern aus dem Hause Warner zählten:


	Anderson .Paak: "Come Home" als "Best R&B Performance"

	Gary Clark Jr.: "This Land" als "Best Rock Performance", "Best Rock Song" und "Best Contemporary Blues Album"

	Nipsey Hussle feat. Roddy Ricch & Hit-Boy: "Racks In The Middle" als "Best Rap Performance"

	Dan + Shay: "Speechless" als "Best Country Duo/Group Performance"

	Brad Mehldau: "Finding Gabriel" als "Best Jazz Instrumental Album"



Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

ALEC BENJAMIN

Der ebenfalls in Los Angeles beheimatete, begnadete Singer/Songwriter
Alec Benjamin veröffentlicht am 03.04. sein Debütalbum "These Two
Windows". Zudem gibt er im April auch sein Debüt auf dem Coachella
und startet seine Headline-Tour durch Nordamerika - das neue Album im
Gepäck.

Zuletzt hatte der Platin-prämierte Künstler daraus das Lyric Video
zur Single "Demons" [2] enthüllt. Ebenso bereits daraus erschienen
sind die Singles "Mind Is A Prison" und "Must Have Been The Wind".
"These Two Windows" folgt auf sein international erfolgreiches
Debüt-Mixtape "Narrated For You" (2018).

2019 sammelte Alec Benjamin weltweit 1,5 Milliarden Streams. Vor
seiner eigenen Tour supportet er noch Lewis Capaldi auf dessen
UK-Tour.


ALI GATIE

Nach seinem Erfolgs-Debüt "YOU" und mit über 1,5 Milliarden Streams
im Rücken, legte Ali Gatie kürzlich seine neue Single "What If I Told
You That I Love You" [3] vor. Hierzulande schoss der Track direkt auf
Platz #9 der YouTube-Trendcharts, wofür sich Ali Gatie in einer
Instastory nochmal ausdrücklich bei seinen deutschen Fans bedankte.

Begleitet von weichen Gitarrenakkorden und einem pulsierenden Beat,
reflektiert der 22-jährige Künstler aus Kanada darauf über den
Verlust einer potenziellen Liebe: "Das schlimmste Gefühl ist es,
nicht den Mut zu haben, einer anderen Person von deinen Gefühlen für
sie zu erzählen", so Ali Gatie.

Die neue Single folgt auf Tracks wie den US-Platin-Smasher "It's You"
oder "Say To You" von seiner EP "YOU".


DISARSTAR

Der Hamburger Rapper Disarstar sucht als Künstler in der heutigen
Rapszene seinesgleichen. Ende vergangener Woche präsentierte er mit
"Dystopia" [4] die neue und zweite Single seines am 06.03.
erscheinenden Albums "Klassenkampf & Kitsch" und teilt darin seinen
persönlichen Blick auf die Welt.

"Die Zeiten in denen wir leben können oft frustrierend und
entmutigend sein. Dennoch sollte man nie die Hoffnung verlieren und
auf der Suche bleiben", so Disarstar. Überhaupt ist das Werk
"Klassenkampf & Kitsch" eine Reise zu ihm selbst, auf der er seinen
langen Weg Revue passieren lässt.

Der zuvor daraus veröffentlichte Single-Vorbote "All die Jahre" war
eine bewegende Hommage an sein Kind-Ich. Im Frühjahr geht es für
Disarstar auf Deutschland-Tour.


L DEVINE

Das von Charli XCX als "the motherf*cking future" bezeichnete,
aufstrebende UK-Pop-Idol L Devine ist alles andere als langweilig und
gibt mit ihrer neuen Single "Boring People" den Startschuss für ihr
eigenes 2020.

Die von Ali Payami (u.a. Taylor Swift, Ariana Grande) produzierte
Single feierte vor Kurzem als Annie Macs "Hottest Record" bei BBC
Radio 1 Premiere und ist inspiriert von ihrem Leben sowie den
Begebenheiten, die L Devine um sich herum beobachtet. "Boring People"
[5] besingt die Lethargie des Alltags und liefert einen genialen
90er-Flashback.

Am 12. und 14.03. spielt L Devine den Support für Fletcher in Berlin
und Hamburg. Ihre erste eigene Show folgt am 19.05. in der Berliner
Berghain Kantine. Gästelistenplätze auf Anfrage.


WIZ KHALIFA 

Pünktlich zum diesjährigen Valentinstag regnet es wieder Ringe, denn
mit "Sonic The Hedgehog" [6] kommt am 14.02. einer der kultigsten
Gaming-Figuren im Blockbuster-Format in unsere Kinos. Wieso der Hype?
Weil die Crème de la Crème des US-Hiphops den Soundtrack dazu
beisteuert.

Der vom Superstar-Produzentenduo Take A Daytrip (Lil Nas X, Big Sean,
YBN Cordae) produzierte Titelsong "Speed Me Up" ist eine
Kollaboration von Wiz Khalifa, Ty Dolla $ign, Lil Yachty und Sueco
The Child, die sich allesamt im dazugehörigen Musikvideo [7] in
16-Bit-Sonic-Charaktere verwandeln.

Der Soundtack zum Film wurde von Grammy-Preisträger und
"Soundtrack-Guru" (Rolling Stone) Kevin Weaver betreut, der bereits
zahlreiche Multiplatin-Soundtrack-Projekte verantwortete.


PLESTED

Als gefragter Songwriter beteiligte sich der tiefsinnige UK-Künstler
Plested bereits an Chart-brechenden Produktionen für Superstars wie
Lewis Capaldi ("Before You Go") oder Why Don't We ("Hooked"). Vor
Kurzem enthüllte er nun seine eigene neue Single "Beautiful & Brutal"
[8].

"'Beautiful & Brutal' ist ein Song über die guten und schlechten
Zeiten der Liebe", kommentiert Plested. "Sie kann so wunderbar
sein, aber innerhalb eines Augenblicks auch so wehtun. Ich wollte
einen Song schaffen, der genau diese Höhen und Tiefen zum Ausdruck
bringt - eine Reise durch alle Emotionen."

Der Neuling folgt auf seinen jüngst veröffentlichten Track "The Least
That I Could Do". 2018 legte Plested seine gefeierte Debüt-EP "First
& Foremost" vor.


BURNA BOY

Bei der Pre-Grammy-Party am vergangenen Wochenende in L.A. zündelte
Burna Boy nicht lang und gab vor hochkarätigen KollegInnen wie Billie
Eilish, Wiz Khalifa, Lizzo und Lil Nas X u.a. seine Hit-Single
"Killin' Dem" zum Besten. Burna Boy selbst war in der Kategorie "Best
World Music Album" für sein weltweit gefeiertes Projekt "African
Giant" nominiert.

Außerdem läutete der nigerianische Superstar das neue Jahrzehnt mit
seiner neuen Single "Secret (feat. Jeremih & Serani)" samt
begleitendem Musikvideo [9] unter Regie von David Camarena ein. Darin
sieht man die drei Künstler in atmosphärisch ausgeleuchteten Gängen
und Räumen performen.

"Secret" ist die Nachfolge-Single zu "Money Play" und stellt für
Burna Boy die Weichen zu einem noch erfolgreicheren 2020.


THE SNUTS

Im Zuge von bahnbrechenden Hits und aufsehenerregenden, ausverkauften
Shows, festigten The Snuts 2019 ihren Ruf als eine der spannendsten
UK-Newcomer-Bands. Nun legen sie mit ihrem neuesten und am
vergangenen Freitag erschienenen Track "Fatboy Slim" noch eins drauf
und drücken 2020 ihren Stempel auf.

Die neue Indie-Hymne überzeugt mit eingängigem Sound und mächtigen
Breakbeat-Grooves. "Dieser Song ist eine Verneigung vor der
nostalgischen britischen Live-Subkultur der 90er-Jahre sowie eine
Hommage an das legendäre Set von Fatboy Slim am Brighton Beach vor
knapp 15 Jahren", kommentiert Frontmann Jack Cochrane.

Das Video zu "Fatboy Slim" [10] feiert heute Premiere. Außerdem
kündigte die Band ihre am 13.03. über Parlophone Records
erscheinende, brandneue "Mixtape EP" an.


TRACK OF THE WEEK • DOJA CAT - "Boss B*tch"

Nachdem Megan Thee Stallion & Normani vor Kurzem ihre Lead-Single
"Diamonds" enthüllten und Charlotte Lawrence mit ihrer Rachehymne
"Joke's On You" nachlegte, ist die Zeit nun reif für Doja Cat, die
mit "Boss B*tch" ihren musikalischen Beitrag zu dem mit Hochspannung
erwarteten und rein weiblich besetzten Soundtrack "Birds Of Prey: The
Album" (Vö. 07.02.) teilt. Der fulminante neue Track erscheint in
Begleitung eines offiziellen Musikvideos [11], das bisher ungesehenes
Filmmaterial enthält und in dem die energiegeladene
Rapperin/Sängerin/Songwriterin Doja Cat ihre Gegner zu knallharten
Party-Beats platt macht. Der Blockbuster "Birds Of Prey" [12] kommt
weltweit am 06.02. in die Kinos.


WARNER MUSIC ON STAGE - KLAN

Mitte Januar veröffentlichte das erfolgreiche deutsche Geschwisterduo
KLAN seine jüngste Single "Baby Baby" und kündigte damit zugleich
seine neue EP "Winterseite" an, die am 21.02. erscheint.

Die von Nico Rebscher und KLAN gemeinsam produzierte Single
zelebriert die Schönheit des Scheiterns. Im dazugehörigen Musikvideo
[13] setzen die Brüder ihre Reihe fort und interpretieren erneut eine
Szene der Filmgeschichte neu - diesmal ein erotischer Akt aus dem
Film "Titanic".

Am 20.02. sind KLAN derweil als Speaker auf der DDConference [14]
bestätigt, einer Nachhaltigkeitskonferenz für Unternehmen, die in
Hamburg stattfindet.

Im April/Mai starten die beiden dann ihre großangelegte Deutschland-Tour:

14.04. Hannover, Lux

15.04. Dortmund, FZW

16.04. Köln, Gebäude 9

17.04. Mainz, Schon Schön

18.04. Stuttgart, Im Wizemann Studio

21.04. Zürich (CH), Exil (Support: Tiemo Hauer)

22.04. München, Strom

23.04. Wien (AT), Das Werk

24.04. Nürnberg, Stereo

25.04. Ulm, Roxy

12.05. Rostock, Helgas Stadtpalast

13.05. Hamburg, Knust

14.05. Berlin. Bi Nuu

15.05. Dresden. GrooveStation

16.05. Leipzig, Naumanns



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca37c7430b947e6391fd94f4e4e36c07acc82445778f6b09c4a1431eb8da2fed77e89516486bf0847eb

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca35077be2318a344abdbd0a1ad0d56120e8505b75389f4bef4be99c920fcb8a0e726cb4a1eb34babee

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca3838ebf2d123b97800476d9f7c9fe42f5275a8967f9cc62fe78fee7f9222ba1948f5e1566915eedbd

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca3e4a0e63f520fbfab8bf9f1f6b157122d3803c830de44407444378c4f23e6fc7eb440a3f6fc6b6b86

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca3f721b4a0d08028ec178c7f26e36ab97a3dfbb58f98943ddd65137408f984108c53d8d8626083a2dc

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca3d095a09ec908456c7008c970b51134eb35201aac559e74d77d65296678a130de9051b38b63483c5f

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca3d095a09ec908456c7008c970b51134eb35201aac559e74d77d65296678a130de9051b38b63483c5f

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca32a0cf87546e70aa4773e6308688d5b78383fdd21e1d59113d64e7f77d6ff60f3c374e6363572b056

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca35ca3bc1c4429bd1f0baa54c313b1a43436086ab1d7a1607ae1c96c57abcad6d22fb5a5a1224dd10b

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca3d7e7cf30057d2682b1304e2e1b673ea361e56f9cb2d5723592299eca902fa19bf735e29fb5683731

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca335e515405fb35e765a0890cd49aada61a3d718032f6d8061d02dcc73d2193f605ec20f6012874082

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca3cc05dd63727909134bda6f251b4cd37d1b74b0a677fcf76cb040036ade9114e627b64abddb7465c5

[13] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca32bd0274062bcbc896b7cb548c7fbc72f7fb2872c838fe552eabf8147205df6bcb41b9a9fa02bfbc7

[14] http://click.email.artistarena.com/?qs=6be97249c7a76ca32e1015e292f3e71d8f59bf95a2fa7689b74373599ba514932128c40fc7d58db3887ecdafe990fd63

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LIEDER/1834: Berlin - LIEDER UND DICHTER, Schöne Wiege meiner Leiden, mit Michael Krüger, 04.02.2020


Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

DI., 4.2.20, 20.00 UHR

Ort: Deutsche Oper Berlin, Foyer

Bismarckstraße 35, 10627 Berlin

LIEDER UND DICHTER

Schöne Wiege meiner Leiden



Lesung und Konzert mit Michael Krüger Autor, München | Philipp Jekal
Bariton, Berlin | Meechot Marero Sopran, Berlin | Gideon Poppe Tenor,
Berlin | John Parr Pianist, Berlin

Ohne Robert Schumann ist die Entwicklung des deutschen Lieds im 19. und
20. Jahrhundert undenkbar. In ihrer radikalen Verschmelzung von Wort und
Ton zu einem poetischen Ganzen sind seine Lieder bis heute Vorbild für die
unterschiedlichsten Komponisten. Deshalb stellt dieser Abend von Lieder
und Dichter dem ersten Liederzyklus Schumanns, dem Liederkreis Opus 24,
Werke von zwei Komponisten gegenüber, in deren Schaffen diese Beziehung
besonders stark zur Geltung kommt: einerseits die extrem verdichteten
Miniaturen Hugo Wolfs, andererseits Lieder von Aribert Reimann, der sich
zeitlebens immer wieder mit Schumanns Werk auseinandersetzte und auch
Bearbeitungen seiner Lieder erstellte.

Michael Krüger (geboren 1943 in Wittgendorf), Dichter, Romancier und
sicherlich die bedeutendste Verlegerpersönlichkeit Deutschlands, der vor
kurzem mit Mein Europa. Gedichte aus dem Tagebuch (Haymon Verlag 2019)
seinen jüngsten Band vorlegte, reagiert mit eigenen Texten auf das
Liedprogramm des Abends.

Eine gemeinsame Veranstaltung von Deutsche Oper Berlin und Haus für Poesie

Tickets: Deutsche Oper Berlin Tel.: 030.343 84 343 deutscheoperberlin.de

Eintritt: 16/8 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9301: Aus aller Welt - 31.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Erdogan kritisiert Nahostplan der US-Regierung

Die Türkei übt erneut scharfe Kritik an den Nahostplänen der USA. Der
türkische Staatschef Recep Tayyip Erdogan wirft arabischen Staaten
wie Saudi-Arabien, den Vereinigten Arabischen Emiraten, Bahrain und
dem Oman vor, durch ihr Schweigen Verrat an Jerusalem sowie an ihrem
eigenen Volk zu begehen, berichtete die Nachrichtenagentur AFP. Die
Türkei lehne den Plan, den US-Präsident Donald Trump am Dienstag
gemeinsam mit dem israelischen Premier Benjamin Netanjahu vorgestellt
habe, als absolut inakzeptabel ab, da er Palästina vernichte und sich
Jerusalems bemächtige, sagte Erdogan in Ankara. In Trumps Nahostplan
heißt es unter anderem, daß Jerusalem die ungeteilte Hauptstadt
Israels bleiben soll.

31. Januar 2020
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JUSTIZ/9301: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Polizei findet Sprengmaterial im Auto auf Raststätte

Auf dem Tankstellengelände der Autobahnraststätte Hünxe-West im
Nordwesten des Ruhrgebiets in Nordrhein-Westfalen hat die Polizei
einen 25jährigen Niederländer festgenommen. In seinem Auto hatten die
Beamten einem Bericht der Nachrichtenagentur AFP zufolge
sprengfähiges Material entdeckt, das vermutlich für die Sprengung von
Geldautomaten genutzt werden sollte. Experten entschärften den
explosiven Fund. Währenddessen wurde das Gebiet weiträumig gesperrt -
darunter auch die Autobahn 3.

31. Januar 2020
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MILITÄR/9298: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Schäuble für mehr deutsche Militäreinsätze im Ausland

Nach Ansicht von Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble sollte sich
die Bundeswehr mehr im Ausland engagieren. Deutschland könne nicht
alles den Franzosen und den Amerikanern überlassen, sagte der
CDU-Politiker den Zeitungen der Funke Mediengruppe. Wenn Europa eine
stärkere Rolle in der Welt spielen wolle, müsse Deutschland dazu
seinen Beitrag leisten. Schäuble räumte ein, daß militärische Mittel
nicht immer zum Ziel führten. Zuvor hatte Verteidigungsministerin
Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU) eine strategische Neuausrichtung der
deutschen Außen- und Sicherheitspolitik gefordert.

31. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9300: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Grüne fordern schärferes Waffenrecht

Angesichts zunehmender Gewaltandrohungen gegen Politiker und
Ehrenamtliche plädieren die Grünen für eine Verschärfung des
Waffenrechts. Die steigende Vernetzung und Bewaffnung von
Rechtsextremen sei eine Gefahr für die Demokratie, sagte
Bundesgeschäftsführer Michael Kellner dem Nachrichtenportal t-online.
Die Grünen fordern nun, daß auch Personen, die rechtsextremistisch
aktiv, aber nicht organisiert sind, keine Waffe besitzen dürfen.
Bisher wird nur Mitgliedern verfassungsfeindlicher Gruppierungen der
Besitz einer Waffe untersagt.

31. Januar 2020
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SONSTIGES/9298: Tragisches und Kurioses - 31.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Sarkophage aus der ägyptischen Spätzeit entdeckt

In der Ausgrabungsstätte Al-Ghoreifa, rund 300 Kilometer südlich von
Kairo, sind ägyptische Archäologen auf 20 Sarkophage mit den Mumien
von Hohepriestern gestoßen. Die Gräber enthielten zudem Tausende
Beigaben, darunter Tonfiguren und Skarabäus-Amulette aus Gold. Nach
Informationen der Nachrichtenagentur AFP wird das Alter der Gräber
auf knapp 3.000 Jahre geschätzt.

31. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8383: Aus Forschung und Technik - 31.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Indische Astronauten werden in Rußland ausgebildet

Vier indische Astronauten für die Gaganyaan-Mission werden im Februar
nach Rußland reisen, um sich einer umfassenden Ausbildung zu
unterziehen. Wie der Leiter des russischen
Kosmonautentrainingszentrums "Juri Gagarin", Pavel Wlasow, der
Nachrichtenagentur Tass mitteilte, werden die Astronauten ein
18monatiges Programm für Weltraum-Einsätze durchlaufen. Indiens
Premier Narendra Modi kündigte im August 2018 an, daß sein Land bis
2022 einen bemannten Orbitalflug durchführen will.

31. Januar 2020
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AUSLAND/8397: Aus aller Welt - 31.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Gericht in Gent spricht drei Sterbehelfer vom Mordvorwurf frei

In Belgien waren vor zehn Jahren eine Psychiaterin und zwei Ärzte
daran beteiligt, der 38jährigen psychisch kranken Frau Tine Nys
Sterbehilfe zu leisten. Deren Angehörige verklagten 2012 die
Mediziner wegen Mordes. Die zunächst abgewiesene Klage wurde auf
einen Einspruch hin im vergangenen Jahr angenommen. Ein
Geschworenengericht in Gent hat die drei Ärzte am Freitagmorgen
freigesprochen, weil ihnen Mord nicht nachgewiesen werden konnte und
sie in gutem Glauben und nicht heimtückisch gehandelt hatten. In
Belgien ist seit 2002 die Sterbehilfe auch bei psychisch kranken
Menschen gesetzlich erlaubt, wenn diese unter einer gravierenden,
unerträglichen, unheilbaren und zum Tode führenden Störung leiden und
aus freiem Willen aus dem Leben scheiden wollen.

31. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8352: Medizin und Gesundheitswesen - 31.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Internationale Gesundheitsnotlage wegen Coronavirus 2019-nCoV

Die Epidemie mit dem Coronavirus 2019-nCoV breitet sich so schnell
aus, daß auch die UN-Gesundheitsorganisation WHO nicht mehr umhin
kam, eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite
auszurufen, so daß die 190 Mitgliedsländer von der WHO empfohlene
Krisenmaßnahmen untereinander besser koordinieren können. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, kletterte die Zahl der Patienten
innerhalb eines Tages um 1981 auf 9692. Die Zahl der Toten stieg um
42 auf nunmehr 213. Außerhalb von China sind mehr als 120 Infektionen
in rund 20 Ländern registriert worden.

31. Januar 2020
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JUSTIZ/8385: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Polizei in Mecklenburg-Vorpommern nennt Nationalität Tatverdächtiger

In Mecklenburg-Vorpommern werden alle Polizeidienststellen ab sofort
ihren Meldungen über Tatverdächtige deren Staatsangehörigkeit, soweit
bekannt, beifügen. Innenminister Caffier begründete den Beschluß am
Donnerstag im Schweriner Landtag damit, daß gerade bei Straftaten, an
denen Migranten beteiligt sind, oft der haltlose Vorwurf erhoben
würde, Behörden verheimlichten bewußt die Herkunft der
Tatverdächtigen. Caffier will mit der neuen Regelung Mutmaßungen und
Gerüchten, die nicht selten rechtspopulistisch geprägt sind,
entgegenwirken. Die Nennung der Staatsangehörigkeit einschließlich
der deutschen soll wertungsfrei und neutral erfolgen. Dem
CDU-Politiker zufolge hat man sich an den Verfahrensweisen unter
anderem in Hamburg und Brandenburg orientiert.

31. Januar 2020
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KULTUR/8307: Sprache, Kunst und Medium - 31.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Der BBC stehen offenbar große Umwälzungen bevor

Auf Betreiben der konservativen Regierung in London soll der
renommierte britische Rundfunk- und Fernsehnachrichtendienst BBC rund
450 seiner etwa 6000 Mitarbeiter entlassen. Wie die
öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalt erklärte, sollen umfassende
Spar- und Modernisierungsmaßnahmen eingeleitet werden.

Das wird offenbar die Fernseh- und die Rundfunksparten treffen und
auch vor beliebten und bewährten Sendungen sowie die weltweit
agierenden Auslandsdienste nicht Halt machen. Im Jahr sollen rund 80 
Millionen Pfund einspart werden.

Gleichzeitig will die Sendeanstalt ein deutlich jüngeres Publikum für
sich gewinnen, das dabei ist, sich von den linearen Programmen mit
festen Sendezeiten zu verabschieden. Dafür sollen die Redaktionen
umstrukturiert werden, wie die BBC berichtete.

Aber nicht alle wollen sich mit dem Spardiktat abfinden. So kündigte
Generaldirektor Tony Hall seinen Rücktritt für den Fall der geplanten
"Modernisierung" an. Aufhalten könnte die Entwicklung vermutlich nur
noch ein starker Widerstand aus der Bevölkerung.

31. Januar 2020
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MILITÄR/8374: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Sicherheitsrat fordert Waffenruhe im Jemen

Im südarabischen Jemen herrscht seit 2015 Bürgerkrieg, in den sich
mit Unterstützung der USA eine Kriegsallianz unter Führung
Saudi-Arabiens auf seiten des faktisch entmachteten Präsidenten Hadi
eingeschaltet hat. Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen fordert
nun einstimmig die Bürgerkriegsparteien auf, die Kampfhandlungen
einzustellen und Helfern sicheren Zugang zu den betroffenen Gebieten
im Norden des Landes zu ermöglichen. Nach einer Phase der
Deeskalation waren die Kämpfe erneut ausgebrochen. Den Huthi-Rebellen
zufolge wurden letzte Woche Hunderte von Menschen getötet oder
verwundet. Tausende Menschen mußten in den vergangenen Tagen aus den
Gebieten Nehm und Al-Dschauf fliehen. Das Militärbündnis führte mehr
als 40 Luftangriffe durch. Das Uno-Gremium tritt für einen
politischen Prozeß zur Beendigung des Krieges im Jemen ein. Die
Resolution des Sicherheitsrats hatte Großbritannien vorgelegt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8388: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Tübingen besteuert Einweggetränkebecher und -geschirr

Der Gemeinderat von Tübingen hat beschlossen, ab Januar 2021 eine
Steuer auf Einweggetränkebecher und Verpackungen von
Mitnahmegerichten zu erheben. Mit den Einnahmen sollen die Kosten für
die Stadtreinigung kompensiert werden. Der Verpackungsmüll schlägt
mit über 700.000 Euro im Jahr zu Buche. Die geplante Steuer beträgt
50 Cent für jeden Einwegbecher oder -teller. Für Bestecksets werden
20 Cent fällig. Die Obergrenze für eine Mahlzeit wurde auf 1,50 Euro
festgelegt. Die Steuer entfällt, wenn der Müll nachweislich nicht bei
der öffentlichen Abfallentsorgung landet. Außerdem macht die Stadt
Ausnahmen für Märkte, Feste und andere zeitlich befristete
Veranstaltungen. Das gilt auch für Krankenhäuser, wenn die Verwendung
von Einweggeschirr aus hygienischen oder organisatorischen Gründen
erforderlich ist. Die Betriebe, welche sich auf die neue Steuer
umstellen müssen, werden von der Stadt mit insgesamt 50.000 Euro
unterstützt.

31. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8357: Tragisches und Kurioses - 31.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Bahn hat große Probleme mit den neuen IC-Zügen

Schon in der Vergangenheit hatte die Deutsche Bahn (DB) große Probleme
mit ihrer modernen Zugflotte; doch seit Beginn der Modernisierungen
der von Hersteller Bombardier gelieferten Doppelstöcker haben sich
die Mängel noch gesteigert.

Jetzt hat die Bahn die Abnahme von 25 neuen IC2-Fernzügen verweigert,
wie die Süddeutsche Zeitung berichtete. Die DB würde auf eine schnelle
Behebung setzen, prüfe aber Schadensersatzforderungen gegen das Werk,
hieß es aus Branchenkreisen.

Die ersten 17 der insgesamt 42 doppelstöckigen IC-Züge sind seit
Anfang des Jahres in Betrieb. Dabei habe es von Anfang an enorme
Probleme vor allem mit der Software gegeben, berichtete die Zeitung.
So breche das Betriebssystem der Züge regelmäßig zusammen, wenn die
Fahrtrichtung geändert werde. Um das System zu starten, müßten
Lokführer eine Stunde vor Abfahrt am Zug sein.

31. Januar 2020
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SOZIALES/8386: Arbeit, Soziales und Familie - 31.01.2020 (SB)




VOM TAGE



UFO und Lufthansa stellen monatelangen Tarifstreit ein

Die Flugbegleitergewerkschaft UFO und die Deutsche Lufthansa haben
sich nach eigenen Angaben auf ein mehrstufiges Verfahren zur
Beilegung des bereits über Monate gehenden Arbeitskampfes
verständigt. Damit tritt ab sofort die Friedenspflicht in Kraft. Die
Absprachen sehen unter anderem eine Sonderzahlung über 1500 Euro an
alle rund 22.000 Kabinenbeschäftigten vor. Im Rahmen einer Mediation
soll eine gemeinsame Vertrauensbasis in der Sozialpartnerschaft
wiederhergestellt werden. Die Tarifforderungen der Gewerkschaft zu
Entgelten, Renten und Arbeitsbedingungen sollen in einem
Schlichtungsverfahren abgestimmt werden. Fragen zum Status von UFO
und einzelner Gewerkschaftsfunktionäre werden unter Vermittlung eines
Arbeitsrichters gütlich geklärt.

31. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8363: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 31.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Keine Bedenken der US-Umweltbehörde wegen Glyphosat

Wenn in einem Land die Führung schon anzweifelt, daß der Klimawandel
durch den Menschen hervorgerufen wird, dann kann nicht überraschen,
daß die US-amerikanische Umweltbehörde EPA den Unkrautvernichter
Glyphosat laut der Online-Ausgabe der Frankfurter Allgemeinen Zeitung
bei vorschriftsmäßigen Gebrauch nicht als Gesundheitsrisiko für den
Menschen einstuft. Während das Unternehmen Bayer frohlockt, ist diese
Entscheidung ein Schlag in das Gesicht von über 42.700 Klägern, die
vor Gericht einen Schadensersatz erstreiten wollen. Dabei befanden
sie sich auf einem guten Weg: Die ersten drei Prozesse in den USA
wegen des Unkrautvernichtungsmittels Glyphosat hatte Bayer verloren
und hohe Schadenersatz-Urteile kassiert, weil die Richter die
Substanz als krebserregend einstuften.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8374: Märkte und Finanzen - 31.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Schweiz richtete Zahlungskanal für Exporte in den Iran ein

Die Schweiz etabliert in Abstimmung mit den USA einen
Zahlungsmechanismus, welcher den Export von Lebensmitteln und
medizinischen Gütern in den Iran durch die im eigenen Land ansässigen
Unternehmen und Handelsfirmen ermöglichen soll. Washington hat den
Handel mit der Islamischen Republik stark eingeschränkt und
unterwirft auch ausländische Unternehmen und Geldinstitute dem
eigenen Sanktionsregime. Die Lieferung von als humanitär geführten
Waren läßt die US-Regierung zwar zu, aber viele Banken haben sich aus
dem Zahlungsverkehr mit dem Iran zurückgezogen. An deren Stelle tritt
in Kürze der von der Schweiz eingerichtete exklusive Zahlungskanal
nach dem sogenannten Swiss Humanitarian Trade Arrangement (SHTA),
wie das Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) am Donnerstag
meldete. Eine Lieferung von Krebsmedikamenten und Medikamenten für
die Organtransplantation an den Iran sowie der Transfer von 2,3
Millionen Euro für den Hersteller Novartis erfolgte bereits Anfang
der Woche. Das Seco wird von den Geschäftspartnern des Irans
eingehend über alle Lieferungen, Transaktionen und Kunden
unterrichtet. In engem Kontakt mit den Behörden in den USA überprüft
das Staatssekretariat diese Angaben. Die Schweizer sehen sich aus
humanitären Gründen dazu verpflichtet, zur Versorgung der Iraner mit
Agrarrohstoffen, Nahrungsmitteln, Medikamenten und medizinischen
Geräten beizutragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8386: Aus Forschung und Technik - 31.01.2020 (SB)




VOM TAGE



5G-Netzaufbau: Europa schließt Huawei nicht aus

Der Hightech-Konzern Huawei ist nicht nur wegen seiner innovativen
Smartphones bekannt. Das Unternehmen gilt auch als einer der weltweit
führenden Netzwerkausrüster für 5G - der Technologie der Zukunft.
Allerdings ist Washington ein Dorn im Auge, daß Huawei nicht aus den
USA, sondern aus China stammt und hat das Unternehmen vom Aufbau der
5G-Mobilfunknetze ausgeschlossen. Als Begründung diente der Vorwurf,
Huawei-Technik könnte ein Einfallstor für chinesische Spionage oder
Sabotage sein. Und nicht nur das: Washington übt Druck unter anderem
auf die europäische Staaten aus, Huawei gleichfalls vom Mobilfunknetz
auszuschließen. Andernfalls drohen Sanktionen wie die Begrenzung des
Austauschs von Geheimdienstinformationen. Wie afp meldete, entschied
die EU-Kommission jedoch - trotz der von den USA vorgelegten
Geheimdienstinformationen zu einer Kooperation von Huawei mit
chinesischen Behörden - anders: Kein Unternehmen soll grundsätzlich
vom Bau der 5G-Mobilfunknetzwerke ausgeschlossen werden, sofern es
sich an klare Sicherheitsregeln hält. Großbritannien entschied - dem
Brexit zum Trotz - auch so. Nicht wenige Experten sehen die USA jetzt
in großer Gefahr, von der Entwicklung bei der 5G-Technologie
abgehängt zu werden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1686: Fossiler Chamäleonschädel wirft neues Licht auf den Ursprung der Schuppenkriechtiere (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 30.01.2020

Einzigartig erhaltener fossiler Chamäleonschädel wirft neues Licht auf
den Ursprung der Schuppenkriechtiere



In Zusammenarbeit mit einem internationalen Team hat
Senckenberg-Wissenschaftler Thomas Lehmann einen etwa 18 Millionen Jahre
alten fossilen Chamäleonschädel aus Kenia untersucht. Das Fossil aus dem
frühen Miozän ist außergewöhnlich gut erhalten und zählt zu den ältesten
Chamäleonfunden weltweit. Der Schädel gehört zu einer bislang unbekannten
Art der Gattung Calumma und ist der erste Nachweis für einen afrikanischen
Ursprung der - heute endemisch auf Madagaskar lebenden - Tiere. Die Studie
erschien kürzlich im Fachjournal "Scientific Reports".




[image: Bild: © Senckenberg]

Der untersuchte Chamäleon-Schädel aus dem frühen Miozän.

Bild: © Senckenberg



Über die Hälfte aller Chamäleon-Arten leben heute auf Madagaskar. Auch die
Gattung Calumma - farbenfrohe Chamäleons mit der Fähigkeit zu deutlichen
Farbveränderungen - ist in dem Inselstaat endemisch. "Lange war man daher
davon ausgegangen, dass die 'Wiege der Chamäleons' auf Madagaskar liegt",
erklärt Dr. Thomas Lehmann vom Senckenberg Forschungsinstitut und
Naturmuseum Frankfurt und fährt fort: "Wir haben nun den ersten Nachweis
für den Ursprung der charakteristischen Schuppenkriechtiere auf dem
afrikanischen Festland gefunden!"

Lehmann hat gemeinsam mit einem internationalen Team ein außergewöhnlich
gut erhaltenes Schädelfossil eines Chamäleons aus der wissenschaftlichen
Sammlung des National Museums of Kenyas mittels Mikro-Tomographie
untersucht.

"Der Schädel stammt aus dem frühen Miozän und ist damit eines der ältesten
Chamäleonfossilien weltweit. Die vollständige Erhaltung macht das Fossil
einzigartig", erläutert Dr. Job Kibii, Kurator am National Museums of
Kenya den besonderen Fund.

Durch die hochauflösenden Scans konnten die Forschenden das Fossil aus der
kenianischen Fundstelle Rusinga Island einer neuen Art aus der Gattung
Calumma zuordnen. "Das ist insofern sehr überraschend, weil heutige Tiere
dieser Gattung ausschließlich auf Madagaskar leben!", ergänzt Erstautor
der Studie Dr. Andrej Čerňanský von der Comenius Universität in Bratislava
das Ergebnis. Die Forschenden schließen aus dem außergewöhnlichen Fund,
dass der Ursprung der auf Madagaskar lebenden Chamäleons auf dem
afrikanischen Festland liegen muss.

Doch wie gelangten die - als eher schlechte Schwimmer bekannten -
Chamäleons von Kenia nach Madagaskar, zumal sich die Insel bereits vor 100
Millionen Jahren in der Zeit des späten Mesozoikums vom afrikanischen
Kontinent abspaltete?

"Wir gehen davon aus, dass die Chamäleons auf 'schwimmenden Inseln',
Flößen aus Baumstämmen und Ästen, nach Madagaskar kamen. Solche
Transportwege sind bereits von verschiedenen Tierarten bekannt - bei einer
baumlebenden Art erscheint dieses Szenario zudem sehr wahrscheinlich",
antwortet der Frankfurter Paläontologe.




[image: Bild: © Connor Ross]

Künstlerische Rekonstruktion der neuen Chamäleonart.

Bild: © Connor Ross



Das internationale Team hat die neue Art Calumma benovskyi daher auch
konsequenterweise nach einem bedeutenden Abenteurer und
Forschungsreisenden benannt: Móric Beňovský segelte als erster Europäer -
sieben Jahre vor James Cook - über den Nordpazifik. "Die Chamäleons sind
ihre Reise nach Madagaskar nicht absichtlich angetreten - sie waren auf
dieser aber nicht allein: Einige Halbaffen, wie beispielsweise das
Fingertier, haben über den gleichen Weg die Insel besiedelt. Heute sind
diese Tiere nicht mehr aus Madagaskar wegzudenken", schließt Lehmann.


Originalpublikation:

Čerňanský, A., Herrel, A., Kibii, J.M. et al.

The only complete articulated early Miocene chameleon skull
(Rusinga Island, Kenya) suggests an African origin for Madagascar's endemic
chameleons.

Sci Rep 10, 109

(2020) doi:10.1038/s41598-019-57014-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen, 30.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WETTER/282: Deutschlandwetter im Januar 2020 (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung

Deutschlandwetter im Januar 2020

Viel zu milder und trockener Januar - kaum Schnee, oft sonnig im
Süden



Offenbach, 30. Januar 2020 - Im Januar 2020 lief die Wetterentwicklung
stets nach dem gleichen Muster ab: Der Kältepol der Nordhemisphäre
über Kanada und Grönland brachte immer wieder kräftige
Tiefdruckgebiete auf den Weg von Island über Lappland nach
Nordrussland. Über Südeuropa erstreckte sich dagegen eine
Hochdruckzone von der Iberischen Halbinsel zum Schwarzen Meer.
Dazwischen befand sich eine starke Südwestströmung, die große Teile
Europas und auch Deutschland nahezu durchgehend mit sehr milder Luft
überflutete. Lediglich durch die zeitweilige Verlagerung des hohen
Druckes etwas nach Norden konnte sich im Süden und in der Mitte
vorübergehend eine bodennahe Kaltluftschicht bilden. Abgesehen davon
fiel der Winter in den meisten Gebieten auch im Januar völlig aus. So
verlief der Monat deutlich zu mild, bei wenig Niederschlag und viel
Sonnenschein. Das meldet der Deutsche Wetterdienst (DWD) nach ersten
Auswertungen der Ergebnisse seiner rund 2000 Messstationen.


Meist sehr mild, im Süden und in der Mitte nur vorübergehend
etwas kälter

Mit 3,3 Grad Celsius (°C) lag im Januar der Temperaturdurchschnitt um
3,8 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode 1961
bis 1990. Gegenüber der Vergleichsperiode 1981 bis 2010 betrug die
Abweichung nach oben 2,9 Grad. Damit gehörte der Januar 2020 zu den
zehn wärmsten seit Beginn der Messungen 1881. Nur für kurze Zeit
befand sich der Süden und die Mitte in bodennaher Kaltluft, so dass
man dort ein paar Tage mit Dauerfrost und mäßigem, ganz vereinzelt
auch strengem Nachtfrost zählen konnte. Oberstdorf meldete dabei am
20. über einer dünnen Schneedecke sogar ein Minimum von -14,7 °C.
Ansonsten bestimmte meist sehr milde Luft das Wetter, wobei die Maxima
häufig zweistellige Werte erreichten. Bundesweit am höchsten kletterte
das Quecksilber am 9. in Ohlsbach bei Offenburg mit 16,0 °C.


Im Norden nass, im Süden trocken, kein Schnee in den
Niederungen

Dem Januar 2020 fehlten mit rund 45 l/m² 30 Prozent zu seinem Soll von
61 Litern pro Quadratmeter (l/m²). Durch die größere Nähe zum tiefen
Luftdruck bekam der Norden am meisten Regen ab - in
Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein und Hamburg sogar
verbreitet mehr als im vieljährigen Mittel. Die höchsten Mengen
meldeten das Sauerland, der Harz und Schleswig-Holstein mit teilweise
über 120 l/m². Die größte Tagessumme wurde am 27. in
Börfink-Thranenweier im Hunsrück mit 40,4 l/m² gemessen. Im Süden
dagegen blieben die Niederschläge durch vermehrten Hochdruckeinfluss
deutlich geringer. Am Oberrhein und im südlichen Baden-Württemberg
kamen örtlich nur um 5 l/m² zustande. In vielen Orten, wie z.B.
Bremen, Magdeburg und Dresden, fiel im ganzen Januar keine einzige
Schneeflocke. An 319 der etwa 500 DWD Wetterstationen mit
Schneehöhenmessung gab es an keinem Tag im Januar eine Schneedecke.


Die Sonne bevorzugte im Januar den Süden

Die Sonnenscheindauer lag mit etwa 60 Stunden um 34 Prozent über ihrem
Soll von 44 Stunden. Das südliche Baden-Württemberg meldete örtlich
über 130 Stunden, das nördliche Niedersachsen und Schleswig-Holstein
teilweise weniger als 20 Stunden.


Das Wetter in den Bundesländern im Januar 2020

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: Schleswig-Holstein war im
Januar 2020 mit etwa 85 l/m² (64 l/m²) das nasseste, mit rund 25
Stunden (39 Stunden) das sonnenscheinärmste, sowie mit 5,3 °C (0,3 °C)
neben Hamburg und Bremen das mildeste Bundesland. Der Januar 2020 war
sogar der drittwärmste seit Messbeginn 1881: Nur 1975 mit 5,7 °C und
2007 mit 5,6 °C verlief der Monat noch milder. Hamburg war mit 5,3 °C
(0,5 °C) neben Schleswig-Holstein und Bremen das wärmste sowie mit
über 80 l/m² (61 l/m²) das zweitniederschlagsreichste Bundesland. Mit
gut 30 Stunden (39 Stunden) gehörte es zu den sonnenscheinarmen
Bundesländern.

Niedersachsen und Bremen: Für Niedersachsen notierten die
Meteorologen 5,0 °C (0,6 °C), knapp 50 l/m² (62 l/m²) und gut 35
Sonnenstunden (38 Stunden). Bremen war mit 5,3 °C (0,9 °C) neben
Hamburg und Schleswig-Holstein das wärmste, sowie mit rund 30
Sonnenstunden (39 Stunden) das zweitsonnenscheinärmste Bundesland. Der
Niederschlag betrug etwa 50 l/m² (59 l/m²). Durch schwere Unfälle in
dichtem Nebel kamen am frühen Morgen des Neujahrstages vier Menschen
ums Leben.

Mecklenburg-Vorpommern: Der Januar 2020 fiel in
Mecklenburg-Vorpommern mit 4,6 °C (-0,6 °C) um 5,2 Grad zu warm aus.
Damit war er der viertwärmste seit Messbeginn 1881 - nach 1975 und
2007 mit je 5,1 °C sowie 1983 mit 4,7 °C. Großen Anteil daran hatte
der 15. Januar, als an den meisten Stationen neue Temperaturrekorde
auftraten. Der wärmste Ort war Anklam, südöstlich von Greifswald. Dort
wurde mit 14,8 °C der alte Spitzenwert vom 10.1.2005 um 1,5 Grad
übertroffen. In Mecklenburg-Vorpommern fielen über 50 l/m² (45 l/m²)
und die Sonne schien gut 40 Stunden (41 Stunden).

Brandenburg und Berlin: Brandenburg meldete 4,1 °C (-0,8 °C)
und knapp 40 l/m² (40 l/m²). Als sonnenscheinreiches Bundesland
erreichte es mit etwa 70 Stunden 156 Prozent des Solls (44 Stunden).
Berlin kam auf 4,4 °C (-0,5 °C), knapp 45 l/m² (42 l/m²) und fast 65
Sonnenstunden (43 Stunden). Wegen herabfallender Eiszapfen wurde am
26. das Gelände rund um den Berliner Fernsehturm gesperrt.

Sachsen-Anhalt: Hier lag die Temperatur bei 4,2 °C (-0,3 °C).
Sachsen-Anhalt war mit rund 30 l/m² (39 l/m²) das zweittrockenste
Bundesland. Die Sonnenscheindauer erreichte mit etwa 65 Stunden 153
Prozent des Solls (43 Stunden).

Sachsen: Im Januar 2020 war Sachsen mit 2,8 °C ( 1,2 °C) ein
vergleichsweise kühles, mit über 65 Stunden (50 Stunden) ein
sonnenscheinreiches und mit nur wenig mehr als 20 l/m² (49 l/m²) das
trockenste Bundesland. Am Morgen des 2. Januar herrschten sehr große
Temperaturunterschiede auf engstem Raum: Im Erzgebirge meldete um 5
Uhr Marienberg +7 °C, Aue -4 °C. Ähnlich war es im Landkreis Bautzen
um 7 Uhr: Dort zeigte das Thermometer in Kubschütz +7 °C, in
Hoyerswerda -4 °C.

Thüringen: Für Thüringen registrierte der DWD 2,9 °C (-1,3 °C),
rund 40 l/m² (51 l/m²) und etwa 65 Sonnenstunden (43 Stunden). In Birx
in der Rhön sank das Quecksilber am 2. von +6 °C um 6 Uhr auf -3 °C um
8 Uhr.

Nordrhein-Westfalen: In Nordrhein-Westfalen betrug die
Temperatur 4,6 °C (1,2 °C), der Niederschlag rund 50 l/m² (77 l/m²)
und der Sonnenschein etwa 45 Stunden (42 Stunden). Eine tiefhängende
Wolke am Kölner Dom, die aussah wie der Qualm eines Feuers, löste in
der Nacht zum 9. einen Großeinsatz der Feuerwehr aus.

Hessen: Der DWD meldete in Hessen 3,1°C (-0,4 °C), gut 45 l/m²
(63 l/m²) und etwa 45 Sonnenstunden (36 Stunden). Auch auf der
Wasserkuppe lag nur an 14 Tagen Schnee.

Rheinland-Pfalz: Rheinland-Pfalz kam auf 3,5 °C (0,2 °C), etwa
45 l/m² (67 l/m²) und rund 50 Sonnenstunden (41 Stunden).
Herabbrechende Äste, verursacht durch Böen des Sturmtiefs "Lolita",
verletzten am 28. in Saarburg, südlich von Trier, einen Mann.

Saarland: Das Saarland verzeichnete 3,6 °C (0,5 °C) und war mit
beinahe 80 l/m² (86 l/m²) ein niederschlagsreiches Bundesland. Obwohl
die Sonne in Saarbrücken-Ensheim vom 1. bis zum 14. Januar nicht
länger als insgesamt 4 Minuten schien, erreichte das Saarland mit
knapp 50 Stunden noch 124 Prozent des Solls (40 Stunden). Die
Sturmböen des Tiefs "Lolita" warfen am 28. in Wadern, im nördlichen
Saarland, einen Baum um, der zwei Frauen verletzte. In Völklingen fiel
eine Tanne auf eine Kita.

Baden-Württemberg: Die bundesweit höchste Temperatur trat am 9.
in Ohlsbach, südöstlich von Offenburg, mit 16,0 °C auf. Dennoch war
Baden-Württemberg mit 2,5 °C (-0,7 °C) das zweitkälteste Bundesland.
Mit knapp 40 l/m² erreichte der Niederschlag nur 53 Prozent seines
Solls (75 l/m²), der Sonnenschein mit annähernd 85 Stunden (49
Stunden) dagegen 170 Prozent. Damit war Baden-Württemberg das
sonnigste Bundesland und der Januar 2020 hier der drittsonnigste seit
Messbeginn 1951.

Bayern: Bayern war mit 1,4 °C (-1,9 °C) das kälteste, mit rund
35 l/m² (66 l/m²) ein trockenes und mit über 75 Stunden (50 Stunden)
das zweitsonnigste Bundesland. Am 15. Januar stieg die Temperatur in
Fürstenzell bei Passau im Dunst und Hochnebel nur auf -2 °C, in
Zwiesel im Bayerischen Wald bei Sonnenschein dagegen auf +10 °C. Im
Gegensatz zum Januar 2019, der im Alpenvorland riesige Schneemassen
gebracht hatte, litten die Wintersportgebiete dieses Jahr unter großem
Schneemangel. Lag die weiße Pracht am 13.1.2019 in Anger-Stoißberg,
nördlich von Bad Reichenhall, 240 cm hoch, zeigte sich der Ort genau
ein Jahr später schneefrei. Am 20. Januar reichten in Oberstdorf 3 cm
Schnee und klarer Himmel, damit das Quecksilber auf -14,7 °C sinken
konnte. Dies war die bundesweit niedrigste Temperatur im Januar 2020.
Würzburg meldete am Vormittag des 28. eine Spitzenböe von 107 km/h,
also Windstärke 11.

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten zwei Tage des Monats verwendeten
Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss standen nicht alle
Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

© DWD 2020

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30.01.2020

Pressestelle des Deutschen Wetterdienstes,
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ENERGIE/1659: Selbstlernende Heizungssteuerung spart Energie (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 30.01.2020

Selbstlernende Heizungssteuerung spart Energie



Können Gebäude von selbst sparen lernen? Forscher der Empa sind davon
überzeugt. In einem Experiment fütterten sie eine neue selbstlernende
Heizungssteuerung mit Daten aus dem vergangenen Jahr und mit der aktuellen
Wettervorhersage. Daraufhin konnte die «smarte» Steuerung das Verhalten
des Gebäudes einschätzen und vorausschauend handeln. Ergebnis: mehr
Komfort, weniger Energiekosten.

Fabrikhallen, Flughafenterminals oder Bürohochhäuser werden vielfach schon
heute mit automatisierten «vorausschauenden» Heizungen bestückt. Diese
arbeiten mit speziell für das Gebäude berechneten, vorprogrammierten
Szenarien und sparen den Betreibern eine Menge an Heizenergie. Doch für
einzelne Wohnungen und Privathäuser ist eine solche Einzelprogrammierung
zu teuer.

Einer Gruppe von Empa-Forschern gelang im letzten Sommer erstmals der
Beweis, dass es auch einfacher geht: Die intelligente Heiz- und
Kühlsteuerung muss nicht unbedingt programmiert werden, sie kann ebenso
gut selbst aus den Daten vergangener Wochen und Monate sparen lernen.
Programmierende Fachleute sind nicht mehr nötig. Mit diesem Kniff ist die
Spartechnik bald auch für Familien und Singles verfügbar.

Das entscheidende Experiment fand im Empa-Forschungsgebäude NEST statt.
Die Forschungsunit «UMAR» (Urban Mining and Recycling) bietet dafür
optimale Voraussetzungen: Eine grosse Wohnküche ist symmetrisch von zwei
Studentenzimmern eingerahmt. Beide Zimmer sind je 18 Quadratmeter gross.
Die gesamte Fensterfront schaut nach Ostsüdost - zur Vormittagssonne -
hin. In der UMAR-Unit läuft Wasser durch eine Deckenverkleidung aus
Edelstahl und sorgt für die gewünschte Raumtemperatur. Die Heiz- und
Kühlleistung lässt sich für die einzelnen Räume über die jeweilige
Ventilstellung berechnen.

Schlauer kühlen - dank Wetterbericht

Da Projektleiter Felix Bünning und sein Kollege Benjamin Huber nicht auf
die Heizperiode warten wollten, starteten sie bereits im Juni 2019 ein
Kühl-Experiment. Die Woche vom 20. bis 26. Juni begann mit zwei sonnigen,
aber noch relativ kühlen Tagen, dann kam ein bewölkter Tag, zum Schluss
brannte die Sonne über Dübendorf und jagte die Aussentemperatur bis knapp
an die 40-Grad-Grenze. In den beiden Schlafzimmern sollte die Temperatur
tagsüber die Marke von 25 Grad, nachts die Marke von 23 Grad nicht
überschreiten. Ein herkömmliches Thermostatventil besorgte die Kühlung in
einem Zimmer. Im anderen Zimmer arbeitete die experimentelle Steuerung,
die Bünning und Huber mit ihrem Team entworfen hatten. Die künstliche
Intelligenz war mit Daten der letzten zehn Monate gefüttert worden - und
sie kannte die aktuelle Wettervorhersage von MeteoSchweiz.

Mehr Komfort mit ¼ weniger Energie

Das Ergebnis fiel überaus deutlich aus: Die intelligente Heiz- und
Kühlsteuerung hielt sich deutlich genauer an die Komfortvorgaben und
brauchte hierfür rund 25 Prozent weniger Energie. Dies lag vor allem
daran, dass am Vormittag, wenn die Sonne in die Fenster schien,
vorausschauend gekühlt wurde. Das mechanische Thermostat im Zimmer
gegenüber reagierte hingegen erst dann, wenn die Temperatur durch die
Decke ging. Zu spät, zu hektisch und mit voller Leistung. Im November
2019, in einem kühlen Monat mit wenig Sonne, viel Regen und Wind,
wiederholten Bünning und Huber das Experiment. Nun ging es um die
Heizenergie in den beiden Zimmern. Bei Redaktionsschluss dieses Heftes
lief die Auswertung noch. Doch Bünning ist sicher, dass seine
vorhersagende Heizungsregelung auch hier Punkte sammelt.

Er und sein Team haben bereits den nächsten Schritt vorbereitet: «Um das
System im realen Umfeld zu testen, haben wir einen grösseren Feldversuch
in einem Mehrfamilienhaus mit 60 Wohnungen geplant. Wir werden vier dieser
Wohnungen mit unserer intelligenten Heiz- und Kühlsteuerung ausrüsten.»
Auf die Ergebnisse ist Bünning schon sehr gespannt. «Ich glaube, dass
neue, auf Machine Learning basierende Regler eine riesige Chance sind. Mit
dieser Methode können wir mit relativ einfachen Mitteln und den
gesammelten Daten eine gute, energiesparende Nachrüstungslösung für
bestehende Heizungen konstruieren.»


Originalpublikation:

F Bünning, B Huber, P Heer, A Aboudonia, J Lygeros,

Experimental demonstration of data predictive control for energy
optimization and thermal comfort in buildings,

Energy and Buildings,

doi: 10.1016/j.enbuild.2020.109792

Weitere Informationen unter:

https://www.empa.ch/web/s604/smart-heat

https://doi.org/10.1016/j.enbuild.2020.109792

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1017

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt, 30.01.2020
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AUSSEN/2220: Goodbye UK, auf Wiedersehen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Januar 2020

Goodbye UK, auf Wiedersehen!



Zum heutigen formellen Austritt Großbritanniens aus der EU erklären
die Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter:

Um Mitternacht am heutigen Tage verlässt das Vereinigte Königreich die
Europäische Union. Für uns ist das ein trauriger Tag. Wir hätten es
uns anders gewünscht. Stark sind wir in Europa nur gemeinsam. Indem
wir Widersprüche aushalten, vor Herausforderungen nicht weichen
sondern zusammen um Lösungen ringen und dabei alle etwas
hinzugewinnen. Indem wir demokratisch debattieren, anstatt uns von
Populismus und Nationalismus spalten zu lassen.

Dieser Abschied darf kein endgültiger sein. Für uns steht fest: Mit
Großbritannien und seinen Menschen verbindet uns eine tiefe und enge
Freundschaft, die wir weiter ausbauen und stärken wollen. Wir sind
überzeugt, dass Großbritannien irgendwann wieder ein Teil der EU sein
wird. In unseren Herzen bleibt es das ohnehin.

Großbritannien verlässt eine politische Union, die viel für Europas
Bürgerinnen und Bürger erreicht hat. Mit der EU haben wir den Umwelt-
und Verbraucherschutz gestärkt und europaweit ArbeitnehmerInnenrechte
und soziale Standards etabliert. Wenn die britische Regierung und die
europäischen Mitgliedsstaaten nun über ein Abkommen für die
zukünftigen Beziehungen verhandeln, muss das fair und sachlich
geschehen. Das, was Europa stark gemacht hat, muss auch weiterhin
stark bleiben. Bei europäischen Standards zum Schutz unserer
Bürgerinnen und Bürger darf es keine Abstriche geben.

Dass Europa nach dem Brexit auch weiterhin eine offene Grenze mit
Großbritannien in Nordirland teilt, macht klar, dass ein zukünftiges
Abkommen wasserdicht sein muss. Blankoschecks für London darf es nicht
geben. Auch die Bundesregierung trägt mit der kommenden
Ratspräsidentschaft daher eine besondere Verantwortung. Es wird auch
an ihr liegen, dass Europa weiter geschlossen bleibt und die
gemeinsamen Standards verteidigt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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BILDUNG/1049: Quantencomputing ist eine Schlüsseltechnologie, um den digitalen Wandel erfolgreich zu gestalten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Januar 2020

Quantencomputing ist eine Schlüsseltechnologie, wenn es darum
geht, den digitalen Wandel erfolgreich zu gestalten

Bundesregierung will Forschung im Bereich Quantentechnologie
intensivieren



Die Bundesregierung hat heute ihre neuen Pläne für die Forschung im
Bereich Quantentechnologie vorgestellt. Hierzu erklärt die
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Nadine Schön:

"Quantencomputing kann in Zukunft die Informationstechnologie
revolutionieren. Der internationale Wettbewerb um die Vorreiterrolle
bei der Entwicklung dieser Technologie hat längst begonnen.
Internationale Konzerne investieren eine Menge Geld in die Forschung
und oft sind es deutsche Physiker und Informatiker, die hier vorne
mit dabei sind. Deshalb ist es gut, dass die Bundesregierung mit dem
Rahmenprogramm zur Förderung der Quantentechnologien die
Voraussetzungen dafür schafft, dass auch Deutschland dabei eine
wichtige Rolle zukommt. Darum investieren wir in dieser
Legislaturperiode 650 Millionen Euro in die Erforschung der
Quantentechnologie. Wir werden auch die verschiedenen Akteure stärker
miteinander vernetzen, damit wir die wirtschaftlichen Potenziale der
Quantentechnologie - insbesondere des Quantencomputings - in
Deutschland ausschöpfen können. Wir brauchen ein deutliches Signal,
damit die klugen Köpfe in Deutschland bleiben oder zurückkommen und
in unserem Land ihre Potenziale entfalten können. Und: Wir brauchen
eine gemeinsame Kraftanstrengung in Europa. Dafür ist das
Rahmenprogramm ein wichtiger Meilenstein.

Quantencomputing ist eine Schlüsseltechnologie, wenn es darum geht,
den digitalen Wandel erfolgreich zu gestalten. Indem die
Bundesregierung die Forschung auf diesem Gebiet weiter forciert, legt
sie den Grundstein dafür, dass wir auch von den wirtschaftlichen
Potenzialen dieser Technologie in Zukunft profitieren können."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3545: Mit der Stiftung stärken wir den Ehrenamtlichen den Rücken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 30. Januar 2020

Mit der Stiftung stärken wir den Ehrenamtlichen den Rücken

Wir stärken ehrenamtliches Engagement dort, wo es gebraucht wird



Heute hat der Deutsche Bundestag das Gesetz zur Errichtung der
Deutschen Stiftung für Engagement und Ehrenamt beschlossen. Dazu
erklären die Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön und Gitta Connemann:

Nadine Schön: "Ohne Menschen, die sich ehrenamtlich
engagieren, wäre unser Zusammenleben ärmer. Die Ehrenamtsstiftung
soll Service und Beratung bieten, Kompetenzen bündeln und erweitern
sowie ehrenamtliche Strukturen insbesondere im ländlichen Raum
stärken.

Der demographische Wandel, die Digitalisierung, gestiegene
gesellschaftliche Erwartungen und regulatorischen Anforderungen
machen dem Ehrenamt schwer zu schaffen. Mit der Stiftung wollen wir
Hindernisse aus dem Weg räumen und Ehrenamtliche bei schwierigen
Themen wie Datenschutz, Schutzkonzepten gegen sexuellen Missbrauch
und Finanzierung unterstützen. Außerdem wollen wir helfen, dass die
Chancen der Digitalisierung für das Ehrenamt besser genutzt werden
können. Denn Ehrenamtliche brauchen schnell und unkompliziert Antwort
auf viele Fragen und Unterstützung bei neuen Herausforderungen. Das
soll die Stiftung leisten."

Gitta Connemann: "Mit der Einrichtung der Deutschen Stiftung
für Engagement und Ehrenamt stärken wir den Ehrenamtlichen den
Rücken. 30 Millionen schenken ihre Zeit und helfen in Stadt und Land.
Gerade auf dem Land garantieren Millionen Ehrenamtliche die
Daseinsvorsorge: bei Feuerwehr, THW, Kultur-, Sport- oder sozialen
Initiativen. Diese stillen Heldinnen und Helden des Alltags sind
Rückgrat unserer Gesellschaft.

Mit ihrem Einsatz in Vereinen und Initiativen sorgen sie für
Lebensqualität. Sie leisten einen unverzichtbaren Beitrag für den
Zusammenhalt unserer Gesellschaft - viele von ihnen jahrzehntelang.
Aber viele fühlen sich inzwischen überfordert. Sie brauchen
Unterstützung z. B. bei komplexen Rechts- und Steuerfragen. Mit der
Stiftung schaffen wir eine unbürokratische Anlaufstelle gerade für
die kleineren Vereine und Initiativen. Denn sie sind der Kitt unserer
Demokratie."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de
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VERKEHR/790: Beschleunigung von Verkehrsprojekten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 31. Januar 2020

Beschleunigung von Verkehrsprojekten



Der Deutsche Bundestag wird heute voraussichtlich zwei Gesetze zur
Planungsbeschleunigung im Verkehrsbereich beschließen (Gesetz zur
weiteren Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren im
Verkehrsbereich und Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz). Hierzu
können Sie den verkehrspolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Alois Rainer, wie folgt zitieren:

"Mit den beiden Gesetzen machen wir die nächsten Schritte zur
schnelleren Realisierung von Verkehrsprojekten. Konkret verschlanken
wir die Planungsverfahren für Ersatzneubauten bei Straßen und
Schienen. Wir entlasten die Kommunen von Finanzierungsbeiträgen nach
dem Eisenbahnkreuzungsgesetz. Und wir übertragen die Regelungen aus
dem Planungsbeschleunigungsgesetz I aus dem Jahr 2018 auf die
Planungs- und Genehmigungsverfahren für Straßen- und U-Bahnen nach
dem Personenbeförderungsgesetz. Zugleich probieren wir Neues aus: Wir
ermöglichen die Genehmigung von Verkehrsprojekten durch Gesetz. Dafür
benennen wir mehrere, verkehrlich besonders bedeutsame Projekte aus
den Bereichen Schiene und Wasserstraße, die sich für die Zulassung
durch Maßnahmengesetz eignen. Durch die unmittelbare Einbeziehung des
Deutschen Bundestages - also des demokratisch legitimierten
Gesetzgebers - in die Genehmigungsentscheidung für
Infrastrukturprojekte soll die gesellschaftliche Akzeptanz für
Planungen verbessert und deren Umsetzung beschleunigt werden. Alle
diese Maßnahmen dienen auch unmittelbar der Erreichung der
Klimaschutzziele. Denn wir beschleunigen insbesondere den Ausbau von
Schienenstrecken und stärken den öffentlichen Personennahverkehr."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2886: Öffentliche Auftragsvergabe im Sicherheits- und Verteidigungsbereich reformiert


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 30. Januar 2020

Öffentliche Auftragsvergabe im Sicherheits- und Verteidigungsbereich
reformiert

Bundeswehr und Sicherheitsbehörden können schneller auf kurzfristige
Anforderungen reagieren



Der Deutsche Bundestag hat heute dem Gesetz zur beschleunigten
Beschaffung im Bereich Verteidigung und Sicherheit und zur
Optimierung der Vergabestatistik zugestimmt. Dazu erklären der
wirtschafts- und energiepolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Joachim Pfeiffer, und der zuständige
Berichterstatter, Peter Bleser:

Pfeiffer: "Mit der Gesetzesänderung wird nun präzisiert, dass
wesentliche Sicherheitsinteressen auch betroffen sein können, wenn
verteidigungs- oder sicherheitsindustrielle Schlüsseltechnologien
beschafft werden. Einschlägig wird dies aber nicht nur bei
Schlüsseltechnologien, sondern auch bei Leistungen für den
Grenzschutz, bei der Bekämpfung von Terrorismus und von organisierter
Kriminalität. Bei verdeckten Tätigkeiten von Polizei und
Sicherheitskräften, bei Verschlüsselungen und dort, wo ein hohes Maß
an Vertraulichkeit erforderlich ist."

Bleser: "Die Vergabe von Direktaufträgen bei Beschaffungen für
mandatierte Auslandseinsätze der Bundeswehr oder bei einsatzgleichen
Verpflichtungen im Zusammenhang mit einer Krise wird erleichtert.
Unsere Soldaten sollen das Material erhalten, welches sie brauchen,
um sich und uns zu schützen. Das geht uns alle an und die Union sorgt
dafür."


Hintergrund: 

Im Bereich Verteidigung und Sicherheit stehen die militärischen wie
die zivilen Sicherheitsbehörden vor neuen sicherheitspolitischen
Herausforderungen. Einerseits wird es immer wichtiger, kurzfristig
und flexibel auf sicherheitsrelevante Entwicklungen im In- und
Ausland reagieren zu können. Andererseits werden die Einsätze
vielfältiger - von internationalem Krisenmanagement über die Abwehr
terroristischer Gefahren bis zu Fragen der Cybersicherheit und der
asymmetrischen Kriegsführung. Auf diese veränderte Sicherheitslage
müssen sich die Soldaten und Polizisten schnell einstellen können.
Mit der heute beschlossenen Reform der öffentlichen Auftragsvergabe
im Sicherheits- und Verteidigungsbereich haben es die
Beschaffungsstellen künftig leichter, das benötigte Material
schneller und effizienter einzukaufen. Das gilt insbesondere für die
kurzfristig erforderliche Ausrüstungsbeschaffung. Bereits nach
geltendem Recht besteht eine Ausnahme vom Vergaberecht, wenn
wesentliche Sicherheitsinteressen des Staates betroffen sind.

 * 

Quelle:
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EUROPA/1775: Ein schwarzer Tag für die europäische Idee


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 31. Januar 2020

Ein schwarzer Tag für die europäische Idee



Heute verlässt Großbritannien die Europäische Union. Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE, sagt dazu:

Dass Großbritannien die Europäische Union verlässt, ist ein schwarzer
Tag für die europäische Idee. Es zeigt, dass eine europäische Politik,
die nur auf die kalten Kräfte des Marktes setzt und die Nöte und
Ängste der Menschen vernachlässigt, bitter bestraft wird. Angela
Merkel und Wolfgang Schäuble haben mit ihrer angeblich alternativlosen
Finanzpolitik Europa kaputtgespart.

Der Brexit ist aber auch ein historischer Weckruf an alle progressiven
Kräfte: Wenn wir wollen, dass Europa künftig wieder ein Raum der
demokratischen Freiheiten, der sozialen Sicherheiten und des
grenzüberschreitenden Zusammenhalts wird, müssen wir in Deutschland
für Mehrheiten diesseits von CDU/CSU kämpfen.

 * 

Quelle:
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EUROPA/1774: EU-Entwicklungspolitik darf nicht zum Ausbau der Festung Europa missbraucht werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. Januar 2020

EU-Entwicklungspolitik darf nicht zum Ausbau der Festung Europa missbraucht werden



"Die derzeitige EU-Entwicklungspolitik gegenüber Afrika fördert keine
nachhaltige Entwicklung dieser Länder. Vielmehr opfert die EU wichtige
Prinzipien wie Partnerschaft oder Menschenrechte dem innenpolitisch
motivierten Ziel, Flucht- und Migrationsbewegungen in Richtung Europa
zu unterbinden. Entwicklungsgelder werden dazu zweckentfremdet,
Außenposten der Festung Europa auf dem afrikanischen Kontinent zu
errichten. Das mag ein lukratives Geschäft für Entwicklungsagenturen
wie die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ)
sein - für die Bevölkerung der afrikanischen Länder vergrößern sich
dadurch jedoch die Probleme", kommentiert Eva-Maria Schreiber, Obfrau
der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung, den aktuellen Oxfam-Bericht "The EU Trust Fund for
Africa: Trapped between aid policy and migration politics". Schreiber
weiter:

"Nutznießer des EU-Treuhandfonds sind staatliche
Entwicklungsagenturen, die so an viele lukrative, nicht
ausschreibungspflichtige Aufträge gelangen. So setzt alleine die GIZ
im Rahmen des EU-Treuhandfonds 22 Projekte im Wert von 276 Millionen
Euro um.

Die Interessen der afrikanischen Länder spielen bei der Projektauswahl
hingegen keine Rolle. Die Projektländer besitzen keinerlei
Mitspracherecht bei Auswahl und Planung der durch den EU-Treuhandfonds
finanzierten Projekte. Damit verfallen die EU und ihre Mitgliedstaaten
in ihrer Afrikapolitik auf längst überholt geglaubte koloniale Muster.
Die Folge: In Nordafrika fließt die Hälfte der Entwicklungsgelder
direkt in die Migrationsabwehr.

So löst die EU jedoch keine Probleme, sondern vergrößert sie in vielen
Fällen. Sie stärkt autoritäre Strukturen und unterbindet den freien
Personen- und Warenverkehr, der in der EU selbst als Schlüssel der
eigenen wirtschaftlichen Stärke betrachtet wird. Entwicklungspolitisch
ist der EU-Treuhandfonds eine Bankrotterklärung und muss besser heute
als morgen umfassend reformiert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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INNEN/5100: Rechter Gewalt konsequent entgegentreten


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

Rechter Gewalt konsequent entgegentreten



Nach dem Treffen der Geschäftsführer und Generalsekretäre der im
Bundestag vertretenen demokratischen Parteien erklärt Jörg Schindler,
Bundesgeschäftsführer der Partei DIE LINKE:

"Angriffe und Drohungen gegen demokratische Mandatsträgerinnen und
Mandatsträger durch Rechte sind Angriffe auf Demokratie,
Meinungsfreiheit und Grundrechte. Deshalb war es gut und richtig, dass
Lars Klingbeil zu diesem Treffen eingeladen hat.

Alle Bundesgeschäftsführer und Generalsekretäre vertreten eine klare,
geschlossene Haltung gegen Hass und Hetze. Dieses Thema hat eine sehr
hohe Priorität für uns. Im Februar werden wir zu einem zweiten Treffen
zusammenkommen. Ich bin zuversichtlich, dass wir zügig zu Ergebnissen
kommen.

Dabei gilt für uns Linke: Die zunehmenden Angriffe auf Demokratinnen
und Demokraten sind ein Teil eines größeren Problems. Rassistische,
sexistische und antisemitische Übergriffe treffen Menschen in allen
Bereichen des Lebens.

Auch deshalb müssen wir rechte Motive und rechte Taten beim Namen
nennen. Es geht nicht um Hass und vereinzelte Taten, es geht um rechte
Ideologie und rechte Gewalt. Die Verharmlosung und Bagatellisierung
muss ein Ende haben. Rechte Strukturen müssen überall entwaffnet
werden. Reichsbürgern und Neonazis müssen endlich die
waffenrechtlichen Erlaubnisse entzogen werden, der Verfolgungsdruck
gegen illegalen Waffenbesitz muss erhöht werden.

Wir brauchen eine unabhängige Beschwerde- und Ermittlungsstelle auf
Bundesebene, um rechten Strukturen in Polizei und Bundeswehr
nachzugehen. Projekte der Mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus,
Opferberatungen und zivilgesellschaftliche Demokratiebündnisse müssen
endlich finanziell stärker und längerfristig unterstützt werden."

 * 
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MEDIEN/162: Pressefreiheit für Indymedia


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. Januar 2020

Pressefreiheit für Indymedia



"Ich bedaure den Ausgang des Verfahrens und kritisiere die
Voraussetzungen und Auswirkungen scharf", erklärt Doris Achelwilm,
medienpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf das
Urteil zum Verbot der linken Plattform "linksunten.indymedia" als
"kriminelle Vereinigung" des Bundesverwaltungsgerichts in Leipzig.
Unter der zweckformalistischen und unrichtigen Behauptung, dass
Indymedia ein Verein sei, wurde die Plattform erstens verboten und das
Verbot zweitens bestätigt. Achelwilm weiter:

"Zu einer inhaltlichen Verhandlung in der Sache konnte es so nicht
kommen, stattdessen wurden einer linken Webseite gegenüber Fakten
geschaffen und damit auch gleich die Möglichkeiten der Gegenwehr
versperrt. Da es sich bei Indymedia um eine Medienplattform handelt,
was aber an keiner Stelle gerichtlich angemessen berücksichtigt wurde,
hätte der Bund hier gar nicht agieren dürfen, denn für
Medieneinschränkungen dieser Art sind die Länder zuständig.

Man hätte über einzelne Beiträge verhandeln müssen, statt über die
ganze Seite generell. Auch das ist nicht passiert. Unterm Strich wurde
damit ein bitteres Exempel statuiert, das nicht nur linke Strukturen
mit Nachdruck schwächt, sondern die Presse- und Medienfreiheit gleich
mit. Nüchtern betrachtet ist das Verbot ein unverhältnismäßiger
Verstoß gegen die Grundrechte und ein Vorstoß autoritärer
Machtpolitik.

Den Großteil an Informationen, die wir über die äußerste Rechte haben,
verdanken wir antifaschistischen Kollektiven, die auf Plattformen wie
Indymedia ihre Recherchen veröffentlichen. Solche Quellen
trockenzulegen, ist gerade in dieser Zeit hochgradig kontraproduktiv.
Zu allem Überfluss senden derartige Umgangsformen mit Presse- und
Medienfreiheit ein fatales internationales Signal: Autoritäre
Regierungen, die die Pressefreiheit systematisch einschränken, müssen
von der Bundesregierung offenbar keinen Gegendruck befürchten. Das ist
ein alarmierender Vorgang. Weitere bundespolitische Alleingänge in
medienpolitischen Fragen dürfen auf keinen Fall passieren."

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/2044: Auschwitz nicht für Auslandseinsätze der Bundeswehr missbrauchen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Januar 2020

Auschwitz nicht für Auslandseinsätze der Bundeswehr missbrauchen



"Es ist schäbig und geschichtsvergessen, unmittelbar nach dem
internationalen Gedenken anlässlich der Befreiung des Konzentrations-
und Vernichtungslagers Auschwitz vor 75 Jahren mit Verweis auf den
Holocaust mehr Auslandseinsätze deutscher Soldaten zu fordern. Wer
Interventionen deutscher Soldaten mit Auschwitz rechtfertigt, betreibt
eine Relativierung der Schoah - das war schon 1999 bei Joschka Fischer
und seiner unsäglichen Rechtfertigung für den völkerrechtswidrigen
NATO-Angriffskrieg gegen Jugoslawien so", erklärt Sevim Dagdelen,
Außenexpertin der Fraktion DIE LINKE und Mitglied im Auswärtigen
Ausschuss. Dagdelen weiter:

"Die Lehre von Auschwitz muss das Verhindern von Kriegen sein, nicht
das Führen neuer mit deutscher Beteiligung oder Führung. Es ist
absurd, wie Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer und
jetzt auch Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble nach mehr deutschen
Auslandseinsätzen zu rufen, wenn die deutsche Rüstungsindustrie
gleichzeitig zu den führenden Waffenexporteuren und damit
Kriegsbrandstiftern der Welt zählt.

Wenn Deutschland 'mehr Verantwortung' in der Welt übernehmen soll,
dann dadurch, dass die Bundesregierung endlich die Waffenexporte in
Krisen- und Konfliktgebiete wie den Nahen Osten stoppt, angefangen bei
Saudi-Arabien, den Vereinigten Arabischen Emiraten und den anderen
Ländern der Jemen-Kriegsallianz, die für die größte humanitäre
Katastrophe unserer Zeit verantwortlich sind. Es ist verlogen, über
eine Beteiligung der Bundeswehr an einem Libyen-Einsatz zu
diskutieren, während die Bundesregierung weiter Rüstungsexporte an die
Türkei genehmigt, die mit ihrer Kriegsmarine illegale
Waffenlieferungen an den libyschen Premier Fajes al-Sarradsch
absichert."

 * 
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SOZIALES/2709: Links wirkt - Berlin beschließt Mietendeckel


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

Links wirkt: Berlin beschließt Mietendeckel



Es ist vollbracht. Die Entscheidung ist gefallen: Das Berliner
Abgeordnetenhaus hat für die Einführung eines Mietendeckels votiert.

Hierzu erklärt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE: "Der
Mietendeckel zeigt: Links ist konkret. Links ist Politik für die
Vielen. Berlin zeigt, wie es geht: Der Mietendeckel wird Gesetz! Knapp
1,5 Millionen Haushalte werden davon profitieren. Dies ist ein
gemeinsamer Erfolg von Mieterinnen und Mietern, Initiativen und der
rot-rot-grünen Landesregierung, die sich erfolgreich mit der
Immobilienlobby angelegt haben. Es gilt jetzt weiter Druck zu machen
und den Miethaien deutschlandweit die Stirn zu bieten. Der
Mietenwahnsinn muss ein Ende haben."

Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, erklärt: "Dies ist
ein toller Erfolg für Bürgerinnen und Bürger in Berlin, die sich
vehement gegen explodierende Mieten eingesetzt haben. Politik und
Zivilgesellschaft haben in einem gemeinsamen Kraftakt der
Immobilienlobby ihre Grenzen aufgezeigt und gewonnen. Dies ist ein
wichtiger Punktgewinn, um überall in Deutschland in überhitzten
Wohnungsmärkten einen Mietendeckel einzuführen. Der Kampf gegen
explodierende Mieten hat gerade erst begonnen. Wohnen ist ein
Menschenrecht, das nicht dem Markt überlassen werden darf. Die
Spekulation von Wohnraum muss beendet werden. Wir fordern die
Überführung der Immobilienkonzerne in öffentliches Eigentum. Weiterhin
braucht es den Neubau von 250.000 Sozialwohnungen pro Jahr. Im
gesamten Bundesgebiet wollen wir in überhitzten Wohnungsmärkten einen
Mietendeckel einführen. Deswegen setzt sich DIE LINKE, im Rahmen ihrer
Kampagne "Bezahlbare Miete statt fetter Rendite", bereits in
verschiedenen Bundesländern, wie beispielsweise Bayern und Hamburg,
mit Initiativen für die Einführung eines Mietendeckels ein."

 * 
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WIRTSCHAFT/2226: Kein Kahlschlag bei Thyssenkrupp


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Januar 2020

Kein Kahlschlag bei Thyssenkrupp



"Die neue Konzernführung muss Thyssenkrupp zukunftsfähig machen und
die Beschäftigten mitnehmen. Einen Kahlschlag, der nur die Aktionäre
rettet, darf es nicht geben", erklärt Alexander Ulrich,
industriepolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. Ulrich weiter:

"Jahrelang hat das Management alle Warnungen von IG Metall und
Betriebsrat in den Wind geschlagen und es verschlafen, ein solides
Zukunftskonzept zu erarbeiten. Es kann nicht angehen, dass nun die
Beschäftigten durch Stellenabbau für die Fehler der
Unternehmensführung büßen müssen. An erster Stelle muss bei der
Sanierung die langfristige Sicherung bestehender Arbeitsplätze stehen.
Dieser Maßstab muss auch beim Verkauf der profitablen Aufzugssparte
gelten. Entscheidend ist nicht der nackte Kaufpreis, sondern die
Sicherung von Beschäftigung und Standorten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Januar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9450: Heute im Bundestag Nr. 140 - 31.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 140

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 31. Januar 2020, Redaktionsschluss: 09.56 Uhr

1. Amris missglückter Ausreiseversuch

2. Rechnungshof kritisiert Ministerium

3. Geschlechtsunterschiede berücksichtigen



1. Amris missglückter Ausreiseversuch

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Zwei Beamtinnen der Bundespolizei haben dem 1.
Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz") über ihre Rolle beim
gescheiterten Ausreiseversuch des späteren Attentäters Anis Amri im
Sommer 2016 berichtet. Es sei ihnen darum gegangen, zu verhindern,
dass ein erkannter islamistischer Gefährder unkontrolliert in Europa
herumfahren und womöglich als Dschihadist nach Syrien gelangen könne,
sagten Polizeidirektorin Julia Buchen und Kriminalhauptkommissarin
Jana Seeber in der öffentlichen Sitzung am Donnerstag. Amri war am 30.
Juli 2016 kurz nach Mitternacht in Friedrichshafen von Beamten der
Bundespolizei aus einem Flixbus geholt und an der beabsichtigten
Weiterreise nach Zürich gehindert worden.

Die Zeugin Buchen hatte damals in der Bundespolizeidirektion Stuttgart
nächtlichen Bereitschaftsdienst als "Entscheidungsbeamtin" für
knifflige Fälle, die auch in Abwesenheit der hauptamtlich
Verantwortlichen einer raschen Lösung bedurften. Nach eigenen Worten
war sie es, die nach einigen Telefonaten mit der unmittelbar
zuständigen Bundespolizeiinspektion Konstanz und dem
Bundespolizeipräsidium in Potsdam schließlich anordnete, Amri nach
Paragraph 46 Absatz 2 Aufenthaltsgesetz die Ausreise zu verwehren.
"Mir war wichtig, dass Amri nicht unkontrolliert in ein Nachbarland
ausreist, sondern kontrolliert an die Landespolizei übergeben wird",
begründete sie vor dem Ausschuss ihre Entscheidung.

Nach Aktenlage wurde Amri um 0.11 Uhr in Friedrichshafen aus dem Bus
geholt. Um 0.46 Uhr erreichte die Zeugin Buchen zu Hause ein Anruf aus
ihrer Dienststelle, mit dem sie über den Fall unterrichtet und
zugleich über die Erkenntnisse der Sicherheitsbehörden zur Person
Amris informiert wurde. Der Mann, sagte sie, habe ein
Straftatenregister aufzuweisen gehabt, das "mir immer noch eine
Gänsehaut verschafft". Die Beamten in Friedrichshafen hatten bei Amri
einen gefälschten italienischen Personalausweis gefunden sowie,
eingenäht in eine Jacke, auf den zweiten Blick noch einen weiteren.
Für sie sei damit klar gewesen, sagte Buchen, dass Amri "kein normaler
Reisender" war.

Mit dem Dienstgruppenleiter der Polizeiinspektion in Konstanz führte
die Zeugin noch eine längere Diskussion über die Rechtsgrundlagen
einer möglichen Ausreiseuntersagung. Als Handhabe kam Amris Status als
eingestufter islamischer Gefährder in Frage, was der Konstanzer
Kollege indes nicht für gerichtsfest gehalten habe. Der einfachere Weg
sei gewesen, Amri die Weiterreise zu verwehren, weil er keinen
gültigen Ausweis besaß: "Meine Motivation, Amri im Land zu behalten,
war nicht, ihn zwingend im Land zu behalten, sondern
präventionspolizeilich zu verhindern, dass Amri nach Syrien ausreist,
sich als Terrorist ausbilden lässt, nach Deutschland zurückkehrt oder
in Italien einen Anschlag begeht." Dazu bestehe seit 2014 auch eine
völkerrechtliche Verpflichtung durch eine einschlägige Resolution des
UN-Sicherheitsrats.

Auch die Zeugin Seeber hatte damals Nachtschicht als Sachbearbeiterin
im Führungs- und Lagedienst des Bundespolizeipräsidiums. Sie hatte
Amri seit Dienstbeginn um 18.30 Uhr auf dem Schirm, nachdem das
Berliner Landeskriminalamt am Nachmittag entdeckt hatte, dass er sich
in südlicher Richtung bewegte, und seine Reiseroute verfolgte. In
mehreren Telefonaten mit dem Dienstgruppenleiter in Konstanz drängte
auch Seeber darauf, ihm die Ausreise zu verwehren, da die Gefahr nicht
auszuschließen sei, dass er nach Syrien in den Dschihad strebte.

 * 

2. Rechnungshof kritisiert Ministerium

2. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/CHB) Vertreter des Bundesrechnungshofs haben ihre Kritik
am Bundesverkehrsministerium wegen der Umsetzung der
Infrastrukturabgabe für Personenkraftwagen bekräftigt. Bei der
öffentlichen Zeugenvernehmung des 2. Untersuchungssausschusses
("PKW-Maut") standen am Donnerstag haushalts- und vergaberechtliche
Bedenken im Zentrum, die der Bundesrechnungshof bereits zuvor in einem
Bericht vorgetragen hatte.

"Über das endgültige Angebot hätte nicht mehr verhandelt werden
dürfen", sagte Werner Pelzer, Ministerialrat im Bundesrechnungshof und
dort Prüfungsgebietsleiter für die PKW-Maut, in der vom
Ausschussvorsitzenden Udo Schiefner (SPD) geleiteten Sitzung. Mit
seiner Aussage bezog er sich darauf, dass das Verkehrsministerium nach
Abgabe des endgültigen Angebots durch die Bietergemeinschaft aus
Kapsch TrafficCom und CTS Eventim weitere Gespräche mit den Bietern
geführt und sie zur Abgabe eines zweiten finalen Angebots aufgefordert
hatte.

"Das ist vergaberechtlich nicht zulässig", sagte auch Romy Moebus,
Leiterin der für Verkehr und Infrastruktur zuständigen Abteilung V des
Bundesrechnungshofs. In diesen nach Abgabe des endgültigen Angebots
geführten Verhandlungen seien die Mindestanforderungen geändert
worden. Deshalb, sagten Moebus und Pelzer in getrennten Vernehmungen,
hätte das Ministerium das Verfahren zurücksetzen und den zuvor
ausgestiegenen Bietern die Möglichkeit geben müssen, sich wieder am
Verfahren zu beteiligen. Zwar gebe es die Möglichkeit, aus
schwerwiegenden Gründen nachzuverhandeln. "Das Ministerium", sagte
Moebus, "hat aber keine schwerwiegenden Gründe vorgebracht."

Ministerialdirektor Reinhard Klingen, Leiter der Zentralabteilung im
Bundesverkehrsministerium, widersprach im Anschluss dieser
Darstellung. "Es wurden Aufklärungsgespräche und Verhandlungen mit den
verbliebenen Bietern geführt, die im rechtlichen Sinne keine
Nachverhandlungen waren", sagte Klingen. Im späteren Verlauf der
Vernehmung modifizierte er diese Aussage: Konfrontiert mit Paragraf 17
der Vergabeverordnung, wonach Verhandlungen über endgültige Angebote
unzulässig sind, sprach er nur noch von "Aufklärungsgesprächen"
zwischen Ministerium und Konsortium.

Allerdings machte Klingen darauf aufmerksam, dass er die
Zentralabteilung erst seit Ende Juli 2019 leitet. Mehrmals erklärte er
deshalb im Laufe der Vernehmung: "Ich habe zu dieser Frage keine
persönliche Wahrnehmung." Wenig Erhellendes konnte er auch zur Frage
beitragen, wie genau das Ministerium zur Einschätzung kam, das Risiko
eines negativen Urteils des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) sei
gering. Der EuGH entschied bekanntlich im Juni 2019, die PKW-Maut in
der beschlossenen Form sei nicht vereinbar mit EU-Recht, da sie
ausländische Fahrzeughalter benachteilige.

Das Ministerium habe dieses Risiko "nicht in dokumentierter Form
betrachtet", kritisierte Rechnungshofsprüfer Pelzer. "Wir haben
nirgendwo gesehen, dass sich das Ministerium mit dem Risiko
auseinandergesetzt hat." Dem widersprach eine Mitarbeiterin des
Bundesverkehrsministeriums, die nicht als Zeugin geladen war, der aber
vom Ausschussvorsitzenden das Wort erteilt wurde. Sie wies auf ein
Dokument in den dem Ausschuss zur Verfügung gestellten Akten hin, das
nach ihren Angaben belegt, dass das Ministerium das Risiko einer
negativen EuGH-Entscheidung fortlaufend berücksichtigte.

Auch zu haushaltsrechtlichen Fragen äußerten sich die Vertreter des
Bundesrechnungshofs. Es seien ihnen keine anderen Vergabeverfahren
bekannt, in denen die Angebotssumme der Bieter um ein Drittel
heruntergehandelt worden sei, erklärten sie übereinstimmend in
getrennten Befragungen. Bei der PKW-Maut wurde die Angebotssumme von
rund drei Milliarden Euro in den Endverhandlungen auf rund zwei
Milliarden Euro reduziert. Erst dadurch wurde es möglich, die
Verpflichtungsermächtigung des Bundestags einzuhalten.

Mehrere Fraktionen fragten zudem nach der Kooperationsbereitschaft des
Verkehrsministeriums bei der Prüfung durch den Bundesrechnungshof.
"Wer freut sich schon, wenn der Bundesrechnungshof kommt?", antwortete
Moebus. Es sei vorgekommen, dass trotz rechtzeitiger Ankündigung des
Besuchs durch die Prüfer kein Computer im Büro gestanden habe und kein
Zugang zum Laufwerk gewährleistet gewesen sei.

Als "verbesserungswürdig" bezeichnete auch Prüfungsgebietsleiter
Pelzer die Kooperation mit dem Verkehrsministerium. Fragen, wie sich
die mangelnde Kooperationsbereitschaft konkret geäußert habe,
beantwortete er unter Verweis auf die Vertraulichkeit entsprechender
interner Vermerke nicht. Das Angebot des Ausschussvorsitzenden
Schiefner, sich zu diesem Aspekt in nicht öffentlicher Sitzung zu
äußern, lehnte der Vertreter des Bundesrechnungshofs ab.

 * 

3. Geschlechtsunterschiede berücksichtigen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Berücksichtigung geschlechtsspezifischer
Besonderheiten kann nach Ansicht der Bundesregierung in der Medizin
einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Versorgung und
Patientensicherheit leisten. Seit 2015 seien die gesetzlichen
Krankenkassen dazu verpflichtet, diese Besonderheiten zu
berücksichtigen, heißt es in der Antwort (19/16769) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/16409) der FDP-Fraktion.

Zudem gehe es darum, eine geschlechtssensible Gesundheitsversorgung zu
stärken. Dazu bedürfe es neben der Erweiterung des Wissens über
frauen- und männerspezifische Erkrankungen auch der Entwicklung
geschlechtsspezifischer Versorgungskonzepte. Grundsätzlich sinnvoll
sei beispielsweise die Erforschung genderspezifischer
Arzneimittelwirkungen und Nebenwirkungen.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 139

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 30. Januar 2020, Redaktionsschluss: 16.31 Uhr

1. Linke will gerechte Rohstoffpolitik

2. Handwerk laut AfD bei Strom diskriminiert

3. FDP sorgt sich um Clubkultur

4. Firmen sollen für Prüfberichte haften

5. Rechenschaftsbericht der CDU liegt vor

6. Mehr Anträge auf Gendiagnostik



1. Linke will gerechte Rohstoffpolitik

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Linksfraktion plädiert für eine global gerechte
und nachhaltige Rohstoffpolitik. Dazu soll die Bundesregierung nach
Ansicht der Abgeordneten ihre Rohstoffstrategie grundlegend
überarbeiten und die klimaschonende, ökologische, entwicklungs- und
menschenrechtsförderliche Ausgestaltung ihrer Rohstoffpolitik in den
Mittelpunkt stellen. Die Interessen der rohstoffexportierenden
Entwicklungs- und Schwellenländer am Aufbau eigener
Wertschöpfungsketten im Inland müssten anerkannt werden, heißt es in
einem Antrag (19/16865) weiter.

Bislang verfolge die Bundesregierung einseitig das Interesse der
deutschen Industrie nach einem ungehinderten Zugang zu natürlichen
Ressourcen, begründen die Abgeordneten ihren Vorstoß. Sie verkenne
damit die aus entwicklungspolitischer, menschenrechtlicher und
ökologischer Sicht dringend gebotene Abkehr von ihrem bisherigen
rücksichtslosen rohstoffpolitischen Kurs.

 * 

2. Handwerk laut AfD bei Strom diskriminiert

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion fordert, die Förderung für
Erneuerbare Energien perspektivisch abzuschaffen. Die Abgeordneten
begründen dies in einem Antrag (19/16854) mit Wettbewerbsnachteilen
besonders für kleinere Betriebe und Handwerker. Der Einspeisevorrang
für Erneuerbare Energien solle beendet, "das EEG nach dem Auslaufen
der Förderung bestehender Anlagen komplett" abgeschafft werden.

Die Ausgleichsregelung sei mehrfach kritisiert worden, Vorstöße der
Opposition hätten jedoch teilweise in die falsche Richtung gezielt, so
die Abgeordneten. Entscheidend sei für die AfD, dass kleine,
handwerkliche und mittelständische Betriebe im Vergleich zu großen und
international tätigen Konkurrenten im Sinne der Wettbewerbsfähigkeit
gleich behandelt werden. Derzeit erhielten zum Beispiel
Handwerksbäcker keine Sonderregelung bei der EEG-Umlage, industriell
arbeitende Bäcker jedoch schon. Die Unterscheidung zwischen regionalen
und exportorientierten Herstellern sei jedoch zu oberflächlich.

 * 

3. FDP sorgt sich um Clubkultur

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion sorgt sich um die Clubkultur. Die
Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, die Szene mit einem
Maßnahmenbündel zu unterstützen. So solle deren wirtschaftliche
Bedeutung als Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Selbstständige gewürdigt
werden - etwa mit Erleichterungen bei der Bürokratie und
Vereinfachungen bei Steuerregelungen. Des Weiteren sei zu prüfen, ob
Clubs als baukulturelles Erbe angesehen werden können, erklären die
Abgeordneten in einem Antrag (19/16833) weiter. In der
Baunutzungsverordnung sollten Clubs als "Anlagen für kulturelle und
sportliche Zwecke" neu eingeordnet werden. Lärmrichtwerte sollten
gegebenenfalls angepasst werden.

Die Clubszene habe einzigartiges für die Kultur in Deutschland
geleistet, heißt es zur Begründung. Sie stehe vor grundlegenden
Veränderungen, die es erschwere, den "besonderen Mix aus kreativen und
wirtschaftlichen Tätigkeiten fortzuführen". Diese Veränderungen
reichten von demographischen Entwicklungen in den ehemaligen
Szenegebieten bis hin zu wirtschaftlichen Herausforderungen und
bürokratischem Aufwand.

 * 

4. Firmen sollen für Prüfberichte haften

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will die
Rechtssicherheit in internationalen Lieferketten stärken und daher die
Haftung für Prüfunternehmen festschreiben. Bislang könnten diese für
fehlerhafte Prüfberichte lediglich von ihren Auftraggebern, in der
Regel jedoch nicht von geschädigten Dritten zur Rechenschaft gezogen
werden, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/16883). Diese
rechtliche Grauzone könnte dazu führen, "dass die notwendige
unternehmerische Haftung und damit Lenkungseffekte eines
Lieferkettengesetzes wirkungslos verpuffen".

Würde ein Lieferkettengesetz verabschiedet mit verbindlichen
Sorgfaltspflichten für Unternehmen, jedoch ohne eine effektive Haftung
für Prüfunternehmen, könnte dies im schlimmsten Fall dazu führen,
"dass weder das auftraggebende Unternehmen noch das Prüfunternehmen
bei Menschenrechtsverstößen, Verletzungen grundlegender
Arbeitsstandards sowie Umweltzerstörung von Betroffenen haftbar
gemacht werden kann", warnen die Grünen.

 * 

5. Rechenschaftsbericht der CDU liegt vor

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Der Rechenschaftsbericht der CDU (1. Teil,
Bundestagsparteien, Band II) liegt für das Kalenderjahr 2018 als
Unterrichtung (19/16760) des Bundestagspräsidenten vor. Die
Zusammenstellung beinhaltet die Vermögensbilanz einschließlich der an
die Partei geflossenen Spenden.

 * 

6. Mehr Anträge auf Gendiagnostik

Gesundheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die Zahl der Anträge auf eine
Präimplantationsdiagnostik (PID) zur Erkennung von Erbkrankheiten und
Anomalien ist in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen. Das geht
aus dem zweiten Erfahrungsbericht der Bundesregierung zur PID hervor,
der in einer Unterrichtung (19/16925) vorliegt.

Demnach stieg die Zahl der Anträge auf eine PID von 83 im Jahr 2015
auf 319 im Jahr 2018. 2015 wurden insgesamt 33 PID registriert, 2018
bereits 315. Die Zahl der Anträge lag zwischen 2015 und 2018 jeweils
höher als die Zahl der tatsächlich durchgeführten PID. In den meisten
Fällen wurden die Anträge gebilligt, die Ablehnungsquote lag im Mittel
bei rund acht Prozent.

Die Zahl der Anträge liege im Rahmen der Erwartungen, hieß es. Anfangs
geäußerte Befürchtungen hätten sich nicht bewahrheitet. So sei es
weder zu einer ausufernden Anzahl von PID-Zentren noch zu einer
Vielzahl von Ethikkommissionen für PID gekommen.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 138

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 30. Januar 2020, Redaktionsschluss: 16.03 Uhr

1. Falsche Einschätzungen im Berliner LKA

2. Suder: Berufliches und Privates getrennt



1. Falsche Einschätzungen im Berliner LKA

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Das Berliner Landeskriminalamt hat sich im Umgang
mit dem späteren Attentäter Anis Amri von falschen Einschätzungen
leiten lassen. Dies räumte die damalige Abteilungsleiterin des
Polizeilichen Staatsschutzes (LKA5), Jutta Porzucek, am Donnerstag vor
dem 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz") ein: "Wir sind zu
dem Ergebnis gekommen, dass der spätere Täter nicht die Gefährlichkeit
aufwies, die er dann unter Beweis gestellt hat." Sie selbst sei mit
operativen Entscheidungen allerdings zu keinem Zeitpunkt befasst
gewesen, betonte die heute 58-jährige Zeugin, die seit einem Jahr im
Rang einer Polizeidirektorin beim Polizeipräsidenten für die
Sicherheit im Berliner Norden zuständig ist.

Auch den Namen Anis Amri, sagte Porzucek, habe sie erst nach dem
Anschlag auf dem Berliner Breitscheidplatz am 19. Dezember 2016
bewusst zur Kenntnis genommen. Es könne sein, dass der Mann bereits
vorher in einer Besprechung in ihrer Gegenwart erwähnt worden sei:
"Ich habe den nicht abgespeichert." Sie sei als Abteilungsleiterin
über Details des Ermittlungsgeschäfts nur soweit informiert worden
"wie notwendig". Darüber zu entscheiden, habe den ihr untergebenen
Dezernaten oblegen, die die Zeugin als "sehr autark, sehr kompetent
und fachverantwortlich" beschrieb.

Sie habe in ihrer Abteilung über "total kompetente Führungskräfte"
verfügt, die durchaus in der Lage gewesen seien, eigenständig zu
beurteilen, was die Chefin erfahren musste. Im Fall Amri sei dies im
Laufe des Jahres 2016 kein einziges Mal für notwendig erachtet worden.
Ihr sei auch nicht zur Kenntnis gelangt, was im Gemeinsamen
Terrorismus-Abwehrzentrum (GTAZ) der deutschen Sicherheitsbehörden
über Amri besprochen wurde. Dies habe ohnehin nicht zu ihren
"standardmäßigen Aufgaben" gehört: "Es hätte eine Rücksprache mit mir
gegeben, wenn die Einschätzung der Mitarbeiter so gewesen wäre, dass
ich das als Dienststellenleiterin wissen musste." Dass das Berliner
LKA im GTAZ in der Regel durch subalternes Personal vertreten war, sei
ihr damals "als problembehaftet nicht aufgefallen".

Aus heutiger Sicht sei klar, dass ihre Behörde sich im Umgang mit Amri
falsch verhalten habe, sagte die Zeugin: "Ich glaube nur, dass es nach
damaligem Wissensstand durchaus Erklärungen gegeben haben kann, zu
einer solchen fehlerhaften Einschätzung zu kommen." Amri sei einer von
"sehr vielen Gefährdern" gewesen, deren Zahl die Zeugin "im mittleren
zweistelligen Bereich" verortete: "Wir haben andere Personen gehabt,
die uns zu diesem Zeitpunkt wesentlich mehr Gefährlichkeit
entgegengebracht haben." Auf Nachfrage konnte sich die Zeugin
allerdings an keinen einzigen Namen aus dem Kreis der damaligen
Gefährder erinnern: "Ich bin seit über einem Jahr raus aus dem
Staatsschutz, insofern brauche ich die heute nicht mehr zu kennen. Ich
brauchte mir die Namen nicht zu merken."

Dass Amri im Sommer 2016 nur an zwanzig Tagen in sehr eingeschränktem
Maße observiert wurde, habe mit Sicherheit nichts mit Personalmangel
zu tun gehabt, betonte die Zeugin. Sie wäre sonst darüber informiert
worden und hätte für Abhilfe gesorgt. Vielmehr sei der "Mehrwert"
einer weiteren und intensiveren Observation wohl nicht gesehen worden.
Dass Amri im Laufe des Jahres 2016 ständig als Nummer Eins unter den
islamistischen Gefährdern in Berlin gegolten habe, schloss die Zeugin
aus. Warum? "Weil er dann observiert worden wäre - wir sind
Fachleute."

 * 

2. Suder: Berufliches und Privates getrennt

Verteidigung/Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/FLA) Die frühere Rüstungsstaatssekretärin Katrin Suder
hat versichert, in ihrer Amtszeit im Verteidigungsministerium
Berufliches und Privates strikt voneinander getrennt zu haben. In die
Vergabe von Beraterverträgen an frühere Kollegen aus dem
Beratungsunternehmen McKinsey sei sie nicht eingebunden gewesen. Sie
habe sich strikt aus der Auswahl externer Firmen herausgehalten,
erklärte sie bei ihrer Zeugenbefragung im Untersuchungsausschuss des
Verteidigungsausschusses unter der Leitung von Wolfgang Hellmich
(SPD).

Sie habe nie ein Hehl daraus gemacht, dass sie mit einigen
Auftragnehmern bekannt gewesen sei. "Mein Hintergrund war bekannt. Ich
kam aus der Beratungsindustrie." Da hätten sich persönliche
Beziehungen entwickelt. Sie habe das von Anfang an offen
ausgesprochen. Bei der Frage nach Kennverhältnissen, denen der
Ausschuss zur Berateraffäre nachgeht, ging es insbesondere um Timo
Noetzel, einem ehemaligen McKinsey-Mann, der dann zum Unternehmen
Accenture wechselte. Diese Firma hatte einen der Beraterverträge
erhalten, dessen Vergabe vom Bundesrechnungshof wegen Rechts- und
Regelverstößen gerügt worden war.

Suder bezeichnete ihr Verhältnis zu Noetzel als freundschaftlich. Sie
beide hätten kleine Kinder. Suder war bei der Taufe der Noetzel-Kinder
zugegen. Bei privaten Treffen habe sie nie über Dienstliches mit
Noetzel gesprochen. Sie sei in ihrer 15-jährigen Tätigkeit bei
McKinsey darauf getrimmt worden, die Dinge streng zu trennen und nicht
über die Arbeit zu reden. Schließlich könne man nie sagen, ob ein Satz
wann, wo und von wem verwendet werde. Zu einer Zeugenaussage, Noetzel
haben einen besonderen Draht zur Leitungsebene des Ministeriums
gehabt, meinte sie: "Das habe ich so nicht wahrgenommen."

Noetzel hatte als Zeuge vor dem Ausschuss ausgesagt, Suder habe ihm
mitgeteilt, ihre Freundschaft zu ihm im Ministerium offiziell
angezeigt zu haben. Dies bestätigte die Ex-Staatssekretärin indes
nicht. Sie habe gewiss Noetzel gesagt, ihre Bekanntschaft im
Ministerium transparent gemacht zu haben.

Zur Sprache kam auch, dass personelle Entscheidungen oder Vergaben
womöglich indirekt durch vermeintlichen Druck der Leitungsebene
getroffen worden seien. Suder nannte es "ein wiederkehrendes
Fehlverhalten", dass zur Durchsetzung eigener Vorstellungen ein
vermeintlicher Wunsch der Hausleitung in Anspruch genommen werde.

Mit Suder wurde eine zentrale Figur der Untersuchungen als Zeugin
vernommen, ohne die es den Ausschuss gar nicht geben würde. Sie war
Ende 2018 einer Einladung in den Verteidigungsausschuss, der sich mit
den gerügten Beraterverträgen beschäftigte, nicht gefolgt. Daraufhin
hatte der sich - er hat als einziger Ausschuss dazu die Möglichkeit -
als Untersuchungsausschuss eingesetzt, um damit Suders Vorladung
erzwingen zu können. Sie habe damals keineswegs eine Missachtung des
Parlaments im Sinn gehabt, meinte Suder jetzt. Damals sei ihr in der
Öffentlichkeit strafrechtliches Verhalten vorgeworfen worden. Deshalb
habe sie abgesagt. Diesen Schritt habe sie der damaligen
Verteidigungsministerium Ursula von der Leyen vorab mitgeteilt, ohne
aber deren Rat gesucht zu haben. Die Ministerin habe ihren Entschluss
akzeptiert.

Von der Leyen hatte Suder 2014 als beamtete Staatssekretärin ins
Ministerium geholt. Sie habe gerne zugesagt, wobei das Finanzielle für
sie keine Bedeutung gehabt habe, erklärte Suder. Sie beziehe auch
jetzt keine Beamtenpension. Die Lage im Rüstungsbereich sei damals
"ausgesprochen schwierig" gewesen: mangelnde Ausrüstung,
eingeschränkte Einsatzbereitschaft: Es habe keine Strategie gegeben,
keine vollständige Bedarfsprüfung. "Es wurde das beschafft, wo am
lautesten gerufen wurde." Nicht zuletzt an Personal habe es gefehlt.
Ihre Aufgabe sei es gewesen, den Rüstungsbereich mit seinen 20.000
Mitarbeitern zu modernisieren, konsequent zu entbürokratisieren und zu
digitalisieren sowie einen Kulturwandel bis hin zum Aufbrechen von
Machtstrukturen einzuleiten. Externe Hilfe vor allem im IT-Bereich sei
schlichtweg vonnöten gewesen.

Suder betonte, sie habe ihre Arbeit nach bestem Wissen und Gewissen
geleistet und wichtige Erfolge im Beschaffungswesen erzielt. 2018 war
sie aus privaten Gründen, wie sie sagte, ausgeschieden. Sie habe sich
mehr um ihre Kinder kümmern wollen. Das gelinge ihr jetzt mit ihrer
selbständigen Berufstätigkeit.

Mit von der Leyen beendet der Ausschuss am 13. Februar seine
Beweisaufnahme. Im Sommer soll der Abschlussbericht dem Bundestag
vorgelegt werden.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 137

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 30. Januar 2020, Redaktionsschluss: 14.18 Uhr

1. Boehringer erneut vorgeschlagen

2. Glaser und Münz erneut vorgeschlagen

3. Bühl kandidiert erneut

4. Wahlvorschläge für Haushalts-Gremien

5. FDP fragt nach Schäden auf der A 26

6. Masterplan Ladeinfrastruktur

7. Mehr Transparenz angestrebt



1. Boehringer erneut vorgeschlagen

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat erneut den Abgeordneten Peter
Boehringer zur Wahl als Mitglied und die Abgeordnete Birgit
Malsack-Winkemann als Stellvertreterin des Sondergremiums gemäß
Paragraf 3 Absatz 3 des Stabilisierungsmechanismusgesetzes
vorgeschlagen. Das geht aus einem Wahlvorschlag (19/16804) der
Fraktion hervor, der am Donnerstag abgestimmt werden soll. Boehringer
und Malsack-Winkemann treten zum nunmehr zehnten Mal für dieses
Gremium an.

 * 

2. Glaser und Münz erneut vorgeschlagen

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion schlägt erneut die Abgeordneten
Albrecht Glaser und Volker Münz zur Wahl als Mitglieder des Gremiums
gemäß Paragraf 3 des Bundesschuldenwesengesetzes vor. Das geht aus
einem Wahlvorschlag der Fraktion hervor (19/16803), der am Donnerstag
abgestimmt werden soll. Für Glaser und Münz ist es der insgesamt
zehnte Versuch, eine Mehrheit zu erlangen. Beide Kandidaten hatten
bereits bei vorausgegangenen Wahlgängen nicht die erforderliche Zahl
der Stimmen erreicht.

 * 

3. Bühl kandidiert erneut

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Der AfD-Abgeordnete Marcus Bühl kandidiert erneut
für das Vertrauensgremium gemäß Paragraf 10a Absatz 2 der
Bundeshaushaltsordnung. Dies geht aus einem Wahlvorschlag der Fraktion
(19/16802) hervor, der am Donnerstag abgestimmt werden soll. Es ist
Bühls nunmehr zehnte Kandidatur für dieses Gremium. Bisher hatte es
für den Vorschlag keine Mehrheit im Bundestag gegeben.

 * 

4. Wahlvorschläge für Haushalts-Gremien

Haushalt/Verordnung

Berlin: (hib/SCR) Die CDU/CSU-Fraktion hat den Abgeordneten Florian
Oßner (CSU) als Kandidaten zur Wahl eines Mitglieds des Gremiums gemäß
Paragraph 3 des Bundesschuldenwesengesetzes sowie zur Wahl eines
Mitglieds des Sondergremiums gemäß Paragraph 3 Absatz 3 des
Stabilisierungsmechanismusgesetzes vorgeschlagen. Wie aus den
Wahlvorschlägen der Fraktion (19/16863, 19/16864) hervorgeht, soll
Oßner in den beiden Gremien die Nachfolge von Alois Rainer (CSU)
antreten. Rainer ist nicht mehr Mitglied des Haushaltsausschusses.

 * 

5. FDP fragt nach Schäden auf der A 26

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem Planungs- und Ausführungsstand der
Bundesautobahn A 26 erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/16380). Die Bundesregierung soll unter anderem darüber
Auskunft erteilen, welche Schäden im bereits für den Verkehr
freigegebenen Teil der A 26 aufgetreten sind. Gefragt wird auch, wann
mit der Fertigstellung des dritten Abschnitts der A 26 zwischen
Buxtehude und Neu Wulmstorf/Rübke zu rechnen ist.

 * 

6. Masterplan Ladeinfrastruktur

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den "Masterplan Ladeinfrastruktur" stellt die
AfD-Fraktion in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/16670). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie
sie "die Wirtschaftlichkeit der Ladeinfrastruktur", die laut dem
Masterplan Ladeinfrastruktur "eine zentrale Rolle" spielen solle,
definiert. Gefragt wird auch, anhand welcher Kriterien und
Berechnungen die Regierung das Ziel von einer Million Ladesäulen
beschlossen hat.

 * 

7. Mehr Transparenz angestrebt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, das Regierungshandeln transparent und für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. So würden Gesetz- und
Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine etwaige
Verbändebeteiligung gegangen seien, sowie die beschlossenen
Gesetzentwürfe der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, heißt es in der
Antwort (19/16741) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/16361) der Fraktion Die Linke.

Ferner sei vereinbart, zusätzlich die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Vorlagen über die Internetseiten der
jeweiligen Ressorts veröffentlicht.

Die Fragesteller hätten eine Vielzahl identischer Anfragen zu
Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren Auswahl als eher
zufällig erscheine. Die Grenze zur administrativen Überkontrolle sei
angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen Gesetzgebung und
der Detailtiefe einzelner Fragen erreicht. Die Bundesregierung gehe
davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der Fragesteller künftig
durch die Veröffentlichung der Entwürfe und Stellungnahmen auf den
Internetseiten der Ressorts Genüge getan sei.

 * 
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BUNDESTAG/9446: Heute im Bundestag Nr. 136 - 30.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 136

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 30. Januar 2020, Redaktionsschluss: 13.33 Uhr

1. Soziale Sicherheit für Plattformarbeit

2. FDP will Überwachungsgesamtschau

3. Grüne wollen Anwaltschaft stärken

4. Linke: Strukturstärkungsgesetz ändern

5. AfD will wirksame Maßnahmengesetze

6. Mehr Transparenz angestrebt



1. Soziale Sicherheit für Plattformarbeit

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke will die soziale Sicherheit
für sogenannte Gig-Worker bei der ortsgebundenen Plattformarbeit
erhöhen. Sie hat dazu einen Antrag (19/16886) vorgelegt, in dem sie
betont, dass Plattformbetreibern die Möglichkeit genommen werden
müsse, sich ihren Pflichten als Arbeitgeber zu entziehen.
Plattformvermittelte Beschäftigung dürfe nicht länger ein Einfallstor
für Lohn- und Sozialdumping sein und damit zu einer weiteren
Prekarisierung der Arbeitswelt führen, schreiben die Abgeordneten. Sie
verlangen von der Bundesregierung, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der
klarstellt, dass es sich bei Beschäftigten der Gig-Ökonomie
grundsätzlich um Arbeitnehmer der Plattformbetreiber handelt. Auch
soll eine Beweislastumkehr im Statusfeststellungsverfahren festgelegt
werden, so dass die Plattformbetreiber widerlegen müssen, dass eine
abhängige Beschäftigung existiert. Ferner soll eine Berichtspflicht
für Plattformbetreiber über alle vermittelten ökonomischen Aktivitäten
eingeführt und eine verlässliche Datengrundlage geschaffen werden, um
den Stand der digitalen Plattformarbeit in Deutschland kontinuierlich
zu überprüfen.

 * 

2. FDP will Überwachungsgesamtschau

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
FDP-Fraktion "im Rahmen ihrer Vorschläge zur Harmonisierung des
Verfassungsschutzrechts auf eine Ausweitung der
Quellen-Telekommunikationsüberwachung und der Online-Durchsuchung beim
Bundesamt für Verfassungsschutz" (BfV) ebenso verzichten wie auf eine
"Streichung der strengeren Voraussetzungen" für die Speicherung der
Daten von Minderjährigen unter 14 Jahren. In einem Antrag (19/16875),
der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Parlaments steht,
fordert die Fraktion die Bundesregierung zudem auf, auf die Einführung
eines Betretungsrechts von Privaträumen zur Anbringung von
Überwachungseinrichtungen für das BfV zu verzichten.

Bevor neue Überwachungsmaßnahmen eingeführt werden, müssten die
bestehenden Maßnahmen in einer "Überwachungsgesamtschau" bewertet
werden, heißt es in der Vorlage. Eine solche Gesamtschau zeige Lücken
bei den Befugnissen der Sicherheitsbehörden auf, stelle aber auch
sicher, "dass die Überwachung der Bürgerinnen und Bürger das
erträgliche Maß nicht übersteigt".

Ferner schreiben die Abgeordneten, dass es "angesichts der im Rahmen
der Mordserie des so genannten Nationalsozialistischen Untergrundes
(NSU) aufgedeckten strukturellen Mängel bei der Arbeit des
Verfassungsschutzverbundes sowie der Fehler im Zusammenhang mit dem
Anschlag auf dem Berliner Breitscheidplatz im Jahr 2016" einer Reform
des Föderalismus im Bereich der Inneren Sicherheit bedürfe. Zu diesem
Zweck müssten Bundestag und Bundesrat eine gemeinsame Kommission zur
Reform der föderalen Sicherheitsarchitektur einsetzen.

 * 

3. Grüne wollen Anwaltschaft stärken

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/MWO) Die Stärkung der Anwaltschaft unter anderem durch
eine angemessene Erhöhung der Rechtsanwaltsgebühren ist Thema eines
Antrags der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/16884). Der Bundestag
solle die Bundesregierung auffordern, heißt es darin, einen
Gesetzentwurf vorzulegen, der die Vereinbarung von Erfolgshonoraren
bis zu einem bestimmten Streitwert zulässt, und zu prüfen, inwiefern
in Einzelfällen eine Lockerung des Verbots der Prozessfinanzierung
sinnvoll und angemessen sein kann. Damit solle langfristig ein fairer
Wettbewerb zwischen Anwaltschaft und nichtanwaltlichen Dienstleistern
gewährleistet werden. Weiter soll die Regierung einen Vorschlag für
eine Reform des Berufsrechts der anwaltlichen
Berufsausübungsgesellschaften vorlegen und die Zulassung weiterer
Rechtsformen prüfen.

 * 

4. Linke: Strukturstärkungsgesetz ändern

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Linksfraktion fordert in einem Antrag (19/16845)
Nachbesserungen am Strukturstärkungsgesetz für die Kohleregionen. So
solle eine staatliche Weiterbeschäftigungs- und Einkommensgarantie für
Beschäftigte in der Kohleindustrie verankert werden, schreiben die
Abgeordneten. Gleichwertige Lebensverhältnisse müssten als Ziel und
Leitbild festgeschrieben werden. Darüber hinaus schlagen die
Abgeordneten detailliert Erweiterungen an Förderbereichen vor.

Der Prozess des Kohleausstiegs müsse sozial-, arbeitsmarkt- und
strukturpolitisch abgesichert werden, heißt es weiter. Nur wenn im
notwendigen Strukturwandel sowohl die Beschäftigten der betroffenen
Branchen als auch die Menschen und Unternehmen in den Regionen diesen
Wandel auch als Chance begreifen könnten, werde sich der Umbau sozial
und demokratisch gestalten lassen.

 * 

5. AfD will wirksame Maßnahmengesetze

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Für "wirksame Maßnahmengesetze" und eine
Beschleunigung der Planungen von Infrastrukturprojekten "durch echte
Beteiligung der Öffentlichkeit" setzt sich die AfD-Fraktion in einem
Antrag (19/16861) ein, der am Freitag auf der Tagesordnung des
Bundestags steht. In der Vorlage kritisieren die Abgeordneten den von
der Bundesregierung vorgelegten Entwurf für ein
Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz (19/15619), in dem Klagen gegen
Infrastrukturprojekte als ursächlich für die stark verzögerte
Fertigstellung von Projekten und dadurch ausgelöste Kostensteigerungen
identifiziert würden. Verkannt werde dabei, "dass eine Verkürzung des
Klagewegs die tieferen Ursachen nicht zu beseitigen vermag".
Hauptursächlich für eine Vielzahl von Klagen ist aus Sicht der AfD -
neben einer zu unbestimmten Gesetzgebung und Verwaltungsfehlern - "die
mangelnde Akzeptanz".

Der Regierungsentwurf ist aus Sicht der Abgeordneten nur wenig
geeignet, eine Akzeptanzwirkung zu erzielen, "da er die erfolgreiche
dänische Baugesetzgebung in einem wesentlichen Punkt nicht auf
Deutschland überträgt". Die dänischen Baugesetze erzeugten mittels
echter und vor allem sehr früher Beteiligung der Bürger an den
Planungen eine hohe Akzeptanzwirkung und in der Folge eine
Beschleunigungswirkung. Insgesamt reize der Entwurf für ein
Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz "sein innovatives Potenzial nicht
aus und wäre im Falle seiner Verabschiedung zeitnah zu novellieren",
urteilt die AfD-Fraktion.

Sie fordert vor diesem Hintergrund die Bundesregierung auf,
Raumordnungsverfahren und Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen des
Planfeststellungsverfahrens beziehungsweise der Vorbereitungsverfahren
für Maßnahmengesetze "soweit wie möglich zu integrieren, um redundante
Doppelprüfungen und -strukturen zu beseitigen". Zudem müsse die
Kommunikation mit der interessierten und betroffenen Öffentlichkeit
"auf Augenhöhe" erfolgen und eine wirksame Beteiligung an der Planung
von Infrastrukturvorhaben gewährleisten.

Dazu sei es nötig, alle erforderlichen Unterlagen zu
Infrastrukturvorhaben zielgruppengerecht hinsichtlich Umfang, Struktur
und Verständlichkeit aufzubereiten und passiv sowie aktiv der
betroffenen Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen, fordern die
Parlamentarier. Kompetenzen zur Öffentlichkeitsbeteiligung müssten
außerdem bei einer zentralen und unabhängigen Stelle gebündelt werden,
statt Doppelstrukturen bei den dafür vorgesehenen Vorhabenträgern
aufzubauen. Die zu schaffende Stelle müsse spezialisiert die
Aufbereitung der Unterlagen übernehmen, als zentraler Ansprechpartner
sowie Informationsquelle der interessierten und betroffenen
Öffentlichkeit dienen sowie eine Scharnierfunktion zwischen
Verwaltung, Bürgern und Parlament erfüllen.

Des Weiteren schlägt die AfD vor, die Maßnahmengesetzgebung auf alle
Verkehrsinfrastrukturen auszudehnen sowie möglichst früh
"Erfahrungswerte zu Maßnahmengesetzen für Straßenbauprojekte zu
sammeln". Es sei fraglich, wie solche Erfahrungswerte gesammelt werden
können, wenn entsprechende Pilotprojekte nicht im Entwurf enthalten
sind, heißt es in dem Antrag. Vor dem Hintergrund des vollständigen
Übergangs der Verantwortung für das gesamte Bundesfernstraßennetz auf
den Bund und der gegenwärtigen sowie zukünftigen Bedeutung des
Verkehrsträgers Straße, sei es fahrlässig, keine Maßnahmengesetze für
diesen Verkehrsträger vorzubereiten, schreiben die Abgeordneten.

 * 

6. Mehr Transparenz angestrebt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, das Regierungshandeln transparent und für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. So würden Gesetz- und
Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine etwaige
Verbändebeteiligung gegangen seien, sowie die beschlossenen
Gesetzentwürfe der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, heißt es in der
Antwort (19/16740) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/16349) der Fraktion Die Linke.

Ferner sei vereinbart, zusätzlich die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Vorlagen über die Internetseiten der
jeweiligen Ressorts veröffentlicht.

Die Fragesteller hätten eine Vielzahl identischer Anfragen zu
Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren Auswahl als eher
zufällig erscheine. Die Grenze zur administrativen Überkontrolle sei
angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen Gesetzgebung und
der Detailtiefe einzelner Fragen erreicht. Die Bundesregierung gehe
davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der Fragesteller künftig
durch die Veröffentlichung der Entwürfe und Stellungnahmen auf den
Internetseiten der Ressorts Genüge getan sei.

 * 
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BUNDESTAG/9445: Heute im Bundestag Nr. 135 - 30.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 135

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 30. Januar 2020, Redaktionsschluss: 12.07 Uhr

1. Beziehungen zwischen EU und Israel

2. Hinweisgeber: AfD will Subsidiaritätsklage

3. Reform der Aufstiegsfortbildung

4. Mehr Transparenz angestrebt



1. Beziehungen zwischen EU und Israel

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion wirbt für eine Verbesserung des
Verhältnisses zwischen der EU und Israel. Die Bundesregierung solle
darauf hinwirken, "dass die Haltung der EU gegenüber Israel dem
Umstand Rechnung trägt, dass Israel die einzige westliche Demokratie
im Nahen Osten ist, die durch denselben islamistischen Terror bedroht
wird, der auch in Europa schon viele Opfer gekostet hat", schreiben
die Abgeordneten in einem Antrag (19/16855). In diesem Kontext solle
die Kooperation zwischen den EU-Staaten und Israel insbesondere bei
der Bekämpfung des islamistischen Terrorismus intensiviert werden.
Außerdem müsse die Unterscheidung zwischen einem politischen Arm und
einem militärischen Arm der Hisbollah aufgegeben werden und die
Hisbollah im Ganzen auf die Terrorliste der EU gesetzt werden. Die
Abgeordneten wenden sich auch gegen "die von der EU-Kommission
einseitig auf Israel angewendete Kennzeichnungspflicht für Produkte
aus jüdischen Siedlungen" und fordern, dass diese diskriminierende
Praxis beendet werde. Ferner soll die Finanzierung der BDS-Bewegung
("Boycott, Divestment and Sanctions") oder ihr nahe stehender
Organisationen oder anderer Organisationen mit ähnlichen Zielen aus
EU-Mitteln unterbunden werden.

 * 

2. Hinweisgeber: AfD will Subsidiaritätsklage

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Nach Ansicht der AfD-Fraktion verletzt eine
EU-Richtlinie zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das
Unionsrecht melden, die Grundsätze der Subsidiarität und
Verhältnismäßigkeit und fällt nicht in die Zuständigkeit der
EU-Kommission. Sie fordert die Bundesregierung daher in einem Antrag
(19/16857) auf, Subsidiaritätsklage gegen die Richtlinie zu erheben.
Zur Begründung heißt es, die AfD halte eine EU-Regelung für den Schutz
der Hinweisgeber für nicht erforderlich, da die Mitgliedstaaten,
"jedenfalls Deutschland", bereits eigene Schutzvorschriften für
Hinweisgeber hätten. Für Vorschriften, die Behörden und Unternehmen
reglementierten, fehlten der EU die Ermächtigungen.

Über den Antrag debattiert der Bundestag erstmals heute Nachmittag.
Direkt im Anschluss soll namentlich über die Vorlage abgestimmt
werden.

 * 

3. Reform der Aufstiegsfortbildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Reform des
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes thematisiert die AfD in einem
Antrag (19/16859). Übergeordnetes Ziel ist die Annäherung oder laut
AfD sogar die Schaffung der Gleichwertigkeit der Hochschulausbildung
mit der Beruflichen Bildung. Die AfD fordert, Anreize für die Länder
zu schaffen, damit diese unbürokratische und vereinfachte Verfahren
sowohl für die Antragstellung zur Teilnahme an einer
Aufstiegsfortbildung als auch für das Aufstiegs-BaföG einführen
können. Dafür sollen die Bundesmittel erhöht werden. Zudem sollen
Evaluationen bezüglich der Teilnehmerzahlen, der Wahl der
Fortbildungsmaßnahmen und der Wahl der Bildungseinrichtungen im
Abstand von zwei Jahren durchgeführt werden. Bundesländer, in welchen
die Angebote der Aufstiegsfortbildung zurückhaltend wahrgenommen
werden, sollen besonders beworben werden und Möglichkeiten für die
Länder geschaffen werden, damit diese die Passungsprobleme zeitnah
lösen können. Zudem sollen Anreize für Bildungsträger geschaffen
werden, damit den Teilnehmern im Nachhinein die Kosten der Maßnahmen
er
lassen werden können, wenn diese die Aufstiegsfortbildungsmaßnahmen
erfolgreich abgeschlossen haben. Aber auch für Unternehmen soll es
insbesondere in steuerlicher Hinsicht Vergünstigungen geben, wenn sie
Fortbildungsteilnehmer in Teilzeit oder Vollzeit von der Arbeit
teilweise oder vollständig freistellen und besonders begabten
Teilnehmern ein Aufstiegsfortbildungsstipendium ähnlich einem
Leistungsstipendium in der akademischen Ausbildung ermöglichen. Zudem
soll die Förderhöhe des "Attraktivitätspakets Meisterstück" angemessen
aufgestockt werden.

Seit dem Inkrafttreten des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes im
Jahr 2016 wurden laut AfD mehr als 2,2 Millionen
Aufstiegsfortbildungen durchgeführt, die mit rund 8,6 Milliarden Euro
gefördert wurden.

 * 

4. Mehr Transparenz angestrebt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, das Regierungshandeln transparent und für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. So würden Gesetz- und
Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine etwaige
Verbändebeteiligung gegangen seien, sowie die beschlossenen
Gesetzentwürfe der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, heißt es in der
Antwort (19/16739) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/16360) der Fraktion Die Linke.

Ferner sei vereinbart, zusätzlich die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Vorlagen über die Internetseiten der
jeweiligen Ressorts veröffentlicht.

Die Fragesteller hätten eine Vielzahl identischer Anfragen zu
Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren Auswahl als eher
zufällig erscheine. Die Grenze zur administrativen Überkontrolle sei
angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen Gesetzgebung und
der Detailtiefe einzelner Fragen erreicht. Die Bundesregierung gehe
davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der Fragesteller künftig
durch die Veröffentlichung der Entwürfe und Stellungnahmen auf den
Internetseiten der Ressorts Genüge getan sei.

 * 
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BUNDESTAG/9444: Heute im Bundestag Nr. 134 - 30.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 134

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 30. Januar 2020, Redaktionsschluss: 11.27 Uhr

1. Doppelbesteuerung von Renten

2. Anhörung zum lebenslangen Lernen

3. Lage der Menschenrechte in Belarus

4. Diskriminierung israelischer Staatsbürger

5. Mehr Transparenz angestrebt



1. Doppelbesteuerung von Renten

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/PST) m Zuge der laufenden Umstellung von der
vorgelagerten auf die nachgelagerte Rentenbesteuerung kann es zu
Doppelbesteuerungen kommen. Ursprünglich mussten die Rentenbeiträge
aus dem bereits versteuerten Einkommen abgeführt werden, während
später die Rentenbezüge steuerfrei waren. Die Versteuerung war also
vorgelagert. Beamtenpensionen dagegen mussten voll versteuert werden.
Dies bewertete das Bundesverfassungsgericht 2002 als unzulässige
Ungleichbehandlung. Daraufhin entschied der Gesetzgeber, ab 2005
schrittweise auf eine nachgelagerte Versteuerung umzustellen.
Schrittweise bis 2025 sollten immer größere Anteile der Rentenbeiträge
von der Steuer absetzbar sein, gleichzeitig immer größere Teile der
Rente als steuerpflichtiges Einkommen gelten. Wer ab 2040 in Rente
geht, muss dann die gesamte Rente versteuern.

Allerdings schließen diese langen Fristen nicht aus, dass zunehmend
Rentner Steuern für Teile ihrer Altersbezüge leisten müssen, für die
sie schon als Beitragszahler an den Fiskus gezahlt haben. Die
Oppositionsfraktionen Die Linke (19/10282), AfD (19/10629) und Bündnis
90/Die Grünen (19/16494) haben deshalb Anträge eingebracht, um mit
verschiedenen Maßnahmen solche Doppelbesteuerungen abzuwenden. Am
Mittwoch nahmen Sachverständige in einer öffentlichen Anhörung des
Finanzausschusses dazu Stellung.

Dabei herrschte Einigkeit, dass Arbeitnehmern, die jetzt in Rente
gehen oder schon im Ruhestand sind, noch keine Doppelbesteuerung
droht, da die Hälfte ihrer Rentenbeiträge vom Arbeitgeber geleistet
wurde und schon immer steuerfrei war. Je näher der Renteneintritt dem
Jahr 2040 komme, umso größer werde das Risiko. Schon heute aber kommt
es den Experten zufolge bei freiwillig versicherten Selbständigen zu
Doppelbesteuerungen, da es für sie keinen steuerfreien
Arbeitgeberbeitrag gab.

Erste Fälle liegen inzwischen beim Bundesfinanzhof. Dessen Vorsitzende
Richterin, Professorin Dr. Jutta Förster, sagte den Abgeordneten, dass
es etwa um den Jahreswechsel 2020/2021 zu einer Entscheidung kommen
könnte. Angesichts dessen warfen Koalitions-Abgeordnete die Frage auf,
ob man vor politischen Entscheidungen nicht die juristische Klärung
des jetzigen Zustandes abwarten solle. Dem hielt Förster entgegen,
wenn in dieser Anhörung der Eindruck entstanden sei, dass es
Doppelbesteuerung gibt, dann solle die Politik auch unabhängig von den
Gerichten aktiv werden.

Dagegen riet der Amberger Rechtsprofessor Dr. Thomas Dommermuth, erste
höchstrichterliche Entscheidungen abzuwarten. Denn bisher sei gar
nicht geklärt, wann eine Doppelbesteuerung vorliegt. Selbst bei einem
Renteneintritt 2040 werde es nach seiner Einschätzung nicht so viele
Fälle von Doppelbesteuerung geben wie teilweise befürchtet. Auch der
Passauer Juraprofessor Dr. Rainer Wernsmann verwies auf eine Reihe
noch nicht höchstrichterlich geklärter Fragen.

Die ehemalige Vizepräsidentin des Bundesfinanzhofes, Silvia Schuster,
wies auf ein Problem für Rentner hin, die meinen, einer
Doppelbesteuerung zu unterliegen. Denn in solchen Fällen habe der
Steuerpflichtige die Feststellungslast, müsse also vor Gericht
beweisen, dass er unzulässig besteuert wird. Dass diese Beweispflicht
die Steuerpflichtigen überfordere, berichtete Uwe Rauhöft vom
Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine. Es sei unrealistisch, dass sie
über einen so langen Zeitraum alle Dokumente vorlegen können. Schon
die nachgelagerte Besteuerung als solche überfordere viele Rentner.
Das gelte besonders für Hinterbliebene, die plötzlich steuerpflichtig
werden und oft schon sehr alt seien.

Hans-Ulrich Liebern vom Bund der Steuerzahler berichtete, sein Verein
bekomme zur Frage der Doppelbesteuerung laufend Anfragen. Derzeit sehe
seine Organisation sie aber nur in wenigen Fällen von Selbständigen
gegeben.

Die Steuerexpertin Gesa Bruno-Latocha von der Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft nannte es "sehr unglücklich, dass man jeden einzelnen
Rentner zwingt, vor Gericht zu gehen", wenn er meint einer
Doppelbesteuerung zu unterliegen. Die Finanzverwaltungen könnten auch
von sich aus eine Plausibilitätsprüfung machen, was in den meisten
Fällen zu einer Klärung führen würde.

AfD und Die Linke schlagen in ihren Anträgen vor, die volle
Rentenversteuerung auf das Jahr 2070 zu verschieben, da dann
Doppelbesteuerungen ausgeschlossen seien. Dagegen wandte Dr. Reinhold
Thiede von der Deutschen Rentenversicherung ein, dass schon der
jetzige Übergangszeitraum sehr lang sei. Die gerade diskutierten
Probleme zeigten, dass man "ein Gesetz nicht auf vierzig Jahre im
Voraus machen kann". Mehrere Sachverständige schlugen vor, schon jetzt
und nicht erst 2025 die Rentenbeiträge voll steuerfrei zu stellen.
Wenn man dann auch die volle Steuerpflicht für Rentner langsamer
einführe, könne in vielen Fällen die Doppelversteuerung vermieden
werden, sagte Dr. Tobias Hentze vom Institut der Deutschen Wirtschaft.

 * 

2. Anhörung zum lebenslangen Lernen

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/SUK) Wie kann das lebenslange Lernen insbesondere mit
Blick auf Bildung für nachhaltige Entwicklung befördert werden? Dieser
Fragen hat sich am Mittwochabend, 29. Januar 2020, der
Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung gewidmet. Unter
Leitung von Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU) hörten die Abgeordneten drei
Sachverständige zu diesem Thema.

Anne-Marie Meister, Gründerin und Direktorin von Artport_making waves
e.V., plädierte dafür, mehr externe interdisziplinäre Kunst- und
Wissenschaftsprojekte an die Schulen zu holen und deren Arbeit in die
Lehrpläne aller Schulformen einzubinden. Meister berichtete von ihrem
Projekt "We are ocean", in dem ihr Unternehmen im vergangenen Jahr
Workshops an Schulen in Berlin und Brandenburg veranstaltet und
Schüler mit Wissenschaftlern und Künstlern in Austausch gebracht hat.
Thema seien die Ozeane und Nachhaltigkeit gewesen. Gemeinsam mit den
Experten hätten die Schüler Kunstvideos und Performances erarbeitet
und dabei viel gelernt. Es sei wichtig, so Meister, dass die Schüler
erlerntes Wissen umsetzen könnten und sich dadurch als "Teil des
Ganzen" begreifen und ein Bewusstsein dafür entwickeln würden, dass
sie selbst etwas bewirken könnten.

Professor Dr. Reinhard Pollak, Leiter der GESIS-Abteilung
"Dauerbeobachtung der Gesellschaft" am Leibniz-Institut für
Sozialwissenschaften, führte aus, wie unterschiedlich die Teilnahme
der Deutschen an Weiterbildungsangeboten ist. Er unterschied zwischen
formaler Weiterbildung, bei der ein Abschluss erworben wird, non-
formaler Weiterbildung und informeller Weiterbildung. So würden gut 50
Prozent der Bevölkerung an non-formaler Weiterbildung teilnehmen, aber
nur drei Prozent an formaler. Zur informellen Weiterbildung gebe es
bisher zu wenig Forschung, man gehe aber von einer Teilnahmequote von
etwa 43 Prozent aus. Während die Verteilung bei Männern und Frauen
etwa gleich sei, würden Menschen, die erwerbstätig seien, deutlich
häufiger an Weiterbildung teilnehmen als Nicht-Erwerbstätige. Zudem
nähmen bestimmten Berufsgruppen - etwa Zahnärzte, Humanmediziner oder
Lehrer - viel häufiger an Weiterbildung teil als Berufstätige im
Bereich Drucktechnik, Reinigung und Textilverarbeitung. Es gelte nach
wie vor, so Pollak, dass Menschen mit einer hohen Bildung in hohe
Berufe gingen und sich dort auch weiterbildeten. Um dies auch für
andere Branchen zu erreichen, seien Betriebsvereinbarungen und eine
betriebliche Finanzierung sinnvoll, zudem plädiere er für mehr
"Information, Anleitung und Ermutigung". Sinnvoll wäre es zudem, die
Weiterbildung zu modularisieren und in "kleineren Paketen" anzubieten.
Verstärkt werden müsse zudem die Forschung im Bereich informelle
Bildung.

Für deutliche Investitionen im Bereich der Ausbildung von Pädagogen
plädierte Dr. Mandy Singer-Brodowski vom Institut Futur der Freien
Universität Berlin. Hier würden "wichtige Hebelpunkte" liegen, wenn es
um die strukturelle Verankerung von Bildung für nachhaltige
Entwicklung gehe. Diese gebe es zwar zunehmend, allerdings sei
festzustellen, dass es große Unterschiede in Hinblick auf
Qualifikation und Professionalisierung der Pädagogen in den
unterschiedlichen Bildungsbereichen gebe.

Im Bereich der beruflichen Bildung gebe es viele Modellprojekte,
allerdings brauche sie "noch Zeit" um das Thema insgesamt zu
verankern. An den Hochschulen existierten bereits "großartige
Projekte", allerdings kollidierten hier die Rahmenbedingungen der
projektbezogenen Förderlogik mit dem Anspruch einer langfristigen
Finanzierung. Im Bereich der nonformalen Bildung seien
zivilgesellschaftliche Akteure "die Säule" der Bildung für nachhaltige
Entwicklung; sie würden zunehmend zu Partnern der Lerneinrichtungen
und würden eine Kultur der Nachhaltigkeit befördern. In den Kommunen
ginge es vor allem um Netzwerkarbeit und darum, die Aktivitäten
stärker sichtbar zu machen. Dabei gebe es "noch viel Potential". Man
sehe in Studien, dass es viele junge Menschen gebe, die sehr
"nachhaltigkeitsaffin" seien und viel Motivation und Vorwissen
mitbrächten. Sie seien zwar hochmotiviert, hätten aber nur wenig
Hoffnung, dass positive Szenarien realisiert werden könnten. Dies
"gibt uns zu denken".

 * 

3. Lage der Menschenrechte in Belarus

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/SAS) Trotz stärkerer Öffnung gegenüber Europa und
"gestiegener Dialogbereitschaft gegenüber der Zivilgesellschaft und
internationalen Organisationen" zeigt sich die Bundesregierung
weiterhin besorgt über die Lage der Menschenrechte in Belarus. In dem
umgangssprachlich auch Weißrussland genannten, autokratisch regierten
Land würden noch immer Opposition, Menschenrechtsaktivisten und
Journalisten massiv in ihrer Arbeit eingeschränkt und behindert,
berichtete ein Vertreter der Bundesregierung am Mittwochnachmittag im
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe.

Als "enttäuschend" bezeichnete er vor allem das Ergebnis der
Parlamentswahlen am 17. November 2019. Die Wahlbeobachterkommission
der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE)
habe erneut schwere Verstöße festgestellt und unter anderem ein Klima
der Einschüchterung kritisiert. Bei der Wahl gingen schließlich alle
Sitze des Repräsentantenhauses an frühere Regierungsfunktionäre,
Diplomaten und Mitglieder regierungstreuer Parteien. Die Opposition
erhielt keinen einzigen Sitz.

Zwar lasse sich in jüngster Vergangenheit eine "gestiegene Toleranz"
gegenüber nicht genehmigten Demonstrationen verzeichnen, doch
Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit sowie die Vereinigungsfreiheit
seien weiterhin massiv eingeschränkt. Seit 2000 habe es so etwa keine
neue Registrierung von Parteien oder Nichtregierungsorganisationen
gegeben, so der Vertreter des Auswärtigen Amtes. Politische Gefangene
gebe es zwar offiziell seit der "Tauwetter-Phase" zwischen 2015 und
2017 nicht mehr, doch die eigentlich auf 15 Tage begrenzte
"Administrativhaft" werden nicht selten "additiv" verhängt. So kämen
"lange Haftstrafen" zustande, die die Bundesregierung wiederholt -
aber erfolglos - kritisiert habe.

Auch die Bemühungen um ein Moratorium der Todesstrafe, die in Belarus
als einzigem Land in Europa noch verhängt und vollstreckt werde,
liefen weiterhin ins Leere, beklagte der Vertreter der
Bundesregierung. Staatspräsident Alexander Lukaschenko, der das Land
seit 1994 regiere, sei sein Befürworter von Hinrichtungen und verweise
zur Legitimation stets auf ein 1996 abgehaltenes Referendum, in dem
sich eine große Mehrheit der abstimmenden Weißrussen für die
Beibehaltung der Todesstrafe ausgesprochen habe, so der
Regierungsvertreter. 2019 seien drei Todesurteile vollstreckt worden.

In Bezug auf Rechtsstaatlichkeit bestünden deutliche Defizite: So sei
das Recht auf ein faires Verfahren eingeschränkt, da es in Belarus
keine unabhängige Justiz gebe. Alle Richter würden vom Präsidenten
ernannt und entlassen, erklärte der Vertreter der Bundesregierung.
Derzeit seien rund 32.000 Menschen in Haft. Die Gefangenenrate liege
damit bei 343 Inhaftierten pro 100.000 Einwohner. Zum Vergleich: In
Deutschland seien es 78 Gefangene pro 100.000 Einwohner, so der
Vertreter des Auswärtigen Amtes. Besonders besorgniserregend sei dabei
die Verhängung "unverhältnismäßig hoher Haftstrafen" bei
Drogendelikten von Minderjährigen. Schon der Besitz kleiner Mengen zum
Eigengebrauch werde selbst bei minderjährigen Ersttätern mit bis zu
fünf Jahren Haft geahndet. Bei Gruppentaten mit Todesfolge liege das
Strafmaß zwischen zwölf und 25 Jahren. Damit verletze Belarus gegen
die "Schutzpflicht des Staates gegenüber Kindern", wie sie in der auch
von Belarus unterzeichneten UN-Kinderrechtskonvention festgeschrieben
sei, betonte der Regierungsvertreter.

In der anschließenden Diskussion thematisierten Abgeordnete von
Linksfraktion, FDP und Bündnis 90/Die Grünen die von der
Menschenrechtsorganisation Amnesty International scharf kritisierten
schlechten Haftbedingungen in Belarus, unter denen auch minderjährige
Inhaftierte litten. Die AfD verwies auf die außenpolitische Lage des
Landes. Der Druck aus Russland auf die weißrussische Staatsführung sei
nicht zuletzt durch das Auslaufen der günstigen Sonderkonditionen für
Gas- und Öllieferungen aus Russland Ende 2019 gewachsen. Lukaschenko
versuche, sich dennoch ein Stück weit vom großen Nachbarn abzusetzen -
aus Sorge, dass der russische Präsident Wladimir Putin aus der Union
der beiden souveränen Staaten ein groß-russisches Reich machen könnte.
Diese Situation habe offenbar zu größerer Dialogbereitschaft gegenüber
Deutschland und Europa geführt. Dies sei eine Chance, die es zu nutzen
gelte, so die AfD. Weitere Fragen der Fraktionen zielten unter anderem
auf Kritik an OSZE-Wahlbeobachtern, konkrete Projekte der
Bundesregierung zur Förderung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
in Belarus sowie auf die regelmäßige Überprüfung der Haftbedingungen
vor dem Hintergrund von Auslieferungen in das Land.

 * 

4. Diskriminierung israelischer Staatsbürger

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) "Maßnahmen gegen die Diskriminierung von
israelischen Staatsangehörigen" fordert die AfD-Fraktion in einem
Antrag (19/16856), der am Donnerstag auf der Tagesordnung des
Bundestages steht. Die Abgeordneten nehmen in der Vorlage Bezug auf
die Weigerung einer kuwaitischen Fluggesellschaft, einen israelischen
Staatsbürger zu befördern, sowie auf ein Urteil des Landgerichts
Frankfurt, das die Ansprüche auf Beförderung sowie auf Entschädigung
wegen einer Diskriminierung zurückgewiesen hatte. Es sei der
kuwaitischen Fluggesellschaft aus rechtlichen Gründen unmöglich
gewesen, den Kläger aufgrund seiner israelischen Staatsbürgerschaft zu
befördern, habe das Gericht geurteilt, schreibt die AfD-Fraktion. Eine
Entschädigung sei dem Kläger nicht zugesprochen worden, weil das
Antidiskriminierungsgesetz zwar eine Benachteiligung aus Gründen der
Rasse, der ethnischen Herkunft oder der Religion verbiete. Eine
Diskriminierung wegen der Staatsangehörigkeit werde durch das
Antidiskriminierungsgesetz hingegen nicht sanktioniert, heißt es in
der Vorlage.

Die AfD-Fraktion fordert daher die Bundesregierung auf, einen
Gesetzesentwurf vorzulegen, durch den derartige Diskriminierungen von
Menschen mit israelischer Staatsangehörigkeit, wie beispielsweise
durch Kuwait Airways, künftig unterbunden werden. Gleichzeitig soll
die Regierung nach Auffassung der Fraktion versuchen, eine Änderung
des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Staat
Kuwait über den Fluglinienverkehr dahingehend herbeizuführen, dass
derartige Diskriminierungen künftig unterbunden werden. Soweit sich
die kuwaitische Seite nicht bereit erklärt, "ihre diskriminierende
Praxis zu Lasten von Menschen mit israelischer Staatsangehörigkeit in
angemessener Zeit zu beenden", solle die Bundesregierung die
Möglichkeit der Kündigung des Abkommens zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und dem Staat Kuwait über den Fluglinienverkehr prüfen und
die Kündigung gegebenenfalls als "ultima ratio" umsetzen, verlangen
die Abgeordneten.

 * 

5. Mehr Transparenz angestrebt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, das Regierungshandeln transparent und für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. So würden Gesetz- und
Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine etwaige
Verbändebeteiligung gegangen seien, sowie die beschlossenen
Gesetzentwürfe der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, heißt es in der
Antwort (19/16738) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/16354) der Fraktion Die Linke.

Ferner sei vereinbart, zusätzlich die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Vorlagen über die Internetseiten der
jeweiligen Ressorts veröffentlicht.

Die Fragesteller hätten eine Vielzahl identischer Anfragen zu
Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren Auswahl als eher
zufällig erscheine. Die Grenze zur administrativen Überkontrolle sei
angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen Gesetzgebung und
der Detailtiefe einzelner Fragen erreicht. Die Bundesregierung gehe
davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der Fragesteller künftig
durch die Veröffentlichung der Entwürfe und Stellungnahmen auf den
Internetseiten der Ressorts Genüge getan sei.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 133

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 30. Januar 2020, Redaktionsschluss: 10.22 Uhr

1. Nein zu biometrischer Gesichtserkennung

2. Anonymität im öffentlichen Raum

3. Einbürgerung von Nachfahren

4. Gesundheitsfachkräfte aus dem Ausland



1. Nein zu biometrischer Gesichtserkennung

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt auf einen
Verzicht auf den Einsatz biometrischer Gesichtserkennung in
öffentlichen Räumen. In einem Antrag (19/16885), der am Donnerstag
erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht, fordert die
Fraktion die Bundesregierung auf, "von der geplanten gesetzlichen
Legalisierung des polizeilichen Einsatzes biometrischer
Gesichtserkennung" in öffentlich zugänglichen Räumen Abstand zu nehmen
und die entsprechenden Passagen im Entwurfs eines novellierten
Bundespolizeigesetzes wie durch Bundesinnenminister Horst Seehofer
(CSU) angekündigt ersatzlos zu streichen.

Auch soll die Bundesregierung nach dem Willen der Fraktion dem
Bundestag einen Gesetzentwurf für ein "gesetzliches Verbot der
biometrischen, algorithmengesteuerten Gesichtserkennung oder
anderweitiger biometrischer Verfahren zum Ziele der anlasslosen,
eindeutigen Identifizierbarkeit" von Bürgern in öffentlichen Räumen
vorlegen sowie auf europäischer Ebene darauf hinwirken, dass dort
ebenfalls eine entsprechende Verbotsregelung verabschiedet wird.

In der Vorlage führen die Abgeordneten aus, dass Demokratien von der
Verfügbarkeit grundsätzlich unüberwachter öffentlicher Räume lebten,
in denen sich Individuen frei bewegen und äußern können. Die
biometrische Gesichtserkennung auf Grundlage algorithmischer Verfahren
stelle diese rechtsstaatliche Notwendigkeit in Frage und drohe, die
relative Anonymität öffentlicher Räume nachhaltig zu gefährden oder
gar zu beenden.

"Die derzeitigen Pläne des Bundesministeriums des Inneren, für Bau und
Heimat für eine Legalisierung der sogenannten ,intelligenten
Videoüberwachung' und der automatisierten, biometrischen
Gesichtserkennung in öffentlichen Räumen stellen eine existenzielle
Gefahr für die informationelle Selbstbestimmung der Bürgerinnen und
Bürger dar", heißt es in dem Antrag weiter. Die "in einem
Gesetzentwurf für ein reformiertes Bundespolizeigesetz verankerten
Pläne" sähen eine schrittweise Einführung derartiger Systeme auf
besonders frequentierten Bahnhöfen und Flugplätzen vor.

 * 

2. Anonymität im öffentlichen Raum

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Für ein Recht auf Anonymität im öffentlichen Raum -
Keine automatisierte Gesichtserkennung durch die Bundespolizei" lautet
der Titel eines Antrags der FDP-Fraktion (19/16862), der am Donnerstag
erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Darin wird
die Bundesregierung aufgefordert, "im Rahmen der Novelle des
Bundespolizeigesetzes weiterhin auf Pläne zu verzichten, mit denen die
Bundespolizei die Befugnis zur automatisierten Gesichtserkennung
erhalten soll". Auch soll die Bundesregierung nach dem Willen der
FDP-Fraktion einen Gesetzentwurf vorlegen, mit dem das "Recht auf
Anonymität im öffentlichen Raum" festgeschrieben wird, und sich zudem
im Rat der Europäischen Union unter anderem "für ein europaweites
temporäres Moratorium für den Einsatz von Software zur automatisierten
und massenhaften Gesichtserkennung im öffentlichen Raum" einsetzen.

Wie die Fraktion ausführt, muss der Gesetzgeber das Recht auf
Anonymität im öffentlichen Raum gesetzlich festschreiben, "um das
Allgemeine Persönlichkeitsrecht und dabei insbesondere die
Privatsphäre und die informationelle Selbstbestimmung auch im
öffentlichen Raum zu schützen". Die Bürger dürften auch im
öffentlichen Raum keiner Totalüberwachung unterworfen sein. "Eine
solche Überwachung würde es ermöglichen, durch lückenlose
Bewegungsprofile die Freiheit des Einzelnen übermäßig einzuschränken",
schreiben die Abgeordneten.

Zugleich betonten sie, dass das Recht auf Anonymität im öffentlichen
Raum nicht schrankenlos gelte. Es könne durch Gesetze und Maßnahmen
insbesondere zum Zweck der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung
eingeschränkt werden. Der massenhafte Einsatz automatisierter
Gesichtserkennung im öffentlichen Raum stelle aber einen völlig
unverhältnismäßigen Eingriff in das Recht auf Anonymität im
öffentlichen Raum dar. Dagegen könne "intelligente Videoüberwachung an
Kriminalitätsschwerpunkten ohne automatisierte Gesichtserkennung eine
sinnvolle Maßnahme zur Gefahrenabwehr und Strafverfolgung sein. Auch
der Einsatz von Software, mit der bestimmte Gefahrensituationen
automatisch erkannt werden oder bei der Polizeivollzugsbeamte im
Einzelfall über ein Einschreiten oder eine Aufzeichnung entscheiden,
kann sinnvoll sein", heißt es ferner in der Vorlage.

 * 

3. Einbürgerung von Nachfahren

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/SUK) Nachfahren von Menschen, denen durch das NS-Regime
aus politischen, "rassischen" oder religiösen Gründen die deutsche
Staatsangehörigkeit entzogen wurde, sollen nach dem Willen der Grünen
einen Anspruch auf (Wieder)-Einbürgerung erhalten. Dies fordert die
Fraktion in einem Antrag (19/16846). Zur Begründung heißt es, allein
in den letzten zehn Jahren hätten mehr als 30.000 Betroffene einen
Einbürgerungsantrag gestellt. Dabei dürften ihnen "keine Steine in den
Weg gelegt werden".

Allerdings zeige die Praxis, dass die bestehenden Regelungen bestimmte
Personengruppen ausschließen würden und nicht ausreichten. Damit, so
schreiben es die Grünen in ihrem Antrag, würde die
NS-Unrechtsherrschaft nach 75 Jahren im Staatsangehörigkeitsrecht
teilweise fortwirken. Die Bundesregierung solle daher einen Entwurf
zur "staatsangehörigkeitsrechtlichen Wiedergutmachung" vorlegen und
für "unkomplizierte und unbürokratische Verwaltungsverfahren Sorge
tragen".

Dass so viele Nachkommen von Menschen, die während der NS-Diktatur
verfolgt und zur Emigration gezwungen worden, heute wieder deutsche
Staatsangehörige sein wollen, solle "Deutschland mit Dankbarkeit
erfüllen". Es sei und bleibe Deutschlands historische Verantwortung,
"das geschehene Unrecht, soweit das überhaupt möglich ist,
wiedergutzumachen".

 * 

4. Gesundheitsfachkräfte aus dem Ausland

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Das Gesundheitssystem in Deutschland muss nach
Ansicht der Grünen-Fraktion systematisch für ausländische Fachkräfte
geöffnet werden. Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und
des Fachkräftemangels sei das Gesundheitswesen stärker als bisher auf
eingewanderte Erwerbstätige angewiesen, heißt es in einem Antrag
(19/16844) der Fraktion.

Für ein pluralistisches Gesundheitswesen seien gute
Arbeitsbedingungen, berufsspezifische Sprachförderungsangebote,
transparente und effiziente Anerkennungsverfahren sowie Unterstützung
bei der Anpassungsqualifizierung nötig.

Die Abgeordneten fordern unter anderem bundesweite Standards für
Anerkennungsverfahren bei Pflege- und Gesundheitsberufen,
berufsspezifische Sprachkurse, die Repräsentanz von Menschen mit
Migrationsgeschichte in den Führungsgremien des Gesundheitswesens
sowie eine Strategie zur Integration ausländischer Fachkräfte.

 * 
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BUNDESTAG/9442: Heute im Bundestag Nr. 132 - 30.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 132

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 30. Januar 2020, Redaktionsschluss: 09.59 Uhr

1. AfD fordert sinnvolle Investitionen

2. AfD will EEG-Subventionen abschaffen

3. AfD lehnt Kohleausstieg ab

4. Einflussnahme auf Gesetzentwürfe

5. Keine detaillierte Personalaufschlüsselung

6. Früherkennung von Gebärmutterhalskrebs

7. Ablauf der Maßnahmenbewilligung



1. AfD fordert sinnvolle Investitionen

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung soll nach Willen der
AfD-Fraktion an der Politik der "Schwarzen Null" festhalten, auf neue
Schulden verzichten und "sinnvolle Investitionen für Deutschland"
anschieben. In einem Antrag (19/16860) fordert die Fraktion dazu
Änderungen in der Investitionspolitik des Bundes. Der Antrag wird am
Donnerstag ohne Aussprache zu weiteren Beratung an die Ausschüsse
überwiesen.

Laut Antrag soll sich die Bundesregierung nicht von "aggregierten
Gesamtsummen leiten" lassen und "Anstiege derselben nicht per se als
Erfolgsmeldung" verbuchen. Die Fraktion argumentiert, dass von den als
Investitionen im Haushalt 2020 ausgewiesenen Ausgaben in Höhe von 45,6
Milliarden Euro beispielsweise nur rund zwölf Milliarden Euro
Sachinvestitionen seien. Der Rest entfalle auf Finanzinvestitionen und
Zuschüsse an Dritte. Zudem flössen sieben Milliarden Euro
Investitionsmittel gar nicht nach Deutschland, "sondern werden
beispielsweise als Teil der Entwicklungshilfe direkt ins Ausland
transferiert und erhöhen dennoch die offizielle Investitionsquote in
Deutschland". Weitere Forderungen der Fraktion beziehen sich auf die
Darstellung von Investitionen, die Deregulierung, die Verbesserung
parlamentarischer Kontrollrechte, die Stärkung der Einnahmebasis der
Kommunen sowie Ausgabenminderungen und Steuersenkungen.

 * 

2. AfD will EEG-Subventionen abschaffen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Erneuerbare Energien sollten nach Ansicht der
AfD-Fraktion an ihren Umweltkosten gemessen werden. Die Verzerrung in
der Energiewirtschaft müsse beendet werden, fordern die Abgeordneten
in einem Antrag (19/16852). Sie möchten Subventionen im Rahmen des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes abschaffen. Außerdem solle so lange an
der Stein- und Braunkohleverstromung festgehalten werden, "bis die
Versorgungssicherheit und ökonomische Wettbewerbsfähigkeit durch
erforderliche Ersatzressourcen gewährleistet ist". Ansonsten sei mit
einer Versorgungslücke zu rechnen, begründen die Abgeordneten ihren
Vorstoß. "Diese Lücke muss zuverlässig geschlossen werden."

 * 

3. AfD lehnt Kohleausstieg ab

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
den Kohleausstieg abzublasen. Nur die Kohleverstromung sei in der
Lage, die Strompreiserhöhungen abzufedern, argumentieren die
Abgeordneten in einem Antrag (19/16853). Kohle sei ein heimischer und
sehr wettbewerbsfähiger Energieträger und gewährleiste eine
energieintensive Produktion in einem Industrieland wie Deutschland.
Erneuerbare Energien seien nicht wettbewerbsfähig, heißt es weiter.

 * 

4. Einflussnahme auf Gesetzentwürfe

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat zu einer weiteren Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16359) zu möglicher Einflussnahme
Dritter auf einen Gesetzentwurf (Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 26. März 2019 zum
Ausschluss der Stiefkindadoption in nichtehelichen Familien
(Bundesratsdrucksache 577/19)) Stellung genommen. In ihrer Antwort
(19/16726) schreibt sie, Referentenentwürfe des Bundesministeriums der
Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) und die dazu eingegangenen
Stellungnahmen würden grundsätzlich auf der Internetseite des BMJV
veröffentlicht. Der Referentenentwurf habe im Rahmen der
Ressortabstimmung sowie der Länder- und Verbändeanhörung Änderungen
erfahren. Durch die Veröffentlichung der Entwürfe und der
Stellungnahmen auf der Internetseite des BMJV seien die vorgenommenen
Änderungen transparent nachvollziehbar. In diesem Zusammenhang weist
die Bundesregierung darauf hin, dass es nicht Bestandteil der
parlamentarischen Kontrollfunktion sei, frei verfügbare Informationen
durch die Bundesregierung zusammentragen und anschaulich aufbereiten
zu lassen. Gespräche der Leitungsebene des BMJV mit externen Dritten
bezogen auf den Regelungsgegenstand des Referentenentwurfs habe es
nicht gegeben.

Wie die Bundesregierung in der Vorbemerkung zu ihrer Antwort schreibt,
haben die Fragesteller eine Vielzahl von identischen Kleinen Anfragen
zu verschiedenen Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt. Die
Grenze zur administrativen Überkontrolle sei angesichts des Umfangs
der Überprüfung der aktuellen Gesetzgebungstätigkeit und der
Detailtiefe von einzelnen Fragen aus Sicht der Bundesregierung
erreicht.

 * 

5. Keine detaillierte Personalaufschlüsselung

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung lehnt eine genauere
Personalaufschlüsselung im Bundesgesundheitsministerium in dem von der
FDP-Fraktion verlangten Umfang ab. Dem stehe das Recht der
Beschäftigten auf informationelle Selbstbestimmung entgegen, heißt es
in der Antwort (19/16743) der Bunderegierung auf eine Kleine Anfrage
(19/16003) der FDP-Fraktion.

 * 

6. Früherkennung von Gebärmutterhalskrebs

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Früherkennung von Gebärmutterhalskrebs ist Thema
einer Kleinen Anfrage (19/16642) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten
wollen wissen, wie die Bundesregierung die fristgerechte Umsetzbarkeit
des Programms zur Früherkennung von Zervixkarzinomen bewertet.

 * 

7. Ablauf der Maßnahmenbewilligung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Wie das Verfahren der Maßnahmenbewilligung für
Projekte der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit ausgestaltet ist,
will die AfD-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage (19/16667)
erfahren. Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, welche
Verwaltungsvorschriften die Maßnahmenbewilligung regeln, in welche
Verfahrensschritte sich diese gliedert und wie das Bundesministerium
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) die
Wirtschaftlichkeit der zu bewilligenden Maßnahmen überprüft.

 * 
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BUNDESTAG/9441: Heute im Bundestag Nr. 131 - 29.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 131

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 29. Januar 2020, Redaktionsschluss: 18.00 Uhr

1. Vorbeugendes Krisenmanagement

2. Kritik an Lösung zur Stiefkindadoption

3. Digitalvorhaben im Finanzministerium

4. Preußens Kronprinz Wilhelm im Fokus



1. Vorbeugendes Krisenmanagement

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Die Bundesregierung möchte krisenhafte Entwicklungen
außerhalb des eigenen Landes und Europas "früher, entschlossener und
substanzieller angehen" können. Sie setze daher in ihrer
internationalen Politik zunehmend auf Früherkennung und Prävention,
sagte am Mittwoch eine zuständige Referatsleiterin aus dem Auswärtigen
Amt im Tourismusausschuss. Es gelte, sich von Krisen nicht überraschen
zu lassen, sondern diese "idealerweise" vorherzusehen und ihnen im
Entstehen entgegenzuwirken. Dies sei nicht zuletzt für die
Tourismuswirtschaft von Belang, die auf ein stabiles internationales
Umfeld angewiesen ist. In verschiedenen Teilen der Welt gebe es
Beispiele dafür, wie sich attraktive Reiseländer unversehens in
Krisenregionen verwandeln können.

Präventives Krisenmanagement sei ein relativ neuer Ansatz. Erst vor
vier Jahren wurde im Auswärtigen Amt die zuständige Abteilung S für
"Stabilisierung" eingerichtet, die mittlerweile über 200 Mitarbeiter
verfügt. Ihr Tätigkeitsfeld umfasst Früherkennung und Prävention,
Konfliktbearbeitung, humanitäre Hilfe, aber auch "Nachsorge", also die
weitere Begleitung und Beobachtung von Ländern, die akute Krisen
hinter sich haben, und die Evaluierung der Maßnahmen. Die verstärkte
Hinwendung zu langfristigen und vorbeugenden Strategien gehe auf eine
Erfahrung zurück, die der damalige Außenminister Frank-Walter
Steinmeier in die Worte fasste, es habe den Anschein, als ob "die Welt
aus den Fugen" gerate. Weltweit sei spätestens seit dem Arabischen
Frühling zu beobachten, dass sich Krisen "verstetigen" und zum
"Normalzustand" werden.

Schwerpunktregionen deutschen Engagements sind der größte Teil
Afrikas, der Nahe und Mittlere Osten im Raum zwischen Griechenland,
der Türkei und Pakistan, die Ukraine sowie als Einzelfall in
Lateinamerika neuerdings Venezuela. Zu den Hauptsorgen in der
Abteilung S zählten der Klimawandel und, auch durch ihn bedingt,
weltweite Migrationsströme. Die Verschlechterung der klimatischen
Bedingungen werde unweigerlich zu "Ausweichbewegungen" und damit zu
neuen Konflikten führen.

Methodisch setzt das präventive Krisenmanagement auf die
Konsolidierung von Demokratie und Rechtsstaat. Wichtig sei, die
Leistungsfähigkeit und somit die Legitimität demokratischer
Regierungen zu stärken. Sie seien in die Lage zu versetzen, die
Erfüllung von Grundbedürfnissen wie Strom- und Wasserversorgung,
Gesundheitswesen, aber auch Justiz effektiv zu gewährleisten. Gerade
eine funktionierende Justiz sei von Bedeutung, da viel Krisenpotenzial
durch Menschenrechtsverletzungen entstehe. In diesem Zusammenhang sei
es auch wichtig, Sicherheitskräften das "Handwerkszeug für eine
demokratische Polizeiarbeit" zur Verfügung zu stellen.

Der Tourismus trage bei alledem eine große Verantwortung. Er könne zur
Stabilisierung betroffener Regionen beitragen, wenn er nachhaltig
betrieben werde, andernfalls aber auch zur Verschärfung krisenhafter
Entwicklungen wie des Klimawandels. Die Tourismuswirtschaft müsse
"sensibel" sein.

 * 

2. Kritik an Lösung zur Stiefkindadoption

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Öffnung
der Stiefkindadoption für nichteheliche Paare geht aus der Sicht von
Sachverständigen nicht weit genug. In der öffentlichen Anhörung des
Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz am Mittwoch erklärte
beispielsweise die Familienrechtsexpertin Nina Dethloff von der
Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, zwar würde der vom
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) beanstandete Verstoß beseitigt, vor
allem bleibe aber unverheirateten Partnern nach wie vor die
gemeinschaftliche Adoption verwehrt.

Die Bundesregierung will mit ihrem Gesetzentwurf (19/15618) erreichen,
dass die Stiefkindadoption durch eine Person zugelassen wird, die mit
dem Elternteil in einer verfestigten Lebensgemeinschaft lebt. Eine
solche liege in der Regel vor, wenn die Personen seit mindestens vier
Jahren oder als Eltern eines gemeinschaftlichen Kindes mit diesem
eheähnlich zusammenleben. Mit dem Gesetz soll eine Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts vom 26. März 2019 umgesetzt werden (1 BvR
673 /17). Das Gericht hatte den vollständigen Ausschluss der
Stiefkindadoption in nichtehelichen Familien für verfassungswidrig
erklärt und den Gesetzgeber verpflichtet, bis zum 31. März 2020 eine
Neuregelung zu treffen. Nach dem Willen der FDP-Fraktion, die einen
Antrag zu diesem Thema vorgelegt hat (19/15772), sollen nichteheliche
Lebensgemeinschaften und Ehe bei der Adoption eines Kindes
gleichstellt werden. Auch müsse es Ehegatten ermöglicht werden, als
Einzelperson zu adoptieren.

Dethloff bemängelte wie auch andere Sachverständige den Begriff der
verfestigten Lebensgemeinschaft. Dieser sei unglücklich gewählt, da er
bereits im Unterhaltsrecht verwendet werde, wo ihm eine andere
Bedeutung zukomme. Vorzugswürdig wäre die Verwendung eines anderen,
neuen Begriffs, wie etwa der faktischen Lebensgemeinschaft, erklärte
Dethloff. Sie forderte den Gesetzgeber auf, mit der Beseitigung
gravierender Ungleichbehandlungen von Kindern, die in nichtehelichen
Familien aufwachsen, nicht zu warten, bis das Bundesverfassungsgericht
den nächsten Verstoß feststellt.

Anne Sanders von der Universität Bielefeld unterstützte die von der
FDP vorgeschlagene große Lösung und meinte, der Begriff "verfestigte
Lebensgemeinschaft" solle ersetzt werden durch "stabile eheähnliche
Lebensgemeinschaft". Sie befürworte eine Regelung, sagte Sanders, nach
der Ehepaare und Lebensgefährten entweder gemeinsam oder gar nicht
adoptieren können. Andernfalls werde es zu einer Ungleichbehandlung
von Ehegatten gegenüber Lebensgefährten kommen. Sollte der Gesetzgeber
an der im Entwurf vorgeschlagenen kleinen Lösung festhalten, würde sie
kleinere Änderungen anregen. Dazu zähle auch eine Ausnahmeregelung für
eine Adoption in einer stabilen eheähnlichen Lebensgemeinschaft, wenn
ein Partner mit einem Dritten verheiratet ist.

Die Familienrechtlerin Hildegund Sünderhauf von der Evangelischen
Hochschule Nürnberg sprach sich dafür aus, wünschenswerte Adoptionen
nicht an rechtlichen Hürden scheitern zu lassen. So sollte die
Adoption für elternlose Kinder ermöglicht werden, und zwar auch in
Fällen, in denen die Eltern nicht verheiratet sind, und auch dann,
wenn sie zwar verheiratet sind, aber nur einer der beiden Eheleute das
Kind adoptieren will. Adoption schaffe Eltern-Kind-Bindungen und
verfestige sie durch rechtliche Familienbeziehungen, sagte Sünderhauf.

Katharina Hilbig-Lugani vom Deutscher Juristinnenbund (djb)
bemängelte, dass der Entwurf nur eine Regelung zur Stiefkindadoption
enthalte und den nichtehelichen Lebensgemeinschaften nicht die
Möglichkeit der gemeinschaftlichen Adoption eröffne. Kritisch sehe sie
auch die Anhebung der Mindestdauer einer nichtehelichen
Lebensgemeinschaft von zwei auf vier Jahre für die Annahme einer
verfestigten Lebensgemeinschaft. Der Entwurf zeige, so Hilbig-Lugani,
dass eine Insellösung nur wenige Probleme löst, aber viele Probleme
provoziert. Im Bereich des Adoptions- und Abstammungsrechts bedürfe es
daher bald einer großen Lösung, die auch andere Expertinnen anmahnten.

Für überzeugend hält dagegen Ursula Hennel vom Sozialdienst
katholischer Frauen den Entwurf. Hennel, die aus der Sicht einer
Praktikerin sprach, erklärte, es sei richtig, dass sich die Vorlage
auf die Öffnung der Stiefkindadoption für nichteheliche Partner
beschränkt. Anderenfalls bestünde die Gefahr, dass bei einer
gleichzeitigen Öffnung der Fremdadoption für nichteheliche Paare
adoptionsspezifische Qualitätskriterien und Erfahrungen gegenüber dem
Beweggrund der Gleichstellung von nichtehelichen und ehelichen
Familien aus dem Fokus gerieten.

Gernot Kintzel, Richter am Oberlandesgericht Bamberg, erklärte, mit
dem Gesetzentwurf werde dem Beschluss des BVerfG grundsätzlich in
geeigneter Weise nachgekommen. Insbesondere bei der Terminologie - wie
bei dem Begriff der verfestigten Lebensgemeinschaft - bestehe jedoch
noch Verbesserungsbedarf. Maßgeblich für die Frage, ob und unter
welchen Voraussetzungen wem eine Adoption eröffnet werden sollte,
müsse das Kindeswohl sein, betonte Kitzel in seiner Stellungnahme.
Gleichbehandlungsgesichtspunkte der Adoptivbewerber hätten hinter
Belangen des Kindeswohls zurückzutreten. Weitergehende Regelungen wie
von der FDP gefordert seien nicht angezeigt.

Insa Schöningh, Bundesgeschäftsführerin der Evangelischen
Arbeitsgemeinschaft Familie, begrüßte ebenfalls das Ziel des
Gesetzentwurfes, Stiefkindadoptionen auch in nichtehelichen, aber
stabilen Partnerschaften zuzulassen. Die vom BVerfG geforderte
Gleichstellung von nichtehelichen Lebensgemeinschaften mit Ehen
spiegele im Hinblick auf Stabilität und Kindeswohl die
gesellschaftliche Realität wider und sei daher überfällig.
Gleichzeitig sprach sie sich für eine umfassende Reform des
Abstammungs- und Sorgerechts auch für weitere Familienkonstellationen
aus.

Constanze Körner vom Berlin Verein Lesben-Leben-Familie sagte, es sei
grundsätzlich zu begrüßen, dass sich ein verändertes, vielfältigeres
Familienbild Schritt für Schritt in den Gesetzen durchsetze und
Familie längst nicht mehr zwingend an die Ehe gebunden sein müsse.
Jedoch sei für lesbische Mütterfamilien noch immer die
Stiefkindadoption in der Ehe beziehungsweise der Eingetragenen
Lebenspartnerschaft nach der Geburt der einzige Weg, um rechtlich
Eltern ihres in die lesbische Beziehung hineingeborenen Kindes zu
werden. Dringend notwendig sei daher die Abschaffung der
Stiefkindadoption in gleichgeschlechtlichen Ursprungsfamilien sowie
grundsätzlich eine Reform des Abstammungsrechts.

 * 

3. Digitalvorhaben im Finanzministerium

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Der Ausschuss Digitale Agenda hat am
Mittwochnachmittag in seiner 48. Sitzung mit Finanzminister Olaf
Scholz (SPD) über die Digitalvorhaben im Finanzministerium (BMF) und
der Finanzbranche diskutiert. Das Thema Digitalisierung sei "sehr
weitreichend", sagte Scholz, da die wirtschaftliche Stärke
Deutschlands viel mit Dezentralität zu tun habe. Dies sei etwas, das
bewahrt werden müsse. Die infrastrukturellen Voraussetzungen dafür
seien etwa über das Sondervermögen "Digitale Infrastruktur"
(Digitalinfrastrukturfondsgesetz) geschaffen worden, das neue
Investitionen in den Gigabitnetzausbau und den DigitalPakt Schule
fördere.

Weitere große Fragen seien, wie der Staat als Steuererheber an den
geschäftlichen Erfolgen der digitalen Plattformbetreiber partizipieren
könne. Neben einer Digitalsteuer sei das BMF derzeit auch in
Gesprächen rund um eine globale Mindestbesteuerung. Auch welche Rolle
künstliche Intelligenz spielen kann, um Projekte etwa im Bereich des
Zolls oder des Bundeszentralamts für Steuern voranzutreiben, sei ein
aktuelles Thema. Im Ministerium forsche man zudem zu der Frage, wie
kleine und mittlere Unternehmen von großen Datensammlungen anderer
besser profitieren können, berichtete Scholz. Im Hinblick auf digitale
Währungen, wie etwa das Facebook-Projekt Libra, bleibe er bei seiner
Haltung, dass die Herausgabe von Währungen Aufgabe des Staates sei.
"Die Chancen, die Facebook damit hat, haben vor allem mit dem Versagen
anderer Akteure zu tun", betonte Scholz.

Ein Vertreter der CDU/CSU fragte nach einem Zeitplan zur Umsetzung von
Gesetzesvorhaben in Bezug auf ein elektronisches Wertpapierregister
und die Regulierung von Kryptotoken. Ein Vertreter der SPD-Fraktion
wollte Details zum Gemeinnützigkeitsrecht in Bezug auf die
Freifunk-Initiative und E-Sport erfahren. Nach dem Umgang mit Libra
fragte ein AfD-Abgeordneter. Ein FDP-Vertreter interessierte sich für
mögliche Auswirkungen eines E-Euro auf das Bargeld und potenzielle
Negativzinsen, ebenso wollte ein Grünen-Abgeordneter Details zu einem
gestuften Vorgehen bei der Einführung eines E-Euro erfahren. Eine
Vertreterin der Linken wollte wissen, ob über die Einführung einer
elektronischen Rechnungsstellung (E-Invoicing-System) nachgedacht
werde.

 * 

4. Preußens Kronprinz Wilhelm im Fokus

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Hat der preußische Kronprinz Wilhelm von Preußen in
den 1930er Jahren dem Nationalsozialismus erheblichen Vorschub
geleistet? Diese Frage stand am Mittwoch im Zentrum einer öffentlichen
Anhörung des Kulturausschusses. Hintergrund der Anhörung sind
Forderungen des Hauses Hohenzollern auf Entschädigung beziehungsweise
Rückgabe von Immobilien und Kulturgütern, die während der sowjetischen
Besatzungszeit in Ostdeutschland nach dem Zweiten Weltkrieg zwischen
1945 und 1949 enteignet wurden. Seit 2014 verhandeln der Bund und das
Land Brandenburg mit der Erbengemeinschaft der Hohenzollern über eine
gütliche Einigung. Grundlage für eine solche Entschädigung bildet das
Ausgleichleistungsgesetz von 1994, das Entschädigungen aber nur dann
vorsieht, wenn der Enteignete der nationalsozialistischen Herrschaft
nicht "erheblichen Vorschub geleistet" hat. Die Fraktionen Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen wollen eine Entschädigung des Hauses der
Hohenzollern aber in jedem Fall verhindern und haben entsprechende
Anträge (19/14729, 19/13545) eingebracht.

Das Urteil der Historiker Peter Brandt, Stephan Malinowski und
Stefanie Middendorf fiel übereinstimmend deutlich aus: Kronprinz
Wilhelm von Preußen hat vor und nach 1933 dem Nationalsozialismus
erheblichen Vorschub geleistet. Der Historiker Benjamin Hasselhorn
wollte die Frage allerdings nicht so eindeutig beantworten. Beide
Ansichten ließen sich zwar historisch begründen, aber nicht eindeutig
belegen, ein abschließendes Urteil sei deshalb kaum zu fällen.

Brandt, er lehrte bis 2014 Neuere und Neueste Geschichte an der
Fernuniversität Hagen, argumentierte, dass Wilhelm von Preußen im
entscheidenden Jahr 1932 zwar keine zentrale politische Figur gewesen
sei, aber dennoch aufgrund seiner Stellung als Kronprinz großen Anteil
daran hatte, Vorbehalte im deutschen Adel gegen die
Nationalsozialisten abzubauen. Nach der Ernennung Adolf Hitlers zum
Reichskanzler im Jahr 1933 habe Wilhelm deutlich geäußert, dass sich
nun erfüllt habe, wofür er ein Jahr gekämpft habe. Der Kronprinz habe
auf eine Wiederherstellung der Monarchie innerhalb einer
faschistischen Diktatur nach dem Vorbild Italiens gehofft.

In diesem Sinne argumentierte auch der Historiker Malinowski von der
Universität Edinburgh. Er verwies auf den Wahlaufruf Wilhelm von
Preußens 1932 zugunsten der Nationalsozialisten und seine Rolle beim
"Tag von Potsdam" 1933. Als preußischer Kronprinz habe er über eine
große Symbolkraft verfügt. Bei der Frage, ob er dem
Nationalsozialismus erheblichen Vorschub geleistet habe, sei zudem zu
bedenken, dass er eine andere Verantwortung getragen habe als ein
Bergmann oder ein gewöhnlicher Wähler. Im Fall eines Verkehrsunfalles
trage der Pilot eines Passagierflugzeuges auch eine höhere
Verantwortung als ein Fußgänger.

Stefanie Middendorf vom Leibniz-Zentrum für Zeithistorische Forschung
Potsdam wies ebenso wie Malinowski die Ansicht zurück, dass die Rolle
Wilhelms von Preußen unter Historikern umstritten sei beim Aufstieg
der Nationalsozialisten. Die überwiegende Lehrmeinung sei, dass der
Kronprinz beständig mit den anti-demokratischen Kräften kooperiert
habe, sowohl mit den Nationalsozialisten als auch mit den
deutschnationalen Kräften. Middendorf führte an, dass zu dieser
Ansicht selbst der Historiker Wolfram Pyta in früheren Arbeiten
gekommen sei, auch wenn er in seinem Gutachten für das Haus der
Hohenzollern der These widersprochen habe, der Kronprinz habe den
Nazis erheblichen Vorschub geleistet. Middendorf wies zugleich darauf
hin, dass die Frage nach dem erheblichen Vorschub eine juristische
Kategorie und keine historische darstelle.

Der Historiker Benjamin Hasselhorn von der Universität Würzburg
hingegen argumentierte, dass die historischen Quellen nicht
ausreichend erschlossen und erforscht seien, um die Frage nach der
Rolle Wilhelms von Preußen abschließend zu beurteilen. Bis heute gebe
es nicht einmal eine wissenschaftliche Biografie über den Kronprinzen.
Hasselhorn wies zudem darauf hin, dass der Kronprinz im deutschen Volk
nicht sonderlich beliebt gewesen sei. Es sei schwer zu messen, wie
stark sich seine Rolle als Symbolfigur ausgewirkt habe. Die Bedeutung
Wilhelms für den Aufstieg des Nationalsozialismus ließe sich
historisch so oder so beantworten, für beide Positionen gebe es gute
Argumente.

Die geladenen Rechtsanwälte und Experten für Restitutionsrecht, Marc
Laudien und Hartmut Scheidmann, wiesen übereinstimmend darauf hin,
dass es juristisch zunächst nicht zu beanstanden sei, dass das Haus
Hohenzollern Ansprüche auf Entschädigungen geltend gemacht haben. Das
1994 vom Bundestag beschlossene Ausgleichsleistungsgesetz gelte für
jeden betroffenen Bürger. Laudien argumentierte, dass der Bundestag
letztlich nicht darüber entscheiden könne, ob Wilhelm von Preußen dem
Nationalsozialismus im juristischen Sinne erheblichen Vorschub
geleistet habe. Scheidmann sagte, die Formulierung "erheblich Vorschub
geleistet" sei ein unbestimmter juristischer Begriff. Allerdings habe
das Bundesverwaltungsgericht dafür Leitlinien aufgestellt. Nach diesen
würde ein Gericht im Fall eines Prozesses um die Ansprüche des Hauses
Hohenzollern dann auch entscheiden.

 * 
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BUNDESTAG/9440: Heute im Bundestag Nr. 130 - 29.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 130

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 29. Januar 2020, Redaktionsschluss: 17.30 Uhr

1. Pläne zum Kohleausstieg diskutiert

2. Regierung sieht Erholung der Wirtschaft

3. Linke will Gewerbemieter schützen



1. Pläne zum Kohleausstieg diskutiert

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit haben am Mittwochnachmittag mit
einem Vertreter des Bundesumweltministeriums (BMU) über die Umsetzung
der Empfehlungen der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" und das am heutigen Mittwoch vom Bundeskabinett
beschlossene Kohleausstiegsgesetz diskutiert. Die Kernelemente der
Empfehlungen habe die Bundesregierung mit dem Kohleausstiegsgesetz
aufgegriffen, sagte der Vertreter. Er sehe es als Meilenstein an, auch
weil es kein anderes Industrieland gebe, das einen solchen Weg
gegangen sei.

Das erste Kraftwerk gehe bereits 2020 vom Netz, bis Ende 2022 würden
insgesamt acht Kraftwerke, rund 2,84 Gigawatt, abgeschaltet,
berichtete er dem Ausschuss. Der Braunkohleausstieg sei so verhandelt
worden, dass bis 2030 nur noch neun Gigawatt am Netz seien, dies sei
der vorgesehene Beitrag, um das Sektorziel 2030 für den Energiesektor
zu erreichen.

Zudem haben sich die Kohleländer darauf geeinigt, dass Checkpoints in
den Jahren 2026, 2029 und 2032 eingeführt werden, sodass auch ein
Vorziehen des Ausstiegs für diejenigen Kraftwerke, die nach dem Jahr
2030 am Netz sind, möglich sei. Bezogen auf das Ausstiegsdatum 2038
bestehe die Möglichkeit, dieses Datum auf 2035 vorzuziehen.

Die Grünen-Fraktion wollte in ihren Nachfragen erfahren, wie ein
"Mehr" an erneuerbaren Energien aussehen könne. Ein Vertreter der
Union fragte nach den Wechselwirkungen in Bezug auf das Gipsvorkommen.
Ein Vertreter der AfD kritisierte, dass der Gesetzentwurf nicht genug
auf die Versorgungssicherheit eingehe und die Gefahr für großflächige
Stromausfälle bestehe. Warum das Vorhaben so schnell und ohne
eingehende Beteiligung von Verbänden durchgeführt wurde, wollte ein
Vertreter der FDP-Fraktion wissen. Eine Vertreterin der SPD fragte
nach Details zur Zukunft des Hambacher Forsts und ein Linken-Vertreter
interessierte sich für mögliche CO2-Mehremissionen, die durch eine
Kaskadenabschaltung von Kraftwerken entstehen könnten.

 * 

2. Regierung sieht Erholung der Wirtschaft

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung rechnet damit, dass die deutsche
Wirtschaft im Jahresverlauf an Fahrt gewinnt. Die Schwächephase werde
allmählich überwunden, prognostiziert sie in ihrem als Unterrichtung
(19/16850) vorgelegten Jahreswirtschaftsbericht 2020. Bei einer noch
verhaltenen Dynamik zum Jahresauftakt erwartet die Bundesregierung für
das Gesamtjahr eine Zunahme des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts
in Höhe von 1,1 Prozent.

Grundsätzlich bleibe die Entwicklung zweigeteilt: Eine robuste
Wirtschaft im Inland, gestützt durch steigende Einkommen,
Steuerentlastungen und Staatsausgaben - und eine von der
konjunkturellen Schwäche getroffene exportabhängige Industrie.
Gleichwohl setzt die Bundesregierung darauf, dass sich letzterer Zweig
im Jahresverlauf erholt, gemeinsam mit dem Welthandel.

Im vergangenen Jahr wuchs das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt um
0,6 Prozent; ausschlaggebend dafür waren nach Ansicht der
Bundesregierung der globale Abschwung der Industriekonjunktur und ein
rückläufiger Welthandel: "Die weltweit gestiegene politische
Unsicherheit und internationale Handelskonflikte dämpften die
Auslandsnachfrage nach Investitionsgütern." Nun wird zwar erwartet,
dass sich das globale Umfeld bessert, auf der Annahme gründen zum Teil
auch die Wachstumsprognosen. Insgesamt bleibe die Situation allerdings
weit hinter den langjährigen Durchschnittsraten zurück, unter
Investoren herrsche nach wie vor Unsicherheit.

Als anhaltende Risiken sieht die Bundesregierung eine erneute
Eskalation des Handelskriegs. Flammt dieser auf, dürfte beispielsweise
die Autoindustrie stark betroffen sein. Löst sich der Konflikt, werden
hingegen positive Impulse erwartet. Auch beim Thema Brexit gebe es
Rest-Unsicherheiten.

 * 

3. Linke will Gewerbemieter schützen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Linksfraktion will Kleingewerbe und soziale
Einrichtungen vor Mietsteigerungen schützen. Sie fordert von der
Bundesregierung ein Gesetz, das Kündigungen ohne besonderen Grund
verbietet. Außerdem müssten Schutzmechanismen für Gewerbetreibende mit
befristeten Mietverträgen erarbeitet werden. Schließlich plädieren die
Abgeordneten in ihrem Antrag (19/16837) für eine
Gewerbemietpreisbremse.

Die Mieten explodierten in vielen großen und mittleren Städten auch in
diesem Bereich, heißt es zur Begründung. Kleine Betriebe und
Sozialeinrichtungen würden "zunehmend Opfer von Verdrängung". Das
Bürgerliche Gesetzbuch kenne jedoch bisher kein spezielles Mietrecht
für Gewerbe und somit keinen gesonderten Schutz für diese Zielgruppe.
Die Bundesregierung schaue der Entwicklung bisher tatenlos zu.

 * 
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BUNDESTAG/9439: Heute im Bundestag Nr. 129 - 29.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 129

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 29. Januar 2020, Redaktionsschluss: 17.15 Uhr

1. Grüne wollen Update für Betriebsräte

2. Grüne dringen auf Abzug aus Irak-Mission

3. Explosivwaffen in besiedelten Gebieten

4. Stärkung der auswärtigen Kulturpolitik

5. Arbeit der Fachkommission Fluchtursachen



1. Grüne wollen Update für Betriebsräte

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die betriebliche Mitbestimmung soll nach dem Willen
der Grünen-Fraktion reformiert und an das Zeitalter der
Digitalisierung angepasst werden. In einem entsprechenden Antrag
(19/16843) schreiben die Abgeordneten, die Digitalisierung der
Unternehmen gelinge zusammen mit Beschäftigten und ihren
Interessenvertretungen besser. Dafür seien jedoch gegenseitiges
Vertrauen und eine frühzeitige Einbeziehung der Beschäftigten in
Veränderungsprozesse nötig. Die Grünen verlangen deshalb von der
Bundesregierung, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der unter anderem ein
echtes Mitbestimmungs- und Initiativrecht der Betriebs- und
Personalräte in Fragen der qualitativen Personalentwicklung beinhalten
soll. Auch beim präventiven Gesundheitsschutz sollen Betriebsräte mehr
Mitbestimmungsrechte erhalten. Ferner soll der betriebliche Schutz der
Persönlichkeitsrechte der Beschäftigten und der Datenschutz gestärkt
und zeitgemäße digitale Kommunikationsformen für Betriebsräte und
Gewerkschaften ermöglicht werden.

 * 

2. Grüne dringen auf Abzug aus Irak-Mission

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung dazu auf, die Bundeswehr aus dem Irak abzuziehen. In
einem Antrag (19/16847) drängen die Abgeordneten unter anderem darauf,
den Bundeswehreinsatz "Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte -
Stabilisierung sichern, Wiedererstarken des IS verhindern, Versöhnung
fördern in Irak und Syrien" zu beenden. Abgezogen werden sollen die
Ausbilder aus der Region Kurdistan im Irak, "da eine Fortsetzung der
Ausbildungsmission die Resolution des irakischen Parlaments vom 5.
Januar 2020 zum Abzug ausländischer Militärkräfte missachten und das
Ziel einer Integration der Peschmerga in die regulären Streitkräfte
des Iraks unterminieren würde".

Ferner solle die Bundesregierung die Eskalation zwischen den USA und
dem Iran klar verurteilen, ihr diplomatische Lösungsansätze
entgegensetzen und Brüche des Völkerrechts auf beiden Seiten
unmissverständlich benennen. Weitere Forderungen zielen unter anderem
auf die Bewahrung des Atomabkommens mit dem Iran bei gleichzeitiger
Verurteilung der iranischen Einmischung im Irak.

 * 

3. Explosivwaffen in besiedelten Gebieten

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt auf den
Schutz der Zivilbevölkerung bei Einsätzen von Explosivwaffen in
bevölkerten Gebieten. Das humanitäre Völkerrecht achte insbesondere
auf Gewaltprävention und darauf, unbeteiligten Zivilistinnen und
Zivilisten zu schonen, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag
(19/16842), der am Freitag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
steht. Dazu gehörten die Kriterien der Unterscheidung in Kombattanten
und Nichtkombattanten und das Gebot der Verhältnismäßigkeit der in
Kampfhandlung eingesetzten "Wirkmittel". Waffen, die unterschiedslos
töten könnten, und Waffen, die besonders grausam seien und
unverhältnismäßiges Leid auslösen können, dürften nicht oder nur unter
bestimmten Regeln eingesetzt werden. Ein besonderes Problem stelle der
weiträumige Einsatz von Explosivwaffen in besiedelten Gebieten dar. Zu
diesen Waffen gehören beispielsweise Landminen und IEDs (Improvised
Explosive Devices).

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung unter anderem auf, "sich
im Rahmen einer politischen Erklärung für eine möglichst starke
Sprache zum Schutz der Zivilbevölkerung bei Einsätzen von
Explosivwaffen in bevölkerten Gebieten einzusetzen". Außerdem solle
sie dafür eintreten, dass eine zu erzielende internationale politische
Erklärung in Anlehnung an den Generalsekretär der Vereinten Nationen
und das Internationale Komitee vom Roten Kreuz die besonderen
humanitären Folgen von Explosivwaffen mit Flächenwirkung hervorhebt
und die Unterzeichnenden auffordert, den Einsatz dieser Waffen in
dicht besiedelten Gebieten zu vermeiden.

 * 

4. Stärkung der auswärtigen Kulturpolitik

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD wollen
die Kultur- und Bildungsarbeit im Ausland weiter stärken. "Die
Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik (AKBP) trägt als dritte,
tragende Säule deutscher Außenpolitik wesentlich dazu bei, dass
Deutschland weltweit hohes Vertrauen genießt und als verlässlicher
Partner und Mittler wahrgenommen wird", heißt es in einem Antrag
(19/16834), der am Freitag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
steht.

Neben die traditionellen Aufgaben der AKBP, wie etwa die Vermittlung
eines auf die Zukunft gerichteten, weltoffenen und lebendigen Bildes
von Deutschland und seiner Kultur- und Wissenschaftslandschaft oder
die Förderung der deutschen Auslandsschulen und der deutschen Sprache
im Ausland, seien neue Aufgaben getreten: "Sie reichen vom Einsatz für
die Freiheit von Wissenschaft, Kunst und Kultur weltweit, über den
Ausbau der Zusammenarbeit mit wichtigen Vertretern der
Zivilgesellschaft bis zur strategischen Fortentwicklung der
Auslandskommunikation", schreiben die Abgeordneten. Die AKBP müsse als
Instrument globaler politischer und auch geostrategischer Ziele
begriffen und weiterentwickelt werden.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung unter anderem auf, die
Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik als eine zentrale Säule der
deutschen Außenpolitik weiter zu stärken, "damit sie auch durch starke
personelle Präsenz in den Auslandsvertretungen ihren wichtigen Beitrag
zu einer kohärenten, durchsetzungsstarken sowie werte- und
interessenbasierten Außenpolitik leisten kann". Dem mit dem
Fachkräfteeinwanderungsgesetz Ausdruck verliehenen Bedarf an
qualifizierten Fachkräften - insbesondere im Hinblick auf die
sprachliche, fachbezogene und interkulturelle Qualifizierung - solle
die Bundesregierung auch in der AKBP entsprechen. "Dies muss sich im
Arbeitsprogramm der Goethe-Institute widerspiegeln." Zudem sollen
Kooperationen der Deutschen Welle mit ihren Rundfunkpartnern ausgebaut
werde, "um so eine breite und geschlossene Front gegen Desinformation,
bewusste Irreführung und Manipulationsversuche zu bilden". Weitere
Forderungen zielen unter anderem auf die Stärkung und Erleichterung
des Jugendaustauschs, die Förderung der Auslandsschulen, den
Kulturaustausch mit Afrika und die internationale Museumskooperation.

 * 

5. Arbeit der Fachkommission Fluchtursachen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Mehr Informationen über die Arbeit der von der
Bundesregierung initiierten Fachkommission Fluchtursachen will die
AfD-Fraktion im Rahmen einer Kleinen Anfrage (19/16666) erhalten.
Konkret wollen die Abgeordneten wissen, wer ihre 24 Mitglieder sind,
nach welchen Kriterien diese ausgewählt wurden und mit welchen
Finanzmitteln die Kommission ausgestattet ist.

 * 
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BUNDESTAG/9438: Heute im Bundestag Nr. 128 - 29.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 128

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 29. Januar 2020, Redaktionsschluss: 15.50 Uhr

1. Keine Anhörung zum AfD-Antrag

2. Schwarzstartfähige Kraftwerke

3. Anwendung des Personenstandsgesetzes

4. Pensionen- und Rentenentwicklung

5. Missbrauch von Fahndungsausschreibung

6. Migranten auf der Balkanroute

7. Luftverkehrsteuer und Lobbyismus

8. Bekämpfung von Rechtsextremismus



1. Keine Anhörung zum AfD-Antrag

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat sich am
Mittwochnachmittag dagegen entschieden, eine für den 2. März
angesetzte öffentliche Anhörung um einen Antrag der AfD-Fraktion zur
Investitions- und Schuldenpolitik zu erweitern. Für die Erweiterung
der Anhörung um diesen Antrag stimmten die Vertreter der Fraktionen
von AfD und FDP. Das erforderliche Quorum, die Beantragung von
Anhörungen ist ein Minderheitenrecht, wurde verfehlt. Vertreter der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD sowie der Fraktionen Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen stimmten gegen die Erweiterung der Anhörung
um diesen Antrag. Der AfD-Antrag liegt noch nicht als Drucksache vor,
der Titel soll laut Tagesordnung des Ausschusses "Sinnvolle
Investitionen für Deutschland ohne neue Schulden" lauten.

Unmittelbar zuvor hatte der Ausschuss der Erweiterung der Anhörung um
einen Antrag der FDP unter dem Titel "Schuldenbremse und Investitionen
nicht gegeneinander ausspielen - Ausgabeprioritäten setzen statt
Schuldenbremse verletzen" (19/16831) sowie um einen Antrag der Grünen
unter dem Titel "In die Zukunft investieren - Kreditspielräume nutzen
und erweitern" (19/16841) mit dem erforderlichen Quorum zugestimmt.
Dafür stimmten die Vertreter der Fraktionen von AfD. FDP, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen. Die Vertreter der Koalitionsfraktionen von
CDU/CSU und SPD enthielten sich.

 * 

2. Schwarzstartfähige Kraftwerke

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) In Deutschland gibt es 174 Anlagen, die beim Ausfall
des Stromnetzes ohne Spannungsvorgabe von außen angefahren werden
können. 26 dieser schwarzstartfähigen Anlagen würden tatsächlich von
den Übertragungsnetzbetreibern für einen Netzwiederaufbau vorgesehen,
erklärt die Bundesregierung in der Antwort (19/16714) auf eine Kleine
Anfrage (19/16316) der FDP-Fraktion. 101 der Kraftwerke befinden sich
den Angaben zufolge nördlich des Mains, die anderen südlich.

 * 

3. Anwendung des Personenstandsgesetzes

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um die "Anwendung des Personenstandsgesetzes durch
trans- und intergeschlechtliche Menschen" geht es in einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/16640). Wie die Fraktion darin ausführt,
haben Menschen mit Varianten der Geschlechtsentwicklung in Deutschland
seit Dezember 2018 die Möglichkeit, im Personenstandsregister neben
den Geschlechtseinträgen "männlich" und "weiblich" auch die dritte
Option "divers" zu wählen. Sie könnten anhand einer Erklärung im
zuständigen Standesamt nun ihren Vornamen ändern sowie die Angabe zu
ihrem Geschlecht im Personenstandseintrag ersetzen oder streichen.

In der Gesetzesbegründung zu Paragraf 45b des Personenstandsgesetzes
(PStG) werde die Anwendbarkeit der neuen Regelung auf Menschen
beschränkt, "deren Geschlecht über die vorgeschlagene Klassifikation
,Variante der Geschlechtsentwicklung' definierbar ist", schreibt die
Fraktion weiter. Damit seien nach Auffassung der Bundesregierung
transgeschlechtliche Personen von einer Personenstands- und
Namensänderung nach Paragraf 45b PStG ausgeschlossen.
Transgeschlechtliche Personen müssten ihren Personenstand und ihren
Namen demnach weiterhin über das Transsexuellengesetz (TSG) von 1981
anpassen lassen. Das Verfahren könne die Betroffenen mehrere tausend
Euro kosten und werde oft als entwürdigend empfunden.

Wissen wollen die Abgeordneten, wie viele durchgeführte Verfahren nach
dem Transsexuellengesetz der Bundesregierung seit Inkrafttreten 1981
bekannt sind. Auch fragen sie unter anderem, wie viele durchgeführte
Verfahren nach Paragraf 45b PStG der Bundesregierung seit
Inkrafttreten bekannt sind.

 * 

4. Pensionen- und Rentenentwicklung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will erfahren, wie sich nach
Kenntnis der Bundesregierung die durchschnittlichen Haushaltseinkommen
von Altersrentnern und von Ruhegehaltsempfängern in den vergangenen 20
Jahren entwickelt haben. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/16643) unter anderem danach, wie sich in diesem Zeitraum
die durchschnittlichen Steuerbelastungen der Steuerpflichtigen mit
Renteneinkommen und der Steuerpflichtigen mit Pensionseinkommen
entwickelt haben.

 * 

5. Missbrauch von Fahndungsausschreibung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Einen "Missbrauch des Systems roter
Fahndungsausschreibungen der IKPO" thematisiert die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/16605). Darin schreibt die Fraktion, dass
das "durch die internationale kriminalpolizeiliche Organisation (IKPO)
- Interpol - geschaffene System von Fahndungsausschreibungen" dazu
bestimmt sei, die internationale polizeiliche Kooperation zu fördern.
Dies geschehe durch das Teilen straftatbezogener Informationen unter
den Polizeibehörden ihrer Mitgliedsstaaten.

Das Europäische Parlament und andere Regierungs- sowie
Nichtregierungsorganisationen hätten jedoch eine "Tendenz zur
Instrumentalisierung der Ausschreibungen für die Verfolgung von
Menschenrechtsverteidigern, Aktivisten aus der Zivilbevölkerung und
kritischen Journalisten festgestellt", heißt es in der Vorlage weiter.
Meist geschehe dies "mittels der roten Ausschreibung oder Rotecke,
welche Polizeivollzugsdienste weltweit auf Ersuchen eines Staates
auffordert, eine geflüchtete Person aufgrund eines nicht vollzogenen
nationalen Haftbefehls ausfindig zu machen und vorläufig
festzunehmen".

Wissen wollen die Abgeordneten, welche Anhaltspunkte die
Bundesregierung für einen Missbrauch des Systems der roten
Ausschreibungen durch einzelne Mitglieder der IKPO sieht. Auch
erkundigen sie sich danach, ob die Bundesregierung der Ansicht ist,
dass das System der roten Ausschreibungen durch einzelne und
gegebenenfalls welche IKPO-Mitglieder auch zur politischen Verfolgung
einzelner Personen genutzt wird. Ferner fragen sie unter anderem,
welche Maßnahmen die Bundesregierung ergreift, "um einem Missbrauch
des Systems roter Ausschreibungen durch einzelne IKPO-Mitglieder
vorzubeugen oder diesem zu begegnen".

 * 

6. Migranten auf der Balkanroute

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der seit Anfang 2019 über die
Balkanregion nach Deutschland eingereisten Migranten erkundigt sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16608). Auch will sie
wissen, wie viele Migranten sich nach Kenntnis der Bundesregierung
derzeit in Bosnien-Herzegowina, Kroatien und Slowenien aufhalten.
Ferner fragt sie unter anderem, wie die Bundesregierung die derzeitige
humanitäre Situation von Migranten entlang der Balkanroute bewertet,
insbesondere in Bosnien- Herzegowina.

 * 

7. Luftverkehrsteuer und Lobbyismus

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Einflussnahme von Interessenvertreterinnen
und Interessenvertretern auf den von der Bundesregierung eingebrachten
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes geht
es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16390). Die
Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, welcher Regelungsvorschlag
des Gesetzentwurfs mit konkreten Vorschlägen von Dritten identisch
oder teilidentisch ist. Außerdem wird nach Gutachten und Studien
gefragt, die von Dritten erstellt wurden und dem Gesetzentwurf als
Erkenntnisquelle zugrunde lagen. Schließlich soll die Bundesregierung
auch Auskunft über dienstliche Kontakte mit Interessenvertreterinnen
und Interessenvertretern im Zusammenhang mit der Erstellung des
Gesetzentwurfs geben.

 * 

8. Bekämpfung von Rechtsextremismus

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion fordert Auskunft über die
Kapazitäten der Bundeswehr zur Bekämpfung rechtsextremer Aktivitäten.
In einer Kleinen Anfrage (19/16706) will sie unter anderem erfahren,
wie sich die Verfolgung von Disziplinarvergehen mit einem politisch
rechts-motivierten Hintergrund entwickelt hat, über welche fachliche
Kompetenz Disziplinarvorgesetzte verfügen, um ein Dienstvergehen mit
rechtsextremen Hintergrund zu erkennen, wie viele Dienstposten für
Wehrdisziplinaranwälte existieren und wie viele davon derzeit besetzt
sind. Zudem möchte sie erfahren, wie viele Disziplinarvergehen
zwischen 2014 und 2019 in der Bundeswehr erfasst wurden und wie viele
einen rechtsextremen Hintergrund hatten.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 127

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 29. Januar 2020, Redaktionsschluss: 15.45 Uhr

1. Weg frei für Planungsbeschleunigung

2. Nationale Bioökonomiestrategie

3. Rechtsextreme "Siedlungsbestrebungen"

4. Prüfung von Gesetzen thematisiert

5. Digitalisierte Verwaltungsdienstleistungen

6. Politisch rechts motivierte Kriminalität

7. Mögliche Serie von Brandstiftungen



1. Weg frei für Planungsbeschleunigung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Verkehrsausschuss hat zwei Gesetzesvorhaben der
Bundesregierung zur Planungsbeschleunigung den Weg bereitet. In der
Sitzung am Mittwoch stimmten - bei Enthaltung der Linken - alle
anderen Fraktionen dem Gesetzentwurf "zur weiteren Beschleunigung von
Planungs- und Genehmigungsverfahren" (19/15626) in der auf Antrag der
Koalitionsfraktionen geänderten Fassung zu. Dem Entwurf für ein
"Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz" (19/15619) in der ebenfalls auf
Antrag von Unions- und SPD-Fraktion geänderten Form stimmten neben den
Koalitionsfraktionen auch AfD und FDP zu. Linke und Grüne lehnten die
Vorlage ab.

Das Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz zielt darauf ab, für
ursprünglich zwölf - und als Folge des Änderungsantrags 14
Infrastrukturprojekte im Bereich Schiene und Wasserstraßen - statt
über einen Verwaltungsakt per Gesetz Baurecht zu erlangen, was mit
einer Einschränkung der Klagemöglichkeiten verbunden ist. Zugleich
wird eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung "im Vorfeld des
vorbereitenden Verfahrens" verbindlich vorgeschrieben. Bei den beiden
hinzugefügten Projekten handelt es sich um den Ausbau der
Eisenbahnstrecke von Niebüll über Klanxbüll nach Westerland
(Marschbahn) sowie die Fahrrinnenanpassung der Unterweser (Nord).

Beim Planungsbeschleunigungsgesetz geht es unter anderem um die
Verschlankung der Planung für Ersatzneubauten bei Straße und Schiene.
Durch die Entlastung der Kommunen von Finanzierungsbeiträgen nach dem
Eisenbahnkreuzungsgesetz sollen zudem Investitionen in das
Schienennetz beschleunigt werden. Die Koalitionsfraktionen haben zudem
mit ihrem Änderungsantrag die Forderung des Bundesrates aufgegriffen,
die Regelungen des Gesetzes auch auf Planungs- und
Genehmigungsverfahren für Straßen- und U-Bahnen nach dem
Personenbeförderungsgesetz (PBefG) zu übertragen.

Von Seiten der Unionsfraktion hieß es während der Debatte im
Ausschuss, es gehe auch darum, zu prüfen, inwieweit eine Genehmigung
von Baumaßnahmen durch den Bundestag durch Maßnahmengesetze zu einer
größeren Akzeptanz und der Beschleunigung der Projekte beiträgt.
Angesichts der großen Herausforderungen, vor denen der öffentliche
Personennahverkehr (ÖPNV) stehe, sei es richtig, die Regelungen aus
dem Planungsbeschleunigungsgesetz auch für den Bau von Straßenbahn-
und U-Bahnstrecken zu übernehmen, sagte der Fraktionsvertreter.

Nach Auffassung der FDP-Fraktion ist es sinnvoll, dass der Bundestag
als Gesetzgeber große Infrastrukturprojekte behandeln und auch
beschließen kann. Ob aber das gewählte Verfahren tatsächlich zu einer
deutlichen Beschleunigung führt, bleibe abzuwarten. Bei einer
Expertenanhörung jüngst habe es dazu Bedenken gegeben, sagte der
FDP-Vertreter. Als Schritt in die richtige Richtung sind aus seiner
Sicht die Regelungen im Planungsbeschleunigungsgesetz zu bewerten.
Bedauerlich sei aber, dass im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens von
der materiellen Präklusion, also der Festlegung einer Frist, nach der
Einwendungen keine Beachtung mehr finden müssen, Abstand genommen
worden sei.

Die AfD-Fraktion hält das Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz für
richtig aber nicht ausreichend. Kritik übte der Fraktionsvertreter
zudem daran, dass mit der Regelung der Fokus auf Bahn- und
Wasserstraßenprojekte gelegt werde. Straßenbauprojekte kämen nicht
vor, obwohl die Straße, was die Verkehrsleistung angeht, nach wie vor
die Hauptlast in Deutschland trage, sagte er.

Der Vertreter der SPD-Fraktion begrüßte es, dass nun die
Planungsbeschleunigung auch im ÖPNV-Bereich möglich werde. Ebenso sei
es richtig, dass der Bund bei den Eisenbahnkreuzungen Länder und
Kommunen entlaste. Gleichwohl müsse hier noch nachgelegt werden,
befand er. Mit dem Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz, so stelle der
SPD-Vertreter fest, übernehme das Parlament eine ganz besondere
Verantwortung. Die Erwartungen auf ein schnelleres Bauen seien groß
und müssten nun auch erfüllt werden. Dabei werde die Bürgerbeteiligung
groß geschrieben, sagte er. Keinesfalls dürfe es darauf hinauslaufen,
dass die Bürger mit den fertigen Planungen konfrontiert würden.
Vielmehr müssten sie über Sinn und Zweck, aber auch über mögliche
Alternativen mitdiskutierten können.

Die Linksfraktion ist von den beiden Gesetzentwürfen nicht überzeugt.
Statt den Klageweg auszuschließen müsse die finanzielle und personelle
Ausstattung der Behörden verbessert werden, sagte der
Fraktionsvertreter. Zudem stelle sich die Frage, ob mit der Regelung
tatsächlich eine Beschleunigung erreicht werden kann.

Die Grünen sehen durchaus den Bedarf für eine Planungsbeschleunigung,
sagte deren Vertreter. Um eine Lösung zu finden brauche es eine
saubere Analyse der Probleme. Stattdessen werde aber nach Sündenböcken
gesucht, die wahlweise Bürgerinitiativen oder auch Umweltverbände
seien, kritisierte er. Es sei das fehlende Personal in den
Planungsbehörden, das für die Probleme sorge, sagte der
Fraktionsvertreter. Das Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz werde weder
vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) bestehen, noch genüge es der
Aarhus-Konvention, die die Beteiligungsrechte der Bürger in
Umweltfragen regle, prognostizierte er.

 * 

2. Nationale Bioökonomiestrategie

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Unterrichtung

Berlin: (hib/ROL) Die Bioökonomie soll Lösungen zur Bewältigung der
großen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts liefern und Grundfragen
der Welt von morgen angehen. Mit ihrer Unterrichtung Nationale
Bioökonomiestrategie (19/16722) legt die Bundesregierung ein Konzept
vor, dass der weiteren Übernutzung von Ressourcen, die die Biosphäre
erheblich zu schädigen drohen, entgegen treten soll.

Um die Lebensgrundlagen für Menschen, Tiere und Pflanzen zu erhalten,
muss der Ressourcenverbrauch auf ein ökologisch verträgliches Maß
reduziert werden, ist die Bundesregierung überzeugt. Mit der Strategie
unterstützt die Bundesregierung den Wandel von einer weitgehend auf
fossilen Rohstoffen basierenden Wirtschaft zu einer auf erneuerbaren
Ressourcen, rohstoffeffizienteren und kreislauforientierten
Wirtschaft. Dafür sollen neuartige Verfahren und Produkte entwickelt
werden, um den natürlich vorhandenen Bestand zu schonen und dennoch
Wohlstand zu schaffen.

Die Strategie baut auf der "Nationalen Forschungsstrategie BioÖkonomie
2030" und der "Nationalen Politikstrategie Bioökonomie" auf.
Gleichzeitig bekennt sich die Bundesregierung mit der Strategie zu
ihrer globalen Verantwortung in der international vernetzten
Bioökonomie. Sie soll einer wachsenden Weltbevölkerung
wirtschaftlichen Wohlstand und das Recht auf Entwicklung ermöglichen.
Die Bioökonomie versucht Antworten auf die Fragen zu finden, wie die
Ernährungs- und Ressourcensicherheit für eine steigende
Weltbevölkerung sichergestellt werden und gleichzeitig Klima, Umwelt
und biologische Vielfalt geschützt werden kann. Auch die Frage, nach
der Verbindung von Ökologie und Ökonomie und die damit einhergehenden
Chancen und Herausforderungen werden thematisiert, wie auch die Frage,
wie das Wirtschaftssystem so transformiert werden kann, dass es
nachhaltig ist und trotzdem künftigen Wohlstand sichert. Aber auch die
schnelle und wirksame Erfüllung internationaler Klimaschutzziele sind
Thema der Bioökonomiestrategie. Um die Strategie erfolgreich
umzusetzen, soll die Gesellschaft mit eingebunden werden, nationale
und internationale Kooperationen sollen intensiviert werden. Dazu
werden konkrete Ziele in der Forschungsförderung, der Gestaltung von
Rahmenbedingungen und bei übergreifenden Instrumenten festgelegt.
Deutschlands Vorreiterrolle in der Bioökonomie soll so gestärkt
werden. Eine an natürlichen Stoffkreisläufen orientierte, die
Leistungen von Ökosystemen zugleich nutzende wie schützende Art des
Wirtschaftens muss gleichzeitig wettbewerbsfähig sein und
Arbeitsplätze sichern, beschreibt die Bundesregierung ihre
Zielrichtung.

 * 

3. Rechtsextreme »Siedlungsbestrebungen«

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) "Rechtsextremistische Siedlungsbestrebungen" sind
ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/16742) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/15520). Danach
bearbeitet das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) unter den
Terminus "rechtsextremistische Siedlungsbestrebungen" Gruppierungen,
die in unterschiedlichem Ausmaß völkische, rassistische und
antisemitische Ideologien verbreiten. "Dabei tragen sie durch ihre in
Teilen ideologiestiftende Ausrichtung in Verbindung mit neopaganen
Elementen und einer umfänglichen Gemeinschaftspflege zur breiten
Vernetzung innerhalb der rechtsextremistischen Szene bei", schreibt
die Bundesregierung weiter.

Wie aus der Antwort ferner hervorgeht, liegen derartige
Siedlungsbestrebungen dann vor, "wenn Akteure aus dem
rechtsextremistischen Spektrum gezielt versuchen, Rückzugsräume zu
schaffen, indem geographische Gebiete durch Zuzug und/oder
ideologische Prägung vereinnahmt werden". Da rechtsextremistische
Siedlungsbestrebungen meist durch eine völkische
"Blut-und-Boden-Ideologie" geprägt seien, werde in der öffentlichen
Berichterstattung oft von "Völkischen Siedlern" gesprochen. Eine
Verbindung zu anderen rechtsextremistischen Organisationen sei daher
eine typische Beobachtung.

 * 

4. Prüfung von Gesetzen thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele
Gesetze und Gesetzesänderungen nach Kenntnis der Bundesregierung in
den Jahren 2016, 2017 und 2018 auf Bundes- sowie auf Länderebene
verabschiedet wurden. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/16601) unter anderem danach, wie viele und welche dieser
verabschiedeten Gesetze und Gesetzesänderungen in den genannten Jahren
von einem Bundesministerium auf seine Vereinbarkeit mit dem
Grundgesetz geprüft wurden.

 * 

5. Digitalisierte Verwaltungsdienstleistungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, wie viele und welche Verwaltungsdienstleistungen seit 2017
digitalisiert worden sind. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/16609) unter anderem danach, warum "nach Kenntnis oder
Einschätzung der Bundesregierung die bisher von den Behörden
angebotenen E-Government-Angebote nur von gerade einmal 48 Prozent der
Bevölkerung genutzt" werden.

 * 

6. Politisch rechts motivierte Kriminalität

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Fälle politisch rechts motivierter
Kriminalität im November vergangenen Jahres erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/16599). Auch fragt sie
darin unter anderem, wie viele Tatverdächtige im Zusammenhang mit
diesen Fällen ermittelt wurden.

 * 

7. Mögliche Serie von Brandstiftungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit einer "möglichen Serie" von Brandstiftungen bei
Sägewerken befasst sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/16635). Wie die Fraktion darin ausführt, gibt es ihren
Informationen zufolge seit rund 13 Jahren "eine mögliche Serie bislang
ungeklärter Brandstiftungen vornehmlich an Sägewerken in mehreren
Bundesländern". In einem Zeugenaufruf, den der Deutsche Säge- und
Holzindustrie Bundesverband im Mai 2016 verbreitet habe, sei die Rede
von einem reisenden Einzeltäter, der in zehn Jahren mindestens 40
Brände meist an Sägewerken in verschiedenen Bundesländern gelegt habe.
Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, welche Kenntnisse die
Bundesregierung über eine Serie von Brandstiftungen in mehreren
Bundesländern hat, "die bis zum Jahr 2016 bereits rund 40 Brände in
Sägewerken zählte".

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 126

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 29. Januar 2020, Redaktionsschluss: 15.35 Uhr

1. FDP will Clubs als Kulturerbe schützen

2. Entwicklung einer Seenotrettungsdrohne

3. Weiterbildung im EU-Beihilferecht

4. Gründe für Ausbildungsabbruch

5. Afrika-Stratgie in Bildung und Forschung



1. FDP will Clubs als Kulturerbe schützen

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Nach dem Willen der FDP-Fraktion soll die Tanz- und
Clubkultur als immaterielles Kulturerbe geschützt werden. In einem
Antrag (19/16832) fordert sie die Bundesregierung auf, potentielle
Bewerbungen, elektronische Tanz- und Clubkultur in das bundesweite
Verzeichnis immateriellen Kulturgutes aufzunehmen, zu unterstützen und
mit den Bewerbern und Unterstützern aus der Szene in einen fachlichen
Austausch einzutreten. Nach einer erfolgreichen Eintragung in das
bundesweite Verzeichnis soll die Bundesregierung zudem eine mögliche
Nominierung der deutschen Unesco-Kommission für die weltweite
"Repräsentative Liste des Immateriellen Kulturerbes der Menschheit"
der Unesco bestätigen.

Die Technokultur sowie die elektronische Musik seien in Deutschland
über mehrere Generationen hinweg prägend und erfüllten somit die
Bedingungen, die an ein immaterielles Kulturgut hinsichtlich der
Kontinuität gestellt werden, schreibt die Fraktion in ihrem Antrag.
Sie begeisterten Menschen weltweit und seien ein Lebens- und
Zeitgefühl, das sich über Grenzen und Nationen hinwegsetze.

 * 

2. Entwicklung einer Seenotrettungsdrohne

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Im Rahmen des Projekts "Lageunterstützung bei
Seenoteinsätzen durch unbemannte Luftfahrtsysteme" (LARUS), das vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert wird,
sind zwei Demonstratoren einer Seenotrettungsdrohne entstanden, die zu
Validierungszwecken in Flugexperimenten eingesetzt wurden. Die
Bodenstation wurde in ein bereits existierendes Fahrzeug integriert,
unterstreicht die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16675) auf die
Kleine Anfrage der Linken (19/16083), die sich nach der Entwicklung
einer Seenotrettungsdrohne erkundigt hatte. In den
Validierungsexperimenten betrug die maximale Flugdauer 88 Minuten, die
maximal erprobte Flughöhe 700 Meter. Die Demonstratoren der
Seenotrettungsdrohne sind Eigentum der LARUSProjektpartner Hanseatic
Aviation Systems GmbH und Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule
Aachen (RWTH Aachen). Der Demonstrator kleinerer Bauart ist Eigentum
der Technischen Universität Dortmund (TU Dortmund). Die Systeme
verbleiben nach Abschluss des Projekts bei den Projektpartnern und
werden für weitergehende Forschungsarbeiten eingesetzt.

 * 

3. Weiterbildung im EU-Beihilferecht

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die FDP möchte mit ihrer Kleinen Anfrage (19/16602)
Auskunft über die Rolle der wissenschaftlichen Weiterbildung durch
Hochschulen vor dem Hintergrund der Nationalen Weiterbildungsstrategie
und der Herausforderungen auf dem Arbeitsmarkt der Zukunft erfahren.
Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie die Bundesregierung
die rechtlichen Voraussetzungen für wissenschaftliche Weiterbildung an
Hochschulen beurteilt, wenn diese einem breiten Personenkreis zur
Verfügung stehen sollen.

In der Praxis gestalte sich die Teilhabe der Hochschulen am
Weiterbildungsmarkt schwierig, da die staatliche Unterstützung nach
dem EU-Beihilferecht geregelt wird, das zwischen wirtschaftlichen und
nicht-wirtschaftlichen Tätigkeiten unterscheidet. Wirtschaftliche
Tätigkeiten unterliegen dem Beihilfeverbot. Weiterbildung wird nach
Auffassung der FDP nicht explizit eingestuft, womit grundsätzlich
unklar bleibe, wie genau mit Weiterbildungsangeboten beihilferechtlich
zu verfahren ist. Hochschulen, die Weiterbildung extern anbieten
wollen, dürfen diese Angebote nicht aus den ihnen zugewiesenen
staatlichen Mitteln finanzieren. Dies führt nach Ansicht der FDP zu
einer Verteuerung der Angebote und hemmt zudem deren Entwicklung.

 * 

4. Gründe für Ausbildungsabbruch

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die AFD erkundigt sich in einer Kleinen Anfrage
(19/16685) nach den Unterschieden beim Ausbildungsabbruch zwischen
Menschen mit Migrationshintergrund und deutschen Staatsbürgern. Laut
Berufsbildungsbericht 2018 bestünden zwischen den zwei Gruppen
deutliche Unterschiede hinsichtlich der Ausbildungsintegration.
Personen mit Migrationshintergrund blieben häufiger ohne
Berufsabschluss, argumentiert die AfD.

Die Abgeordneten möchten wissen, wie sich nach Kenntnis der
Bundesregierung die Zahl der Auszubildenden, die
Ausbildungsanfängerquote und die Ausbildungsabbrecherquoten in
Deutschland in den letzten zehn Jahren entwickelt haben. Diese Angaben
sollen unter anderem nach Geschlecht und Staatsangehörigkeit
differenziert werden.

 * 

5. Afrika-Stratgie in Bildung und Forschung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/Rol) Die AfD möchte in einer Kleinen Anfrage (19/16686)
Auskunft über die Afrika-Strategie "Perspektiven schaffen! Neue
Impulse für die Kooperation mit afrikanischen Partnern in Bildung,
Wissenschaft und Forschung" des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF) haben. Die Abgeordneten fragen, inwieweit sich diese
in entwicklungspolitische Gesamtkonzepte einordnet und welche Arten
von Kooperationen mit Ministerien - insbesondere dem Bundesministerium
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung - sowie mit
deutschen Hilfsorganisationen und zwischenstaatlichen Akteuren es gibt
und wer diese koordiniert. Auch interessiert sich die AfD dafür,
inwieweit die Afrikastrategie des BMBF nach betreffenden Regionen
differenziert oder ob Afrika als homogener Kontinent betrachtet wird
und welche Rolle entwicklungspolitische Konzepte der Hilfe zur
Selbsthilfe bei der Kooperation in Bildung, Wissenschaft und Forschung
spielen.

 * 
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BUNDESTAG/9435: Heute im Bundestag Nr. 125 - 29.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 125

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 29. Januar 2020, Redaktionsschluss: 14.45 Uhr

1. Grünes Licht für Engagement-Stiftung

2. Grüne wollen Kreditspielräume nutzen

3. FDP stellt sich hinter Schuldenbremse

4. Weibliche Opfer bei Delikten mit Todesfolge

5. Aufnahmen bei polizeilichen Einsatzlagen

6. Fahndungsausschreibungen in SIS II



01. Grünes Licht für Engagement-Stiftung

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Der Familienausschuss hat den Weg frei gemacht für
die Errichtung einer Deutschen Stiftung für Engagement und Ehrenamt.
Der Ausschuss verabschiedete am Mittwoch den entsprechenden
Gesetzentwurf der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion (19/14336) in der
durch den Ausschuss geänderten Fassung mit den Stimmen der Koalition
gegen das Votum der AfD- und der FDP-Fraktion. Die Fraktionen Die
Linke und Bündnis 90/Die Grünen enthielten sich der Stimme. Zuvor
hatte der Ausschuss den Gesetzentwurf durch die Annahme eines
Änderungsantrages der Koalition verändert. Für den Änderungsantrag
stimmten neben Union und Sozialdemokraten auch die Linken und die
Grünen, AfD und Liberale votierten dagegen.

Die öffentlich-rechtliche Stiftung soll als zentrale Anlaufstelle auf
Bundesebene Serviceangebote und Informationen bei der
Organisationsentwicklung für bürgerschaftliches und ehrenamtliches
Engagement in seiner ganzen Vielfalt bereitstellen und dabei bereits
bestehende Bundesgesetze und -programme berücksichtigen. Ein
Schwerpunkt soll die Stiftung insbesondere in strukturschwachen und
ländlichen Räumen setzen. Zudem soll sie Innovationen im
bürgerschaftlichen Engagement und Ehrenamt, schwerpunktmäßig im
Bereich der Digitalisierung, fördern, Engagement- und
Ehrenamtsstrukturen stärken sowie Bund, Länder, Kommunen, Wirtschaft
und Zivilgesellschaft vernetzen. Mit Blick auf eine bedarfsgerechte
Ausrichtung, soll die Stiftung gemäß dem Stiftungszweck auch
begleitende Forschungsvorhaben unterstützen können. Durch die Annahme
des Änderungsantrages der Koalitionen kann die Stiftung jetzt auch
gezielt finanzielle Förderungen von Projekten vornehmen.

Die Vertreter der Koalitionsfraktionen argumentierten, sie hätten die
Anregungen der Verbände in der öffentlichen Anhörung des Ausschusses
zu der Gesetzesinitiative aufgegriffen. Die 30 Millionen Euro, die der
Stiftung jährlich zur Verfügung gestellt werden sollen, würden wie ein
Stimulator für die Entwicklung des bürgerschaftlichen und
ehrenamtlichen Engagements wirken, hieß es aus den Reihen der Union.
Durch die Stiftung würden auch nicht wie befürchtet Doppelstrukturen
entstehen. Dies sei durch die Annahme des Änderungsantrages nun
ausdrücklich im Gesetzestext festgehalten.

Die Oppositionsfraktionen begrüßten zwar das Ziel der Stiftung, halten
sie aber in ihrer geplanten Ausrichtung und Struktur für nicht
geeignet, um das Ehrenamt und das bürgerschaftliche Engagement in
Deutschland zu stärken. Die AfD monierte, die 30 Millionen Euro für
die Stiftung sollten besser direkt an die Basis weitergegeben werden,
um die bereits vorhandenen Strukturen zu unterstützen. Einen Antrag
der AfD-Fraktion zum Ausbau von Ehrenamtskarten (19/14346) lehnte der
Familienausschuss mit den Stimmen aller anderen Fraktionen ab.

Die FDP kritisierte ebenso wie Linke und Grüne das geplante Vetorecht
des Familien, des Innen- und des Landwirtschaftsministeriums im
Stiftungsrat. Zudem seien die Vertreter der Zivilgesellschaft im
Stiftungsrat unterrepräsentiert. Ein entsprechender Änderungsantrag
der FDP-Fraktion, die zudem die Einrichtung einer Ombudsstelle
fordert, lehnte der Ausschuss mit der Stimmen der Koalition und der
AfD bei Enthaltung von Linken und Grünen ab.

 * 

2. Grünen wollen Kreditspielräume nutzen

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grüne fordert neue
Schulden, um in den Klimaschutz zu investieren. In einem Antrag
(19/16841) argumentiert die Fraktion, dass angesichts "der Klimakrise
und der enormen Investitionsbedarfe bei Digitalisierung, öffentlicher
Infrastruktur, Bildung, Wohnungsbau, Mobilität" die Möglichkeiten der
"Kreditfinanzierung von Investitionen" genutzt werden sollten. In
diesem Zusammenhang verweist die Fraktion ebenso auf aktuell niedrige
Zinsen und eine stagnierende Konjunktur. Der Antrag soll am Donnerstag
ohne Aussprache zur weiteren Beratung an die Ausschüsse überwiesen
werden.

Mit dem Antrag soll die Bundesregierung weiterhin dazu aufgefordert
werden, Investitionsbereiche zu identifizieren, "die sinnvoll in
Investitionsgesellschaften gebündelt werden können und diese
Gesellschaften kreditfähig zu machen". Zudem soll nach Auffassung der
Fraktion die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse mit einer
"verbindlichen Investitionsregel" verknüpft werden. " Für
Nettoinvestitionen soll eine Neuverschuldung bis zu einem Prozent des
BIP möglich sein, solange der Schuldenstand unter der Maastricht-Marke
von 60 Prozent liegt. Diese Gelder sind in einen
Bundesinvestitionsfonds zu überführen, der als Sondervermögen im
Bundeshaushalt nicht der Jährlichkeit des Haushalts unterliegt", führt
die Fraktion aus.

 * 

3. FDP stellt sich hinter Schuldenbremse

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion spricht sich gegen eine Aufweichung
der Schuldenbremse sowie für zielgerichtetere Investitionen aus. In
einem Antrag (19/16831) begründet die Fraktion ihr Ansinnen unter
anderem damit, dass aufgrund der Schuldenbremse Deutschland als
"Stabilitätsanker für den Euro" gelte. Eine Aufweichung wäre "Wasser
auf die Mühlen der Regierungen vor allem in Südeuropa, die die
europäischen Fiskalregeln weiter aufweichen wollen". Die Fraktion
spricht sich dagegen dafür aus, die Schuldenbremse für Bund und Länder
noch weiter zu stärken und auszubauen. Der Antrag soll am Donnerstag
ohne Aussprache zur weiteren Beratung an die Ausschüsse überwiesen
werden.

Weitere Forderungen der Fraktion beziehen sich auf die Stärkung von
Investionen. Die Liberalen argumentieren, dass es dafür auch ohne
Aufweichung der Schuldenbremse genügend finanzielle Spielräume gebe.
Dafür müsse die Bundesregierung aber beispielsweise klare Prioritäten
setzen sowie den Bürokratieabbau voranbringen. Mit dem Antrag soll die
Bundesregierung daher dazu aufgefordert werden, "keine zusätzlichen
konsumtiven Ausgaben anzustoßen". Zudem sind nach Auffassung der
Fraktion der Investitionsbegriff zu überarbeiten und künftig
Investitions- und Instandhaltungsausgaben im Bundeshaushalt separat
auszuweisen.

 * 

4. Weibliche Opfer bei Delikten mit Todesfolge

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) sind
nach Angaben der Bundesregierung im Berichtsjahr 2018 "insgesamt 333
weibliche Opfer bei vorsätzlichen Tötungsdelikten (ohne Tötung auf
Verlangen)" erfasst worden. Zugleich wurden 27 weibliche Opfer bei
Fällen von vollendeten Körperverletzungen mit Todesfolge sowie sieben
weibliche Opfer bei Fällen von vollendeten Sexualdelikten mit
Todessfolge erfasst. Wie aus der Antwort der Bundesregierung
(19/16728) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/16340) weiter hervorgeht. Danach wurden zudem neun weibliche Opfer
bei Fällen von vollendeter Brandstiftung erfasst.

 * 

5. Aufnahmen bei polizeilichen Einsatzlagen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das Anfertigen von Bild- oder Tonaufnahmen durch
Bürger im Zusammenhang mit polizeilichen Einsatzlagen ist laut
Bundesregierung nicht Gegenstand der Innenministerkonferenz gewesen.
Wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/16727) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16339) weiter hervorgeht, war ein
solches Anfertigen auch nicht Gegenstand in Gremien der
Innenministerkonferenz.

 * 

6. Fahndungsausschreibungen in SIS II

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Zahl der zum Jahresbeginn im Schengener
Informationssystem (SIS II) zur Fahndung ausgeschriebenen Personen und
Sachen berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16723) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16241). Zum Stichtag 1.
Januar 2020 belief sich danach die Anzahl der Personenfahndungen auf
insgesamt 983.278 und die Anzahl der Sachfahndungen auf insgesamt
89.997.614.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1987: Regierungspressekonferenz vom 29. Januar 2020 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 29. Januar 2020

Regierungspressekonferenz vom 29. Januar 2020



Themen: Kabinettsitzung (Jahreswirtschaftsbericht 2020, Entwurf
eines Kohleausstiegsgesetzes), Vorstellung eines US-Friedensplans für den
Nahen Osten, iranischer Raketenangriff auf einen US-Militärflughafen im
Irak, Empfehlungen der EU-Kommission zum 5G-Ausbau, Auftreten einer neuen
Form eines Coronavirus in China, mögliche Abschaffung der 1-Cent- und
2-Cent-Münzen, Brexit, Konferenz im Rahmen der deutsch-französischen
Initiative zur Kleinwaffenkontrolle auf dem Westbalkan, Gespräch von
Vertretern der Bundesregierung mit der Lebensmittelwirtschaft, Diskussion
um Abschaffung des Solidaritätszuschlags, Meldungen über mögliche Bewerbung
von Familienministerin Giffey um den SPD-Landesvorsitz


Sprecher: StS Seibert, Burger (AA), Eichler (BMWi), Grünewälder
(BMI), Berve-Schucht (BMG), Wogatzki (BMF), Kempe (BMFSFJ)

Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Es gibt zwei Themen, die
ich Ihnen aus dem Kabinett kurz vorstellen möchte.

Der Jahreswirtschaftsbericht 2020 wurde heute vom Kabinett beschlossen. Der
Bundeswirtschaftsminister wird ihnen den um 14 Uhr hier an dieser Stelle
vorstellen, deswegen fasse ich mich auch kurz und nenne nur einige
Eckdaten.

Die deutsche Wirtschaft nimmt im Vergleich zum Vorjahr 2020 wieder etwas
Fahrt auf. Für das laufende Jahr erwartet die Bundesregierung, dass das
Bruttoinlandsprodukt preisbereinigt um 1,1 Prozent steigt. Wir erwarten,
dass sich der Arbeitsmarkt weiterhin positiv entwickelt, dass die
Arbeitslosenquote in diesem Jahr voraussichtlich auf niedrigem Niveau
stabil bei 5,0 Prozent bleibt und dass die Zahl der Beschäftigten auf 45,4
Millionen steigt. Ebenso werden Lohnsteigerungen und Steigerungen der
verfügbaren Einkommen erwartet.

Die Bundesregierung hält an ihrer wachstums- und zukunftsorientierten
Finanz- und Haushaltspolitik fest. Im vergangenen Jahr ist die
gesamtstaatliche Schuldenquote voraussichtlich - da steht die Statistik
noch nicht ganz fest - auf 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts gesunken.
Das heißt, erstmals seit 2002 wird der Referenzwert von Maastricht nicht
überschritten. Im Zeitraum 2020 bis 2023 gibt der Bund planmäßig 162,4
Milliarden Euro für Investitionen aus. Außerdem setzt die Bundesregierung
Anreize für private Investitionen, zum Beispiel durch die neu eingeführte
steuerliche Forschungsförderung für Unternehmen.

Sehr viel mehr gibt es dazu sicherlich um 14 Uhr vom

Bundeswirtschaftsminister.

Das zweite Thema, über das ich Sie informieren will, ist der Entwurf eines
Kohleausstiegsgesetzes, den das Kabinett heute beschlossen hat - ein
wichtiges und, wie ich weiß, auch lange erwartetes Element unserer Energie-
wie auch unserer Klimaschutzpolitik. Das Gesetz dient der Umsetzung der
Empfehlungen der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung".
Darin enthalten sind die Maßnahmen zur Versorgungssicherheit und die
Maßnahmen, die eine preisgünstige und effiziente Energieversorgung
gewährleisten sollen. Gesondert geregelt - darüber haben wir hier oft
gesprochen - wird der Ausbau der Erneuerbaren Energien auf 65 Prozent bis
2030.

Der Kern dieses heute beschlossenen Artikelgesetzes ist das Gesetz zur
Beendigung der Kohleverstromung. Für die Verringerung der Steinkohle- und
der Braunkohleverstromung sieht das Gesetz zwei verschiedene Regelungen
vor: Steinkohlekraftwerke sollen bis 2026 über Ausschreibungsverfahren
stillgelegt werden, wofür die jeweiligen Betreiber dann finanziell
kompensiert werden. Wenn ab 2024 der festgelegte Ausstiegspfad nicht
ausreichend abgebildet ist, dann wird per Gesetz flankierend stillgelegt
werden. Ab 2027 bis zum Abschlussdatum gibt es dann ausschließlich
gesetzliche Stilllegungen ohne finanzielle Entschädigung.
Braunkohlekraftwerke werden über vertragliche Vereinbarungen mit den
Betreibern stillgelegt. Es gibt ja bereits eine grundsätzliche Einigung mit
den betroffenen Bundesländern über den Ausstiegspfad und die Höhe der
jeweiligen Entschädigungen. Damit die Bundesregierung den Vertrag
abschließen kann, ist eine Ermächtigung vorgesehen. 2026, 2029 und 2032
wird die Bundesregierung prüfen, ob die Stilllegungszeitpunkte für
Kraftwerke, die ab 2030 vorgesehen sind, um jeweils drei Jahre vorgezogen
werden können, also ob wir bereits 2035 statt spätestens 2038 endgültig aus
der Kohleverstromung aussteigen können.

Wichtig ist der Bundesregierung, die Beschäftigten in den stillzulegenden
Kohlekraftwerken und Braunkohletagebauen abzusichern. Voraussetzung für die
Teilnahme der Kraftwerke an den Ausschreibungen ist daher, dass sich bei
ihnen die Tarifpartner auf einen möglichen Beschäftigungsabbau geeinigt
haben. Für Beschäftigte, die mindestens 58 Jahre alt sind und die infolge
des Gesetzes ihren Arbeitsplatz verlieren werden, wird ein Anpassungsgeld
eingeführt. Die Details werden dann in einer Richtlinie geregelt werden.

Außerdem enthält das Gesetz Änderungen im Energiewirtschaftsgesetz - da
geht es zum Beispiel darum, der Bundesnetzagentur das Monitoring der
Versorgungssicherheit zu übertragen -, im Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz und
auch im Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz - da geht es um den Umfang der
Löschung der Emissions-Zertifikate, die durch den Kohleausstieg nicht mehr
benötigt werden.

Zusammenfassend - auch wenn ich weiß, dass einzelne Elemente dieses
Gesetzes natürlich in der Öffentlichkeit debattiert und auch kritisiert
werden - ist das, was die Bundesregierung hier tut, einen großen und
grundlegenden Wandel in unserer Energieversorgung in Gang zu setzen und
einen wichtigen Schritt auf dem Weg der CO2-Reduzierung zu gehen.

Ich glaube, das war es.

Frage: Herr Seibert, wie reagiert die Bundesregierung auf den neuen
amerikanischen Friedensplan für den Nahen Osten, der gestern vorgestellt
wurde? Wurde die Bundesregierung vor der Veröffentlichung dieses Plans
informiert oder konsultiert?

StS Seibert: Ich möchte auf das verweisen, was Bundesaußenminister Maas
gestern nach der Vorstellung des Plans in Washington für die
Bundesregierung gesagt hat. Ich zitiere es auch gerne noch einmal - es ist
nicht sehr lang -:

"Der lange angekündigte US-Vorschlag liegt nun vor. Wir werden uns mit dem
Vorschlag intensiv auseinandersetzen und gehen davon aus, dass alle Partner
das nun auch tun.

Nur eine für beide Parteien akzeptable, verhandelte Zweistaatenlösung kann
zu einem dauerhaften Frieden zwischen Israelis und Palästinensern führen.
Auf dieser Basis ist jeder Impuls, der so angelegt ist, den seit Langem
festgefahrenen Nahost-Friedensprozess wieder in Gang zu bringen, zu
begrüßen.

Der US-Vorschlag wirft Fragen auf, die wir jetzt mit unseren Partnern in
der EU besprechen werden. Das sind unter anderem Fragen nach der
Einbeziehung der Konfliktparteien in einen Verhandlungsprozess sowie nach
seinem Verhältnis zu anerkannten internationalen Parametern und
Rechtspositionen."

So weit die Äußerungen von Bundesaußenminister Maas gestern Abend.

Es ist also nun entscheidend, dass der US-Plan innerhalb der Europäischen
Union ausführlich besprochen wird. Der Hohe Vertreter Josep Borrell hat
gestern Abend schon mit einem Statement reagiert, das alle europäischen
Mitgliedstaaten, also auch Deutschland, so mitgetragen haben. Danach wird
die EU die Vorschläge prüfen und bewerten, und das wird geschehen auf
Grundlage der bekannten EU-Positionen. Nur eine Zweistaatenlösung - das ist
die EU-Position - stelle einen realistischen Weg zur Beendigung des
Konflikts dar. Natürlich wird es zusätzlich auch auf die Reaktion der
arabischen Staaten ankommen.

Zu Ihrer anderen Frage: Der Plan, der gestern vorgestellt wurde, ist der
Plan des amerikanischen Präsidenten.

Zusatzfrage: Wie sollen diese zwei Staaten nach Meinung der Bundesregierung
aussehen?

StS Seibert: Die Position der Bundesregierung dazu ist ja oft dargelegt
worden, und sie ist im Einklang mit der europäischen Position. Sie hat sich
jetzt auch nicht durch die Präsentation des Vorschlags durch den
amerikanischen Präsidenten geändert. Wir halten es jetzt für richtig, uns
diesem Vorschlag mit aller Ernsthaftigkeit zu widmen, ihn zu studieren - er
ist ja durchaus facettenreich -, und das dann im europäischen Kreis zu
besprechen. Die bisherigen Positionen der Europäischen Union und auch der
Bundesregierung bestehen fort.

Frage: Wie soll das denn jetzt weitergehen? Erwarten Sie, dass sich jetzt
alle Seiten an einen Tisch setzen und auch mit eingebunden werden? Bisher
sind das ja Gedankenexperimente von Herrn Trump, die mit beiden Seiten noch
nicht rückgekoppelt sind. Welche Erwartungen haben Sie da jetzt?

StS Seibert: Ich weiß nicht, ob es richtig ist, noch keinen halben Tag nach
Präsentation des Vorschlags in Washington jetzt schon einen Fahrplan oder
Erwartungen für die nächsten Wochen und Monate zu haben. Wir haben gesagt:
Für uns als Mitglied der Europäischen Union ist es jetzt erst einmal
wichtig, dass wir dazu auf der europäischen Ebene die notwendige Debatte
führen, uns damit auseinandersetzen und dann eine europäische Position dazu
einnehmen - und das natürlich auch abgleichen mit den Positionen, die
Europa in diesem so lange ungelösten Konflikt schon lange vertritt.

Frage: Können Sie ein bisschen mehr zum Zeitplan sagen? Wie viel Zeit
werden Sie brauchen, um sich in der EU abzustimmen?

StS Seibert: Herr Burger, wollen Sie dazu etwas sagen?

Burger: Das ist natürlich ein Prozess, der jetzt beginnt und zu dem auch
der Außenminister in diesen Tagen eine ganze Reihe von Gesprächen führt.
Ich kann Ihnen jetzt kein festes Zieldatum für diesen Gesprächsprozess
nennen. Es gibt verschiedene Gelegenheiten und auch verschiedene Niveaus
und Gremien innerhalb der EU, in denen diese Gespräche geführt werden
können - sowohl in Brüssel zwischen den Ständigen Vertretern als auch auf
Ebene der Hauptstädte.

Frage: Herr Burger, die Palästinenser haben diesen einseitigen Plan
abgelehnt. Glauben Sie, dass die Regierung mit diesem Friedensplan jetzt
einen Schritt näher am Frieden ist, oder ist sie jetzt eher einen Schritt
weiter vom Frieden entfernt?

Burger: Dazu will ich hier keine Einschätzung abgeben. Die Positionierung
der Bundesregierung hat Herr Seibert Ihnen eben vorgetragen. Wie sich jetzt
die Parteien und auch die Staaten in der Region selbst zu diesen
Vorschlägen positionieren, müssen wir sehen; das ist diesen Staaten und
Parteien selbst überlassen. Sie haben vielleicht zur Kenntnis genommen,
dass die Arabische Liga für Samstag zu einer Dringlichkeitssitzung nach
Kairo eingeladen hat. Das wird möglicherweise eine Gelegenheit sein.

Zusatzfrage: Aber auf was für einer Basis wollen Sie diesen Friedensplan
überhaupt bewerten, wenn die Palästinenser diesen Friedensplan ablehnen?

Burger: Wir haben ja gesagt: Wir werden uns mit dem Vorschlag intensiv
auseinandersetzen, und wir gehen davon aus, dass alle Partner das nun auch
tun. So hat es der Außenminister gesagt.

StS Seibert: Vielleicht zitieren wir noch einmal den letzten Satz der
Erklärung des Hohen Beauftragten Borrell, die er ja für alle europäischen
Mitgliedstaaten abgegeben hat: Da ruft die EU beide Seiten auf, in ihrer
Politik und in ihren Aktionen nun zu demonstrieren, dass sie dem Ziel einer
Zweistaatenlösung wahrhaftig verpflichtet sind.

Frage: Ich habe eine Frage in Bezug auf die Meldung von dpa, dass eine
Gruppe von amerikanischen Soldaten, die beim iranischen Raketenangriff in
Ain Al Asad verwundet worden sind, in Deutschland zur Behandlung ist: Wie
viele sind es genau und in welcher Situation werden sie hier behandelt?

Burger: Ich habe dazu keine Erkenntnisse. Ich würde Ihnen empfehlen, sich
dazu im Zweifelsfall an die amerikanischen Streitkräfte zu wenden.

Frage: Wieder zum Thema Israel und dem Friedensplan: Der US-Botschafter in
Israel hat im Namen von Herrn Trump gesagt, Israel habe jetzt die Freiheit,
die Siedlungen im Westjordanland zu annektieren. Wie bewerten Sie diese
Ansage der Amerikaner?

Die israelische Regierung hat angekündigt, schon am Sonntag werde über die
Annektierung dieser Siedlungen im Jordantal abgestimmt, und wahrscheinlich
werde dem zugestimmt. Wie bewerten Sie das? Mein Stand war, dass Sie alle
Siedlungen im Westjordanland als illegal betrachten.

Burger: Einzelne Ankündigungen möchte ich hier jetzt nicht bewerten.
Wahrscheinlich kennt niemand unsere Rechtsauffassung zu diesen Fragen so
gut wie Sie. Diese Auffassung haben wir hier immer wieder vorgetragen, und
wie Herr Seibert gerade gesagt hat, hat sich daran seit gestern Abend auch
nichts verändert.

Zusatzfrage: Ich würde gerne wissen, was Sie denn tun. Ich meine, die
wollen da ja Fakten schaffen, und zu Annexionen hat die Bundesregierung ja
auch in anderen Fällen immer eine ganz klare Meinung gehabt, und jetzt wird
offen und öffentlich angekündigt, dass Teile der palästinensischen Gebiete
annektiert werden.

Burger: Ich werde hier jetzt Entscheidungsprozessen nicht vorgreifen.
Unsere Rechtsauffassung kennen Sie, und unsere grundsätzliche Auffassung zu
diesen Fragen kennen Sie auch.

Frage: An Herrn Seibert und vielleicht - mit Blick auf Herrn Maas - auch
Herrn Burger: Sie haben ja eingangs zitiert, dass nur eine zwischen den
Konfliktparteien ausgehandelte - und das heißt dann auch einvernehmliche -
Lösung dauerhaften Frieden bringen könne. Das, was jetzt vorliegt, ist eben
zwischen Trump und einer Partei ausgehandelt, und es beinhaltet, wie wir
gehört haben, die Einbeziehung besetzter Gebiete. Wie kann überhaupt auf
einer solchen Grundlage die andere Konfliktpartei, wie können die
Palästinenser noch in einen einvernehmlichen Prozess mit einbezogen werden?
Sie sagen das so, aber welche realistischen Chancen gibt es dafür? Wo hätte
es das historisch jemals schon gegeben? Ist nicht das, was wir jetzt
erleben, eigentlich der Tod der Zweistaatenlösung?

Burger: Ich glaube, es hat sich nichts an der breiten internationalen
Unterstützung für die Parameter geändert, die durch den UN-Sicherheitsrat
als Grundlage für uns verabredet worden sind. Dazu gehört im Kern die
verhandelte Zweistaatenlösung für den Nahostkonflikt, und genauso hat sich
ja auch die EU gestern Abend geäußert.

Zusatzfrage: Aber das, was es jetzt vom Prozess und von der Genese des
Prozesses her gibt, ist das Gegenteil einer ausgehandelten
Zweistaatenlösung. Deswegen stelle ich noch einmal die Frage - Sie sind
erfahrene Außenpolitiker - welche Chance Sie überhaupt noch dafür sehen,
dass es dazu kommen kann? Wie soll das bewerkstelligt werden?

Burger: Wir nehmen zur Kenntnis, dass auch in den amerikanischen
Vorschlägen die Idee eines palästinensischen Staates enthalten ist. Aber -
das hat der Außenminister ja gestern auch gesagt - dieser Vorschlag wirft
auch bei uns Fragen nach der Einbeziehung der Konfliktparteien in einen
Verhandlungsprozess und nach dem Verhältnis zu den international
anerkannten Parametern auf.

Frage: Bezüglich dieser Siedlungen in der Westbank soll es ja jetzt auch
ein Verfahren vor dem ICC geben; jedenfalls befinde man sich in den
Vorstadien dazu. Wie kann denn da etwas öffentlich verhandelt werden, wenn
der ICC da ein Verfahren laufen hat?

Burger: Ich weiß nicht, ehrlich gesagt, ob ich der richtige Adressat für
diese Frage bin.

Zusatzfrage: Aber Deutschland hat ja eine klare Position zu diesen
Siedlungen, oder? Wenn ich es richtig verstanden habe, hält Deutschland
diese Siedlungen für nicht konform mit internationalem Recht.

Burger: Das haben wir hier in der Vergangenheit immer wieder so gesagt.

Zusatzfrage: Dann müsste doch eigentlich der ICC erst einmal entscheiden,
bevor irgendeine politische Entscheidung von Amerika aus kommen könnte,
oder?

Burger: Sie beziehen sich auf den Internationalen Strafgerichtshof, wenn
ich das richtig verstehe?

Zusatz: Ja.

Burger: Das ist, glaube ich, kein Verfahren, das nun sozusagen unmittelbar
die Frage nach dem völkerrechtlichen Status der Siedlungen beantwortet. Das
ist ja auch nicht die Aufgabe der internationalen Strafgerichtsbarkeit.

Im Übrigen würde ich hier auch nicht Entscheidungen, die der IStGH über die
Aufnahme oder Nichtaufnahme von Ermittlungen zu treffen hat, vorgreifen
wollen.

Frage: Ich wollte noch einmal auf die Annektierung der Siedlungen im
Westjordanland zurückkommen. Der israelische Verteidigungsminister hat ja
nun gesagt, dass er diese Siedlungen sofort annektieren möchte. Ich bin
überrascht, dass Sie das überhaupt nicht bewerten wollen. Sehen Sie das als
eine Verschlechterung der Situation oder als eine Eskalation der Situation
an, wenn das jetzt passiert?

Burger: Sie stellen dieselbe Frage, die der Kollege gerade auch gestellt
hat. Ich kann auch nur noch einmal dieselbe Antwort wiederholen: Unsere
völkerrechtliche und politische Bewertung zum Siedlungsbau haben wir hier
immer wieder abgegeben, und daran hat sich seit gestern auch nichts
geändert.

Zusatzfrage: Muss Israel vielleicht irgendwelche Sanktionen in diesem
Zusammenhang fürchten? Sie sagen nämlich immer wieder, Sie seien gegen den
Siedlungsbau, aber Israel baut weiter. Muss Israel in dieser Hinsicht
irgendeine Sanktion fürchten?

Burger: Wir haben seit gestern Abend die Vorschläge des amerikanischen
Präsidenten vorliegen. Mit denen setzen wir uns jetzt auseinander. Wir
gehen davon aus, dass andere Partner das auch tun. Wir sind jetzt in einem
intensiven Gesprächsprozess mit unseren Partnern insbesondere in der
Europäischen Union darüber, wie das zu bewerten ist und welche
Anknüpfungspunkte sich daraus eventuell ergeben. Das ist das, was ich Ihnen
heute zu diesen Vorschlägen sagen kann.

StS Seibert: Sehen Sie, der Nahost-Friedensprozess ist doch, und ich
glaube, darüber herrscht Einigkeit, festgefahren. Nun gibt es seit gestern
Abend einen Vorschlag aus Washington, der ein Impuls dafür sein möchte,
diesen festgefahrenen Nahost-Friedensprozess wieder in Gang zu bringen. Wir
werden diesen Vorschlag jetzt auch mit unseren europäischen Partnern ganz
gründlich studieren, und es wird sich zeigen, ob er dazu in der Lage ist,
dieser Impuls zu sein. Es ist aber am Mittag nach dem Abend davor
vielleicht ein bisschen zu früh, um das zu beurteilen.

Frage: Das passt ganz gut zu dem, was Herr Seibert gerade gesagt hat: Die
Zivilorganisationen in Israel, die die Bundesregierung auch mit Geld
unterstützt, zum Beispiel B'Tselem, sprechen davon, dass dieser Plan kein
Weg zum Frieden sei, sondern ein Plan für Apartheid oder ein Plan, der zu
Apartheid führe, und dass das Beispiel von Hebron auf die ganze Westbank
ausgeweitet wird. Sehen Sie die Gefahr von Apartheid für die Menschen in
der Westbank?

Herr Seibert, wenn Sie von der Zweistaatenlösung sprechen, heißt das, dass
Palästina auch aus Sicht der Bundesregierung immer noch ein souveräner
Staat werden soll? Das ist ja etwas ganz anderes als das, was Trump jetzt
plant.

StS Seibert: Zum ersten Teil Ihrer Frage: Wir kennen die verschiedenen
kritischen Äußerungen, die es nach der Vorstellung des Vorschlags des
amerikanischen Präsidenten gestern gab, oder haben sie zur Kenntnis
genommen. Die kamen vom Siedlerrat. Die kamen von solchen Organisationen,
wie Sie sie genannt haben. Die kamen von der palästinensischen Seite. Das
ändert jetzt aber nichts an der Position, die die Bundesregierung und die
auch Europa einnimmt. Wir müssen uns das erst einmal in all seinen Facetten
und in all seinen Bedeutungen genau anschauen.

Was war die zweite Frage? Ich habe sie schon vergessen, Entschuldigung.

Zusatzfrage: Die Frage war, ob Sie einen souveränen palästinensischen Staat
haben wollen.

Sehen Sie denn eine Gefahr der Apartheid, Herr Burger?

Burger: Diesen Begriff werde ich mir ganz bestimmt nicht zu eigen machen.

Zuruf: Das ist der Begriff der Organisation.

Burger: Wir haben gesagt: Wir streben das Ziel einer Zweistaatenlösung an -
das bedeutet, eines palästinensischen Staats, der - - -

Zuruf: Souverän?

Burger: Gibt es andere als souveräne Staaten? Ich weiß es nicht. - Das
bedeutet, eines palästinensischen Staates, der in Frieden und Sicherheit
Seite an Seite mit dem Staat Israel lebt.

Frage: Für die EU-Kommission wird Thierry Breton, der zuständige 
EU-Kommissar, heute die Empfehlung zur Frage nach dem Umgang mit
Sicherheitsvorkehrungen für das Mobilfunknetz 5G bekannt geben. Das bezieht
sich auf Huawei beziehungsweise auf chinesische Unternehmen. Die Empfehlung
wird sein, dass man chinesische Unternehmen nicht generell ausschließen
sollte und Sicherheitsvorkehrungen stark sein sollten. Kann die
Bundesregierung damit jetzt frei entscheiden? Zeichnet sich da schon eine
Entscheidung ab? Wann kann man mit einer Entscheidung rechnen?

StS Seibert: Soll ich einmal anfangen? - Nicht nur die Bundeskanzlerin,
sondern auch andere Mitglieder der Bundesregierung haben ja vielfach
öffentlich über dieses Thema gesprochen und die deutsche Position
dargelegt. Die Bundeskanzlerin hat das zuletzt beim Weltwirtschaftsforum in
Davos gemacht. Sie hat noch einmal die Haltung der Bundesregierung in
Sachen "Ausbau der 5G-Infrastuktur" bekräftigt. Sie hat auch im Plenum des
Deutschen Bundestags Ende November darüber gesprochen.

Es läuft immer auf dieselben Grundpositionen hinaus, die uns wichtig sind:
Wir brauchen für den Ausbau der neuen 5G-Mobilfunknetze hohe
Sicherheitsstandards. Das muss mit den europäischen Partnern besprochen
werden, und deshalb tauschen wir uns mit den europäischen Partnern aus,
natürlich insbesondere mit Frankreich. Auch die EU-Kommission hat ja schon
ein gemeinsames Vorgehen in dieser Frage der Sicherheit der 5G-Netze
empfohlen, und darauf spielen Sie damit an, dass sich Herr Breton jetzt
dazu an die Öffentlichkeit wenden wird. Ich kann Ihnen noch nicht sagen und
sollte dem auch nicht vorgreifen, was er da sagen wird.

Wir haben immer betont: Beim Betrieb und beim Ausbau dieses Netzes ist
Sicherheit wie im gesamten digitalen Bereich ein sehr hohes Gut. Deswegen
werden die Sicherheitsanforderungen intensiv überarbeitet. Sie werden
verschärft. Da gibt es das Telekommunikationsgesetz, in dem zusätzliche
Sicherheitsanforderungen gesetzlich festgelegt werden. Wir nehmen eine
Änderung im Gesetz über das BSI vor, indem Regelungen für kritische
Infrastrukturen und die Vertrauenswürdigkeit von Komponenten aufgenommen
werden. Das heißt, die deutsche Position ist: Sicherheit ist bei diesem
Ausbau des Netzes, der für uns als Land, als Gesellschaft und als
Wirtschaft natürlich großen Vorrang hat, ganz besonders wichtig, und daran
hat sich jetzt in den letzten Wochen nichts geändert.

Zusatzfrage: Bedeutet das, Sie folgen grundsätzlich dieser Linie, kein
Unternehmen wegen seiner Herkunft auszuschließen?

Die zweite Frage war ja, bis wann Sie da mit einem Ergebnis rechnen.

StS Seibert: Unsere Haltung ist von Anfang an gewesen, erhöhte
Sicherheitsanforderungen an die Bewerber zu stellen, anstatt a priori
bestimmte Bewerber oder bestimmte Akteure auszuschließen. Die Betonung
liegt auf "erhöhte Sicherheitsanforderungen". Ich weiß nicht, ob die
einzelnen Ressorts etwas über den Zeitplan sagen können.

Eichler: Dazu kann ich Ihnen im Moment nur sagen, dass wir ja
Stellungnahmen zum TKG bekommen haben. Die Frist dafür lief bis Ende
November. Die werden jetzt ausgewertet. Wann wir da konkret etwas vorlegen
werden, kann ich Ihnen noch nicht sagen.

Grünewälder: Ich kann zum IT-Sicherheitsgesetz 2.0 ausführen, dass die
Ressortabstimmung weiterhin läuft und sich dem Ende zuneigt und dass wir
mit einem zeitnahen Abschluss rechnen. Aber wann genau, kann man jetzt noch
nicht sagen. Das ist ein Teil der von Herrn Seibert beschriebenen
Maßnahmen.

Frage: Das "Handelsblatt" berichtet über einen internen Vermerk aus dem AA,
wonach Huawei mit den chinesischen Sicherheitsbehörden zusammenarbeite.
Dazu hätte ich zwei Fragen, zunächst einmal: Können Sie diesen Vermerk
bestätigen? Wenn ja, auf welcher Ebene des Ministeriums ist der
angesiedelt?

Burger: Diese Berichterstattung habe ich gesehen. Sie werden auch gesehen
haben, dass sich diese Berichterstattung auf angeblich interne,
vertrauliche Dokumente bezieht. Wie Sie wissen, kommentieren wir hier
grundsätzlich als vertraulich eingestufte Dokumente und interne Dokumente
nicht.

Zusatzfrage: Dann frage ich noch einmal allgemein, vielleicht Herrn
Seibert: Hat sich an der Position der Bundesregierung zum Umgang konkret
mit Huawei etwas geändert?

StS Seibert: Ich hatte gerade noch vor zwei Minuten darzulegen versucht,
dass sich nichts geändert hat.

Frage: Herr Burger, auch wenn Sie den internen Vermerk jetzt nicht
bestätigen wollen, für wie vertrauenswürdig halten Sie denn Huawei?

Herr Seibert, es gibt auch einen Bericht von "Business Insider" unter
Berufung auf ein Arbeitspapier der Bundesregierung, wonach die
Bundesregierung 5G-Anbietern mit milliardenschweren Strafen droht, wenn sie
Komponenten mit negativen Einflussmöglichkeiten verbauen. Können Sie dazu
etwas sagen?

Burger: Was zu den Beratungen über dieses Thema innerhalb der
Bundesregierung zu sagen ist, hat Herr Seibert und haben die Kollegen
gerade gesagt. Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

StS Seibert: Da ich den Bericht nicht kenne, kann ich ihn hier nicht
kommentieren. Aber es läuft auf das hinaus, was ich gesagt habe: Sicherheit
beim Betrieb und beim Ausbau des 5G-Mobilfunknetzes ist für uns von sehr
hoher Bedeutung.

Frage: Herr Grünewälder, sind die Sicherheitsrisiken oder -anforderungen im
Hinblick auf 5G eigentlich qualitativ und prinzipiell sehr viel andere als
bei 4G? Bei 4G - das hat, glaube ich, Ihr Minister auch mehrfach gesagt -
ist Huawei sozusagen schon flächendeckend drin. Wenn man Produkte dieses
Unternehmens jetzt herausnehmen würde, dann würde 4G gar nicht
funktionieren. Wie verhält es sich also damit? Sind die
Sicherheitsanforderungen andere? Gibt es aufgrund der Tatsache, dass Huawei
bei 4G zentral mit drin ist, irgendwelche Erkenntnisse über Risiken,
Missbrauch und die Zusammenarbeit mit Geheimdiensten?

Grünewälder: Erstens kann ich Ihre Annahme, dass Huawei flächendeckend drin
sei, wie Sie formulierten, so nicht bestätigen.

Zuruf: Das hat der Minister gesagt!

Grünewälder: Zweitens kann ich nur das wiederholen, was der
Regierungssprecher gerade gesagt hat. Wir haben bestimmte Anforderungen -
das hat sich nicht geändert -, und diese Anforderungen gelten auch für das
4G-Netz, weil das 5G-Netz auf dem 4G-Netz aufbaut.

Zusatz: Mit Verlaub, die Tatsache, dass Huawei bei 4G eine entscheidende
Rolle spielt, haben wir aus dem Mund Ihres Ministers gehört.

Grünewälder: So ist die Aussage richtig. Aber ein flächendeckendes - - -

Zusatzfrage: Warum können sie es dann nicht bestätigen?

Grünewälder: Ich kann nicht bestätigen, dass Huaweikomponenten
flächendeckend in den Telekommunikationsnetzen vorhanden sind. Das
differiert je nach Netzbetreiber.

Zusatzfrage: Danke für die Klarstellung. - Das bedeutet aber, dass die
Sicherheitskriterien für 4G im Grunde keine qualitativ anderen sind als die
für den jetzigen 5G-Aufbau. Richtig?

Grünewälder: Genau, ebenso wenig für 3G und 2G.

Frage: Zum Thema des Coronavirus habe ich zunächst eine Frage an das
Auswärtige Amt. Wie konkret sind die Pläne, ausreisewillige Passagiere nach
Deutschland zurückzuholen? Vielleicht können Sie das konkretisieren.

Dann eine Frage an das Bundesgesundheitsministerium: Von Minister Spahn
haben wir heute Morgen erfahren, dass man mit den Passagieren in engem
Kontakt stehen möchte. Könnten Sie zur Frage des Umgangs noch präziser
ausführen?

Burger: Am Montag hat der Krisenstab der Bundesregierung angesichts der
sehr schwierigen Lage in Wuhan und Umgebung grundsätzlich entschieden, den
nicht erkrankten deutschen Staatsangehörigen dort eine Ausreisemöglichkeit
nach Deutschland anzubieten. Geplant ist, dass dazu in den nächsten Tagen
ein Sonderflug mit einem Flugzeug der Luftwaffe stattfindet. Wir arbeiten
jetzt daran, so schnell wie möglich die letzten noch verbleibenden Fragen
zu klären. Dazu gehört auch ein enger Austausch mit der chinesischen Seite,
damit eine endgültige Genehmigung vorliegt.

Ich kann Ihnen ergänzend sagen, dass in der Nacht zu Dienstag ein
Konsularteam unserer Botschaft Peking die Arbeit in Wuhan aufgenommen hat.
Es arbeitet dort in den Räumen des französischen Generalkonsulats, das sie
uns freundlicherweise zur Verfügung stellt. Bei diesem Team handelt es sich
um insgesamt vier Mitarbeiter, nämlich den Leiter der Rechts- und
Konsularabteilung der Botschaft Peking, den Generalkonsul in Shenyang und
zwei weitere Mitarbeiterinnen beziehungsweise Mitarbeiter.

Dieses Team steht in engem Kontakt zu den Deutschen in Wuhan und hält diese
zu den Einzelheiten der Vorbereitung auf dem Laufenden. Jetzt geht es vor
allem darum, alle Ausreisewilligen zu erfassen und gemeinsam zu planen, wie
angesichts der Bewegungsbeschränkungen in jedem Einzelfall der Transport
zum Flughafen möglich ist. Es geht auch noch um weitere Detailfragen. Das
Konsularteam bleibt dort vor Ort die ganze Zeit am Ball und wird die
Deutschen dort unterstützen, bis sie auf den Flieger gehen.

Berve-Schucht: Wir kümmern uns in Zusammenarbeit mit den hessischen
Behörden um die Frage der Betreuung ab der Ankunft der zurückgereisten
Deutschen in Frankfurt. Wir stehen - das hat der Minister heute schon
mehrfach gesagt - im engen Austausch mit den hessischen Behörden, um diese
Fragen zu klären und dafür zu sorgen, dass sie schnellstmöglich
zurückgeholt werden können und dass auch alles gut vorbereitet ist.

Zusatzfrage: Einige Staaten haben beschlossen, die Passagiere
möglicherweise erst einmal in Quarantäne zu schicken. Stellen auch Sie
diese Überlegung an? Denn die Formulierung "im Austausch zu sein" ist noch
etwas unkonkret.

Berve-Schucht: Einige offene Fragen sollen noch geklärt werden. Aber ja, es
ist schon geplant, dass man eine Quarantäne vorsieht. Das hängt mit der
Inkubationszeit einer möglichen Erkrankung zusammen. Man will sichergehen,
dass die Rückkehrer erst einmal geschützt sind.

Frage: Frau Eichler, haben Sie feststellen können, ob das Virus indirekt
Auswirkungen auf die deutsche Wirtschaft hat? Haben Sie Anfragen von
deutschen Firmen, die sich an Sie um Hilfe gewandt haben, weil sie wegen
des Virus Probleme im Ausland haben?

Eichler: Solche Anfragen sind mir nicht bekannt. In erster Linie geht es ja
um die gesundheitlichen Aspekte. Dazu haben sich die Kollegen gerade
geäußert. Auswirkungen auf die Wirtschaft sind mir im Moment noch nicht
bekannt. Mir sind keine Anfragen von Unternehmen dazu bekannt. Ich vermute
aber, dass sich das auch erst etwas später zeigen wird. Wie gesagt, uns ist
nichts dazu bekannt. Mehr kann ich dazu im Moment nicht sagen.

Frage: Das hessische Ministerium für Soziales und Integration, das auch das
Thema der Gesundheit behandelt, hat vor 40 Minuten die Mitteilung
verschickt, dass die zurückgeführten Passagiere zunächst für 14 Tage unter
Quarantäne gestellt würden.

Können Sie das bestätigen? Wie bewerten Sie die Dauer von 14 Tagen? Heute
Morgen klang es von Herrn Spahn im "Morgenmagazin" noch so, als sehe er
Quarantäne per se erst einmal als problematisch an.

Berve-Schucht: Das hängt natürlich, wie gesagt, mit der Inkubationszeit
zusammen. Eine vierzehntägige Quarantäne ist, denke ich, geplant. Die
Entscheidung liegt letztlich bei den Frankfurter Gesundheitsbehörden.
Deswegen hat es das hessische Ministerium heute auch so mitgeteilt. Die
Rückkehrer kommen dort an und werden von dort aus weitertransportiert und
zu ihrem Zielort gebracht.

Frage: Nur damit ich es richtig verstehe: Betrifft diese Quarantäne jede
der zurücktransportierten Personen, egal ob sie Symptome zeigen?

Berve-Schucht: Das betrifft die Symptomlosen. Was mit Erkrankten passiert,
wird natürlich erst einmal vor Ort entschieden. Aber die Quarantäne
betrifft diejenigen, die symptomlos in Frankfurt ankommen.

Zusatzfrage: Ist das dann eine Zwangsquarantäne? Haben sie dann keine Wahl?

Berve-Schucht: Ich denke, das Auswärtige Amt ist mit den Deutschen dort im
Gespräch.

Zusatzfrage: Ja oder nein?

Burger: Die Entscheidung, sich an der Evakuierungsaktion zu beteiligen, ist
natürlich eine freiwillige Entscheidung der Betroffenen.

Zusatzfrage: Aber wer zurückkommt, kommt auf jeden Fall 14 Tage hinter
verschlossene Türen, oder?

Berve-Schucht: Das ist eine sehr drastische Formulierung. Letztlich
entscheiden, wie gesagt, die Frankfurter Behörden, was mit den Personen
geschieht, die in Frankfurt ankommen.

Frage: Gab es mit jetzigem Stand Symptome bei den Menschen, die sich auf
der Passagierliste befinden?

Burger: Wir haben bisher keine Verdachtsfälle unter deutschen
Staatsangehörigen in China. Auf dieser Basis findet die Planung statt.

Frage: Es geht um den Vorstoß von Kommissionspräsidentin von der Leyen, das
sogenannte Klimpergeld, umgangssprachlich gesprochen, also 1-Cent- und 
2-Cent-Münzen abzuschaffen.

Welche Haltung hat die Bundesregierung dazu? Lehnt sie das rundweg ab? Gibt
es Pläne, auf europäischer Ebene zusammenzuarbeiten? Wie könnte ein
möglicher Zeitplan dafür aussehen?

Wogatzki: Eine Abschaffung von 1-Cent- und 2-Cent-Münzen, die Sie gerade
als Klimpergeld bezeichnet haben, ist auf nationaler Ebene rechtlich gar
nicht möglich, sodass man dabei nur auf europäischer Ebene gemeinsam
voranschreiten könnte.

Ein konkreter Vorschlag der Kommission dazu liegt uns noch nicht vor. Es
wurde ja angekündigt, dass man im Rahmen des Arbeitsprogrammes einen
Vorstoß wagen wollte. Das soll erst heute veröffentlicht werden.

Der Minister hat sich vor ungefähr anderthalb Stunden dazu geäußert und
schon gesagt, dass er mit den Plänen der Kommission dazu nicht so in
Übereinstimmung ist. Sie können den Originalton des Ministers im Internet
verfolgen. Ich meine, es ist das BMWi, das den Livestream zum Kohleausstieg
mitgeschnitten hat.

Frage: Herr Seibert, auch wenn es praktisch wohl wenig ändert, wie bewertet
die Bundesregierung den Freitag, an dem der Brexit ja Realität werden wird?

Was ist, wenn die anstehenden Verhandlungen zwischen UK und der EU bis
Jahresende nicht klappen sollten? Droht dann tatsächlich ein ungeregelter
Brexit?

StS Seibert: Sie wissen sicherlich, dass das Europäische Parlament heute
Abend dem Vertrag noch zustimmen muss. Die Artikel-50-Austrittsfrist endet
am Freitag. Danach beginnen sehr zeitnah die Verhandlungen darüber, wie die
Europäische Union und Großbritannien ihr zukünftiges Verhältnis
ausgestalten wollen. Das macht für die EU-Mitgliedsstaaten die Europäische
Kommission, insbesondere der Leiter der sogenannten UK-Taskforce, Michel
Barnier, der ja auch bereits die Verhandlungen zum Austrittsvertrag geführt
hat. Vor dem Beginn der Verhandlungen mit Großbritannien wird die
Kommission noch mit einem Verhandlungsmandat der Mitgliedsstaaten
ausgestattet.

Wir bedauern den Austritt Großbritanniens. Das ist immer wieder gesagt
worden. Es war 47 Jahre lang ein wichtiges Mitglied der Europäischen Union.
Gleichzeitig müssen wir uns natürlich mit dieser Tatsache abfinden. Sie
beruht auf einer Entscheidung des britischen Volkes in einem Referendum.

Jetzt müssen wir nach vorn blicken. Nun stehen ganz konkret die
Verhandlungen über das zukünftige Verhältnis an. Die Bundeskanzlerin hat
sich oft in die Richtung geäußert, und der Außenminister hat heute einen
Artikel dazu geschrieben, dass unser Bedürfnis und unser Wunsch ist, dass
das zukünftige Verhältnis so eng und so freundschaftlich wie möglich sein
soll. Jetzt machen wir uns als Europäer, als EU-27, an diese Verhandlungen,
und zwar möglichst bald, weil nicht übermäßig viel Zeit bis zum Ende des
Jahres ist.

Bis dahin gilt eine Übergangsphase, in der sich für die Bürger und die
Unternehmen erst einmal nichts ändert.

Burger: Ich möchte gern noch ein Detail ergänzen. Sie fragten, ob wieder
ein ungeregelter Brexit drohe, falls es keine Einigung geben sollte. Ich
denke, es ist sinnvoll, darauf hinzuweisen, dass sich die Situation schon
durch das Austrittsabkommen gegenüber der Situation, über die wir vor
einigen Monaten diskutiert haben, verändert hat. Denn das Austrittsabkommen
schafft an sich auch über die Zeit nach der Übergangsphase hinaus in
bestimmten wichtigen Bereichen eine gewisse Rechtssicherheit.

Das betrifft insbesondere die Rechte der EU-Bürgerinnen und EU-Bürger, die
im Vereinigten Königreich leben, sowie die Rechte der Britinnen und Briten,
die in der EU leben. Diese werden auf Lebenszeit geschützt. Sie können also
weiterhin im Vereinigten Königreich beziehungsweise in der EU leben,
arbeiten, studieren und soziale Sicherheit genießen.

Im Austrittsabkommen gibt es auch eine spezielle Regelung zu Nordirland,
mit der sichergestellt wird, dass es keine Kontrollen an der Grenze
zwischen Irland und Nordirland gibt und dass damit das Karfreitagsabkommen
vollumfänglich gewahrt bleibt. Durch das Austrittsabkommen gibt es auch
bereits eine Regelung über die finanziellen Verpflichtungen des Vereinigten
Königreiches gegenüber der EU.

Nichtsdestoweniger bleibt natürlich sehr, sehr vieles im Verhältnis
zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich für die Zukunft zu regeln.
Dazu gilt all das, was Herr Seibert gerade gesagt hat.

StS Seibert: Vielleicht ganz schlicht zusammengefasst die beiden Dinge, die
für uns jetzt wichtig sind, da man in die Phase der Verhandlungen über das
zukünftige Verhältnis eintritt:

Zum einen ist wichtig - das ist jedenfalls unser Ansatz -, dass wir mit
Großbritannien, auch wenn es dann nicht mehr Mitglied der Europäischen
Union ist, weiterhin ein enges, vertrauensvolles, freundschaftliches
Verhältnis behalten.

Zum anderen ist wichtig, dass die EU, dann die EU der 27, attraktiv ist,
dass sie sich gut, erfolgreich, innovativ weiterentwickelt. Denn eine
erfolgreiche Europäische Union ist für alle Länder, auch für
Großbritannien, ein attraktiver Partner. Auch daran müssen wir arbeiten.

Frage: Herr Burger, Ihr Minister trifft sich am Freitag mit seinem
französischen Kollegen. Welche Themen werden bei dem Treffen angesprochen?
Können Sie Einzelheiten zu den Themen nennen?

Burger: Das Auswärtige Amt ist am Freitag Gastgeber einer Konferenz im
Rahmen der deutsch-französischen Initiative zur Kleinwaffenkontrolle auf
dem Westbalkan. Das ist eine gemeinsame deutsch-französische Initiative,
die auf das Jahr 2015 und die entsetzlichen Terroranschläge in Paris
zurückgeht. Unter anderem hat sich aus diesen furchtbaren Ereignissen die
Erkenntnis ergeben, dass Europa, die EU mehr tun muss, um die Verbreitung
von Klein- und Kriegswaffen im Bereich des westlichen Balkans unter
Kontrolle zu bringen, weil diese Waffen dort eine Gefahr für Frieden und
Stabilität nicht nur für die Menschen vor Ort, sondern für Europa insgesamt
darstellen. Das ist der Anlass für diese Begegnung am Freitag hier in
Berlin.

Darüber hinaus wird es am Rande möglicherweise bilaterale Gespräche mit den
Konferenzteilnehmern geben, darunter auch mit dem französischen
Außenminister. Darüber würden wir Sie rechtzeitig informieren.

Zusatzfrage: Können Sie die Themenpalette nennen?

Burger: Das Hauptthema des Tages der Konferenz habe ich Ihnen, wie gesagt,
gerade erläutert. Es liegt natürlich in der derzeitigen Lage auf der Hand,
dass man sich auch über andere dringende Themen der internationalen Politik
austauschen wird.

Frage: Herr Seibert, am Montag plant die Kanzlerin im Kanzleramt einen
Milchgipfel oder einen Lebensmittelgipfel. Können Sie uns einmal sagen, wer
daran teilnehmen wird und was dort thematisiert werden soll? Ich hatte die
Kanzlerin und auch Sie so verstanden, dass es auch um Dumpingpreise im
Lebensmittelbereich gehen soll. ALDI Nord und Edeka haben jetzt betont,
dass dieses Thema nicht thematisiert werden soll. Stimmt das?

Können Sie sagen, wer neben den Marktmächtigen teilnehmen wird?

StS Seibert: Erstens. Wir kündigen die Termine der kommenden Woche wie
üblich am Freitag - und dann auch mit einigen Einzelheiten - an.

Zweitens werde ich Ihnen vorher - das tue ich bei keiner Veranstaltung -
exakt sagen können, wer kommt. Das können wir aber gerne danach sagen, weil
man dann weiß, wer dort war.

Drittens ist das in dem Zusammenhang zu sehen, dass die Bundeskanzlerin
sich - ich meine, es wäre Ende November gewesen - auch mit Vertretern der
Landwirte, mit unterschiedlichen Akteuren und Verbänden aus diesem Bereich
getroffen hat und dass natürlich dabei die Frage besprochen wurde: Bekommen
Landwirte für ihre Arbeit, die für unsere Gesellschaft von immenser
Bedeutung ist, nicht nur ausreichend gesellschaftliche Anerkennung - das
war ja ein Punkt -, sondern bekommen sie auch den materiellen Ertrag, der
es ihnen ermöglicht, diese Arbeit so fortzuführen?

Dabei ist es ja klar, dass der Handel - und dann letztlich auch die
Verbraucher und Verbraucherinnen - eine gewisse Verantwortung tragen. In
dem Zusammenhang hat die Kanzlerin gesagt, dass sie auch ein Gespräch mit
Vertretern des Handels führen wird. Ich würde dann doch sagen, dass wir
nach dem Gespräch darüber sprechen, was es erbracht hat und was die
zentralen Themen waren.

Zusatzfrage: Sind Dumpingpreise für die Kanzlerin ein Thema?

Wird die Umweltministerin dabei sein? Das Thema Landwirtschaft betrifft ja
auch die Umwelt.

Vorsitzende Welty: Entschuldigung, mit Blick auf die Uhr - - -

Zusatz: Das ist eine einfache Frage.

StS Seibert: Die Landwirtschaftsministerin hat sich zur Frage des
Preisniveaus und zu Dumpingpreisen in einzelnen Fällen ja schon sehr
konkret geäußert. Lassen Sie uns, wie gesagt, nach der Veranstaltung -
vielleicht am Mittwoch in der Pressekonferenz - ein bisschen ausführlicher
darüber sprechen.

Frage: Eine Frage an das BMF und an Herrn Seibert. Es gibt einen Vorstoß
von Carsten Schneider, dem Parlamentarischen Geschäftsführer der 
SPD-Bundestagsfraktion, die Abschaffung des Solidaritätszuschlags aufgrund des
Überschusses im Haushalt auf den 1. Juli 2020 vorzuziehen. Wie steht der
Bundesfinanzminister dazu?

Herr Seibert, wie steht die Bundeskanzlerin dazu, diese Soli-Abschaffung
vorzuziehen? Das wäre vor allem eine Entlastung für Kleine und mittlere
Einkommen.

Wogatzki: Wie Sie selbst sagen, beziehen Sie sich auf einen Vorschlag aus
der SPD. Heute Abend treffen sich die regierungstragenden
Koalitionsparteien zum Austausch und dann werden viele wichtige Dinge
diskutiert. Dem möchte ich nicht durch Bewertungen von Vorschlägen und
Äußerungen vorweggreifen.

StS Seibert: Ich kann Ihnen keine neue Regierungsposition dazu nennen.

Frage: Ich hätte gerne vom Familienministerium gewusst, ob - und wenn ja,
wie - Sie sich zu Meldungen äußern, Ministerin Giffey wolle in die 
Landes-SPD wechseln.

In dem Zusammenhang die Frage: Hat Frau Giffey die Absicht, bis zum Ende
der Legislaturperiode Ministerin zu bleiben? - Danke.

Kempe: Vielen Dank für die Frage. - Ich verstehe Ihr Interesse. Ich habe
die Frage auch erwartet, kann Ihnen dazu aber keine Auskunft geben. Ich
spreche hier für das Familienministerium und bei Ihrer Frage geht es um
eine Parteiangelegenheit, und zwar in erster Linie um eine Sache der
Berliner SPD.

Es ist für heute Nachmittag eine Pressekonferenz der Berliner SPD
angekündigt. Dort werden Sie alles Wichtige erfahren.

Mittwoch, 29. Januar 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 29. Januar 2020
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GESUNDHEIT/952: Menschen müssen sich bei Coronavirus-Epidemie auf Bundesregierung verlassen können


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 31. Januar 2020

ASCHENBERG-DUGNUS: Menschen müssen sich bei Coronavirus-Epidemie
auf Bundesregierung verlassen können



Zur Coronavirus-Epidemie erklärt die gesundheitspolitische Sprecherin
der FDP-Fraktion Christine Aschenberg-Dugnus:

"Es ist höchste Zeit, dass die deutschen Staatsbürger endlich aus der
betroffenen chinesischen Provinz Hubei evakuiert werden. Warum
Deutschland im Gegensatz zu anderen Ländern wie den USA oder
Frankreich erst so spät seine Bürger zurückholt, ist nicht
nachvollziehbar. Die Menschen müssen sich darauf verlassen können,
dass die Bundesregierung in einer solchen Ausnahmesituation schnell
reagiert. Wichtig ist jetzt, dass China alle Informationen
transparent veröffentlicht, damit intensiv an einem Impfstoff
gearbeitet werden kann. Es ist immer noch unklar, wie sich der Virus
überträgt und wie er sich von einer normalen Grippe unterscheidet.
Oberste Priorität für die Große Koalition muss die ausreichende
Vorbereitung auf weitere mögliche Krankheitsfälle in Deutschland
haben. Unsere Krankenhäuser brauchen genügend Isoliereinzelzimmer und
Personal. Ebenfalls müssen Labore in der Lage sein, den Virustest
durchzuführen. Die Lage ist ernst, dennoch darf keine unnötige Panik
verbreitet werden, sondern wir müssen einen kühlen Kopf bewahren."

 * 
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SICHERHEIT/767: Die Bundeswehr operiert bereits am Limit


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 31. Januar 2020

STRACK-ZIMMERMANN: Die Bundeswehr operiert bereits am Limit



Zur Forderung von Bundestagspräsident Schäuble nach einem stärkeren
militärischen Engagement Deutschlands erklärt die
verteidigungspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Marie-Agnes
Strack-Zimmermann:

"Wolfgang Schäuble hat recht damit, dass sich Deutschland zukünftig
stärker engagieren sollte, auch militärisch. Letzteres setzt aber
voraus, dass die Bundeswehr entsprechend befähigt und ausgerüstet
ist. Mit ihren aktuellen Mandaten operiert sie heute bereits am
Limit. Neue Aufträge könnte die Truppe nur auf Kosten bestehender
übernehmen. Die immer neuen Vorschläge von
Bundesverteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer, in welche Einsätze
man die Bundeswehr noch schicken könne, sind daher fernab jeder
Realität. Die Union und ihre Ministerin sollten sich daher erst
einmal um die Schritte kümmern, die ein stärkeres Engagement
Deutschlands möglich machen: Herstellung angemessener materieller
Einsatzbereitschaft, spürbare Aufstockung des Personals und
Rückgewinnung von Expertise."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1168: Folgen des Klimawandels für Weinanbau (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 11/2020

Landwirtschaftsausschuss berät über Folgen des Klimawandels für
Weinanbau

Vielfalt an Rebsorten wird sich durch Temperaturanstieg langfristig
verändern



Stuttgart. Durch den Klimawandel verursachte Temperaturanstiege und
extreme Wetterereignisse wirken sich auch auf den Weinanbau in
Baden-Württemberg aus. Dies wurde bei der Beratung eines Antrags der
SPD-Fraktion am Mittwoch, 29. Januar 2020, im Ausschuss für Ländlichen
Raum und Verbraucherschutz deutlich. "Steigende Temperaturen, extremes
Wetter und neue Schädlinge stellen den Weinanbau vor
Herausforderungen. Auch wird sich die Vielfalt an Rebsorten im
Südwesten langfristig verändern", sagte der Ausschussvorsitzende
Martin Hahn (Grüne).

Nach Angaben Hahns wird der Anbau von wärmebedürftigen Rotweinsorten
wie Cabernet Sauvignon oder Syrah wird in Baden-Württemberg künftig
eher möglich. Auch pilzwiderstandsfähige Rebsorten werden wegen des
Klimawandels und des Zieles, weniger Pflanzenschutzmittel zu nutzen,
an Bedeutung gewinnen. Traditionelle Weißweine der Badischen
Bergstraße drohten dagegen ihre geschätzten Eigenschaften wie
Spritzigkeit und geringen Alkoholgehalt zu verlieren.

Durch den Temperaturanstieg verlängert sich die Vegetationsperiode der
Pflanzen, was zu einer schnelleren Entwicklung führe und einen Vorteil
bei Neupflanzungen bedeute. Austrieb und Rebblüte verlagerten sich
tendenziell früher ins Jahr. Damit steige jedoch die Gefahr für die
Pflanzen, durch Spätfröste geschädigt zu werden. Später im Jahr
bedrohten lang andauernde Hitzeperioden und extreme Trockenphasen die
Reben. Außerdem stellten Starkwetterereignisse mit Hagel und erhöhten
Niederschlagsmengen eine Gefahr dar. Langanhaltender Sommerregen
begünstige zudem das Auftreten von Pilzkrankheiten an den Reben und
kann zu möglichen Ernteausfällen führen. Darüber hinaus senke ein
Pilzbefall der Trauben auch die spätere Weinqualität.

Um die Rebanlagen besser gegen Regen, Hagel und Frost zu schützen,
könnten auf die Winzer teilweise hohe Kosten zukommen. So schlage etwa
ein Rebsortenwechsel mit Investitionskosten von rund 30.000 Euro pro
Hektar zu Buche. Die Installation einer Tröpfchenbewässerungsanlage
koste etwa 5.000 Euro pro Hektar. Für die Wasserbereitstellung müsse
darüber hinaus eine Infrastruktur vorhanden sein. Ist nicht genügend
Wasser in der Nähe vorhanden, müsse dieses für die Bewässerung in
Behältern in den Weinberg transportiert werden. Gegen Frost kämen
Maßnahmen wie das Aufstellen von Heizkerzen aus Paraffin (4.000 Euro
Verbrauchskosten pro Hektar und Frostnacht) oder Frostschutz-Beregnung
der Blüten (ca. 15.000 Euro Investitionskosten pro Hektar). Ein
neueres Verfahren zur Bekämpfung von Spätfrost seien elektrische
Heizdrähte in Rebanlagen (ca. 12.000 Euro Investitionskosten pro
Hektar). Die Installation von Hagelschutznetzen kostet rund 15.000
Euro pro Hektar.

Nach Angaben Hahns ist seit Beginn regelmäßiger Wetteraufzeichnungen
im Jahre 1881 die mittlere Jahrestemperatur in Baden-Württemberg
bereits um 1,4 Grad Celsius gestiegen. Die künftige
Temperaturentwicklung bis 2050 bzw. 2100 hänge maßgeblich davon ab,
wie sich die Konzentration an Treibhausgasen in der Atmosphäre
entwickeln werde. "Entwickeln sich die Treibhausgas-Emissionen so
weiter wie bisher, muss in Baden-Württemberg bis zum Jahr 2050 im
Jahreslauf mit etwa 1,5 Grad und bis 2100 mit bis zu 4 Grad
Erderwärmung gerechnet werden", sagte Martin Hahn.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1167: Europaausschuss informiert sich über kroatische EU-Ratspräsidentschaft (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 10/2020

In der Sitzung am 29. Januar

Europaausschuss informiert sich über kroatische EU-Ratspräsidentschaft



Stuttgart. Der Ausschuss für Europa und Internationales hat in seiner
Sitzung am Mittwoch, 29. Januar 2020, zwei Gäste zu Gesprächen
empfangen: Zunächst den Botschafter der Republik Kroatien, Gordan
Bakota, und anschließend den Leiter der Vertretung der Europäischen
Kommission in Berlin, Dr. Jörg Wojahn. Das hat der Vorsitzende des
Gremiums, Willi Stächele (CDU), mitgeteilt. "Es ist ein schönes
Zeichen für den Föderalismus, wenn Botschafter die Länder besuchen.
Wir be-kommen Einblicke aus erster Hand, was Kroatien während seiner
EU-Ratspräsidentschaft vorhat", so Willi Stächele.

Der Botschafter der Republik Kroatien, Gordan Bakota, stellte dem
Ausschuss die Schwerpunkte der kroatischen EU-Ratspräsidentschaft vor.
Kroatien habe seit 1. Januar 2020 zum ersten Mal seit seinem
EU-Beitritt 2013 dort den Vorsitz. Kroatien habe seine
EU-Ratspräsidentschaft unter das Motto "Ein starkes Europa in einer
Welt voller Herausforderungen" gestellt. Vier Schwerpunkte unter
folgenden Überschriften seien ausgewählt worden: 1. Ein Europa, das
sich entwickelt, 2. Ein Europa, das ver-bindet, 3. Ein Europa, das
schützt und 4. Ein Europa, das einflussreich ist. Ein weiterer
Schwerpunkt sollen etwa die Bemühungen um eine Beitrittsperspektive
für Staaten des Westbalkans sein. So kündigte Gordan Bakota einen
Westbalkangipfel im Mai 2020 in Zagreb an. Weitere Themenfelder sind
Tourismus, Kohäsion und Demografie.

Anschließend hatte sich der neue EU-Kommissionsvertreter Dr. Jörg
Wojahn dem Eu-ropaausschuss vorgestellt. Der Jurist und Diplomat
leitet die Vertretung der Kommissi-on in Berlin, die als Bindeglied
zwischen der Kommission in Brüssel und den Men-schen, der Politik, der
Wirtschaft und Zivilgesellschaft in Deutschland wirkt. "Unser
gemeinsames Europa funktioniert nur, wenn wir nicht nur auf uns selbst
schauen, sondern die Interessen und Sorgen Aller im Blick behalten.
Für dieses Verständnis möchte ich werben", sagte er. Er wolle
hineinhören, in die Wirtschaft aber auch in die Politik. "Wir wollen
politische Entscheidungsträger einbinden", bekräftigte Dr. Wojahn. Die
Europäische Kommission habe heute ihr Arbeitspapier vorgestellt, unter
anderem werde der Grüne Deal ein großes Thema sein, aber auch die
Verhandlungen mit Großbritannien nach dem EU-Austritt und die künftige
Finanzierung.

Der europäischen Grüne Deal werde erhebliche politische Bedeutung für
Baden-Württemberg haben, führte Vorsitzender Willi Stächele aus. Die
Kommission verstehe unter dem europäischen Grünen Deal eine neue
Wachstumsstrategie, die der EU zu einer modernen,
ressourceneffizienten und wettbewerbsfähigen Wirtschaft verhelfen
solle. Er sei als horizontale Strategie ausgestaltet und erstrecke
sich auf für das Land relevante Wirtschaftszweige sowie auf Verkehr,
Energie, Landwirtschaft und den Ge-bäudesektor. "Die Landesregierung
begrüßt und unterstützt die Ziele des europäi-schen 'Grüne Deal'", gab
Stächele die Auffassung des Ministeriums wieder. Das Ple-num werde
sich in seiner Sitzung am 6. Februar mit dem Thema befassen.
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HAMBURG/5030: Kohleheizkraftwerk im Sommer drosseln - Sauberer und günstiger (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 31. Januar 2020

Kohleheizkraftwerk im Sommer drosseln: Sauberer und günstiger



Das Öko-Institut kommt in seinem heute vorgestellten Gutachten zu dem
Schluss, dass der Betrieb des Kohleheizkraftwerks Wedel im Sommer
problemlos zumindest reduziert werden kann, um die CO2-Emissionen
Hamburgs zu reduzieren. "Wie wir es vorhergesagt haben: Niemand muss
frieren oder kalt duschen, wenn das uralte Kohlekraftwerk im Sommer
nicht auf Hochtouren läuft", kommentiert Stephan Jersch,
umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Dass der Senat ein extrem klimaschädliches
Heizkraftwerk im Sommer laufen lässt, nur um mit dem nebenbei
erzeugten Strom die Stadtkasse zu füllen, ist definitiv nicht mit
Versorgungssicherheit zu entschuldigen."

Im Gegensatz zum Antrag (Drs. 21/18777) der Fraktion vom Oktober,
Wedel im Sommer komplett abzuschalten, empfiehlt das Öko-Institut
einen reduzierten Betrieb. "Selbst die Reduzierung der
Kohleverstromung und der resultierende Gewinn für das Klima wären
schon erheblich - aber sogar diesem Schritt haben sich SPD und Grüne
in der Debatte mit fadenscheinigen Argumenten verweigert", so Jersch.
"Für uns überraschend ist an dem Gutachten, dass bei einem reduzierten
Betrieb sogar die Umlagen für die Stromkund_innen sinken. Das belegt
erneut: Mit ein wenig Wille können Energiewende und Klimaschutz sozial
gerecht gestaltet werden. Rot-Grün muss sich dazu jetzt endlich
verhalten, ganz unabhängig vom Wahltermin."

 * 
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HAMBURG/5029: Mehr Personal in den Kitas - aber schwierige Arbeitsbedingungen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 31. Januar 2020

Mehr Personal in den Kitas - aber schwierige Arbeitsbedingungen



Hamburgs Kitas haben im letzten Jahr über 1.400 zusätzliche Fachkräfte
eingestellt, auch die Zahl der Nachwuchskräfte in Ausbildung steigt.
Damit kommt die Verbesserung der Personalsituation gut voran, auch
wenn es durchschnittlich über vier Monate dauert, bis eine Stelle
besetzt werden kann, wie eine Große Anfrage (Drs. 21/19322) der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft ergibt.
Allerdings wuchs der Anteil der Teilzeit-Beschäftigten auf über 68
Prozent und der Senat drückt sich weiter davor mitzuteilen, wie viele
Fachkräfte das herausfordernde Berufsfeld vorzeitig verlassen haben.

"Es ist schön, dass der Ausbau der Kita-Kapazitäten ohne besondere
Engpässe klappt - anders als es der Senat in seiner Abwehr der
Volksinitiative behauptet hat", erklärt dazu Mehmet Yildiz,
Fachsprecher der Fraktion für Kitas. "Es reicht aber nicht, neue
Fachkräfte auszubilden, es müssen auch die Arbeitsbedingungen so
gestaltet werden, dass möglichst viele im Beruf bleiben. Sonst werden
sie in dieser aufreibenden Arbeit einfach verheizt. Das ist
fahrlässig."

Wie die Anfrage zeigt, laufen bei den verschiedenen Kita-Trägern ganze
15 verschiedene Tarifverträge. "Der Senat hat die Personalkosten
leider pauschalisiert - das bevorzugt Träger, die ihr Personal
schlechter bezahlen", kritisiert Yildiz. "Es gibt diverse Strategien,
für die Pauschale möglichst viel Personal einzustellen: Junge
Fachkräfte sind billiger, zumal Bewährungsaufstiege nicht bezahlt
werden müssen. Andere zahlen einfach insgesamt weniger. Wieder andere
sparen generell am Personal, um Rücklagen zu bilden und damit den
Kita-Ausbau voranzubringen - auf Kosten der Kolleg_innen."

Yildiz fordert daher, die Mittel, die der Bund zur Verbesserung der
Kita-Qualität zur Verfügung stellt, auch dafür einzusetzen und nicht
zur Haushaltskonsolidierung. "Das ist eindeutig nachhaltiger", so der
Abgeordnete. "Immerhin hat der Senat aber gelernt, nicht mehr
angebliche Geschäftsgeheimnisse vorzuschieben, um sich vor Auskünften
zur Personalsituation zu drücken. Da hat mein Gang zum Gericht wohl
doch eine Wirkung gehabt."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 31. Januar 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/5028: Rot-rot-grün in Berlin beschließt den Mietendeckel - SPD und Grüne in Hamburg lassen Mieter_innen im Regen stehen (Die Linke)


Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 30. Januar 2020

Rot-rot-grün in Berlin beschließt den Mietendeckel - SPD und Grüne in Hamburg lassen Mieter_innen im Regen stehen



Das Berliner Abgeordnetenhaus hat heute den Mietendeckel beschlossen.
Bereits in wenigen Tagen gilt: Bestandsmieten dürfen für die nächsten
fünf Jahre - von wenigen begründeten Ausnahmen abgesehen - nicht
erhöht werden.

Dazu erklärt die Spitzenkandidatin der Partei DIE LINKE zur
Bürgerschaftswahl, Cansu Özdemir:

"Das ist eine großartige Nachricht für die Mieter_innen in Berlin. Ich
kann ihnen zu dieser wegweisenden Entscheidung von SPD, Linken und
Grünen nur gratulieren. Und ich kann es einfach nicht verstehen, dass
sich SPD und Grüne in Hamburg weiterhin auf die Seite der
Immobilienlobby schlagen. In Hamburg sind die Mieten bereits jetzt
wesentlich höher und der Druck auf dem Wohnungsmarkt größer als in
Berlin. Und trotzdem weigern sich diese Parteien, die Mietenexplosion
in Hamburg zu stoppen. Der Neubau von teuren Wohnungen hilft den
Menschen nicht, die eine günstige Wohnung brauchen. Ihnen würde ein
Mietendeckel helfen. Wer den will, muss in Hamburg DIE LINKE wählen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 30. Januar 2020

Wendenstr. 6, 20097 Hamburg

Telefon: 040/3 89 21 64, Telefax: 040/43 09 70 28

E-Mail: geschaeftsstelle@die-linke-hamburg.de

Internet: http://www.die-linke-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/5027: "Bitte nicht pressen" - Süderelbe ohne sichere Geburtsstation (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 30. Januar 2020

"Bitte nicht pressen": Süderelbe ohne sichere Geburtsstation



Die einzige Geburtsstation südlich der Elbe, die Mariahilf-Klinik des
Helios-Konzerns, leidet unter personellen Engpässen, laut
Medienberichten musste den Kreißsaal zeitweise schließen. So genannte
Risikoschwangerschaften können dort erst ab der 32. Woche betreut
werden. Dieser katastrophale Zustand bedeutet, dass die Versorgung von
Schwangeren und Gebärenden südlich der Elbe gefährdet ist. Die
Gesundheitssenatorin hat nun eine Befragung über die Qualität der
Geburtshilfe und Frühen Hilfen angekündigt.

"Schwangere können nicht warten", erklärt Sabine Boeddinghaus,
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.
"Die Versorgung von werdenden Müttern in Süderelbe hat sich so
drastisch verschlechtert, dass der Senat die Versorgung der
Schwangeren sofort und zu hundert Prozent sicherstellen muss!"

Für den gesundheitspolitischen Sprecher der Fraktion, Deniz Celik, ist
das Problem hausgemacht: "Mit der kompletten Zusammenlegung der
Geburtshilfe in Süderelbe an der Mariahilf-Klinik 2017 versprach die
Senatorin eine bessere Versorgung. Drei Jahre lang ist von den
angekündigten Verbesserungen nichts umgesetzt worden, es gab sogar
massive Verschlechterungen: kein hebammengeleiteter Kreißsaal, kein
'Upgrade' zum Perinatalzentrum 1, keine Aufstockung der Frühen Hilfen,
die DIE LINKE wiederholt beantragt hatte. Ganz im Gegenteil: Nicht mal
die Bedingungen für ein Level-2-Perinatalzentrum sind erreicht. Vier
Wochen vor der Wahl präsentiert uns die Senatorin einen Aktionsplan
'Gesunde Geburt' - das ist ein klarer Fall von Aufschieberitis."

Boeddinghaus unterstreicht: "Die Gesundheitssenatorin muss umgehend
darlegen, wie sie den Helios-Konzern zur umfänglichen Sicherstellung
der Versorgung von Schwangeren und Gebärenden verpflichten will."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/5026: Klimaschutz muss auch konkret umgesetzt werden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 29. Januar 2020

Klimaschutz muss auch konkret umgesetzt werden



Die Hamburgische Bürgerschaft wird heute den Kampf gegen den
Klimawandel als so genannte Staatszielbestimmung in die Verfassung
aufnehmen. Ihre Präambel wird ergänzt um den Satz "Insbesondere nimmt
die Freie und Hansestadt Hamburg ihre Verantwortung für die Begrenzung
der Erderwärmung wahr". Gemeinsam mit anderen Fraktion hat sich DIE
LINKE für diese Ergänzung eingesetzt und wird ihr daher zustimmen.
Nicht zustimmen wird sie dagegen dem Klimaschutz-Gesetzesentwurf in
der vorliegenden Form nicht und bringt diverse Zusatzanträge ein.

"Immerhin haben SPD und Grüne durch unsere Aufklärungsarbeit
verstanden, dass es bei den Treibhausgasen nicht nur um die
CO2-Emissionen geht", erklärt der umweltpolitische Sprecher der
Fraktion, Stephan Jersch. "Aber auch die müssen gestoppt werden. Wir
bleiben dabei: Spätestens nach dem 31. Dezember 2025 muss Schluss sein
mit der Kohleverstromung, das ist ein zentraler Meilenstein im Kampf
gegen die Klimakatastrophe."

"In den Sachverständigenanhörungen der Ausschüsse sind gute Anregungen
vorgebracht worden, die SPD und Grüne nicht aufgenommen haben",
ergänzt Heike Sudmann, die stadtentwicklungspolitische Sprecherin der
Fraktion. "Das wollen wir nun tun. Wichtig ist: Ohne die Bevölkerung
wird's nicht klappen, wird viel Wissen verschenkt. Deshalb wollen wir
unter anderem als neue Form der Beteiligung Bürgerforen einrichten."

Unverzichtbar sei auch, dass Gewerkschaften und Arbeitnehmer_innen an
der nötigen Gestaltung des industriellen Umbaus auch in Hamburg
beteiligt werden, so Deniz Celik, der gewerkschaftspolitische
Sprecher. "Deshalb beantragen wir einen Konversionsrat, der den Umbau
der besonders betroffenen Industrien plant. Das Hoffen auf
technologische Durchbrüche kann die Planung eines Konversionsprozesses
etwa im Auto- und Flugzeugbau nicht ersetzen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 29. Januar 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3461: Danke für vertrauensvolle Zusammenarbeit (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 31. Januar 2020

Danke für vertrauensvolle Zusammenarbeit



Der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion Vincent Kokert hat
angekündigt, von seinen politischen Ämtern zurückzutreten.
Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Die Zusammenarbeit mit Vincent Kokert war von Offenheit und Vertrauen
geprägt. Dafür möchte ich mich herzlich bei ihm bedanken. Für seinen
weiteren beruflichen Weg wünsche ich ihm alles Gute. Vom
Koalitionspartner erwarte ich, dass die nun offenen Personalfragen so
schnell wie möglich geklärt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3460: Impfkampagne wird fortgesetzt - Besonderer Fokus auf Pflege (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 31. Januar 2020

Impfkampagne wird fortgesetzt - Besonderer Fokus auf Pflege



Der Landtag hat sich erneut mit dem Impfschutz der Bevölkerung in MV
befasst.

Im Ergebnis wurde die Fortsetzung der Kampagne "MV impft - gemeinsam
Verantwortung übernehmen" beschlossen, die zukünftig auch einen
besonderen Fokus auf die Situation von Menschen in Pflegeeinrichtungen
legt.

"Der Impfschutz der Bevölkerung - gerade der älteren Menschen, die
häufiger ein schwächeres Immunsystem haben und sich nicht selbst
impfen lassen können - ist ein Thema, das vor allem durch eine gute
Information und ebenso durch eine wiederkehrende Aufklärung zu einem
dauerhaften Erfolg geführt wird", so der gesundheitspolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Julian Barlen.

"Die präventive Förderung der Gesundheit der Bevölkerung hat für uns
hier in Mecklenburg-Vorpommern seit langer Zeit hohe Priorität.

Zahlreiche Aktionen und Maßnahmen sind im Rahmen von "MV Impft"
zwischenzeitlich durchgeführt worden. Jetzt geht es darum, das Thema
Aufklärung und Förderung von Impfungen weiter oben auf die Agenda zu
setzen, die Kampagne fortzusetzen und den Fokus speziell auch auf die
ältere Bevölkerung und die Bewohnerinnen und Bewohner von
Pflegeeinrichtungen zu legen.

Das ist angesichts der gerade bei Hochbetagten höheren Anfälligkeit
für Krankheitserreger und die größere räumliche Nähe in Wohngruppen
und Pflegeeinrichtungen, die das Infektionsrisiko erhöht, wichtig.
Gemeinsam mit allen Akteuren geht es darum, über die Impfempfehlungen
und auch die Geriatrie-spezifischen Ergänzungen beispielsweise gegen
Influenza, Pneumokokken und Gürtelrose zu informieren und den
Impfschutz zu erhöhen", so Barlen weiter.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3459: "Ehrenamt- und Engagementstiftung" kommt nach Neustrelitz (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 30. Januar 2020

"Ehrenamt- und Engagementstiftung" kommt nach Neustrelitz



Der Bundestag hat beschlossen, dass die "Deutsche Stiftung Engagement
und Ehrenamt" ihren Sitz in Neustrelitz bekommen soll.

Dazu erklärt der direkt gewählte SPD-Landtagsabgeordnete für
Neustrelitz Andreas Butzki:

"Ich freue mich, dass die Entscheidung nun endlich gefallen ist. Die
gute Anbindung mit mehr als 20 Zugverbindungen und einer guten Stunde
Fahrtzeit nach Berlin werden bei der Entscheidung auch eine Rolle
gespielt haben. Mit der Ansiedlung kommen gut bezahlte Arbeitsplätze
nach Neustrelitz. Gleichzeitig wird die Residenzstadt bundesweit einen
Bekanntheitsschub erfahren. Viele Partner haben daran gearbeitet,
damit wir uns heute über diese Entscheidung freuen können. Besonders
bedanke ich mich aber bei unserer Ministerpräsidentin Manuela
Schwesig, die schon in ihrer Zeit als Familienministerin in Berlin
wichtige Weichen für das Projekt gestellt hat."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3458: Regionale Sprachen nicht dem Vergessen überlassen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 30. Januar 2020

Regionale Sprachen nicht dem Vergessen überlassen



Auf Initiative der SPD-Landtagsfraktion, soll Niederdeutsch als
norddeutsche Regionalsprache stärker in den Fokus der Öffentlichkeit
gelangen.

Zusätzliche Ortsschilder mit niederdeutschen Ortsnamen sollen das
Interesse an der Sprache wecken und Identität stiften. Das hat der
Landtag heute beschlossen. Dazu erklärt der SPD-Landtagsabgeordnete
Philipp da Cunha:

"Wir dürfen nicht vergessen, dass die niederdeutsche Sprache nur durch
eine kontinuierliche Pflege und Beachtung erhalten bleiben kann. Der
sogenannte drohende "Sprachtod", tritt dann ein wenn eine Sprache
keine Muttersprachler mehr besitzt. Dies ist keine Illusion und wird
in diesem Jahrhundert mutmaßlich bis zu 3.000 Sprachen weltweit
begraben.

Unser Antrag setzt ein Zeichen, die Kommunikation mit den Vereinen und
Verbänden zu pflegen und vielleicht noch weitere Baustellen
herauszuarbeiten, um ein wichtiges Kulturgut in unserem Bundesland zu
erhalten. Es kann also für all diejenigen, die der niederdeutschen
Sprache mächtig sind, Identität stiften und für alle anderen kann es
das Auseinandersetzen mit der Heimat und der damit verbundenen
Geschichte fördern.

Wenn wir uns nicht für unsere Heimat und ihre Besonderheiten
einsetzen, wer dann?"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3457: CO2-Preis wird langfristig auf null sinken (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 29. Januar 2020

CO2-Preis wird langfristig auf null sinken



Der Landtag hat in seiner aktuellen Stunde über das Klimapaket der
Bundesregierung debattiert.

Dazu erklärt der klimapolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion:

"Kritiker des Klimapaketes argumentieren, dass ein CO2-Preis nur alles
teurer macht, ohne eine einzige Tonne CO2 einzusparen. Das stimmt aber
nicht. Ihre Annahme ist nur in einem einzigen Fall richtig, nämlich
genau dann, wenn die Menschen ihr Verhalten überhaupt nicht ändern.
Wenn alles genau so bleibt, wie es heute ist. Eine solche Sichtweise
aber ist naiv und sie verkennt komplett die Steuerungswirkung des
Preises in einem freien Markt.

Wenn ich ein CO2-haltiges Produkt verteuere, dann wird im direkten
Vergleich das Produkt ohne CO2-Ausstoß wirtschaftlich attraktiver. Von
dem Produkt ohne CO2-Ausstoß wird dann auch mehr nachgefragt, so dass
der Preis für dieses Produkt - das vorher ja oft ein Nischenprodukt
war - ebenfalls sinkt. Skaleneffekte nennt sich das, wenn sie
plötzlich mehr von einer Sache produzieren.

Der Preis verschiebt also die Attraktivität des Marktes in Richtung
der CO2-freien Alternative.

Konsequent zu Ende gedacht, ist damit das langfristige Einnahmeziel
des Staates aus dem CO2-Preis gleich NULL Euro. Denn das Ziel, das mit
dem CO2-Preis verbunden ist, ist, dass wir perspektivisch die
CO2-Emissionen Deutschlands aus fossilen Energien ebenfalls auf null
drücken.

Und egal wie hoch ein CO2-Preis dann ist - wenn man eine Zahl mal Null
nimmt, egal wie groß die erste Zahl ist, dann ist das Ergebnis auch
immer Null."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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RHEINLAND-PFALZ/5353: Landtag verabschiedet neues Verfassungsschutzgesetz (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
29.01.2020

Landtag verabschiedet neues Verfassungsschutzgesetz

Reformierte und moderne Rechtsgrundlage für die rheinland-pfälzische
Verfassungsschutzbehörde liegt nun vor



In der heutigen Sitzung des Landtags wurde der von der Ampel-Koalition
vorgelegte Entwurf für ein neues rheinland-pfälzisches
Verfassungsschutzgesetz verabschiedet. Dies kommentiert Wolfgang
Schwarz, zuständiger Abgeordneter der SPD-Fraktion:

"Mit dem Gesetz liegt nun eine umfassend reformierte und moderne
Rechtsgrundlage für die rheinland-pfälzische Verfassungsschutzbehörde
vor. Um auf neue sicherheitsrelevante Herausforderungen adäquat
reagieren zu können, gibt das neue Gesetz den Hütern der freiheitlich
demokratischen Grundordnung das nötige Instrumentarium an die Hand.
Heute ist ein guter Tag für die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger
in Rheinland-Pfalz."

Schwarz sagt weiter: "Als ein zentraler Baustein der Reform wird die
parlamentarische Kontrolle des Verfassungsschutzes durch die
Parlamentarier ausgeweitet. Die Parlamentarische Kontrollkommission
(PKK) erhält in Zukunft zusätzliche Befugnisse und organisatorische
Möglichkeiten, um die in der Regel geheime Tätigkeit der
Verfassungsschützer zu überwachen. Durch die Neuregelung werden zudem
besonders sensible Bereiche wie der Einsatz von V-Leuten und der
behördliche Datenschutz auf eine klare rechtliche Grundlage gestellt.
Rheinland-Pfalz zieht damit auch Lehren aus Erfahrungen, die sich in
der Aufarbeitung des NSU-Skandals in anderen Bundesländern ergeben
haben. Mit dem heute eingebrachten und beschlossenen Änderungsantrag
wird der Entwurf an wenigen Stellen in diesem Sinne geschärft. Wir
greifen damit Anregungen auf, die während des Gesetzgebungsverfahrens
geäußert wurden."

Schwarz, der auch PKK-Vorsitzender ist, zieht als Fazit: " Die
Koalition aus SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen hat nun nach der
Reform des Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes ein weiteres
bedeutendes sicherheitspolitisches Vorhaben sachorientiert und
einvernehmlich als Fraktionsgesetz umgesetzt. Es ist sehr erfreulich,
dass die oppositionelle CDU-Fraktion dem Gesetz heute ebenfalls
zugestimmt hat."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. Januar 2020

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217
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RHEINLAND-PFALZ/5352: Antrag zum besseren Schutz vor unseriösen Schlüsseldiensten (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
30.01.2020

Dreiste Abzocke muss ein Ende haben

Landtag beschließt Antrag zum besseren Schutz vor unseriösen
Schlüsseldiensten



Der rheinland-pfälzische Landtag hat heute, am 30. Januar 2020, einen
Antrag der Koalitionsfraktionen beschlossen, der einen besseren Schutz
der Menschen vor Abzocke durch unseriöse Schlüsseldienste fordert.
Dazu sagt der verbraucherschutzpolitische Sprecher der FDP-Fraktion im
Landtag Rheinland-Pfalz, Thomas Roth:

"Bereits vor einem Jahr hat die FDP-Fraktion einen Antrag zu den
Praktiken unseriöser Schlüsseldienste in den Ausschuss für
Verbraucherschutz eingebracht. Schon damals war klar, dass dringend
etwas gegen die Abzocke von Menschen in Not durch unseriöse
Schlüsseldienste unternommen werden muss. In der Koalition waren wir
uns schnell einig, dass es dringend einer parlamentarischen Initiative
bedarf, um Bürgerinnen und Bürgern vor diesen Machenschaften besser
schützen zu können.

Die Preisgestaltung vieler Schlüsseldienste ist für die Menschen nur
schwer nachvollziehbar. Häufig fehlt es an objektiven Kriterien bei
der Preisgestaltung. Daher ist es notwendig, offene und transparente
Preisverzeichnisse zu erstellen. Dies kann dazu führen, dass unseriöse
Anbieter schnell vom Markt verschwinden und sich bei der Bevölkerung
ein neues Vertrauen in die Branche entwickelt.

Wichtig ist, dass nun auch der Bund endlich tätig wird. Schließlich
sind in ganz Deutschland täglich Menschen von dieser dreisten Abzocke
betroffen und letztlich muss zur besseren Handhabe gegen die
unseriösen Schlüsseldienste bundesgesetzlich vorgegangen werden. Es
freut mich sehr, dass unsere Landesregierung nun vorangeht und eine
entsprechende Initiative in den Bundesrat einbringen wird. Dies macht
deutlich, dass die Koalitionsfraktionen mit dem heute beschlossenen
Antrag ein wichtiges Vorhaben angestoßen haben.

Gleichwohl ist es wichtig, dass sich von Abzocke betroffene Menschen
mit möglichst genauen Informationen an die Zentrale für den
Verbraucherschutz wenden. Umso höher die Zahl der gemeldeten Fälle
ist, desto besser kann den schwarzen Schafen das Handwerk gelegt
werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

FDP Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208-3019, Fax: 06131 / 208-4022

E-Mail: info@fdp.landtag.rlp.de

Internet: https://www.fdp-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5351: Berufliche Bildung und Handwerk werden weiter gestärkt (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
30.01.2020

Berufliche Bildung und Handwerk werden weiter gestärkt

Aufstiegsbonus wird verdoppelt und ausgeweitet



Auf Antrag der FDP-Fraktion hat der rheinland-pfälzische Landtag
heute, am 30. Januar 2020, über die Verdopplung des Aufstiegsbonus I
("Meisterbonus") und die Stärkung von beruflicher Bildung diskutiert.
Dazu sagt der wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion im
Landtag Rheinland-Pfalz, Steven Wink:

"Der im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz eingeführte Aufstiegsbonus ist
ein echtes Erfolgsmodell. Bislang haben gut 5.000 angehende
Meisterinnen und Meister von dem Förderprogramm profitiert. Die
Akzeptanz und die Rückmeldungen aus dem Handwerk zeigen deutlich, dass
wir ein hoch effektives Programm zur Stärkung der beruflichen Bildung
eingeführt haben. Die Freien Demokraten und die Koalition begegnen dem
Fachkräftemangel damit konsequent.

Nun ist es an der Zeit, den Aufstiegsbonus weiterzuentwickeln und
unser klares Bekenntnis zum Handwerk mit konkreten Maßnahmen zu
unterstreichen. Dies bedeutet, dass der Aufstiegsbonus I von bislang
1.000 auf 2.000 Euro verdoppelt wird. Diese Aufstockung gilt
rückwirkend zum 1. Januar 2020.

Zudem werden künftig mehr Menschen vom Aufstiegsbonus profitieren. So
werden auch diejenigen Förderungen erhalten, die in Rheinland-Pfalz
leben und arbeiten, aber ihre Meisterprüfung in einem anderen
Bundesland ablegen. So schaffen wir zusätzliche Fairness und machen
das Projekt noch attraktiver.

Diejenigen, die sich nach dem Abschluss ihres Meisters selbständig
machen und als Unternehmerin oder Unternehmer neue Arbeitsplätze
schaffen, fördern wir weiterhin mit zusätzlichen 2.500 Euro. Insgesamt
wurden so vom Land bislang rund 800 Wege in die Existenzgründung
unterstützt. Wir wollen, dass sich Mut zur Selbstständigkeit,
Engagement und Kreativität auszahlen. Damit sorgen wir dafür, dass
Rheinland-Pfalz das Land von Handwerk und Mittelstand bleibt."
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EUROPA/1651: Tür für EU-Rückkehr bleibt offen


SPD-Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

Tür für EU-Rückkehr bleibt offen



Anlässlich des Austritts Großbritanniens aus der Europäischen Union
erklärt der Europabeauftragte des SPD-Parteivorstands Udo Bullmann:

"Der Austritt des Vereinigten Königreich ist ein historischer Fehler,
der für die Mehrheit der britischen Bürgerinnen und Bürger zu massiven
Nachteilen führen wird. Um zusätzlichen Schaden abzuwenden, tritt die
SPD entschieden dafür ein, die jetzt anstehenden Verhandlungen zu
nutzen, um auch zukünftig enge und belastbare Arbeitsbeziehungen
zwischen der EU und Großbritannien zu ermöglichen.

Das setzt jedoch voraus, dass sich das Vereinigte Königreich bei den
Sozial- und Umweltstandards auch nach Ende der nun beginnenden
Übergangsfrist auf einem ähnlichen Niveau wie die EU bewegt und bei
der Steuerpolitik nicht in einen Unterbietungswettstreit einsteigt.
Einen Dumping-Wettbewerb gilt es unbedingt zu verhindern. Er würde das
Leben von Millionen von Menschen im Vereinigten Königreich grundlegend
verschlechtern und eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den
europäischen Partnern erschweren.

Die SPD sieht in Großbritannien auch zukünftig einen wichtigen Partner
zur Lösung der entscheidenden Herausforderungen unserer Zeit. Sei es
beim Klimaschutz, in der Friedenspolitik oder beim Kampf gegen globale
Ungleichheiten - Europa und das Vereinigte Königreich tragen
gemeinsame Verantwortung und müssen diese wahrnehmen. Hierauf gilt es
sich zu besinnen und eine neu gestaltete Partnerschaft zu begründen.

Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten werden wir uns dafür
stark machen, dass die Tür für eine Rückkehr in die EU offenbleibt.
Künftige Generationen werden die Chance haben, den historischen Fehler
des Brexit zu beheben. Hierfür die Hand zu reichen ist unsere
Verantwortung als Europäerinnen und Europäer."
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SOZIALES/2816: Engagement und Ehrenamt stärken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. Januar 2020

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Engagement und Ehrenamt stärken



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher;

Svenja Stadler, engagementpolitische Sprecherin:

Heute wird der Entwurf für ein Gesetz zur Errichtung der Deutschen
Stiftung für Engagement und Ehrenamt in 2./3. Lesung im Bundestag
behandelt. Mit der Stiftung wird die SPD-Bundestagsfraktion einen
weiteren Beitrag dazu leisten, das bürgerschaftliche Engagement und
das Ehrenamt in Deutschland zu stärken.

"Mit der Errichtung der Deutschen Stiftung für Engagement und Ehrenamt
stärken und fördern wir das bürgerschaftliche Engagement, insbesondere
in strukturschwachen und ländlichen Regionen.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat die Vorstellung, dass sich die Arbeit
der Stiftung an die zukünftigen Herausforderungen im Ehrenamt anpassen
wird. Wir haben dafür gesorgt, dass sich der Bund in Zukunft jährlich
mit 30 Millionen Euro an der Stärkung von Bürgerschaftlichem
Engagement beteiligen wird, denn besonders in den ostdeutschen Ländern
sind bürgerschaftlich und ehrenamtlich getragene Strukturen oft nur
schwach ausgeprägt. Gleichzeitig setzen wir darauf, dass die
Verantwortlichen in der Stiftung vor allem die bestehenden
Engagementstrukturen vor Ort fördern und Doppelstrukturen vermeiden.

Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt die Kommunen bei der
Bewältigung der unterschiedlichen und vielfältigen Herausforderungen.
Mit der Engagementstiftung in Neustrelitz wollen wir dazu einen
Beitrag leisten. Sie soll eine zentrale Anlauf- und
Unterstützungsstelle für alle bürgerschaftlich und ehrenamtlich
Engagierte sein."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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UMWELT/1190: Klimapolitik fängt in den Kommunen vor Ort an


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 31. Januar 2020

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Klimapolitik fängt in den Kommunen vor Ort an



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Die Macher des Klimaschutzes sind Deutschlands Kommunen. Sie gestalten
die Lebensbedingungen der Menschen vor Ort und haben so großen
Einfluss auf eine fortschrittliche Klimapolitik. Die
SPD-Bundestagsfraktion lädt heute über 180 kommunale Vertreterinnen
und Vertreter zur Konferenz "Kommunen und Klimaschutz" nach Berlin, um
die Klimawende "von unten" zu organisieren.

"Das Klimaschutzpaket definiert erstmals verbindliche Klimaziele und
verbindet diese mit ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen
Zielen. Damit wir diese erreichen, müssen wir alle anpacken.
Bürgerinnen und Bürger, Bund, Länder und ganz besonders auch Kommunen.
Denn diese gestalten als größte Investoren unter den öffentlichen
Auftraggebern die Lebensbedingungen der Menschen und haben so großen
Einfluss auf eine fortschrittliche Klimapolitik.

Im Rahmen der heutigen Veranstaltung spricht die
SPD-Bundestagsfraktion mit Praktikern vor Ort über Klimapolitik. Dabei
haben wir Oberbürgermeister, Bürgermeisterinnen und Verbandsvertreter
eingeladen, ihre Klimaschutzideen vorzustellen. Im Laufe der Konferenz
diskutieren wir konkrete Projekte, wie die "InnovationCity" in
Bottrop, und schauen uns die Antworten kommunaler Unternehmen auf
Fragen des Klimaschutzes an.

Ferner betrachten wir Best-Practice-Beispiele für eine klimagerechte
Mobilität sowohl aus Sicht von Verbrauchern als auch Verkehrsträgern.
SPD-Fraktionsvorsitzender Rolf Mützenich, Umweltministerin Svenja
Schulze sowie die stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden Matthias
Miersch und Sören Bartol diskutieren dabei mit Vertreterinnen und
Vertretern aus Bottrop, Mainz, Karlsruhe und dem Geestland.

Uns ist wichtig, dass Klimapolitik immer konkret ist. Damit die
Klimawende gelingt, muss sie 'von unten' unterstützt und sozial
flankiert sein. Klimapolitik darf nicht zu einseitigen Belastungen
breiter Schichten der Bevölkerung führen.

Bei Investitionen in zentrale Zukunftsfelder steht die
SPD-Bundestagsfraktion an der Seite der Städte und Gemeinden. Eine
soziale Klimapolitik muss vor Ort gestaltet werden. Dabei bedarf es
jedoch die Unterstützung des Bundes, diese organisiert die
SPD-Bundestagsfraktion unter anderem mit der heutigen Konferenz."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/898: Mehr Geld für die Schiene - Ein Meilenstein der Verkehrswende


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. Januar 2020

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Mehr Geld für die Schiene: Ein Meilenstein der Verkehrswende



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Detlef Müller, zuständiger Berichterstatter:

Der Bundestag beschließt heute die Novelle des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG). Mit dem Gesetz
finanziert der Bund den Ausbau kommunaler Schieneninfrastruktur mit
6,6 Milliarden Euro bis einschließlich 2025. Die
SPD-Bundestagsfraktion wertet das Gesetz als einen Meilenstein für die
Verkehrswende in Deutschland. Zudem beschließt der Bundestag heute die
Erhöhung der Regionalisierungsmittel um rund 5,25 Milliarden Euro bis
2031, damit insbesondere mehr Fahrten im Personenschienennahverkehr
angeboten werden können.

"Mit der Novelle des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG)
treibt der Bund die Verkehrswende in Deutschland massiv voran: Nie
zuvor wurden mehr Gelder in den öffentlichen Personennahverkehr
investiert. Bis einschließlich 2025 stellt der Bund insgesamt
6,6 Milliarden Euro zur Verfügung. Kommunen und Länder erhalten damit
zusätzliche Mittel, um den Schienenverkehr in der Fläche attraktiver
zu machen.

Alleine für das laufende Kalenderjahr 2020 werden die zur Verfügung
stehenden GVFG-Mittel auf 665 Millionen Euro verdoppelt. In den
kommenden sechs Jahren fließen damit 4,6 Milliarden Euro zusätzlich in
den kommunalen Schienenverkehr. Erstmals können die Mittel nicht nur
für Neuinvestitionen, sondern auch für Reaktivierungen von
Bahnstrecken sowie für Grunderneuerungen von Schienenanlagen und
Bahnhöfen abgerufen werden. Dabei nimmt das Gesetz künftig
insbesondere auch kleinere Kommunen in den Blick, indem etwa die Höhe
der zuwendungsfähigen Kosten gesenkt und die Beschränkung auf
Verdichtungsräume aufgehoben wurde.

Mit dem neuen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz und dem angepassten
Regionalisierungsgesetz unterstützt die SPD-Bundestagsfraktion Länder
und Kommunen maßgeblich bei der Umsetzung der Verkehrswende. Wir
schaffen mit zusätzlichen Investitionsmöglichkeiten in die
Verkehrsinfrastruktur und zusätzlichen Mitteln zur Bestellung von
Verkehrsleistungen die Voraussetzung für ein nachhaltiges und vor
allem attraktives Nahverkehrsangebot für die Menschen in unserem Land.
Das ist ein Meilenstein der Verkehrswende."
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LATEINAMERIKA/1952: Bolivien - Añez' Kandidatur sorgt für Ärger (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Bolivien

Añez' Kandidatur sorgt für Ärger



(La Paz, 28. Januar 2020, bolpress/poonal) - Die selbsternannte
bolivianische Präsidentin Jeanine Añez hat am 24. Januar angekündigt,
bei den Wahlen am 3. Mai nun doch als Präsidentschaftskandidatin
antreten zu wollen. Aus Protest gegen diese Entscheidung trat die
Kommunikationsministerin Roxana Lizárraga [1] zurück. Daraufhin
forderte Jeanine Añez ihr gesamtes Kabinett auf, zurückzutreten.

Sie habe entschieden, "den Rücktritt aller Minister zu beantragen, um
dieser neuen Etappe in der demokratischen Umgestaltung ins Auge zu
blicken". Das Regierungsteam werde so schnell wie möglich verändert
oder komplettiert. Sie fühle sich verpflichtet, "für alle Bolivianer
zu arbeiten, die in Bolivien Frieden und Stabilität suchen", heißt es
in ihrer Erklärung.

Dazu kam es jedoch nicht. Am 28. Januar wurden nur drei Minister*innen
[2] ausgetauscht, die Minister*innen für Kommunikation, Bildung und
Entwicklung. Alle weiteren 17 Minister*innen wurden im Amt bestätigt.
"Voller Stolz habe ich fast mein gesamtes Kabinett bestätigt",
erklärte Añez in einem Festakt im Regierungspalast.


Scharfe Kritik aus dem konservativen Lager

Die Kandidatur von Añez hat für erhebliche Kritik seitens vieler
konservativer Politiker*innen und in den sozialen Medien geführt, die
größtenteils hinter der Regierung stehen, die erst durch den Putsch im
November 2019 an die Macht gekommen ist.

"Wie schade, Frau Añez", schrieb etwa Expräsident Jaime Paz [3] auf
Twitter. "Wer wird uns glauben, dass es kein Putsch war!" Ein weiterer
Expräsident, Jorge Quiroga, schlug vor, die Wiederwahl eines
Präsidenten auszuschließen. "Dieser Kurswechsel beschädigt die
internationale Glaubwürdigkeit (...), wird unsere wirtschaftliche
Stabilität beeinträchtigen und letztlich dem MAS helfen", kritisierte
Quiroga. Andere konservative Politiker*innen und Analyst*innen
äußerten sich ähnlich.

Añez will für die Partei Souveränität und Freiheit SOL (Soberanía y
Libertad) kandidieren, die eigentlich mit dem Expräsidenten Carlos
Mesa verbündet ist. Dieser unterlag bei den Wahlen im Oktober 2019 Evo
Morales und will nun ebenfalls wieder kandidieren. Mesa zeigte sich
von dem Schritt der De-facto-Präsidentin überrascht: "Eine Kandidatur
der Präsidentin beschädigt die Glaubwürdigkeit des Übergangs", schrieb
[4] er am 26. Januar.


Anmerkungen:

[1] https://eldeber.com.bo/163969_roxana-lizarraga-presenta-su-renuncia-irrevocable-al-cargo-de-ministra-de-comunicacion

[2] https://www.bolpress.com/2020/01/29/presidenta-anez-cambia-a-tres-ministros-de-su-gabinete-para-nueva-etapa-de-gobierno/

[3] https://de.wikipedia.org/wiki/Jaime_Paz_Zamora

[4] https://carlosdmesa.com/2020/01/26/una-decision-equivocada/
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LATEINAMERIKA/1951: Menschenrecht in Chile - zwischen Gestern und Heute (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Menschenrecht in Chile - zwischen Gestern und Heute

Von Evelyn Hevia Jordán



Berlin, 18.01.2020. "Zwei von ihnen nahmen mich an der Taille und
zogen mir Hose und Unterwäsche runter. Dann hat ein anderer seinen
Schlagstock benutzt, um ihn in meinen Anus einzuführen." [1]

"Ich hörte, wie diese Leute lachten. Dann fing ein Mann an, mir kleine
Schläge mit seinem Penis auf meinen Körper zu geben, er fragte mich,
welche Größe ich mag; ein anderer Mann schrieb mit einem
Kugelschreiber Dinge auf meinen Körper." [2]

Kann mir jemand sagen, welcher Zeugenbericht der Diktatur und welcher
den Demütigungen der letzten drei Monate entspricht? Wahrscheinlich
nicht.

Dies ist einer der Gründe, warum es dringend notwendig ist, über
Menschenrechte zu sprechen - damals und heute. Es ist dringend
notwendig, dass wir im Ausland darüber sprechen, hier in Deutschland,
wo nach dem Holocaust dieses Thema zum "unantastbaren Exportprodukt"
gemacht wurde. Es ist dringend notwendig, dass wir über
Menschenrechtsverletzungen und die Schuld des chilenischen Staats
sprechen, da dieser sich verpflichtet hat, die Menschenrechte zu
schützen, zu respektieren, zu fördern und zu vermitteln.

Zuerst möchte ich über die Diktatur in Chile sprechen - sie bildet den
Hintergrund für den Slogan "Es sind keine 30 Pesos, es sind 30 Jahre",
an dem sich der soziale Ausbruch entzündete.

Dann werde ich auf die Menschenrechtssituation des Mapuche-Volks zu
sprechen kommen, die Teil der über 500-jährigen
Kolonisierungsgeschichte ist und die wir seit dem Ende der Diktatur
als große unbeglichene Schuld und ungelösten Konflikt mit uns tragen.
Wobei es hier in Berlin sicher Mapuche-Kamerad*innen gibt, die tiefer
in dieses Thema einsteigen können als ich.

Drittens möchte ich aus einer erweiterten Perspektive das Thema
Menschenrechte ansprechen, das in Chile eng mit der Geschichte der
Diktatur verbunden ist. Für viele, insbesondere für den politisch
rechten Flügel, gelten die Achtung von und die Beschäftigung mit
Menschenrechten und verwandten Themen als "kommunistische" Aktivität.
So erklärt sich beispielsweise der Widerstand, den bereits der Versuch
hervorruft, einen institutionellen Rahmen für diese Themenbereiche
einzuführen (z.B. das Nationale Institut für Menschenrechte (INDH),
das Museum für Erinnerung und Menschenrechte oder das
Unterstaatssekretariat für Menschenrechte), was sich in zahlreichen
Debatten niederschlägt.

Anschließend werde ich mich auf die seit dem 18. Oktober 2019
begangenen Menschenrechtsverletzungen und die wesentlichen Forderungen
der sozialen Bewegung Chiles beziehen.

 * 

Die bürgerlich-militärische Diktatur

1. Menschenrechtsverletzungen:

In Chile herrschte zwischen dem 11. September 1973 und dem 11. März
1990 eine zivil-militärische Diktatur. In diesen Jahren waren die
Menschenrechtsverletzungen systematisch, weit verbreitet und
institutionalisiert. Der gesamte Staatsapparat und die staatliche
Bürokratie wurden dafür eingesetzt, Verbrechen zu begehen und diese
anschließend geheim zu halten. Die offiziellen Zahlen der Opfer laut
den Berichten Rettig (1991) und Valech (2004 und 2011):

3227 (2.125 Ermordete und 1.102 Verschwundene)

38.254 Überlebende der politischen Gefangenschaft und Folter (28.459
registriert in der Valech-Kommission I und 9.795 in Valech II)

Es gab im gesamten Land insgesamt 1.132 Haft- und Foltereinrichtungen.
Inoffizielle Zahlen belegen, dass ca. 200.000 Menschen ins Exil
gegangen sind, davon ungefähr 7.000 nach Deutschland (3.000 in die DDR
und 4.000 in die BRD). [3]

Dies sind nur einige Zahlen, die in keiner Weise den Umfang und die
systemische Natur der Menschenrechtsverletzungen aufzeigen können, die
während fast 17 Jahren Diktatur stattgefunden haben. Das Drastischste
von allem ist vielleicht, dass es mehr als 45 Jahre nach dem Putsch im
Jahr 1973 und mehr als 30 Jahre nach der sogenannten "Rückkehr zur
Demokratie" immer noch Behörden und Personen des öffentlichen Lebens
gibt, die zum rechten Flügel der chilenischen Regierung gehören und
die während der Diktatur begangenen Verbrechen gegen die Menschheit
relativieren. Deswegen ist die Bestrafung der Leugnung eine der
Forderungen, die sich in letzter Zeit stark herauskristallisiert hat.
Aber reicht es aus, die Leugnung der Verbechen unter Strafe zu
stellen? Der Anstieg der extremen Rechten in Deutschland scheint uns
ein negatives Beispiel dafür zu geben. Ein langes Thema zum
Debattieren und Nachdenken.

2. Wahrheit, Gerechtigkeit, Wiedergutmachung

Wir wissen, dass die Justiz nachlässig agiert oder bewusst die
Vertuschung dieser Verbrechen forciert hat. Sie hat nicht im Sinne der
Opfer gehandelt. [4]

Dies zeigt sich besonders anschaulich in dem gescheiterten Versuch,
den Diktator Augusto Pinochet für seine Verbrechen büßen zu lassen. Im
Jahr 1998 wurde er auf Anordnung des spanischen Richters Baltazar
Garzón in der Londoner Klinik verhaftet. Der Fall endete mit einer
Reihe von Verhandlungen der verschiedenen politischen Sektoren, bei
denen es darum ging, den Diktator aus "gesundheitlichen" Gründen nach
Chile zurückzubringen. Doch Pinochet machte sich über alle Welt
lustig, als er in sehr gutem gesundheitlichem Zustand in Chile landete
und sich aus seinem Rollstuhl erhob, um die Menschen zu begrüßen. Er
starb im Dezember 2006, ohne einen Tag im Gefängnis zu verbracht zu
haben. Vor seiner Totenwache in der Militärschule versammelten sich
lange Schlangen von Unterstützer*innen, die darauf warteten, ihn zu
verabschieden.

Was die Menschen angeht, die während der Diktatur ihr Leben
riskierten, um die Verbrechen anzuprangern oder tatsächlich ermordet
wurden, wie José Manuel Parada vom Vicariado de Solidaridad oder der
Priester André Jarlán, so ist es nicht die Justiz, sondern es sind die
Familien der verschwundenen Gefangenen, Organisationen, Fachleute und
Aktivist*innen in Chile und der Welt, die die Geschichte
weiterschreiben und Gerechtigkeit fordern.

Bis heute wurden nur 10% der Vermissten identifiziert, was es nur
einigen wenigen Familien ermöglicht, mit der ewigen Ungewissheit und
Sorge abzuschließen. Auch hier hat Deutschland eine offene Schuld, da
die "Colonia Dignidad" - eine im Süden Chiles errichtete deutsche
Enklave - eine Schlüsselrolle bei der Kooperation im Kontext der
Repression und der Vertuschung der Verbrechen während der Diktatur
spielte. [5]

Mit der Politik nach der Diktatur wurden Wahrheit, Gerechtigkeit,
Wiedergutmachung und Erinnerung, wie der christdemokratische Präsident
Patricio Aylwin sagte, "im Rahmen des Möglichen" angegangen. Praktisch
heißt das, dass das Land immer noch eine enorme Schuld gegenüber
vielen Familien trägt, die ihre Mütter, Schwestern, Compañeras und
Großmütter gehen sahen, ohne je das Schicksal ihrer vermissten
Verwandten zu kennen.

3. Internationale Solidarität

Weltweit wurden Kampagnen zur Solidarität mit den Opfern in Chile
durchgeführt. Die Aktionen reichten vom Kauf von Kunsthandwerk, das
von politischen Gefangenen oder ihren Familien hergestellt und im
Ausland angeboten wurde, bis hin zu zahlreichen Aktionen mit
Empanadas, Folklore und Rotwein, um Spenden für Chile zu sammeln.
Viele dieser Erfahrungen bleiben im kollektiven Gedächtnis der
Menschen, die heute anwesend sind.

Ich möchte zwei Aktionen der internationalen Solidarität hervorheben,
die ich als sehr kreativ erachte: den Boykott der Sexarbeiterinnen aus
San Francisco, die 1974 den Matrosen auf der Emerald Ship sexuelle
Dienste verweigerten, und die Geschichte der schottischen Arbeiter,
die sich aus Protest gegen den Militärputsch von 1973 weigerten, die
Motoren der chilenischen Hawker Hunters zu reparieren. In dem
Dokumentarfilm "Nae pasarán", wird Geschichte dieser Aktion erzählt.
Diese und auch die vielen anderen Formen der internationalen
Solidarität jener Zeit, die uns unbekannt geblieben sind, waren sehr
wertvoll, um die Moral der Opfer zu erhalten und diverse
Widerstandsaktionen gegen die Diktatur zu unterstützen.

4. Straflosigkeit und Luxusgefängnisse

Was die Straflosigkeit betrifft, so haben wir den emblematischen Fall
des Diktators, der keinen Tag im Gefängnis verbracht hat; auch heute
noch werden die Putschisten und aktive Zivilisten, die mit der
Diktatur zusammengearbeitet haben, von ihren Anhängern verehrt. Jaime
Guzmán ist das beste Beispiel dafür. Zu seinem Gedenken gibt es in
Santiago eine Allee mit seinem Namen und ein gewaltiges Denkmal vor
der Päpstlichen Katholischen Universität (PUC).

So haben wir eine "rechtlich-kriminelle" und eine "soziale"
Straffreiheit. Seit dem Ausbruch der aktuellen Revolte am 18. Oktober
wurde eine Reihe von Symbolen dieser sozialen Straflosigkeit
angegriffen, siehe die Enthauptung der Statue von Pedro de Valdivia
(spanischer Eroberer) oder die Zerstörung des
"Präsident-Pinochet-Platzes" in Linares. Die Straffreiheit spiegelt
sich in den Urteilen, in der Flucht von Verurteilten. [6] Wir haben
aber auch Kriminelle, die ihre Strafen in "Luxusgefängnissen" absitzen
und als pensionierte Militärangehörige weiterhin ihre Rente erhalten,
die übrigens um ein Vielfaches höher ist als die Altersversorgung
jedes Rentners und jeder Rentnerin in Chile.

Um die Gesellschaft der Straflosigkeit öffentlich anzuprangern, gibt
es seit etwa 20 Jahren eine "comisión FUNA" ("Kommission der
Anklage"), die die Kriminellen, die friedlich leben und arbeiten,
durch Demonstrationen in ihren Wohnbezirken oder Arbeitsplätzen outet.
"Hier lebt ein Menschenrechtsverletzer" ist ein häufig verwendeter
Slogan.

5. Staatliche Menschenrechtsarbeit

So gab es in diesen 30 Jahren nach der Diktatur einige Fortschritte
"im Rahmen des Möglichen" - offensichtlich haben wir jedoch keine
politische Handhabe im Hinblick auf Wahrheit, Gerechtigkeit,
Erinnerung und Aufarbeitung, sondern nur "Initiativen", die abhängig
von der politischen Orientierung der Regierung und der "Sensibilität"
der zuständigen Autorität für das Thema gewachsen sind oder
eingeschränkt wurden.

 * 

Die Situation des Mapuche-Volks

1. Menschenrechtsverletzungen

Ich werde mich in diesem Punkt kurz fassen, da ich davon ausgehe, dass
es Menschen gibt, die die spezifische Situation der Mapuche viel
besser kennen als ich.

Chile verstößt gegen die Menschenrechte der Mapuche, was offiziell
durch Instanzen wie das Hochkommissariat für Menschenrechte der UN und
Human Rights Watch bestätigt wurde.

Ich zitiere einen Auszug aus einem dem UN vorgelegten Bericht, der
einen Teil des Problems zusammenfasst:

"Das Gebiet der Mapuche unterliegt heute zum Großteil einem
extraktivistischen System der Forstwirtschaft - gestützt und
subventioniert durch den chilenischen Staat -, das in drei
wesentlichen Aspekten gegen die Rechte der Mapuche verstößt:


	Reproduktion der strukturellen Ungerechtigkeit

	Unkenntnis und Ignoranz gegenüber politischen und bürgerlichen Rechten

	ethnisch-nationalistisch motivierte Unterdrückung



Die chilenische Regierung beantwortete den Kampf der Mapuche mit einer
Strategie der Kriminalisierung. Zum Beispiel wird die autonome
Mapuche-Organisation CAM (Coordinadora Arauco Malleco) [...] seit zwei
Jahrzehnten durch die Forstwirtschaft verfolgt und vom chilenischen
Staat kriminalisiert.

Bei dieser Kriminalisierungsstrategie wenden die Sicherheitsbehörden
des chilenischen Staats Praktiken aus Diktaturzeiten an, wie z.B. die
Doktrin der inneren Sicherheit des Staates. Das Volk der Mapuche ist
nun der innere Feind, der mit Sicherheitsstrategien niedriger
Intensität in Schach gehalten werden sollen.

Die Strategie wird durch die Anwendung des Antiterror-Gesetzes
ergänzt, um exponierte Mapuche zu inhaftieren, eine Gesetzgebung,
gegen die UN-Organe sowie nationale und internationale
Menschenrechtsorganisationen Einspruch erhoben haben. So hat die
chilenische Regierung - unter dem Schutz des Sicherheits- und
Nachrichtengesetzes - geheimdienstliche Aktionen mit Agenten des
Staates und dem nationalen Geheimdienst durchgeführt. Die "Operación
Paciencia" (2002 und 2004) und die "Operación Huracán" (2017) zeigen
unwiderlegbar auf, wie gegen die Zivilrechte eines Rechtsstaates
verstoßen wurde.

Am 23. September 2017 wurde ein Prozess gegen acht
Mapuche-Leiter*innen unter Geltendmachung des Sicherheits- und
Nachrichtengesetzes und des Antiterrorismusgesetzes durchgeführt. Der
Vorgang hatte zum Ziel, falsche Beweise einzuführen, eine Information,
die sich aus Gutachten der Staatsanwaltschaft und externer Instanzen
entnehmen ließ. Aktuell hat die Generalstaatsanwaltschaft, die die
Anklage vertritt, die Beendigung des Falls "Huracán" - ohne
Anklageerhebung - angekündigt. Parallel initiierte sie eine
Untersuchung aufgrund des Verdachts der Konstruktion einer Beweiskette
durch Beamte der Carabineros, insbesondere aus dem Geheimdienst." [7]

2. Unterdrückung

Nach dem Bericht des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen
(UNDP) von 2018[8] sind die Mapuche weiterhin die Ärmsten unter allen
Armen, und auch wenn Chile soziale Programme zur Überwindung der Armut
eingeführt hat, ist das nur Symptombekämpfung.

Die Gewalt gegen die Mapuche hat eine lange Tradition. Seit 30 Jahren
nun verteidigt eine ganze Generation ihre Recht auf Autonomie, auf
eigene Territorien sowie das Recht auf gesellschaftliche Anerkennung
angesichts der historischen Diskriminierung und Negation ihrer
Identität. So schreiben auch die Mapuche ihre eigene Geschichte, ein
Beispiel hierfür ist die "Comunidad de Historia Mapuche"
("Gemeinschaft der Mapuche-Geschichte"). [9]

3. Kampf

Seit Generationen kämpft das Volk der Mapuche um das Recht auf
Autonomie und Selbstbestimmung und die Rückgewinnung und Verteidigung
der traditionellen Territorien.

4. Internationale Solidarität

Beispiele der Verbundenheit mit dem Kampf der Mapuche sind die
Solidarität mit den politischen Gefangenen und die Unterstützung der
Gemeinschaften. Unter anderem: Veranstaltungen mit Aktivist*innen und
Unterstützung der Hungerstreiks und internationalen Kampagnen,
Demonstrationen vor den Botschaften und anderen strategischen Orten
und die Begleitung bei Aktionen gegen internationale Institutionen.

Die Compañeras Llanquiray und Tamara der Gruppe "Solidaridad con el
pueblo Mapuche en Berlín" ("Solidarität mit dem Mapuche-Volk in
Berlin") können viel genauer über diese Kämpfe und internationale
Solidarität erzählen.

Nun ist die Frage, die mich seit dem 18. Oktober umtreibt: Im
Territorium der Mapuche (Wallmapu) gibt es Verstöße gegen die
Menschenrechte, Militarisierung des Territoriums, verletzte Kinder und
Jugendliche, Mütter, die sich gezwungen sehen, mit Hand- und
Fußschellen zu gebären, eingesperrte Aktivist*innen, die für ihre
Gebiete kämpfen, Berichte sowohl in Chile als auch im Ausland, die
diese Verstöße offenlegen und Empfehlungen an den chilenischen Staat
geben, die nicht eingehalten werden - warum regt sich die
Solidaritätsbewegung erst jetzt mit soviel Kraft? Hat es etwa nicht
schon seit Jahrzehnten Ermordungen, Montagen, Razzien, Verletzte durch
Schrotkugeln, - zusammengefasst - Verstöße gegen die Menschenrechte in
Wallmapu gegeben, von denen die gesamte Mapuche-Bevölkerung betroffen
war? Das war eine der mit Empörung vorgetragenen Beschwerden vor genau
zehn Jahren bei der Einweihung des Gedenk- und Menschenrechtsmuseums
"Museo de la Memoria y los DDHH" in Santiago de Chile, mit denen die
Schwester von Matías Catrileo die Präsidentin Michelle Bachelet
kritisierte.

 * 

"Erweiterte Sicht" auf die Menschenrechte 

Es ist der erweiterte Blick auf die Menschenrechte, der das
Bewusstsein Tausender erreicht und die Forderung nach einem
menschenwürdigen Leben hervorgebracht hat.

1. Wasser

Im September des vergangenen Jahres erhielt Rodrigo Mundaca die
Auszeichnung der Menschenrechte in Nürnberg: Rodrigo und seine
Compañeros und Compañeras aus Petorca stellten eine Forderung, die
unmöglich scheint: das Recht auf Wasser.

Könnt ihr euch vorstellen, jeden Tag in eine Plastiktüte zu kacken?
Oder nicht jeden Morgen duschen zu können und euch mit einem Lappen
waschen zu müssen? Oder beim Aufdrehen des Wasserhahns das Geschirr
nicht spülen zu können? Das ist die Lage der Einwohner*innen der
Region Petorca, die durch die "Bewegung für die Verteidigung des
Wassers, des Landes und des Umweltschutzes"[10] international
Aufmerksamkeit erhielt. Diese hat die Macht der Unternehmer*innen
herausgefordert, die das Wasser der Flüsse ausbeuten, ein Gut, das
allen gehören und allen ermöglichen sollte, sich zu waschen. Doch es
wird verwendet, um große Avocadoplantagen zu gießen. Die Avocado, die
wir essen und in den Berliner Supermärkten einkaufen, stiehlt den
Einwohner*innen in Petorca das Wasser, also schauen Sie auf den
Herkunftsort der Avocados, die Sie kaufen. [11]

2. Bildung

Bildung hat sich in ein Konsumgut verwandelt. Dies war der Motor für
den Kampf der Schüler*innen im letzten Jahrzehnt und hat Chile im
Ranking der Top Ten der Ungerechtigkeit den siebten Platz eingebracht.
[12] So wird die sogenannte "Oase Lateinamerikas" zu einem Bild, das
zunehmend noch künstlicher erscheint als das eigentliche Phänomen der
Oase.

3. Gesundheitssystem

Es gibt ein Konzept namens Nekropolitik [13], über das ich letztens
gelesen habe. Es beschreibt, wie soziale und politische Macht dazu
benutzt wird, zu bestimmen, wie in einem neoliberalen System einige
Menschen leben können und wie andere sterben müssen. Es ist eine
Theorie der lebenden Toten, die bis zur Perfektion auf die
Privatisierung des Gesundheitssystems in Chile zutrifft. (Dies gilt
auch für alle anderen Rechte, die in privatisierte Güter umgewandelt
wurden).

In Chile gibt es keine Mittelschicht

Ein gutes Mittel, um das soziale Gefüge zu erhalten: In Chile gibt es
keine Mittelschicht, sondern nur Reiche und Arme. Wir Armen haben
aufgrund unserer produktiven Fähigkeiten und Kräfte (einschließlich
unserer Fähigkeit zu konsumieren und uns zu verschulden) den Wunsch,
der Mittelschicht anzugehören. Jedoch überschreiten wir, falls wir
erkranken, sofort die Grenze zur Armut und können nicht mehr
produzieren. Ein Reicher hingegen besitzt Produktionsmittel und kann
den durch eine Krankheit verursachten Schlag überleben, muss also
nicht auf die eigene Produktivkraft setzen und verliert im
Krankheitsfall weder Unterkunft noch Essen noch die Möglichkeit, die
eigenen Kinder zu erziehen.

Wer krank ist, muss ums Überleben kämpfen

Ich glaube, dass alle aus der sogenannten "Mittelschicht" von dem Fall
einer Verwandten, eines Freundes oder einer Bekannten erzählen können,
die seit Monaten darauf wartet, Zugang zu medizinischer Versorgung zu
bekommen und aufgrund einer akuten oder chronischen Krankheit, anstatt
zu leben, um das reine Überleben kämpfen muss. Der Verstoß gegen das
Recht auf Gesundheit lässt uns die Parole "Es war keine Depression, es
war Kapitalismus" verstehen, die darauf Bezug nimmt, dass die
chilenische Gesellschaft den höchsten Anteil psychisch Kranker und den
stärksten Konsum von Psychopharmaka aufweist. In Chile wurde laut
Angaben der WHO bei 5% der Bevölkerung eine Depression diagnostiziert.
[14]

4. Wohnungen

Ist erst einmal eine Sozialwohnung gefunden, so scheint sich der Traum
vom eigenen Zuhause, den jede Chilenin und jeder Chilene in sich
trägt, verwirklicht zu haben. Doch viele dieser Sozialbauten haben
marginale Wohnbezirke der Städte in "Ghettos" verwandelt, in denen
menschenunwürdige Zustände herrschen. Trotzdem sind Familien, die sich
nicht für die nächsten 40 Jahre mit einem Hauskauf verschulden können,
gezwungen, in diesen sogenannten "Unterkunftslösungen" zu leben, wo
der Alltag von Platzmangel, körperlicher Gewalt gegen Kinder und
Frauen, sexuelle Gewalt, Drogenhandel und -konsum, Banden und urbaner
Gewalt geprägt ist. Es sind Stadtteile, in denen sich kein
öffentlicher Platz, kein Firmensitz, keine Arztpraxis und keine Schule
finden lassen. Viele Familien, die Sozialunterkünfte erhielten,
entschlossen sich dazu, doch wieder zu besetzen, da ihnen schnell klar
wurde, dass in diesen "prekären Lagern" immer noch bessere Bedingungen
herrschen als in ihren Sozialunterkünften. Somit ist es nicht nur die
Forderung des Rechts auf Wohnsitz, sondern auf eine menschenwürdige
Unterkunft.

5. Frauen*rechte

Und was gibt es zu den Sexual- und Reproduktionsrechten sagen in einem
Land, in dem der Staat angeblich säkular ist, jedoch weiterhin nach
den Werten der Kirche regiert und diese im Land durchsetzt? Einer
Kirche, die zunehmend durch Skandale, Missbrauchsfälle und Korruption
in Frage gestellt wird. Erst im letzten Jahr (2019) wurden Gesetze zur
Abtreibung erlassen, jedoch nur in drei Fällen: bei Lebensunfähigkeit
des Fötus, bei Lebensgefahr der Mutter und bei Vergewaltigung. Jedoch
existiert immer noch kein Recht für Frauen, frei über ihren Körper zu
entscheiden. Das ist ein Grund, warum man davon ausgeht, dass die
feministische Bewegung weiterhin so stark bleibt. Das Recht von Frauen
auf ein Leben in Würde und Gewaltfreiheit zu garantieren ist eine
Pflicht eines demokratischen Staates, genauso wie das Recht, unter
gleichen Bedingungen am öffentlichen Leben teilnehmen zu können, ohne
bestraft zu werden - durch hohe Sätze an die Krankenkassen, bei der
Jobauswahl ... Wir könnten hier lange über die multiplen
Diskriminierungen sprechen, die wir als Frauen nur aufgrund der
Tatsache, dass wir Frauen sind, erfahren.

Kinderrechte

Ich möchte nicht das Recht von Kindern und Jugendlichen unerwähnt
lassen. Chile unterzeichnete 1989 das Abkommen zu Kinderrechten, doch
in den Jahren nach der Diktatur starben mehr Kinder durch SENAME
("Servicio Nacional de Menores"), die staatliche Institution, die die
Integrität von Minderjährigen wahren und ihre Rechte sicherstellen
sollte, als in der gesamten Diktatur: 1.313 Kinder und Jugendliche
sind in den letzten zwölf Jahren durch die Hand des SENAME gestorben.
[15]

Von den zehn Grundsätzen der Internationalen Konvention über die
Rechte des Kindes werde ich nur zwei zitieren:

Artikel 7

Das Kind hat Anspruch auf unentgeltlichen Pflichtunterricht, zumindest
in der Elementarstufe. Ihm wird eine Erziehung zuteil, die seine
allgemeine Bildung fördert und es auf der Grundlage der
Chancengleichheit in die Lage versetzt, seine Fähigkeiten, sein
persönliches Urteilsvermögen, seinen Sinn für moralische und soziale
Verantwortung zu entwickeln und ein nützliches Glied der Gesellschaft
zu werden.

Die Interessen des Kindes sind die Richtschnur für alle, die für seine
Erziehung und Anleitung verantwortlich sind; diese Verantwortung liegt
in erster Linie bei den Eltern.

Das Kind hat volle Gelegenheit zu Spiel und Erholung, die den gleichen
Zielen wie die Erziehung dienen sollen; die Gesellschaft und die
öffentlichen Stellen bemühen sich, die Durchsetzung dieses Rechts zu
fördern.

Artikel 8

Das Bedürfnis von Kindern nach Schutz und Hilfe ist in jeder Situation
als vorrangig zu betrachten." [16]

Bleibt uns noch die Frage: Wie hat der chilenische Staat diese Kinder-
und Jugendrechte geschützt? Und die Gefangenen (oder Personen, denen
die Freiheit entzogen wurde), die von der Gesellschaft vergessen zu
sein scheinen, insbesondere im Hinblick auf die Menschenrechte? Dass
jemand eine Strafe verbüßt, bedeutet nicht die Aufhebung seiner
menschlichen Natur oder der Achtung seiner Grundrechte. Der vielleicht
skandalöseste Fall der letzten Jahre war der Tod von 81 Insassen im
Gefängnis von San Miguel [17], die wegen unterschiedlichster
Verbrechen verurteilt worden waren und nun mit Überbelegung,
Wassermangel und extremer Gewalt fertig werden mussten. Ein Beispiel
dieser Menschenrechtsverletzungen nennt der Bericht des Nationalen
Institutes für Menschrechte (INDH) für den Zeitraum 2016-2017:
"51,3% der Männer und 35,7% der Frauen, die eine Freiheitsstrafe
verbüßen, haben keinen eigenen Schlafplatz." [18]

 * 

Die Situation ab dem 10. Oktober

1. Menschenrechtsverletzungen

Dies sind die Hintergründe des am 18. Oktober ausgebrochenen
sogenannten sozialen Aufruhrs. So ist es nicht verwunderlich, dass
unter der aktuellen Regierung von Sebastián Piñera gegen die
Menschenrechte verstoßen wird. Denn wie wir gesehen haben, hatten wir
während der Diktatur einen kriminellen und nach ihr einen
mitschuldigen und nachlässigen Staat. In einigen Momenten und Fällen
hat der Staat aktiv gegen Menschenrechte verstoßen, beispielsweise zu
Zeiten der Diktatur oder während der letzten Jahrzehnte auf dem
Territorium der Mapuche, in anderen war er nachlässig in Bezug auf
Schutz und Förderung.

Hier die aktuellen Zahlen der begangenen Verstöße [19]

- 27 Tote

- 3583 Verletzte

- 1615 Verletzte durch Schrotkugeln

- 359 Augenschäden (2 Totalverluste des Sehvermögens)

- 230 Verletzungen durch Tränengas

2. Forderungen

"Es sind keine 30 Pesos, es sind 30 Jahre". Alles begann mit dem
Anstieg der Kosten für den öffentlichen Transport um 30 Pesos (4
Cent). Die Forderungen der sozialen Bewegung sind vielfältig, und auch
diesbezüglich gibt es Diskussionen, sie alle richten sich jedoch auf
das Grundbedürfnis nach einem "würdevollen Leben". Die
Menschenrechtsverletzungen, die ich kurz angerissen habe, sind
struktureller Natur, nach dem unter der Diktatur eingeführten
neoliberalen Modell; sie sind verankert in der politischen Verfassung,
die unter der Diktatur von Pinochet geschrieben wurde und bis heute
noch gültig ist.

Dieser soziale Ausbruch hat auch gezeigt, dass die folgenden
Menschenrechte nicht garantiert werden:


	Jedes Individuum hat das Recht auf freie Meinungsäußerung.

	Jede Person hat das Recht auf Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit.

	Jeder Mensch hat das Recht, direkt oder indirekt an der Regierung ihres oder seines Landes mitzuwirken.



So werden seit dem 18. Oktober Menschen, die gegen die
Ungerechtigkeiten des Lebens im Labor des Neoliberalismus in Chile
demonstrieren, unterdrückt, kriminalisiert und eingesperrt.
Die Hauptforderung ist demnach eine neue Verfassung, die nicht hinter
verschlossenen Türen geschrieben wird und nicht der symptomatischen
Denkweise entspricht, die das im November unterzeichnete sogenannte
"Friedensabkommen" abbildet. Viele von uns sehen das Abkommen als
rechtswidrig an, da nach seiner Unterzeichnung und dem geschaffenem
Bild von "Frieden" weiterhin gegen die Rechte der demonstrierenden
Bevölkerung verstoßen wird und es Menschen gibt, die durch das
repressive Vorgehen der Polizei ihr Leben verloren haben.

3. Solidarität

Wie wir in der jüngsten Vergangenheit gesehen haben, gibt es
verschiedene Wege, internationale Solidarität auszudrücken. Einige
Ideen werden begleitet vom Geschmack nach Empanada und Rotwein, genau
so, wie sich Allende den chilenischen Weg zum Sozialismus ausmalte.
Ich lasse die Debatte offen. Vielen Dank an die Compañeras und
Compañeros aus Acciones Cabildo Berlín für die Übersetzung und die
Einladung.


Übersetzung: Luisa Rau und Melissa Skármeta Moraga
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UNIVERSITÄT/2746: Spitzenuniversitäten unterzeichnen Sorbonne-Erklärung für offene Forschungsdaten (idw)


German U15 e.V. - 30.01.2020

160 internationale Spitzenuniversitäten unterzeichnen Sorbonne-Erklärung
für offene Forschungsdaten



Neun Verbände internationaler Spitzenuniversitäten, darunter German U15,
haben an diesem Montag in Paris nachdrücklich für offene Forschungsdaten
geworben. Die Verbände vertreten mehr als 160 der größten und
renommiertesten Universitäten aus weiten Teilen der Welt, darunter die
Vereinigten Staaten, Kanada, Australien, Europa, Asien und Afrika.

In der Sorbonne-Erklärung plädieren die Verbände dafür, Forschungsdaten so
offen wie möglich zugänglich und wiederverwertbar zu machen. Dabei müssen
private und persönliche Daten ebenso wie geistiges Eigentum geschützt
werden. Für die Daten soll das international etablierte Prinzip FAIR
angewendet werden, demzufolge Daten findable, accessible, interoperable
und reusable (auffindbar, zugänglich, interoperabel und wiederverwendbar)
sein sollen. Die Verbände fordern schließlich von ihren jeweiligen
Regierungen, die notwendigen politischen und rechtlichen Rahmenbedingungen
für offene Forschungsdaten zu schaffen sowie die nötigen Mittel für die
technologische Infrastruktur und das Forschungsdatenmanagement
bereitzustellen.

Georg Krausch, Präsident der Johannes Gutenberg-Universität Mainz und
stellvertretender Vorsitzender von German U15:

"Die Zukunft ist datenbasiert. Das gilt für Wissenschaft, Wirtschaft,
Gesellschaft und Medizin gleichermaßen. Dabei kommt Forschungsdaten eine
besondere Bedeutung zu. Denn sie sind die Schlüsselressource für neue
Erkenntnisse und Innovationen. Und eine beständig wachsende
Schlüsselressource dazu: Alle 18 Monate verdoppelt sich das weltweite
Datenvolumen.

Um die riesigen Datenschätze der Forschung zu heben, braucht es eine kluge
Strategie. Für Forschungsdaten lautet diese: Open Research Data. Dafür
müssen wir den Wandel von zersplitterten Datensilos hin zu einer Kultur
zugänglicher, wiederverwendbarer Forschungsdaten in gesicherter Qualität
schaffen.

Wir haben in den letzten Jahren große Fortschritte in der Transformation
zu Open Access in der Wissenschaft gemacht. Open Data ist nun der nächste
Schritt. Wir brauchen für die Zukunft eine internationale Kultur der
offenen Forschungsdaten."

Die unterzeichnenden Verbände:

Association of American Universities (AAU): AAU wurde 1900 gegründet und
setzt sich aus 65 führenden amerikanischen Forschungsuniversitäten
zusammen.

https://www.aau.edu/

African Research Universities Alliance (ARUA): Die ARUA wurde im März 2015
in Dakar gegründet und vereint 16 der führenden Forschungsuniversitäten
der Region.

http://arua.org.za/

Coordination of French Research-Intensive Universities (CURIF): Das CURIF
vereint die forschungsstärksten französischen Universitäten (zusammen 18
Mitglieder).

http://www.curif.org/en/

German U15: U15 repräsentiert 15 führende forschungsstarke Universitäten
in Deutschland.

https://www.german-u15.de/

League of European Research Universities (LERU): LERU ist ein Netzwerk von
23 führenden europäischen Universitäten.

https://www.leru.org/

RU11 Japan: RU11 ist ein Konsortium, das im November 2009 gegründet wurde
und aus 11 der führenden japanischen Forschungsuniversitäten besteht.

http://www.ru11.jp/eng/

Russell Group: Die Russell Group vertritt 24 führende forschungsintensive
britische Universitäten.

https://russellgroup.ac.uk/

The Group of Eight (Go8): Go8 ist eine Koalition von 8 weltweit führenden
forschungsintensiven Universitäten in Australien.

https://go8.edu.au/

U15 Group of Canadian Research Universities: Die U15-Gruppe kanadischer
Forschungsuniversitäten ist ein Verbund der forschungsintensivsten
kanadischen Universitäten.

http://u15.ca/


Weitere Informationen unter:

https://www.german-u15.de/presse/ressourcen-2020/20200130_Sorbonne-Declaration-on-Research-Data-Rights.pdf

- Sorbonne Declaration on Research Data Rights

https://www.german-u15.de/presse/ressourcen-2020/20200130_U15_PM-Data-Summit-engl.pdf

- Data Summit in Paris: The world's largest universities are
committed to opening up research data and demanding a legal framework
and resources

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1817

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

German U15 e.V., 30.01.2020
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VERBAND/2388: "Bauernmilliarde" muss in die Agrarwende fließen (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 31. Januar 2020

"Bauernmilliarde" muss in die Agrarwende fließen



Am Donnerstag beschloss die Bundesregierung eine zusätzliche Milliarde
Euro, um die Umsetzung der Düngeverordnung zu finanzieren. Der
Bundesverband Menschen für Tierrechte fordert, dass diese zusätzliche
Förderung ausschließlich in Projekte für mehr Tier, Umwelt- und Naturschutz
fließt. Zudem appelliert der Verband an die Bauern. Statt die realen
Probleme zu negieren, müssten sie sich für zeitgemäße
Landwirtschaftskonzepte öffnen.

Die zusätzliche sogenannte "Bauernmilliarde" soll in erster Linie dazu
dienen, Projekte und Investitionen zu finanzieren, die der Umsetzung der
neuen Düngeverordnung dienen. Die Verschärfung der Verordnung ist nötig,
weil vielerorts die Nitrat-Belastung des Grundwassers zu hoch ist. Die 
EU-Kommission fordert wegen der überhöhten Nitratwerte seit Jahren
Gegenmaßnahmen von Deutschland. Nun drohen Deutschland Strafzahlungen von
862.000 Euro pro Tag. "Es heißt, dass die zusätzliche Milliarde in
Agrarumweltprogramme und Investitionen fließen soll. Dies darf aber nicht
heißen, dass damit größere Gülle-Gruben finanziert werden. Das zementiert
ein schädliches System ohne Zukunft. Jeder Euro Agrar-Förderung muss jetzt
zwingend für Projekte für mehr Tier-, Umwelt- und Naturschutz eingesetzt
werden", appelliert Christina Ledermann, Vorsitzende von Menschen für
Tierrechte.

Hebel: Umbau der Agrarsubventionen

Die größte Chance den überfälligen Paradigmenwechsel in der Landwirtschaft
einzuleiten, sieht der Tierrechtsverband in der anstehenden Reform der
Gemeinsamen EU-Agrarpolitik (GAP). Bisher sind diese Subventionen auf
Exportsteigerung und Wettbewerb ausgerichtet. "Die Bundesregierung hat
jetzt die Chance, die fatale Fehlentwicklung in der Landwirtschaft zu
beenden. Neben der Umstellung der landwirtschaftlichen Praktiken auf umwelt-
 und klimaverträgliche Anbaumethoden, muss Ministerin Klöckner endlich ihre
Blockadehaltung aufgeben und beispielsweise die Tierbestände reduzieren",
fordert Ledermann. Dies käme auch den Bauern zugute. Denn diese forderten
nicht vorrangig mehr Geld. Sie wünschten mehr gesellschaftliche Akzeptanz
für ihre Arbeit und ihre Produkte. Dazu müssen die Landwirte aber auch
bereit sein umzudenken. Statt die existentiellen Probleme wie
Massentierhaltung, Nitratbelastung oder Artensterben zu negieren, müssten
sie sich für neue zeitgemäße Landwirtschaftskonzepte öffnen. Dann käme die
Wertschätzung, die die Bauern einforderten, ganz von alleine.

Überfällig: Gesamtstrategie für eine Agrarwende

Das 2015 veröffentlichte Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats für
Agrarpolitik (1) enthält diverse Maßnahmen für einen grundlegenden Umbau
des Systems. Der Tierrechtsverband fordert, dass Landwirtschaftsministerin
Klöckner aus diesem Gutachten sowie anderen Ansätzen, wie höheren Abgaben
auf tierische Produkte, der Einbeziehung der industriellen Landwirtschaft
in das CO2-Steuersystem sowie der Umstrukturierung der
EU-Agrar-Subventionen, zügig eine Gesamtstrategie entwickelt. "Wenn unsere
Landwirtschaftsministerin auf ihre eigenen Berater hören würde, könnte sie
mehrere drängende Probleme auf einmal lösen. Das Gutachten des
Wissenschaftlichen Beirats enthält wirkungsvolle Maßnahmen für mehr Tier-
und Klimaschutz sowie zur Reduzierung der Nitratbelastung der Böden. Das
Konzept für den Umbau des schädlichen Agrarsystems liegt längst auf dem
Tisch. Jetzt muss es endlich umgesetzt werden. Die Zeit drängt!", schließt
Ledermann.


Anmerkung:

(1) Gutachten des Wissenschaflichen Beirats für Agrarpolitik:

http://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Ministerium/Beiraete/Agrarpolitik/GutachtenNutztierhaltung.pdf?__blob=publicationFile

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2020

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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HERRSCHAFT/1861: SPD Berlin - ausschnupfen und Tuch wechseln ... (SB)




Ich bin Berlinerin, und als Berlinerin liebe ich meine Stadt.
Wenn es jetzt darum geht, auch ein Stück weit zu sagen, ich bin
bereit, diese Verantwortung zu übernehmen, dann habe ich mich
entschieden, ich bin bereit dazu.

Franziska Giffey [1]

In einer Zeit, da politische Inhalte kaum noch zu zählen scheinen,
Personalien dafür um so mehr, haben sogenannte HoffnungsträgerInnen
Hochkonjunktur. Das gilt natürlich in besonderem Maße für die dem
Abgrund entgegentaumelnde SPD, die verzweifelt Ausschau nach Rettung
kraft einer Lichtgestalt hält, die auf wundersame Weise alles richtig
macht, bei der Wählerschaft punkten kann und die Partei euphorisiert.
Nicht nur im Bund, auch auf Landesebene in Berlin rutschen die
Sozialdemokraten ab. Sie geben in der rot-rot-grünen Koalition zwar
noch den Platzhirsch und stellen den Regierenden Bürgermeister, sind
aber in Umfragen inzwischen fast 10 Prozent hinter die Grünen und auch
hinter Die Linke zurückgefallen. Da tut ein personeller
Befreiungsschlag not, der zwar nicht über Nacht, aber letztlich in
einem internen Zirkel ausgebraten wurde. So geht innerparteiliche
Demokratie, mag sich die Basis auch noch so wundern und der linke
Flügel rumoren. Franziska Giffey hat sich im Machtkampf durchgesetzt
und soll den Karren aus dem Dreck ziehen.

So soll die personelle Wachablösung im einzelnen aussehen, die dem
Vernehmen nach in einem ausgewählten Kreis von Bezirkschefs
abgesprochen wurde, an dem auch Michael Müller, Franziska Giffey und
Raed Saleh teilnahmen. Der Regierende Bürgermeister und SPD-Landeschef
Müller verzichtet auf eine Wiederwahl zum Berliner Parteichef auf dem
Landesparteitag im Mai und will auch nicht wieder als
SPD-Spitzenkandidat für die nächste Abgeordnetenhauswahl kandidieren.
Der Landesverband der Sozialdemokraten soll ab Mai von einer
Doppelspitze geführt werden, der die Bundesfamilienministerin
Franziska Giffey und der SPD-Fraktionschef Raed Saleh angehören.
Spitzenkandidatin für die nächste Berliner Wahl im Herbst 2021 soll
Giffey werden.

Da 2021 auch im Bund gewählt wird, könnte Müller in den Bundestag
wechseln, wofür ihm womöglich vorab Platz eins in der SPD-Landesliste
garantiert würde. Diesen Vorzugsplatz dürfte allerdings auch der
Juso-Vorsitzende und stellvertretende Parteivorsitzende Kevin Kühnert
anstreben, so daß noch gar nichts entscheiden ist, was auch Müller
bestätigt: "Ich bleibe Regierender Bürgermeister. Alles andere wird zu
gegebener Zeit entschieden." Offen ist zudem, wann die Berliner
Sozialdemokraten über die Spitzenkandidatur entscheiden - in diesem
Herbst oder erst im Frühjahr 2021. Möglicherweise wird der Termin
vorgezogen, worauf unter anderem Müller pochen könnte, der auf der Hut
sein muß, daß sein Teil des Deals nicht in Vergessenheit gerät.

Ob über die Spitzenkandidatur auf einem SPD-Landesparteitag oder per
Mitgliederentscheid entschieden wird, muß auch noch geklärt werden.
Die Partei brauche Geschlossenheit, argumentieren Kritiker einer
Basisbefragung, zu der es kaum kommen wird, zumal eine entscheidende
personelle Weichenstellung hinter verschlossenen Türen ausgehandelt
worden ist. Nachdem die Wahl der neuen Vorsitzenden auf Bundesebene,
Norbert Walter-Borjans und Saskia Esken, den ersehnten Schub in den
Umfragen verfehlt hat, dürften die sozialdemokratischen Granden die in
opportunistischem Kalkül entdeckte innerparteiliche Demokratie
umgehend wieder in den Keller sperren und fortan auf Personalpolitik
von oben setzen.

Michael Müller hat sich in einem Brief an alle Mitglieder der Berliner
SPD verabschiedet. Nach vielen Gesprächen in den letzten Wochen sei
deutlich geworden, daß sich nicht nur auf Bundesebene, sondern auch in
Berlin viele Genossinnen und Genossen neue Impulse wünschen. Seine
zwölfjährige Arbeit als Landesvorsitzender habe ihm viel Spaß gemacht,
ihn aber auch gefordert. "Ich glaube, dass es gut ist, wenn jetzt neue
Köpfe Verantwortung übernehmen und unsere Partei nach dem nächsten
Landesparteitag im Mai führen. Darum werde ich nicht mehr für diese
Funktion kandidieren." Seine Arbeit als Regierender Bürgermeister
werde er jedoch fortsetzen und mit dem Vorsitz der
Ministerpräsidentenkonferenz "in diesem und dem nächsten Jahr Impulse
über Berlin hinaus setzen". [2]

In der Landes-SPD sind nicht alle begeistert, und insbesondere auf dem
linken Flügel wird Unmut laut, daß er im designierten Führungsduo
nicht repräsentiert ist. Dieses gehört den konservativen
Sozialdemokraten an, Saleh sei "kein linkes Korrektiv" zu Giffey,
heißt es in Parteikreisen. Viele Parteimitglieder sind geradezu
entgeistert angesichts der Art und Weise, wie der Wechsel kommuniziert
wurde. Bereits am Morgen hatten der RBB und "Bild" darüber berichtet,
ehe dann auf einer Pressekonferenz die Entscheidung offiziell
bekanntgegeben wurde. Da jedoch niemand untergehen will, brauchen alle
Giffey, um die Chance zu wahren, in Berlin stärkste Kraft zu bleiben.

Für Franziska Giffey fing das Jahr schlecht an. Kaum hatte sie den
Plagiatsverdacht hinsichtlich ihrer Dissertation abgewettert, als die
Affäre um ihren Mann folgte. Der beim Berliner Landesamt für
Gesundheit und Soziales beschäftigte Veterinärmediziner hatte eine
Kongreßteilnahme im Ausland als Dienstzeit abgerechnet, war aber
tatsächlich auf Urlaubsreise. In einem Disziplinarverfahren war er
daraufhin dienstlich herabgestuft worden. Michael Müller hatte
kürzlich versucht, den Angriff Giffeys abzuwehren, indem er fallen
ließ, daß ihr die politische Affäre um ihren Mann schaden werde. Damit
hatte er jedoch ein Eigentor geschossen, da die Affäre Giffey
keineswegs schadete, die Bemerkung dazu ihm aber schon, da er längst
in Ungnade gefallen war. [3]

Die 41jährige gebürtige Brandenburgerin befindet sich auf einem
Höhenflug, der augenscheinlich ihre politischen Instinkte beflügelt.
Sie trat 2007 der SPD bei und war Bezirksbürgermeisterin in
Berlin-Neukölln, wo sie ihren Amtsvorgänger, den Parteirechtsaußen
Heinz Buschkowsky, als ihr politisches Vorbild bezeichnete. Seit 2018
ist sie Bundesfamilienministerin im Kabinett Merkel und will das
ungeachtet ihrer Pläne auf Landesebene auch bleiben: "Ich sehe nicht,
warum die Übernahme oder die Kandidatur des Amtes einer
Co-Vorsitzenden eines Landesverbandes der Tätigkeit einer
Bundesministerin aus grundsätzlichen Gründen entgegenstehen sollte."
Sie habe in ihrem Ministerium viel vor und werde ihre Arbeit deshalb
auch fortführen.

Müssen die Koalitionspartner und namentlich die Linksfraktion dennoch
fürchten, daß die ambitionierten, aber fragilen rot-rot-grünen
Berliner Vorstöße vor allem in der Mietenpolitik durch einen
Kurswechsel der SPD auf der Strecke bleiben? Die Linken in Berlin
rechnen nach Angaben ihrer Landesvorsitzenden Katina Schubert damit,
daß die Koalition mit Michael Müller an der Spitze bis zur Wahl 2021
weiterarbeitet: "Müller ist Regierender Bürgermeister von Berlin, für
fünf Jahre gewählt, von uns mit, und ich gehe mal davon aus, dass er
diese Legislaturperiode sein Amt weiter ausführt", so Schubert. Es
gebe keinen Automatismus, daß eine neue SPD-Vorsitzende auch
Regierende Bürgermeisterin sein müsse. Die Koalition stehe stabil und
werde in den verbleibenden 18 Monaten noch manches auf den Weg
bringen. Die Bürgermeisterin und Wirtschaftssenatorin Ramona Pop von
den Grünen spricht von einer Führungsfrage der SPD. Helfe diese, die
Wogen innerhalb der SPD zu glätten, sei es gut für die gemeinsame
Regierung. Ihre eigene Fraktion werde auf Grundlage des
Koalitionsvertrages weiter gut und professionell mit den Partnern
zusammenarbeiten.

Aus der Opposition erklärt der CDU-Vorsitzende Kai Wegner süffisant:
"Es wird interessant zu beobachten sein, ob Frau Giffey jetzt die SPD
verändert oder ob die SPD Frau Giffey verändern wird." Sebastian
Czaja, Fraktionschef der FDP, kommentiert: "Die Berliner SPD muss nun
zeigen, ob der mögliche Wechsel von Müller zu Giffey nur eine
Personalrochade ist oder der Sozialdemokratie die Perspektive öffnet,
das schwierige Verhältnis zu den Koalitionspartnern zu überwinden und
im Senat wieder Führungsverantwortung zu übernehmen." [4]

Giffey will demonstrieren, daß die SPD mit ihr noch Wahlen gewinnen
kann. Sie profitiert zum einen davon, daß abgesehen von
Übriggebliebenen wie Stephan Weil in Niedersachsen potentielle
innerparteiliche Konkurrenz von der bundespolitischen Bildfläche
verschwunden ist. Martin Schulz fristet im Bundestag ein Dasein als
Abgeordneter in der zweiten Reihe, Andrea Nahles hat sich aus dem
politischen Geschäft zurückgezogen. Katarina Barley ist in Brüssel,
Malu Dreyer will nicht aus Rheinland-Pfalz auf die Bundesebene
wechseln, Manuela Schwesig bleibt, auch krankheitsbedingt,
Ministerpräsidentin von Mecklenburg-Vorpommern.

Daß Giffey wie eine künftige Spitzenkandidatin auftritt, hängt
andererseits mit ihrem rasanten Aufstieg aus der Berliner
Bezirkspolitik in das Ministeramt zusammen, den sie nicht zuletzt
einer robusten Frohnatur und spätestens in Neukölln erworbenen
Durchsetzungsfähigkeit verdankt. Die naheliegende Frage, warum sie
perspektivisch aus den Höhen der Bundespolitik auf die Berliner
Landespolitik umschwenkt, läßt sich rasch beantworten. Ihr ist bewußt,
daß sie maximal bis Herbst 2021 Bundesministerin bleiben kann. Nach
der Bundestagswahl wird die SPD eher keine Minister in eine Regierung
entsenden können. Während ihre Chance also im Bund nach dem Herbst
2021 allenfalls theoretisch bestünde, ist sie in Berlin durchaus real.
Wenn sie im kommenden Jahr Regierende Bürgermeisterin werden will,
kann sie nicht zugleich SPD-Kanzlerkandidatin sein. Obgleich eine
sozialdemokratische Kandidatin 2021 im Bund nur verlieren kann,
verhielte sich das 2025 womöglich anders, sofern Giffey zuvor vier
Jahre lang eine gute Figur auf Berliner Landesebene gemacht hat.

Ob Giffey den Trübsinn der Sozialdemokraten, unter denen sie seit
geraumer Zeit wie ein Wundermittel zur Heilung aller Leiden gehandelt
wird, tatsächlich vertreiben kann? Ihre außergewöhnliche
Begeisterungsfähigkeit für die eigene politische Leistung wird
allenfalls von jener für die Hauptstadt übertroffen: "Berlin ist meine
Stadt." Seit mehr als 20 Jahren lebe sie hier, die Stadt liege ihr
sehr am Herzen, sie fühle sich vollkommen zu Hause. "Berlin ist
einfach die tollste Stadt in Europa, ach was, in der Welt." Wie sehr
muß es da schmerzen, wenn die eigene Partei in der Metropole so mies
dasteht, und wie verlockend anmuten, eigenhändig dafür zu sorgen, daß
die SPD und Franziska Giffey bekommen, was ihnen zusteht. Der Ikarus
Martin Schulz ist Geschichte, die sich, so heißt es, nicht wiederholt.
Und was die politischen Inhalte betrifft, ist nicht gänzlich
auszuschließen, daß der Ernüchterung des berauschten Wahlvolks diesmal
eine längere Halbwertzeit beschieden ist und die gärende Frage vertagt
wird, welchen Gebrauchswert die Sozialdemokratie eigentlich noch hat.


Fußnoten:

[1] www.spiegel.de/politik/deutschland/franziska-giffey-und-die-spd-berlin-die-letzte-chance-a-205a9711-06a8-4f21-a2c1-49c8bfc51ebf

[2] www.tagesspiegel.de/berlin/giffey-soll-kuenftig-berlin-regieren-reaktionen-zum-rueckzug-von-michael-mueller/25484204.html

[3] www.zeit.de/politik/deutschland/2020-01/franziska-giffey-berlin-spd-vorsitz-buergermeisterin

[4] www.welt.de/regionales/berlin/article205438117/Schubert-SPD-Vorsitzender-muss-nicht-Buergermeister-sein.html
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LAIRE/1362: Schuldenlast - Zaumzeug und Zügel ... (SB)




Die Schuldenlast der Schwellen- und Entwicklungsländer steigt und
steigt. Die betroffenen Staaten müssen neue Kredite aufnehmen, nur um
ihre alten abzugleichen. Die Entschuldungsinitiative der 1990er Jahre
ist quasi zunichte gemacht, was nicht überrascht, da es zu keinem
Zeitpunkt darum gegangen war, die vermeintlich entlasteten Staaten
grundsätzlich vom Joch ihrer Abhängigkeit zu befreien.

2018 hatten 124 hochverschuldete Schwellen- und Entwicklungsländer
Auslandsschulden in Höhe von zusammen 7,8 Billionen US-Dollar
angehäuft, berichteten die Initiative Erlassjahr.de und das
katholische Entwicklungshilfswerk Misereor in ihrem "Schuldenreport
2020". [1] Was darin nicht erwähnt wurde: Diese Summe, so groß sie
auch erscheinen mag, macht nur ein gutes Drittel der Schulden eines
einzigen Landes aus, der USA, die sich zu dem Zeitpunkt auf 21,46
Billionen US-Dollar beliefen.

Diesen extrem hohen Schuldenstand können sich die Vereinigten Staaten
nur aufgrund ihrer militärischen, wirtschaftlichen und politischen
Macht leisten. Es gibt niemanden, der die Schulden eintreibt, und wer
es unter Umständen könnte, hat kein Interesse daran, da seine eigene
Vorherrschaft wie die der USA auf dem Schuldsystem errichtet wurde.

Für die ärmeren Länder stellen hohe Schulden ein Last dar, für die
Weltmacht Nummer eins dagegen einen Faktor, der die eigene
Vorherrschaft absichert. Die USA sind dermaßen hoch verschuldet und
können sich immer höher verschulden, daß es die gesamte
Weltwirtschaft und damit auch all die Gläubiger in den Abgrund reißen
würde, sollte die "Schuldenblase" platzen.

Von jenen 124 "kritisch" verschuldeten Entwicklungs- und
Schwellenländern gestaltet sich die Lage in Bhutan, der Mongolei, Sri
Lanka, Dschibuti, Kap Verde, Mosambik, Sudan, Argentinien, El
Salvador, Jamaika, Libanon und Kirgisistan am schwierigsten.
Insgesamt können sogar 19 Länder ihren Schuldendienst gar nicht oder
nicht mehr vollständig bedienen. Obschon die Wucht der Zerstörungen
der Lebensverhältnisse durch die Klimawandelfolgen noch erheblich an
Intensität zunehmen werden, sind die Folgen des Klimawandels bereits
deutlich als Schuldenrisiko erkennbar. Zugleich verhindert der
Schuldendienst, daß die Länder für viele Menschen überlebenswichtige
Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel ergreifen.

Erlassjahr.de und Misereor bemängeln das Fehlen eines "international
koordinierten Verfahrens zur Bewältigung neuerlicher Schuldenkrisen",
was zur Folge habe, daß diese verschleppt werden. Die Kosten hätten
die Menschen in den betroffenen Ländern zu tragen. Zudem gestalte
sich die für ein koordiniertes Verfahren notwendige internationale
Zusammenarbeit mit China, das inzwischen der bedeutendste Gläubiger
ist, als schwierig.

Es ist sicherlich verdienstvoll, auf die ansonsten wenig beleuchtete
Schuldabhängigkeit der Entwicklungs- und Schwellenländer aufmerksam
zu machen und wegen der teils existenzbedrohenden sozialen Folgen zu
versuchen, einen Weg aus der heiklen Lage aufzuzeigen. Indes liegen
die Grenzen des Schuldenreports 2020 da, wo er sich mit dem System
arrangiert, indem innerhalb dieses Rahmens nach einer gerechteren,
weniger leidvollen Lösung gesucht wird. An dieser Stelle nach der
Möglichkeit einer Reform der Schuldabhängigkeit zu suchen, erweist
sich insofern als problematisch, als daß Schulden ein Mittel zum
Zweck sind, um die betroffenen Staaten an die Kandare zu nehmen.

Für diejenigen, die die Zügel in der Hand halten, ergibt sich eine
vorteilhafte Hebelwirkung, eine vollumfängliche Hegemonie. Sie
bestimmen, wie und nach welchen Maßstäben in den schuldabhängigen
Ländern produziert wird, wie die zur Dressur ausgesuchten Staaten die
Produktionsverhältnisse gestalten, nach welchen Konditionen Löhne
gezahlt und staatliche Subventionen ausgegeben oder eben verweigert
werden, wie Handel betrieben wird und vieles mehr.

Die Gläubiger denken nicht eine Sekunde daran, die Zügel aus der Hand
zu legen und den ärmeren Staaten einen Rollentausch anzubieten.
Deshalb würde eine Entschuldung niemals eine Emanzipation zum
Ergebnis haben, sondern lediglich eine Abmilderung allzu destruktiver
"Auswüchse"; vergleichbar mit der Einführung der gesetzlichen
Sozialversicherung in den 1880er Jahren im Deutschen Kaiserreich
durch Reichskanzler Otto von Bismarck zwecks Befriedung der
Arbeiterinnen und Arbeiter, nicht etwa zu deren Befreiung von der
Lohnarbeit.

Ähnlich würde eine neuerliche Entschuldung, in welcher Form sie auch
durchgeführt würde, nicht zur Befreiung der Staaten, sondern zu deren
fortgesetzter Unterwerfung beitragen. Bezeichnenderweise war die
Entschuldungsinitiative der G8-Staaten 1999 in Köln an Bedingungen
des Wohlverhaltens geknüpft. Die als Gläubiger auftretenden
Industriestaaten implementierten auf diesem Wege Teile ihrer
unheilvollen Strukturanpassungsprogramme oder setzten deren Erfüllung
voraus, damit ein Staat für die - lediglich partielle - Entschuldung
in Frage kam. So stellte die Initiative Erlassjahr.de fest, daß die
Entschuldung dazu geführt hat, daß die besonders hoch verschuldeten
Länder (HIPC - Highly Indebted Poor Countries), die bis dahin
zahlungsunfähig waren und ihre Schulden sowieso nicht mehr
zurückzahlen konnten, wieder zahlungsfähig wurden. Dank der
Entschuldung stieg deren Schuldendienst sogar erneiut an.

So erhielten diese Staaten die Chance zur Integration oder
Reintegration in den Weltmarkt. Ihnen wurde also gestattet, einen
Platz als Rohstofflieferant am unteren Ende der Wertschöpfungskette
einzunehmen oder, sofern sie sich wie Ghana etwas hochgehangelt
hatten, als Absatzraum für verarbeitete Waren aus dem Globalen
Norden. Die Regeln des Weltmarkts jedoch, um abschließend die obige
Analogie ein weiteres Mal zu bemühen, werden von den Reitern, nicht
den Rössern aufgestellt.


Fußnote:

[1] https://erlassjahr.de/wordpress/wp-content/uploads/2020/01/SR20-online-.pdf
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FRAGEN/046: Regulierung auf neuen Wegen - die Zukunft liegt in der wirtschaftlichen Mitbestimmung (spw)


spw - Ausgabe 6/2019 - Heft 235

Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Digitaler Kapitalismus

Regulierung auf neuen Wegen - die Zukunft liegt in der
wirtschaftlichen Mitbestimmung


Betriebliche Mitbestimmung in der digitalen Transformation

Interview mit Constanze Kurz* von Arno Brandt



spw: Was ist bei euch angesichts der digitalen Transformation
gerade das Hauptthema in der Betriebsratsarbeit?

Constanze Kurz: Hauptthema der gegenwärtigen Stufe der
Digitalisierung in der Produktion - und damit sind wir auch in der
Interessensvertretungsarbeit beschäftigt - ist alles das, was mit
Fertigungssteuerung zu tun hat und unter dem Begriff des Manufacturing
Execution Systems (MES) läuft. MES ist eigentlich nicht wirklich neu,
aber das, was es heute kann, ist innovativ. Es geht um Optimierung der
Arbeitszeiten, Rückverfolgbarkeit der einzelnen Prozessschritte (die
zur Herstellung eines Produkts notwendig sind), hohe Qualität etc. Neu
ist vor allem der modulare Aufbau dieser Steuerung. Damit kann man
alle Prozesse in der Produktion mit allen anderen Prozessen im
Unternehmen verbinden. Zum Beispiel ist es damit grundsätzlich
möglich, MES-Daten mit Personalprozessen zu verbinden, um Fragen, wie
z.B. die qualifiziertesten Mitarbeiter optimal eingesetzt werden
können, zu beantworten. Vor diesem Hintergrund lässt sich
grundsätzlich die Tendenz beobachten, alle Daten im Unternehmen
möglichst vollständig zu erfassen. Die Daten werden auch nicht mehr
getrennt gesammelt, sondern landen in einem großen Datensee. Dieser
Datensee wird mit Hilfe von Künstlicher Intelligenz für
Optimierungszwecke ausgewertet. Dabei handelt es sich um eine riesige
Produktivitätsmaschinerie, die auf der Ebene von intelligenter
Auswertung in Gang gesetzt wird. Man ist jetzt weit darüber hinaus,
dass man bloß Daten zur Verfügung hat. Wir sind in eine Phase
getreten, wo es Werkzeuge und Methoden gibt, die Daten auszuwerten und
sie in die Steuerung der Produktion bzw. für Arbeitsanweisungen für
selbststeuernde bzw. selbstoptimierende Prozesse einfließen zu lassen.
Ziel dieses Manövers ist Optimierung, die Herstellung hoher
Transparenz und die Steuerung aller Prozesse im Unternehmen. Vom
Management ist damit die Hoffnung auf einen gewaltigen
Produktivitätsfortschritt verbunden.


spw: Wie geht ihr mit diesen Veränderungen im Rahmen der
betrieblichen Mitbestimmung um?

Constanze Kurz: Der Klassiker im Rahmen der Mitbestimmung ist
in diesem Kontext die Frage nach der Rolle, die Personaldaten spielen,
also ob das System zur Leistungs- und Verhaltenskontrolle dient.

Diese Kontrolle geschieht nicht immer direkt, sondern vielmehr
indirekt. Von Seiten der betrieblichen Mitbestimmung ist es vielfach
gar nicht möglich, diese Prozesse in ihrer ganzen Bandbreite zu
kontrollieren. Wir wissen nicht genau, was in den Datensee geht und
was mit den Daten gemacht wird. Im Grunde läuft der Plan des
Unternehmens auf die datentechnische Durchdringung sämtlicher Produkte
und Prozesse hinaus.


spw: Aber grundsätzlich gibt es doch im Rahmen des
Betriebsverfassungsgesetzes die Möglichkeit zu intervenieren, soweit
es um die persönlichen Daten der Beschäftigten geht?

Constanze Kurz: Ja, wir haben formelle Rechte auf der Grundlage
des BetrVG und wir haben ja auch Betriebsvereinbarungen, die in
unserem Unternehmen sogar vorbildlich sind. Sämtliche technische
Neuerungen werden auf Formblättern erfasst und auf diesen Formularen
müssen auch die Folgewirkungen benannt werden. Das Problem ist aber,
dass die Vereinbarungen in einer Zeit ausgehandelt wurden, als es noch
einzelne Tools gab, bei denen man wusste, was sie konnten und bei
denen man eine Verständigung darüber erzielen konnte, was die
Arbeitsfolgen waren. Das ist heute immer weniger der Fall. Das
Ursache-Wirkungs-Prinzip funktioniert nicht mehr in gewohnter Form.
Insofern beobachten wir zunehmend Versuche, die Betriebsvereinbarungen
auszuhebeln. Das System der Betriebsvereinbarungen ist eigentlich gut,
aber es hat mittlerweile zu einer riesigen Genehmigungsbürokratie
geführt.

Auch gut qualifizierte Betriebsräte können inzwischen immer weniger
die Folgewirkungen der neuen Technologien beurteilen. Wir bekommen
einzelne Tools durchaus zu fassen, aber wir begreifen oft nicht, dass
diese Tools Bestandteil eines größeren Vorhabens sind. Das Problem ist
vielfach, dass wir über die strategische Reichweite der Tools nicht
aufgeklärt werden. Dadurch sind wir immer öfter nicht in der Lage, die
Folgen dieser Technologien abzuschätzen.


spw: Beurteilst du vor diesem Hintergrund die Schutz- und
Gestaltungsfunktionen der betrieblichen Mitbestimmung eigentlich
skeptisch oder sollten die von dir beschriebenen Erfahrungen Anlass
für neue bzw. erweiterte Mitbestimmungsrechte sein?

Constanze Kurz: Wenn die bestehenden Rechte konsequent genutzt
werden, kann man auf ihrer Grundlage eine ganze Menge erreichen. Die
eigentlichen Probleme liegen in den neuen Produkten und neuen
Geschäftsmodellen. Wie uns hier die betriebliche Mitbestimmung
weiterhelfen kann, ist mir noch unklar. Wirkliche Lösungen liegen
meines Erachtens mehr in einer wirtschaftlichen Mitbestimmung.


spw: Wieso kann denn eine wirtschaftliche Mitbestimmung
zu besseren Ergebnissen führen?

Constanze Kurz: Wenn wir uns nicht nur reaktiv auf technische
Veränderungen beziehen, sondern perspektivisch gestalten wollen,
müssen wir mehr über die unterschiedlichen Innovationsfelder ins
Gespräch kommen. Dabei müsste der gesamte betriebliche Apparat mehr in
den Blick genommen werden. Gegenwärtig liegen die Dinge so, dass der
Fokus auf einzelnen Aspekten des Apparates liegt; Restrukturierungen
oder Prozessinnovationen werden selten in einem Gesamtzusammenhang
gesehen. In der Kooperation zwischen Betriebsrat und Management kommt
die Frage, wie neue Produkte oder Restrukturierungen gestaltet werden
könnten, sehr selten auf die Agenda. Wenn solche übergreifenden
Diskussionen durch eine erweiterte Mitbestimmung gestärkt werden
könnten, würden andere Möglichkeiten sowohl in Bezug auf die
Gestaltung als auch in Bezug auf die Politisierung entstehen.


spw: Die Arbeiten von Werner Abelshauser und anderen
zeigen, dass kooperative Modelle der industriellen Beziehungen in der
Vergangenheit integraler Bestandteil des deutschen Produktionsmodells
mit seiner Orientierung auf diverse Qualitätsprodukte waren. Wird dies
unter den neuen technologischen Bedingungen, die sich im Rahmen der
digitalen Transformation durchsetzen, auch noch so sein?

Constanze Kurz: In der Vergangenheit war das in jedem Fall so.
In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage nach der
Pfadabhängigkeit. Die institutionellen Strukturen verschwinden ja
nicht so ohne weiteres nur weil es jetzt neue Geschäftsmodelle gibt.
Ein Großteil der Umsätze wird überdies immer noch in den bisherigen
Märkten realisiert. Es ist aber auch klar, dass in den traditionellen
Märkten der Automobilindustrie in Zukunft nicht mehr mit einem
Wachstum zu rechnen ist. Im Gral des alten Modells tut man sich
schwer, in die neue soziale Ordnung zu schlüpfen. Ob das die
Mitbestimmungsstrukturen, die sozialen Strukturen oder die
Organisationsstrukturen sind, der Hort der Agilität ist das alles
nicht. In den Unternehmen, die sich anschicken, ihre Fundamente zu
bewegen, gibt es beachtliche Dynamiken. Das alte Modell hat schon
tiefe Spuren hinterlassen, wie Verhandlungen geführt wurden oder man
politisch unterwegs war. Allein schon wenn man sich vergegenwärtigt,
wieviel in den alten Kernbereichen verdient wurde. Die
Lohndifferenziale zwischen den neu einsteigenden Softwareentwicklern
und den alten Stammbelegschaften sind beträchtlich und müssen jetzt
durch einen Prozess der "Anflugkurven" schrittweise abgebaut werden.


spw: Die alten Kulturen spielen also auch aktuell in den
Organen der Mitbestimmung eine Rolle?

Constanze Kurz:: Auch in der neuen Welt zählen die Werte der
alten Welt etwas. Bei uns gibt es seit geraumer Zeit eine neue Unit
mit Hunderten von Leuten, viele junge Kollegen und Kolleginnen, aber
auch ältere, alles durcheinander, deren Arbeitsplätze sich in einem
Gebäude befinden, das mehr an die Start-up-Welt erinnert. Wir haben
dort einen Übergangsbetriebsrat mit Hilfe von Kollegen aus anderen
Entwicklungszentren gegründet, die die Mentalität und die Kultur im
Unternehmen gut kennen. Auf diese Weise kommen wir mit den Leuten ins
Gespräch und zwar über Themen, die unmittelbar ihre Interessen
berühren. Die Akzeptanz der Interessensvertretung ist in der neuen
Unit dadurch sehr stark ausgeprägt.


spw: Kann man sagen, dass sich die Kooperationskultur des
alten Produktionsmodells auch unter den neuen Bedingungen fortsetzt?

Constanze Kurz: Soweit ich erkennen kann, bleibt diese
Kooperationskultur auf der betrieblichen Seite erhalten, aber sie
findet sich in neuen Formen wieder, die etwas mit Neuorganisation der
Arbeit, der Interaktion, der Durchlässigkeit und der Agilität von
Arbeit zu tun haben. Auf der gewerkschaftlichen Ebene gibt es aber
erhebliche Probleme der Akzeptanz seitens des Managements. Es findet
mittlerweile zudem ein schleichender Prozess der Verschiebung zwischen
direkter und indirekter Arbeit statt. Dem alten Modell war die
Vorherrschaft der Produktionsarbeit inhärent. Bei den jetzt
stattfindenden Strukturveränderungen zugunsten der indirekten bzw.
Büroarbeit finden sich die Angestellten vielfach aber noch nicht
angemessen in den betrieblichen Mitbestimmungsorganen repräsentiert.
Auf der Ebene der sozialen Veränderungen tut sich die Mitbestimmung
schwer, diesen Wandel nachzuvollziehen.


spw: Hast du eine Idee, wie es gelingen könnte,
mehr Beschäftigte aus den indirekten Bereichen für ein
gewerkschaftliches Engagement und eine Mitwirkung in den Organen der
Mitbestimmung zu gewinnen?

Constanze Kurz:: Das ist für mich eine der großen
Herausforderungen. Gerade wenn es in Zukunft auch um eine
wirtschaftliche Mitbestimmung gehen soll, brauchen wir die
Angestellten, um organisationsmächtig zu bleiben. Uns fehlen zurzeit
einfach die Ressourcen, aber manchmal auch der Mut in die Entwicklung,
in die Forschung, in die Büros hineinzugehen. Man muss in diese
Bereiche mit den besten Kolleginnen und Kollegen gehen. Man muss vor
allem vermeiden, dort mit aufgesetzten Themen landen zu wollen. Es ist
in erster Linie eine Frage der kompetenten Ansprache auf gleicher
Augenhöhe und wir brauchen eine enge Verzahnung von gewerkschaftlichen
und betrieblichen Aktivitäten.

Dies vorausgesetzt, funktioniert es auch in den indirekten Bereichen
den gewerkschaftlichen Organisationsgrad zu erhöhen und Angestellte zu
motivieren. Es gibt in unserem Unternehmen Entwicklungsstandorte, an
denen nicht unerheblich Neumitglieder gewonnen werden konnten, aber es
braucht seine Zeit.


Anmerkung:

* Dr. Constanze Kurz arbeitet bei der Robert Bosch Gruppe als
Leiterin des Büros des Konzern- und Gesamtbetriebsrates.
Themenschwerpunkte: Digitalisierung und digitale Transformation,
Innovation, Arbeitsgestaltung und Kompetenzentwicklung.

 * 
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GEWERKSCHAFT/1917: Ankündigung Uniper - Kohleausstieg bereits ab 2022 (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
30. Januar 2020

Ankündigung Uniper: Kohleausstieg bereits ab 2022

Gewerkschaft verlangt tarifliche Absicherung der Beschäftigten



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) reagiert auf die
am heutigen Tag getroffene Entscheidung des Uniper-Vorstandes, bereits
ab Ende 2022 schrittweise und fast vollständig aus der
Steinkohleverstromung auszusteigen:

ver.di hat die vor einem Jahr erzielten Ergebnisse der sogenannten
"Kohlekommission" für eine Transformation der Erzeugungskapazitäten
mitgetragen und begrüßt die längst überfällige Entscheidung der
Bundesregierung, dass jetzt die Umsetzung der Empfehlungen der
Kommission vorankommen muss. ver.di sieht allerdings noch erheblichen
Nachbesserungsbedarf im parlamentarischen Verfahren zum jetzt
vorliegenden Kohleausstiegsgesetz. Das betrifft insbesondere die
nicht vollständig geregelte soziale Absicherung der Beschäftigten und
das Vorhaben, dass es ab 2027 keine Entschädigungen für die
Stilllegungen von Steinkohlekraftwerken geben soll. Je früher
Kraftwerke stillgelegt werden, umso höher sollen die
Entschädigungszahlungen pro Megawatt installierter Leistung
ausfallen.

Die Kohlekommission hat aber betont, dass Entschädigungszahlungen
durchgängig bis zum Ende der Auslaufphase - also 2038 - geleistet
werden. Sie hat auch betont, dass Kraftwerke erst dann stillgelegt
werden können, wenn feststeht, dass die vorhandenen Beschäftigten
vollständig sozial abgesichert werden können und ihre Arbeitsplätze
am jeweiligen Standort durch neue, zukunftsgerechte
Beschäftigungsperspektiven ersetzt werden.

"Das politische Ziel der Bundesregierung, möglichst schnell und viel
Emissionen einsparen zu können und möglichst wenig Entschädigungen
leisten zu müssen, darf nicht zu Lasten der Beschäftigten und der
notwendigen Zeit des Umbaus an den Standorten gehen", so Immo
Schlepper, Landesfachbereichsleiter Niedersachsen-Bremen.
"Transformation braucht Sicherheit für die Beschäftigten und für eine
gute Zukunft an den Standorten."

ver.di werde sich jetzt mit der Entscheidung des Uniper-Vorstandes
unverzüglich auseinandersetzen. Dass diese Entscheidung freiwillig
und trotz noch möglicher Änderungen im Gesetz jetzt getroffen wurde,
verstärke den zeitlichen Handlungsdruck extrem. Das gilt insbesondere
für den Standort des Kraftwerkes Wilhelmshaven, das bereits Ende 2022
stillgelegt werden soll.

ver.di geht davon aus, dass von dem "ambitionierten"
Kohleausstiegsplan von Uniper insgesamt mindestens 2.000 Arbeitnehmer
(Eigen - und Fremdpersonal) direkt und indirekt betroffen sein
werden.

ver.di wird den Vorstand von Uniper auffordern, unverzüglich in
Tarifverhandlungen einzutreten.

ver.di will dabei u.a. den Ausschluss von Kündigungen infolge und
während des Kohleausstiegs erreichen sowie die Aufstockung des
staatlichen Anpassungsgeldes für ältere Beschäftigte und Regelungen
zur Vermittlung auf alternative, qualitativ vergleichbare
Arbeitsplätze innerhalb und außerhalb des Uniper-Konzerns. Dabei sind
Maßnahmen zur notwendigen Qualifizierung, Fort- und Weiterbildung
sowie zur Mobilitätsunterstützung zu vereinbaren.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30.01.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
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UNTERNEHMEN/2812: Thyssenkrupp - NGOs fordern Rüstungsgeschäfte mit Autokraten zu stoppen (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

Thyssenkrupp: NGOs fordern Rüstungsgeschäfte mit Autokraten zu
stoppen

- Konzern baut Kriegsschiffe für die Türkei und Ägypten

- Verhandlungen mit Brasilien stehen vor dem Abschluss

- Aufsichtsrat muss sich auf Hauptversammlung für Waffenexporte
verantworten



Bochum/Essen - Mit schweren Vorwürfen muss sich der Aufsichtsrat von
Thyssenkrupp am Freitag auf der Hauptversammlung in Bochum
auseinandersetzen. Die Menschenrechtsorganisation urgewald und
der Dachverband der Kritischen Aktionär*innen kritisieren scharf, dass
Konzerntochter Thyssenkrupp Marine Systems (TKMS) Kriegsschiffe an
autoritäre Regime liefert. Konkret geht es um U-Boote und Fregatten für die
Türkei und Ägypten. Für Brasilien unter Rechtsaußen-Präsident Jair
Bolsonaro will TKMS Korvetten bauen. Thyssenkrupp plant, seine
in der Vergangenheit durch Korruptionsvorwürfe aufgefallene Marinesparte
durch solche Rüstungsexporte auszubauen. Das könnte die Lage in Kriegs- und
Krisengebieten weiter eskalieren lassen, fürchten die NGOs.

"Thyssenkrupp setzt seinen Kurs fort, Schiffe auch an kriegführende Staaten
und solche mit verheerenden menschenrechtlichen Bilanzen zu liefern. Der
Konzern hilft diesen auch dabei, eigene Rüstungsindustrien aufzubauen",
kommentiert Barbara Happe, Campaignerin bei urgewald.

Thyssenkrupp rüstet aggressive Türkei auf

Aktuell baut der Konzern gemeinsam mit türkischen Unternehmen sechs U-Boote
des Typs 214 mit Materiallieferungen aus Deutschland. Thyssenkrupp
unterstützt damit die Bestrebungen der autoritär regierten Türkei nach
rüstungstechnischer Autonomie - trotz massiver öffentlicher Kritik am
völkerrechtswidrigen Einmarsch in Syrien Anfang 2018 und im Herbst
2019.

TKMS stattet zudem seit Jahren die meisten Anrainerstaaten des östlichen
Mittelmeeres mit Marineschiffen aus. Im Streit um Erdgasvorkommen in der
Region könnten sich in absehbarer Zeit die Türkei, Griechenland, Israel und
Ägypten mit den vom deutschen Industriekonzern gelieferten Kriegsschiffen
gegenüberstehen.

Deutsche Kriegsschiffe für Jemen-Kriegskoalitionär

Anfang dieses Jahres sorgte die Exportgenehmigung für eine von TKMS gebaute
Fregatte des Typs Meko 200 nach Ägypten für Empörung. Das Land gehört zu
der von Saudi-Arabien geführten Militärkoalition, die seit fast fünf Jahren
einen brutalen Krieg im Jemen führt, und geht im eigenen Land harsch gegen
jede Art von Opposition vor. Thyssenkrupp will weitere Schiffe nach Ägypten
exportieren.

Deals mit Bolsonaro

Geschäfte will TKMS auch mit Brasilien machen: Vier Korvetten (Klasse 130)
möchte die aufstrebende Militärmacht Südamerikas von den Deutschen kaufen,
die Verhandlungen sind fast abgeschlossen. Mit im Boot ist der
brasilianische Flugzeugbauer Embraer.

"Kriegsschiffe nach Brasilien zu verkaufen, wo der autokratisch agierende
Präsident Bolsonaro außen wie innenpolitisch völlig unberechenbar auftritt,
ist unverantwortlich. Thyssenkrupp kennt keinerlei Skrupel, die
Pulverfässer dieser Welt immer weiter aufzurüsten", kritisiert Christian
Russau von den Kritischen Aktionär*innen. Er warnt auch vor dem in den
vergangenen Monaten spürbar gestiegenen Konfliktszenario zwischen
Venezuela und Brasilien. Die Kritischen Aktionär*innen und urgewald fordern
Thyssenkrupp auf, die Rüstungsgeschäfte in Krisenregionen umgehend zu
stoppen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/809: Nur Polizei darf Geschwindigkeit messen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 31. Januar 2020

Nur Polizei darf Geschwindigkeit messen



Frankfurt/Berlin (DAV). Der Bürgermeister einer Gemeinde darf nicht
ein Privatunternehmen mit Geschwindigkeitsmessungen beauftragen. Die
Verkehrsüberwachung ist eine hoheitliche Aufgabe, die nur die Polizei
übernehmen darf. Auf eine entsprechende Entscheidung des
Oberlandesgerichts Frankfurt vom 6. November 2019
(AZ: 2 Ss-OWi 942/19) weist die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) hin.

Der Autofahrer hatte eine Geldbuße wegen Überschreitens der zulässigen
Höchstgeschwindigkeit erhalten. Er musste jedoch nicht zahlen.

Die Geschwindigkeitsmessung hatte nämlich nicht die Polizei, sondern
ein privater Dienstleister durchgeführt. Diesen hatte der
Bürgermeister der Gemeinde als Ortspolizeibehörde mit der
Verkehrsüberwachung beauftragt. Das hätte er nicht tun dürfen.

Die Überwachung des fließenden Verkehrs ist Kernaufgabe des Staats, so
das Gericht. Sie diene dem Schutz des Lebens und der Gesundheit der
Bürger und sei eine hoheitliche Aufgabe. Entsprechend dürfe nur die
Polizei hoheitliche Verkehrsüberwachungen durchführen. Der Staat könne
nicht private Dienstleister beauftragen, damit diese für ihn als
"Subunternehmer" ohne Legitimation hoheitliche Aufgaben wahrnehmen.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 6/20 vom 31. Januar 2020

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/808: E-Bike-Unfall mit 2,2 Promille - Fahrerlaubnis weg (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 31. Januar 2020

E-Bike-Unfall mit 2,2 Promille - Fahrerlaubnis weg



Aachen/Berlin (DAV). Wer stark alkoholisiert mit Rad oder E-Bike einen
Unfall hat, kann den Führerschein verlieren. Darauf weist noch einmal
die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins
(DAV) mit Blick auf eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts Aachen
vom 12. Dezember 2019 (AZ: 3 L 1216/19) hin.

Der Mann war mit dem E-Bike unterwegs, als es zu einem Unfall kam. Die
Polizei stellte bei ihm eine Blutalkoholkonzentration von 2,2 Promille
fest. Eine Begutachtung kam anschließend zu dem Ergebnis, es sei zu
erwarten, dass der Mann auch unter Alkoholeinfluss Auto fahren werde.
Ihm wurde daraufhin der Führerschein entzogen.

Zu Recht. Der Mann sei nicht geeignet, ein Kfz zu führen, so die
Richter. Werte ab 1,6 Promille deuteten auf "deutlich normabweichende
Trinkgewohnheiten" hin. Die Gutachter seien nachvollziehbar zu dem
Ergebnis gekommen, dass der Mann Alkohol missbräuchlich konsumiert
habe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 6/20 vom 31. Januar 2020

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2254: Ratsvorsitzender gratuliert "United4Rescue" zur "Poseidon" (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 08.10.2015

EKD-Ratsvorsitzender gratuliert "United4Rescue" zur "Poseidon"

"Bin dankbar, dass das Engagement so vieler Menschen zum Erfolg geführt
hat"



Zur erfolgreichen Ersteigerung der "Poseidon" durch das Bündnis
"United4Rescue" für die Seenotrettung im Mittelmeer äußert sich der
Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm wie folgt:

"Ich freue mich riesig darüber, dass das Bündnis "United4Rescue" jetzt den
Zuschlag für die "Poseidon" bekommen hat und dieses Schiff nun für die
Seenotrettung im Mittelmeer eingesetzt werden kann. Ich bin dankbar, dass
das Engagement so vieler Menschen zum Erfolg geführt hat. Ich weiß, dass
viele Menschen mitgebangt haben, ob es möglich sein wird, dieses Schiff,
das für die Seenotrettung ideal geeignet ist, tatsächlich zu bekommen. Ich
danke allen, die gespendet haben. Sie alle haben miteinander dazu
beigetragen, dass dieser Schritt jetzt möglich ist.

Der Einsatz ziviler Rettungskräfte ist dringend nötig. Menschen sterben
noch immer im Mittelmeer, sind in Lebensgefahr. Es gibt nach wie vor keine
staatliche Seenotrettung, die zivilen Seenotretter sind die einzigen, die
gegenwärtig wirklich retten und Menschen in sichere Häfen bringen. Deswegen
bin ich froh, dass es vorangeht, dass die "Poseidon" umgebaut werden kann
und so ausgestattet werden kann, dass sie nun möglichst bald auslaufen
kann, um Menschen zu retten."

In dem Bündnis "United4Rescue", das Anfang Dezember auf Initiative der EKD
gegründet wurde, sind mehr als 300 Organisationen und Institutionen
vereint, die sich für die Seenotrettung im Mittelmeer engagieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 11/2020 vom 31.01.2020

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/429: Kolumbien - Jeden Tag wird ein Aktivist ermordet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Indepaz: Jeden Tag wird ein Aktivist ermordet



(Bogotá, 28. Januar 2020, telesur) - Wie das kolumbianische
Friedensforschungsinstitut Indepaz mitteilte, sind in den ersten 27
Tagen dieses Jahres bereits 27 soziale Aktivist*innen ermordet worden.
Dazu kommen weitere vier ehemalige Kämpfer*innen, die im Zug des
Friedensprozesses 2016 ihre Waffen abgegeben haben. Damit wird in
Kolumbien jeden Tag ein*e Menschenrechtsverteidiger*in ermordet.

Indepaz hat diese ernüchternde Zahl am Montag, 27. Januar
veröffentlicht, nachdem kurz zuvor Fernando Quintero Mena von Killern
erschossen worden war. Der 23-jährige Quintero war Vorsitzender der
Nachbarschaftsräte in der Siedlung Guasiles, Gemeinde Convención im
nordkolumbianischen Department Catatumbo.

Da in den besonders gefährdeten abgelegenen Landstrichen der Staat
praktisch abwesend ist, hat der Hochkommissar für Menschenrechte der
Vereinten Nationen an Präsident Iván Duque apelliert, geeignete
Maßnahmen zu ergreifen, um soziale Führungspersonen und ehemalige
Kämpfer*innen zu schützen.


Paramilitärs verschicken Morddrohungen

Die Hilfsorganisation Oxfam hat ihrerseits in einer Erklärung die
Morddrohungen von paramilitärischen Gruppen verurteilt, die in
mehreren Landesteilen ihr Unwesen treiben. Zuletzt war ein Drohbrief
der paramilitärischen Organisation AGC (Autodefensas Gaitanistas de
Colombia) aufgetaucht, in der verschiedene Aktivist*innen und
Politiker*innen bedroht werden, darunter die neue Bürgermeisterin von
Bogotá, Claudia López.

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen, António Guterres,
bezeichnete den Drogenanbau, die Existenz zahlreicher bewaffneter
Gruppen und das Fehlen einer wirtschaftlichen Existenzgrundlage als
Hauptgründe für die vielen Morde.

Trotz zahlreicher Aufrufe sowohl von kolumbianischen Basisbewegungen
als auch von internationalen Gruppen, zeigt die kolumbianische Armee
keine Eile, die Friedensverträge umzusetzen. Sie ist auch nicht
bereit, die Verhandlungen mit der Guerilla ELN wieder aufzunehmen.

Nach Angaben der kolumbianischen Ombudsstelle für Menschenrechte
wurden im vergangenen Jahr 119 soziale Anführer*innen ermordet, 19
davon Frauen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/indepaz-jeden-tag-wird-ein-aktivist-ermordet/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/428: Chile - Schluss mit der Unterdrückung!! Ein stummer Schrei (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Chile
Schluss mit der Unterdrückung!! Ein stummer Schrei

Von Claudia Aranda, Chile, 24. Januar 2020






[image: Demonstranten mit Musikinstrumenten vor Denkmal - Bild: © Helodie Fazzalari]
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Santiago de Chile - 24.01.2020. Schweigend gingen am Sonntag in
Santiago de Chile tausende Frauen in schwarz gekleidet, in Trauer, um
all die Verstorbenen und um alle Opfer dieser systematischen
Vergewaltigung der Menschenrechte auf die Straße. Ihre sauberen Hände
waren nach oben gereckt, um klar zu machen, dass die Hände von
Sebastián Piñera und die der Regierung voller chilenischem Blut sind.
Damit wollen sie zum Ausdruck bringen: SCHLUSS MIT DER UNTERDRÜCKUNG.

Auch Männer nahmen teil, Kinder aller Altersstufen und eine
Polizeieinheit, um uns zu beschützen. Alle zusammen, alle vereint
marschierten sie in einem stummen Schrei für das Leben und die
Menschenrechte, ein stummer Schrei, der gleichzeitig ohrenbetäubend
nach Würde und Gerechtigkeit schrie.

Eine spezielle Bedeutung hatte die kollektive und überall hörbare
Forderung, nach der Freilassung von politischen Gefangenen, in der
Mehrzahl junge Leute, die als kriminell abgestempelt werden, weil sie
Teil der sozialen Proteste waren. Piñera hat die Gefängnisse
vollgestopft und verhaftet weiter Leute, verfolgt sie und macht sie zu
Kriminellen.

Er verabschiedet weiter Gesetze, um noch mehr legale Werkzeuge in der
Hand zu haben, die es ihm ermöglichen die Grundrechte der Menschen,
wie die Meinungsfreiheit, die Freiheit sich überall aufzuhalten, zu
versammeln, das unveräußerliche Recht zu rebellieren noch mehr
einschränken. Er reißt die Macht in diesem Land an sich, in dem er
laut Meinungsumfragen nur 5% Zustimmung hat und in dem die Legitimität
das Land zu führen absolut nicht mehr vorhanden ist.

Der lange Marsch machte dreimal Halt. An der Plaza de la Dignidad, an
dem alle das Lied von Victor Jara "Das Recht zu leben" gesungen haben.
Am Platz Cerro Huelén, an dem der Tanz La Cueca Sola getanzt wurde,
ein Nationaltanz, der hier ohne Mann, von den Frauen alleine, getanzt
wurde, eine Hommage an die Vermissten der Pinochet Diktatur. Am Moneda
Platz, wo das Regierungsgebäude sich befindet, haben alle das Lied El
Baile de los que Sobran, von der chilenischen Band Los Prisioneros
(Die Gefangenen), die Hymne dieser Revolution, gesungen.

Diese Revolution ist die Revolution der Übriggebliebenen, der großen
Mehrheit der Chilenen, die nicht der Machtelite angehören, die kein
Geld haben, nicht korrupt sind, die keine Menschenrechte verletzen und
keine Komplizen sind, damit sie an der Macht bleiben können.

Videos von Claudia Aranda:

https://youtu.be/PAUQ1DAVPXI

https://youtu.be/4r6R7nXxjxM


Die Übersetzung aus dem Spanischen wurde von Marita Simon vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07167: Ewigjunger Sizilianer (SB)


Mit der Sizilianischen Verteidigung hat Gott eine Geißel gegen die
Königsbauer-Eröffnung in die Welt gesandt. Keine andere Verteidigung
kann sich im Laufe der über 130jährigen Turniergeschichte solcher
Popularität erfreuen wie der Zug 1...c7-c5. Ihr Variantenreichtum ist
geradezu Legion. Ihre Konzepte und verschiedenen strategischen
Elemente überfordern selbst die hochentwickelsten elektronischen
Gehirne. Mögen andere Eröffnungen auch in die Jahre gekommen sein, daß
sie kaum noch über junge nachwachsende Triebe verfügen. Die
Sizilianische Verteidigung scheint kein Alter zu kennen. Eine kleine
Abweichung in dieser oder jener Variante und schon eröffnet sich ein
völlig neuer Kosmos mit einer Fülle von taktischen und
kombinatorischen Möglichkeiten. Der Sizilianer wird nie alt werden.
Caro-Kann geht auf Krücken, der Franzose sucht sich ein Heim für seine
morschen Knochen, und selbst moderne halboffene Systeme wie die Pirc-
oder Aljechin-Verteidigung haben bereits mit Arterienverstopfung zu
kämpfen. Im heutigen Rätsel der Sphinx zeigt sich der Sizilianer von
seiner besten wildesten Seite. Die Linien für den Angriff waren offen,
Wanderer, es fehlte nur noch der taktischen "Witz".






[image: SCHACH-SPHINX/07167: Ewigjunger Sizilianer (SB)]



Storm - Gustafsson

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Da hatte sich Weiß ganz schön anschmieren lassen, als er mit 1.Th4xh7?
in die Falle ging, denn nach dem glänzenden Damenopfer 1...Df3xe3+!
konnte er sogleich die Waffen strecken. Schließlich blieb ihm nur das
Einlenken in eine Verluststellung nach 2.f2xe3 Tf8-f1+ 3.Sc3-d1
Lg7xb2+ 4.Kc1-b1 Sc4-a3+ 5.Kb1xb2 Tc8xc2+ 6.Kb2xa3 Kg8xh7



Erstveröffentlichung am 11. Januar 2007

31. Januar 2020
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





FORSCHUNG/054: Papier und Bleistift gegen Tablet-Computer - Wie wirken sich Schreibwerkzeuge aus? (idw)


Universität Ulm - 30.01.2020

Papier und Bleistift gegen Tablet-Computer - Wie wirken sich
Schreibwerkzeuge beim Lesen und Schreiben aus?



Die Digitalisierung fordert mehr und mehr auch die Schulen heraus. Wie
der Streit um den Digitalpakt gezeigt hat, stehen sich an den
Meinungsfronten zwei extreme Positionen gegenüber: die einen sehen im
Tablet-Computer ein Allheilmittel, um deutsche Schülerinnen und Schüler
fit für die Zukunft zu machen. Die anderen glauben fest an die didaktische
Überlegenheit klassischer Werkzeuge wie Stift und Papier. Die Ergebnisse
einer kürzlich veröffentlichten Interventionsstudie mit Vorschulkindern
sprechen für einen gesunden Mittelweg. So konnten Forschende der
Universität Ulm zeigen, das analoge und digitale Schreibwerkzeuge ihre
jeweils eigenen Stärken haben.

Ein Forschungsteam um den Ulmer Psychologen Professor Markus Kiefer und
die Biologin Dr. Petra Arndt hat untersucht, wie sich das Schreibwerkzeug
auf den Lernerfolg bei der Alphabetisierung von Vorschulkindern auswirkt.
In einer Interventionsstudie mit 147 Kindergartenkindern aus Ulm und
Umgebung haben die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler untersucht,
welchen Einfluss analoge und digitale Schreibwerkzeuge auf die frühe Lese-
und Schreibkompetenz von Kindergartenkindern im Vorschulalter haben.
"Verglichen haben wir drei Gruppen: Eine Gruppe hat mit Papier und
Bleistift gearbeitet, Gruppe zwei und drei haben einen Tablet-Computer
genutzt. Während die zweite Kinder-Gruppe auf eine virtuelle Tastatur
zurückgriff, nutzte die dritte Gruppe für das Lese- und Schreibtraining
mit dem Tablet-Computer einen digitalen Stift", erläutert Professor Markus
Kiefer den Aufbau der Studie. Der Psychologe leitet die Sektion für
kognitive Elektrophysiologie an der Klinik für Psychiatrie und
Psychotherapie III des Ulmer Universitätsklinikum. Um sicherzustellen,
dass die an der Studie teilnehmenden Kinder vergleichbare körperliche,
kognitive und sprachliche Voraussetzungen haben, wurden im Vorfeld
umfangreiche Voruntersuchungen durchgeführt. Alle Kinder waren im letzten
Kindergartenjahr vor dem geplanten Schuleintritt.

"Handbewegungen helfen uns im wahrsten Sinne des Wortes dabei, die Welt zu
begreifen. Wenn wir mit der Hand schreiben, wird die visuelle
Gedächtnisspur von der motorischen Gedächtnisspur unterstützt, weil es
einen direkten Zusammenhang zwischen der Form der Buchstaben und der
ausgeführten Bewegung gibt", erklärt Markus Kiefer, zu dessen Fachgebiet
die Chirografie gehört. Dabei geht es um die Frage, wie sich
unterschiedliche Modalitäten des Schreibens auf das Denken - insbesondere
auf das Lernen, Erinnern und Verstehen - auswirken. Aus anderen Studien
aus diesem Gebiet weiß man allerdings auch, dass die Verwendung einer
Tastatur besonders für Kinder mit motorischen Defiziten von Vorteil sein
kann, um Lesen und Schreiben zu lernen, gerade weil das Schreiben mit der
Hand eben sehr anspruchsvoll ist.

Welches Schreibzeug würde in der Ulmer Vorschul-Studie den Lernerfolg beim
Lesen und Schreiben Lernen am besten unterstützen? "Die Ergebnisse haben
uns in Teilen auf jeden Fall überrascht", sagt Carmen Mayer, Erstautorin
der jüngst im Fachmagazin Frontiers in Psychology veröffentlichten Studie.
Die Psychologin arbeitet unter Leitung von Dr. Petra Arndt als Doktorandin
am ZNL TransferZentrum für Neurowissenschaften und Lernen der Universität
Ulm. Für die Studie wurden die Jungen und Mädchen der drei
Vergleichsgruppen spielerisch trainiert, 16 Buchstaben zu lernen und
daraus gebildete kurze Wörter zu lesen und schreiben.

Während die Stift & Papier-Gruppe insbesondere bei der Buchstabenerkennung
vorne lag und die visuell-räumlichen Fähigkeiten stärker verbesserte,
schnitt die Tastatur-Gruppe beim Lesen und Schreiben ganzer Worte besser
ab, vor allem im Vergleich zu dem Training mit dem digitalen Stift auf dem
Tablet Touchscreen. Was den Einsatz des digitalen Stiftes angeht, hätten
die Ulmer Forscher erwartet, dass diese Gruppe besser abschneidet, als
dies faktisch der Fall war. "Wir vermuten, dass die rutschige
Bildschirmoberfläche den Kindern zu viel Aufmerksamkeit abverlangte und
damit den Lernerfolg geschmälert hat", so Kiefer. Und auch wenn die Studie
klare Unterschiede zwischen den Gruppen finden konnte, waren diese klein
und nicht immer statistisch signifikant. Das Fazit: "Man kann auf jeden
Fall sagen, dass das Schreiben mit Stift und Papier mit den meisten
Vorteilen und den wenigstens Nachteilen verbunden ist. Außerdem ist dieses
klassische Schreibwerkzeug im Vergleich zu digitalen Schreibgeräten
günstiger und technisch weniger störanfällig", stellt Professor Markus
Kiefer fest.

Möglicherweise werden zukünftig Tablet-Oberflächen entwickelt, die eine
ähnliche Reibung wie Papier haben, und damit das Schreiben mit der Hand
auf digitalen Geräten erleichtern. Dann wäre zu erwarten, dass sich die
Effekte analoger und digitaler Handschrift annähern, glauben die Ulmer
Forscher. Und auch die Verwendung von Tastaturen hat sein Gutes, was das
Erlernen von Lese- und Schreibkompetenzen auf der Wortebene angeht.
"Unsere Ergebnisse zeigen, dass es weder sinnvoll ist, digitale
Hilfsmittel kategorisch zu verteufeln, noch dass es ratsam ist, die
klassischen Schreibwerkzeuge aus dem Schulzimmer zu verdammen", sind sich
Kiefer und Arndt einig. Wie so oft liegt hier der beste Weg wohl irgendwo
in der Mitte.



Die Studie ist eine Kooperation zwischen dem ZNL Transfer-Zentrum für
Neurowissenschaften und Lernen und der Sektion für Kognitive
Elektrophysiologie an der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie III
des Universitätsklinikum Ulm. Finanziell unterstützt wurde sie mit einer
Spende der Firma Staedtler.

Originalpublikation:

Mayer, C., Waller, S., Budde-Sprengler, N., Braunert, S., Arndt, P. A.,
Kiefer, M. (2020).

Literacy training of kindergarten children with pencil, keyboard or tablet
stylus: The influence of the writing tool on reading and writing
performance at the letter and word level.

Frontiers in Psychology. 10:3054,

doi: 10.3389/fpsyg.2019.03054

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm, 30.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - BALLETT/230: Essen - Deutschlandpremiere des Cullberg Balletts mit "The Listeners", 7. + 8.2.2020


PACT Zollverein - Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

Alma Söderberg / Cullberg

Deutsche Erstaufführung des Cullberg Balletts: "The Listeners" bei PACT

FR 07.02. | 20 Uhr

SA 08.02. | 20 Uhr

- Deutschlandpremiere / Koproduktion -

Tanz / Performance



Das schwedische Cullberg Ballett ist weltweit für seine
außergewöhnliche tänzerische Qualität bekannt - das Repertoire des
Ensembles entsteht dabei mit ausgewählten zeitgenössischen
Choreograph*innen. Die neue Produktion "The Listeners"
choreographierte Alma Söderberg, die mit ihren klangstarken
Performances mehrfach bei PACT begeisterte. Am 07.02.
(Folgevorstellung am 08.02.) ist "The Listeners" bei PACT erstmals in
Deutschland zu erleben.

Alma Söderbergs bemerkenswertes Feingefühl für die Kreation besonderer
Sinneserlebnisse durch die Verwebung von Bewegung, Rhythmus und Stimme
bewies sie bei PACT zuletzt mit "Entangled Phrases" (2019) und "Deep
Etude" (2018). Nun kommt ihr als eine von drei Associated Artists die
besondere Aufgabe einer Neuproduktion für das Repertoire des
renommierten Cullberg Balletts zu. Mit "The Listeners"
(Deutschlandpremiere, 07. & 08.02.), das unlängst in der schwedischen
Norrlandsoperan (Umeå) seine Uraufführung feierte, stellt Söderberg
den Akt des Zuhörens in den Fokus und kreiert eine komplexe
Klangerfahrung, die eine sinnliche Verbindung zwischen dem Publikum
und den Tänzer*innen schafft.

»Die Körper der Tänzer*innen werden zu Instrumenten im Raum. (...) Sie
lassen die Musik, zu der sie tanzen, live auf der Bühne entstehen und
werden selbst zu einem aktiven Teil der Klanginszenierung.«, so
Söderberg über "The Listeners". Die Zusammenarbeit mit dem
renommierten Cullberg Ballett ist ihre erste Arbeit mit einem größeren
Ensemble und zugleich eine kongeniale Konstellation. Die für ihre
technische Perfektion bekannte Kompanie konnte mit Söderberg eine
Choreographin gewinnen, die die Komponenten einer Tanzperformance neu
definiert: Klang, Körper und Bewegung stehen nicht als separate
Einheiten, sondern erzeugen und verweben sich kontinuierlich. Mit der
Betonung des Zuhörens gewinnt die Arbeit auch eine gesellschaftliche
Dimension: Söderberg erforscht (Zu)Hören als individuelle Praxis,
geteiltes Erlebnis und gegenseitige Wahrnehmung und unterstreicht
damit eine zentrale Notwendigkeit unserer Zeit.

"In "The Listeners" verknoten sich Klänge und Bewegungen, geraten in
Feedbackschleifen und kulminieren in Momenten höchster Aufmerksamkeit.
Es öffnet sich ein gemeinsamer Raum für Performer*innen und Publikum -
ein Raum des Zuhörens, des Innehaltens und der konzentrierten
Wahrnehmung. »Es ist lange her, dass ich in der Tanzszene etwas so
Einzigartiges gesehen habe.«, resümierte Cecilia Blomberg nach der
Uraufführung für den schwedischen Radiosender Sverige Radio.
VVK 14 € / erm. 9 €; AK 17 € / erm. 12 € (inkl.
VRR-Ticket)

Tickets

Online: www.pact-zollverein.de

Ticket-Hotline: +49(0)201.812 22 00

Vorverkaufsstellen: TicketCenter, II. Hagen 2, 45127 Essen;
Aalto-Theaterkasse, Opernplatz 10, 45128 Essen

An allen VVK-Stellen der Theater und Philharmonie Essen.

Choreographisches Zentrum NRW GmbH wird gefördert vom Ministerium für
Kultur und Wissenschaft des Landes NRW und der Stadt Essen.
Tanzlandschaft Ruhr ist ein Projekt der Kultur Ruhr GmbH und wird
gefördert vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes NRW.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

PACT Zollverein

Choreographisches Zentrum NRW GmbH

Bullmannaue 20a, 45327 Essen

Telefon: +49 (0)201.289 47 00, Fax +49 (0)201.289 47 01

E-Mail: info@pact-zollverein.de

Internet: www.pact-zollverein.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TREFF/486: Wiesbaden - Kostümverkauf am 1. Februar 2020 im Kleinen Haus


HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Kostümverkauf am 1. Februar im Kleinen Haus



Am Samstag, dem 1. Februar von 11:11 Uhr bis 15 Uhr findet der
beliebte alljährliche Kostümverkauf im Staatstheater Mainz statt. Die
Kostümabteilung hat witzige, schräge, bunte, aber auch elegante
Kreationen, die nicht mehr auf der Bühne benötigt werden, aus dem
reichhaltigen Fundus herausgesucht.

Es warten etwa 1500 Kostümteile und zahlreiche Accessoires auf die
Besucher*innen. Auch die Maskenabteilung öffnet ihre Schränke und
verkauft Perücken und Masken. Die Kostüme können direkt in
Umkleidekabinen anprobiert werden. Wie immer ist auch für den kleinen
Geldbeutel etwas dabei - die Preise bewegen sich zwischen einem und
achtzig Euro.

Dieses Jahr finden sich viele historische Kostüme und Vintage-Teile
auf den Ständern, auch für Kinder ist einiges dabei. Regelmäßige
Besucher*innen des Staatstheaters werden Kostüme aus Produktionen wie
Don Carlo oder dem Tanzabend Small Places, der 2018 im Kloster
Eberbach zu sehen war, wiedererkennen. Ein besonderes Highlight sind
die aus Teichfolie gefertigten Kostüme der drei Hexen aus
Jan-Christoph Gockels Macbeth-Inszenierung.

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Tel.: +49 (0)611.132 1

Fax: 0611.132 367

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





MELDUNG/512: "Zorro" im Allgäu entdeckt (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 30. Januar 2020

 "Zorro" im Allgäu entdeckt

Neuer Nachweis des seltenen Gartenschläfers südlich von Oberstdorf -
am stärksten zurückgehende Nagetierart in Europa



Hilpoltstein, 30.01.2020 - Nach der Entdeckung der seltensten
Säugetierart Deutschlands - der Waldbirkenmaus - am Riedberger Horn im
September 2018, freut sich der bayerische Naturschutzverband LBV
erneut über einen spektakulären Nachweis: Im Rahmen eines Projekts zur
Erfassung von Kleinsäugern gelang dem LBV-Gebietsbetreuer Henning
Werth mit Hilfe einer Wildtierkamera der Nachweis eines seltenen
Gartenschläfers südlich von Oberstdorf. "Im gesamten Freistaat gibt es
ohnehin nur kleinere Vorkommen von Gartenschläfern, in Nordostbayern
und lediglich wenige Funde im Oberallgäu. Die Beobachtung bei
Oberstdorf ist sogar ein völlig neuer Nachweis des Nagetiers für
Deutschland", so Werth. Der zu den Bilchen gehörende Säuger ist die in
Europa am stärksten zurückgehende Nagetierart. Das Verbreitungsgebiet
des Gartenschläfers, der um seine Augen ein schwarze "Zorromaske"
trägt, hat sich in den letzten 30 Jahren halbiert. "Als Ursache wird
schon lange ein Zusammenhang mit dem Insektensterben vermutet.
Strukturelle Veränderungen der Lebensräume und auch der Klimawandel
könnten eine weitere Rolle spielen", so der LBV-Artenschützer.




[image: Zwei Gartenschläfer im Nest - Foto: © Rudi Leitl]

Foto: © Rudi Leitl



Das Foto ist schwarz-weiß, ein wenig unscharf und lediglich Schwanz
und Hinterteil eines kleinen Nagetieres sind darauf zu sehen. Doch
dieses Bild hat eine enorme Bedeutung für unsere heimische Natur, denn
es zeigt einen seltenen Gartenschläfer. "Das ist eine echte
Besonderheit für Bayern", freut sich LBV-Gebietsbetreuer Henning
Werth. Er hat den kleinen Säuger bei einer aktuellen Auswertung von
etwa 10.000 Bildern einer Wildtierkamera südlich von Oberstdorf
entdeckt. Das Foto entstand bereits im Juli 2019 im Rahmen eines vom
Bayerischen Naturschutzfonds geförderten Projektes zur Erfassung von
Kleinsäugern im Oberallgäu.




[image: Hinterteil vom Gartenschläfer, der aus dem Bild huscht - Foto: © LBV]
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"Absolut außergewöhnlich für diesen Nachweis des Gartenschläfers ist
die Höhenlage", erklärt der LBV-Gebietsbetreuer. Normalerweise sind
die Lebensräume im südlichen Verbreitungsgebiet Deutschlands eher
Obstwiesen, Weinberge und Kleingärten. In den Mittelgebirgen wiederum
sind es vor allem Schlucht- und Hangwälder, in denen sich der
Gartenschläfer bevorzugt niederlässt. "Dass diese Art auch auf über
1.600 Metern am Rande einer Alpfläche lebt, ist wissenschaftlich
höchst interessant und bedarf weiterer Forschung."

Der Gartenschläfer gehört zur Gruppe der Bilche, zu der auch
Siebenschläfer und Haselmaus zählen. Das auffälligste Merkmal des
circa 15 Zentimeter langen braun-weißen Gartenschläfers ist seine
schwarze "Zorro-Maske" um die Augen und sein typisch gefärbter und
langhaariger Schwanz, der fast so lang wie sein Körper werden kann.
Die Tiere sind nachtaktiv. Tagsüber ruhen sie in Baumhöhlen, Nestern
oder Felshöhlen. Ihren Winterschlaf verbringen sie von Oktober bis
April. Gartenschläfer sind zwar Allesfresser, ernähren sich aber
überwiegend von Insekten. Dazu gehören Früchte, Samen und Knospen zu
ihrem Nahrungsspektrum.

In den letzten 30 Jahren haben Gartenschläfer etwa die Hälfte der
Fläche ihres bisherigen Lebensraumes in Europa verloren. In nur noch
fünf der ursprünglichen 26 europäischen Länder, in denen diese Art
vorkam, gibt es noch stabile Bestände. Deutschland hat mit derzeit
zehn Prozent des weltweiten Verbreitungsgebiets hierbei eine besondere
Verantwortung. Deswegen ist der Gartenschläfer auch als "nationale
Verantwortungsart" eingestuft. Die Hauptvorkommen befinden sich in
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz. Im Freistaat ist die
Verbreitung äußerst lückenhaft. Neben Vorkommen in Nordostbayern sind
nur wenige Nachweise aus dem Oberallgäu bekannt.

"Ähnlich wie bei der Waldbirkenmaus vermuten wir noch weitere
Vorkommen des Gartenschläfers in den Allgäuer Hochalpen, die als
artenreichstes Gebirge in Deutschland gelten", erklärt Henning Werth.
"Mit den Alphirten vor Ort gibt es bereits jetzt eine sehr gute
Zusammenarbeit, denn die Sicherung des Gartenschläfer-Lebensraums und
seiner Nahrungsflächen erfolgt durch eine extensive Beweidung."

Wer selbst einen Gartenschläfer entdeckt oder gesehen hat, meldet
seine Beobachtung gern dem LBV Schwaben:
schwaben@lbv.de oder Tel. 08331- 966770.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 30.01.2020

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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VERBAND/419: Projekt Contracts2.0 für innovative Vertragsmodelle im Naturschutz gestartet (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

Projekt Contracts2.0 für innovative Vertragsmodelle im Naturschutz
gestartet

Bauernverband veranstaltet Auftaktworkshop für Policy Innovation Lab



Ziel des Projektes Contracts2.0 ist es, innovative Vertragsmodelle zu
entwickeln, die das ökonomische Interesse und die Motivation der
Landnutzer an der Bereitstellung von Umweltgütern mehr als bisher
ansprechen und die Umsetzung von Naturschutzmaßnahmen in der
Landwirtschaft stärken. Der Kern des Projekts sind 11 sogenannte
Contract Innovation Labs, in denen innovative Vertragsmodelle unter
besonderer Berücksichtigung folgender vier Ansätze entwickelt werden:
(i) ergebnisbasierte Umweltzahlungen, (ii) Kooperative
Vertragsmodelle, (iii) Pachtverträge mit Umweltvereinbarungen, (iv)
Kooperationen entlang der Wertschöpfungskette. Strategisch ergänzt
werden die CILs durch die Policy Innovation Labs (PILs), welche die
Umsetzbarkeit der erarbeiteten Vertragslösungen auf der
politisch-regulativen Ebene prüfen und Handlungsempfehlungen für die
Politik erarbeiten. Ein in der vergangenen Woche vom DBV
durchgeführter Workshop diente als Auftakt einer Veranstaltungsreihe
Policy Innovation Lab, um Möglichkeiten zu diskutieren, wie durch eine
bessere Ausgestaltung der regulativen Rahmenbedingungen der
Naturschutz stärker in der Landwirtschaft verankert werden kann.

Der Teilnehmerkreis bestand aus Vertretern von Bauern- und
Umweltverbänden, der Verwaltung von Bundes- und Landesebene und der
Wissenschaft sowie einigen Landwirten. Dieser ausgewogene Mix an
Diskutanten sorgte für spannende Ideen zum Thema 'Policy Innovation'
in der Landwirtschaft auch im Rahmen der Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik, die in die weitere Arbeit des Gesamtprojektes einfließen
werden.

Contracts2.0 ist ein EU-weites Forschungs- und Innovationsvorhaben,
gefördert im Rahmen von Horizon2020, mit insgesamt 27 Forschungs- und
Praxispartnern aus 12 Ländern. Das Projekt läuft über vier Jahre
(Start im Mai 2019) und wird koordiniert durch das Leibniz-Zentrum für
Agrarlandschaftsforschung (ZALF). Der DBV übernimmt im Projekt
Contracts2.0 die Kommunikation und Verbreitung der Ergebnisse und
bringt sich Im Policy Innovation Lab mit seiner Erfahrung in Bezug auf
agrarpolitische Fragestellungen ein. Weitere Infos und Updates unter:
www.project-contracts20.eu

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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